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Vorwort. 


Mein Vater hatte ſeine Arbeiten an dieſem zweiten 
Teile ſeiner Betrachtungen zum Weltkriege nahezu ab⸗ 
geſchloſſen, als ihn eine jaͤhe Krankheit uͤberfiel und 
dahinraffte. Ich uͤbergebe das Manuffripf in dem nicht 
voͤllig fertigen Zuſtande, in dem ich es vorfand, der 
Offentlichkeit, ohne Anderung und Hinzufuͤgung. | 

Es fehlt ein noch geplantes Kapitel über die Eigenart 
des Koalitionskrieges, unſer Verhaͤltnis zu den Bundes⸗ 
genoſſen, den Kriegseintritt Italiens und Rumaͤniens. 
Der Abſchluß des erſten Kapitels — eine Betrachtung 
zur Schuldfrage — wurde als ſeine letzte Arbeit in der 
Woche vor ſeinem Tode geſchrieben und iſt unvollendet 
geblieben. Eine abſchließende Betrachtung zum zweiten 
Bande das an den Schluß des letzten Kapitels geſtellte 
Stuͤck — iſt Entwurf, deſſen Überarbeitung und Beendi⸗ 
gung mein Vater ſich fuͤr die naͤchſten Tage vorgenommen 
hatte. 

Das Buch enthaͤlt nichts, was mein Vater nicht ſelbſt 
fuͤr den zweiten Band ſeiner Betrachtungen beſtimmt 


1 


hätte. Von den übrigen von ihm hinterlaſſenen Ent; 


wuͤrfen, Aufzeichnungen und Materialien habe ich nichts 
aufgenommen. Hinweiſe auf Ergaͤnzungen, die mein 
Vater nach Notizen und Bemerkungen in der Oarſtellung 
der Kriſis vom Juli 1917 noch vorzunehmen beabſichtigte, 
ſind aus Anmerkungen erſichtlich, die von den von 
meinem Vater ſelbſt geſchriebenen Fußnoten durch den 
Druck unterſchieden und mit d. H. bezeichnet ſind. 


Hohenfinow, 14. Januar 1921. 


Felix von Bethmann Hollweg. 


VI 


—— a 


Inhalt. 


Seite 
Vorwort * „ * „* N + * + * * * * * * „ * * * V 


1 + Amriſſe + + * * * * * * * * + + 1 + 1 0 0 1 


Das Verſailler Dokument und der deutſche Verteidigungs⸗ 
krieg. — Der Geiſt von 1914. — Der Wert der Geſamtleiſtung. 
— Die erdruͤckende Übermacht der Koalition. — Die Bedeutung 
Amerikas. — Die Großtaten des deutſchen Volkes: ein Erb⸗ 
ſchatz der Nation. 


Der Feldzugsplan und die politiſche Leitung. — Der Kriegs; 
plan der Marine. — Der ſofortige Einſatz der Flotte. — Der 
Verlauf des Krieges bis 1917. — Die militaͤriſchen Notwendig⸗ 
keiten beſtimmend fuͤr die Kriegfuͤhrung. — Selbſtbehauptung, 
Ziel und Sinn des politiſchen und militaͤriſchen Handelns. — 
Die Siege in Rußland und ihre Beziehung auf die anderen 
Fronten. — Die politiſchen und militaͤriſchen Aufgaben am 
Balkan. — Rumaͤnien. — Amerika. — Die Gefahren der Lage. 


Der Zuſammenhang der Kriegsaufgaben. — Die Meiſter⸗ 
ſchaft des Generalſtabes, die Leiſtung des Heeres. — Die Trag⸗ 


VII 


weite unferer Offenſiven. — Die Unmöglichkeit ſchneller Entſchei⸗ 
dung. — Bedeutung der Selbſtbehauptung. 

Der Kaiſer und ſeine Beurteilung der Lage. — Sein Wollen 
und fein Ziel, 

Der Kaiſer und die Armee. — Die Einwirkung des Haupt⸗ 
quartiers. — Herr v. Valentini. — Der Zugang zum Kaiſer. — 
Zur Charakteriſtik des Kaiſers. — Seine Stellung zum Kriegs⸗ 
ziel und zu den inneren Reformen. 


Die Volksſtimmung und die Kriegsereigniſſe. — Die Kriegs⸗ 
zielfrage. — Wandlung der Stimmung. — Annexioniſten und 
Defaitiſten. — Die Armee. — Siegeszuverſicht nicht durch 
Eroberungsziele bedingt. — Die Kriegsziele und das wirkliche 
Wollen der Nation. 

Neuorientierung. — Die inneren Gegenſaͤtze. — Die Bes 
deutung der unteren Schichten. — Die Politik der Diagonale. — 
Der innere Grund des Gegenſatzes. 


Heerfuͤhrung und Politik. — Notwendigkeit politiſcher Mit⸗ 
arbeit militaͤriſcher Inſtanzen. — Belagerungszuſtandsgeſetz 
und die ſtellvertretenden kommandierenden Generale. — Der 
Übergeiff des Militärs in die Politik. — Gefahr der Partei⸗ 
nahme gegen die Staatsleitung. 


Die Beziehungen zwiſchen der politiſchen Leitung und der 
Oberſten Heeresleitung zur Zeit des Generals von Falkenhayn. 
— Mllitaͤriſche Unſtimmigkeiten. — Der Wechſel in der Oberſten 
Heeresleitung. — Hindenburg. — Anteil des Reichskanzlers an 
ſeiner Berufung. — Ingerenz des Generals Ludendorff auf 
die Politik. — Streben nach militaͤriſcher Diktatur trotz un⸗ 
beſchraͤnkter Freiheit der Kriegfuͤhrung. — Verlangen der poli⸗ 
tiſchen Unterordnung. 


VIII 


Seite 
Das Vertrauen der Nation und die Machtſtellung der Heer⸗ 


fuͤhrer. 
Friedensmoͤglichkeiten. — Negatives Reſultat aller Son⸗ 
dierungen bis zum Fruͤhſommer 1917. — Verſtaͤndigungs⸗ 
bereitſchaft und Kriegsleidenſchaft. — Die Friedensmoͤglichkeit 
im Sommer 1917. | 


. 

2 

125 
5 


Das Verſagen der deutſchen Auslandspropaganda und ſeine 
Gründe. — Die Abneigung gegen die Oeutſchen. — Die Schlag⸗ 
worte der Gegner. — Ihre Wirkſamkeit und ihre Grenzen. — 
Die Nachwirkungen der feindlichen Propaganda und ihrer Un⸗ 
wahrhaftigkeit. ; 

Die Schuldfrage. — Ihre Bedeutung für Gegenwart und 
Zukunft. — Die ruſſiſch⸗ſerbiſche Expanſionspolitik. — Eng⸗ 
lands Haltung zur ruſſiſch⸗ſerbiſchen Politik. — Rußlands 
Ziele im Orient. — Deren Verfolgung um den Preis des all⸗ 
gemeinen Krieges. — Franzoͤſiſche Unterſtuͤtzungen. — Die 
Balkanwirren. — Poincaré. — Der Balmoral⸗Brief. — 
Benckendorff über Frankreichs Stellung zu Krieg und Frieden. 
— Folgerungen. — Der ruſſiſche Miniſterrat vom 31. Dezem⸗ 
ber 1913/13. Januar 1914. — Die Konferenz vom 8./ ar. Fe⸗ 
bruar 1914. — Ergebniſſe. — Die ruſſiſche Generalmobil⸗ 
machung. — Zeugniſſe fuͤr ihre Bedeutung. — Die Motive fuͤr 
die deutſche Kriegserklaͤrung. — Notwendigkeit des offenſiven 
Verteidigungskrieges. 


77% . i RR. 


Die Vorwürfe gegen die Polenpolitik der Mittelmaͤchte. — 
Bismarcks Außerung zu Hohenlohe. — Die polniſche Frage 


3. Der Abootkrieg. 


und die Teilungsmaͤchte. — Das Polenmanifeſt. — Praktiſche 
Erwaͤgungen. — Staͤrke der polniſchen Selbſtaͤndigkeitswuͤnſche. 
— Mangel natuͤrlicher Sympathie. — Die oͤſterreichiſchen 
Pläne. — Kritik der auſtro⸗polniſchen Löͤſung. — Ertraͤglichſte 
Loͤſung ein ſelbſtaͤndiges, mit Deutſchland eng verbundenes 
Polen. — Die Wiener Abmachungen vom 1x. 12. Auguſt 
1916. — Die Stellung des Militärs, — Die Anſchauungen des 
Generalgouverneurs. — Beurteilung der ruſſiſchen Friedens⸗ 


moͤglichkeiten. — Drängen der Oberſten Heeresleitung auf Er⸗ 


laß des Manifeſtes. — Zuſtimmung des Reichskanzlers. — Voͤl⸗ 

lige Übereinſtimmung zwiſchen politiſchen und militaͤriſchen 
Stellen. — Polen und die Entente. — Der Beſchluß vom 
18. Oktober. 


Hat das Polenmanifeſt den Frieden vereitelt? — Ruſſiſche 
Ablehnung aller Sondierungen ſeit 1915. — Stellung des 
Zaren gegen Separatfrieden. — Die Macht der ruſſiſchen Kriegs⸗ 
parteien. — Die Stockholmer Beſprechungen. — Saſſonows 
Sturz. — Keine Anderung der ruſſiſchen Kriegspolitik. — 
Innere und aͤußere Politik in Rußland. — Die Einwirkungen 
der Weſtmaͤchte auf die ruſſiſche Politik. — Ergebniſſe. 


Die erſten Phaſen. — Die Gefahr von Verwickelungen mit 
Amerika. — Notwendigkeit des Lavierens. — Die Haltung des 
Praͤſidenten Wilſon. — Die Note vom 23. Juli 1915. — Vers 
ſchiedene Sprache gegen Deutſchland und gegen England. — 
Die deutſche Suffernote. — Die Außerung des Oberſten Houſe 
zum deutſchen Botſchafter. — Die kommerzielle und finanzielle 
Bindung Amerikas. — Fazit der beiden erſten Jahre. 


Seite 


107 


— . u na nn I En 


111 m ee ⁰ . . EZ a u Zu ann Ana 


Seite 
Stellung des Admiralſtabes 1915 und 1916. — Stand⸗ 


punkt der Oberſten Heeresleitung. — Anderung ihrer Haltung 
8 1916. 

Stellung des Reichskanzlers. — Ihre Begruͤndung. — Ent⸗ 
ſcheidung des Kaiſers vom 4. Maͤrz 1916. — Falſche Behauptun⸗ 
gen über Abſchließung des Kaiſers. — Das UÜbootinterview des 
Admirals v. Tirpitz. — Seine Autorität und die oͤffentliche 
Meinung. — Demagogiſche Methoden der Propaganda. — 
Marine und Preſſe. — Ruͤcktritt des Großadmirals v. Tirpitz. — 
Parteien der preußiſchen Rechten gegen die Reichsleitung. — 
Die oͤffentliche Meinung noch ohne Einfluß auf die Entſchei⸗ 
dungen von 1916, aber als pſychologiſcher Faktor bedeutungs⸗ 
voll. 


Abweiſung des Verſaͤumnisvorwurfs. 


Ubootkrieg und Wechſel in der Oberſten Heeresleitung. — 
Die Verhandlungen vom 31. Auguſt 1916. — Schwenkung des 
Zentrums. — Neue parlamentariſche Lage. — Entſcheidung in 
der Hand der Oberſten Heeresleitung. — Die Telegramme vom 
22. bis 26. Dezember. — Der 9. Januar. — Die Grundlagen 
der Entſcheidung. — Die aͤußerpolitiſche Lage. — Die Frage des 
Ruͤcktrittes. — Die Gruͤnde fuͤr das Bleiben des Reichskanzlers. 
— Der Vortrag beim Kaiſer. — Schlußbetrachtung. 


4. Wilſons Friedensaktion und das Friedensangebot der 
CCↄↄÄu ///. ĩ ĩ ĩ ( 
Die drei Themen der Wilſonſchen Politik. — Wilſon weder 
Hort des Voͤlkerrechts noch neutral. — Vereitelung ſeiner Frie⸗ 
densmiſſion durch feine Abhangigkeit von der Entente. — Die 
zwanzig Punkte des Senators Stone. 


XI 


5. Das erſte Halbjahr 1917 . 


XII 


Unpopularitaͤt einer amerikaniſchen Friedens vermittlung. — 
Geſpraͤche des Reichskanzlers mit Houſe und Gerard. — Wilſons 
zaudernder Charakter. — Die militaͤriſche Lage im Sommer 
1916. — Gerards Reiſe nach Waſhington. — Sein Mangel an 
Orientierung. — Die Gründe des deutſchen Friedens angebotes. 


Selte 


— Akademiſcher Charakter von Kriegszielprogrammen. — | 


Die Formulierung des deutſchen Angebotes. — Der Zeitpunkt. — 
Wilſons weiteres Zaudern. — Beſchleunigung ſeines Schrittes 
durch das deutſche Angebot. 

Erſte Wirkung des deutſchen Friedensangebotes. — Offi⸗ 
zielle Antwort. — Die Folge. 

Die ungenuͤtzte Situation im November. — Wilſons Frie⸗ 
densnote vom 19. Dezember und die Antwort der Entente. — 
Die Kongreßbotſchaft vom 22. Januar. — Graf Bernſtorffs 
Telegramm vom 27. Januar. — Bewertung der Lage. — Der 
Bruch. — Das Kreuzverhoͤr im Senat. 


Gruͤnde fuͤr das Verbleiben des Nei bn im Amte. — 
Der Geſchaͤftsverkehr mit der Oberſten Heeresleitung. — Der 
Anſturm der Gegner im Innern. 

Fideikommißgeſetz. — Spaltung der Sozialdemokraten. — 
Wirtſchaftliche Schwierigkeiten. — Herrenhaus gegen Reichs⸗ 
tag. — Rede im Abgeordnetenhauſe vom 14. Maͤrz. — Aus⸗ 
bruch der ruſſiſchen Revolution. 

Wirkung der ruſſiſchen Revolution auf die inneren deutſchen 
Verhaͤltniſſe. 

Wahlrecht und Parlamentariſierung. — Die Stellung Preu⸗ 
ßens zum Reich. — Die Schwierigkeiten der Parlamentariſierung. 


167 


SERIE 
eg a; 


— Blick auf die gegenwärtigen Verhaͤltniſſe. — Die Thronrede 
vom 13. Januar 1916. — Reichtagsrede vom 27. Februar 1917. 
— Heranziehung der Parlamentarier. — Reichstagsdebatte vom 
29. März 1917. — Verfaſſungsausſchuß. 

Verringerung der Brotration. — Der amerikaniſche Keil. — 
Ermaͤchtigung zur Vorbereitung einer Kaiſerlichen Kundgebung. 
— Kritik des Pluralwahlrechts. — Widerſtaͤnde gegen das gleiche 
Wahlrecht. — Verhandlungen im preußiſchen Staats miniſte⸗ 
rium. — Die Oſterbotſchaft. 


Wirkung der Oſterbotſchaft. — Die Gewerkſchaften. — Der 
Reichskanzler gegen die linksradikale Agitation. — Verſtaͤrktes 
Vertrauen im Volke. — Proteſte gegen die feindlichen Spal⸗ 
tungsverſuche. — Die Idee des ſozialen Kaiſertums. — Die 
innerpolitiſchen Auffaſſungen des Kaiſers. — Seine militaͤriſche 
Umgebung. — Die Gegnerſchaft der Oberſten Heeresleitung. — 
Die Vorſtoͤße der Parteien im Verfaſſungsausſchuß. — Die 
Offizierspatente. — Schwere Verſtimmung des Kaiſers. — 
Differenzen mit dem Miniſter des Innern. 5 


Die militaͤriſchen Ereigniſſe des Fruͤhjahrs. — Die Entwicke⸗ 
lung in Rußland. — Der „Friede ohne Annerionen und Ent⸗ 
ſchaͤdigungen“. — Reichstagsrede vom 15. Mai. 


Oſterreich⸗ Ungarn. — Der junge Kaiſer. — Graf Czernin. — 
Elſaß⸗Lothringen. — Der oͤſterreichiſche Vorſchlag vom 3. April. 
— Das Erpofe des Grafen Czernin und die Antwort des Reichs⸗ 
kanzlers. — Die Wiener Beſprechung vom 13. Mai. — Die 
Sixtus⸗Affaͤre. 


Anzeichen von Friedensneigungen. — Guͤnſtige Verſchie⸗ 
bung der Geſamtlage. — Die unguͤnſtigen Faktoren. — Zu⸗ 
ſtand der Schwebe. — Die Moͤglichkeiten fuͤr einen Verhand⸗ 


XIII 


Geite 
lungsfrieden. — Der Beſuch des Nuntius Pacelli. — Der Brief 


des Papſtes. — Der Auftrag Pacellis. — Seine Fragen und 
die Antworten des Reichskanzlers. — Empfang des Nuntius beim 
Kaiſer. — Die Außerungen des Kaiſers uͤber den Frieden. 


Verſteifung der inneren Gegenſaͤtze. — Herr von Heyde⸗ 
brand in Herford. — Die Stimmung der Maſſen. — Peſſimiſti⸗ 
ſche Geruͤchte. — Gegenſatz der militaͤriſchen und politiſchen Lei⸗ 
tung. — Fehlſchlagender Verſuch einer Verſtaͤndigung. 


Ausbruch der inneren Kriſis. — Genehmigung des Kaiſers 
zur Berufung von Parlamentariern in die Regierung. — Reichs⸗ ' 
tag und preußiſches Wahlrecht. — Vortrag beim Kaiſer über das i 
Wahlrecht. — Kronrat vom 9. Juli. — Berufung des Kron⸗ 
prinzen. — Ruͤcktrittsangebot vom 10. Juli. — Kabinettsordre 
über das preußiſche Wahlrecht vom ıı. Juli. 


Die Vorgaͤnge im Hauptausſchuß des Reichstags. — Peſſi⸗ 
mismus. — Die Rede des Abgeordneten Erzberger vom 6. Juli. 
— Ziele und Widerſpruͤche der parlamentariſchen Aktion. 


Außerparlamentariſche Einfluͤſſe. — Intriguen. — Aus⸗ 
ſprache des Reichskanzlers mit dem Kaiſer am 7. Juli. — Im; 
mediatvortrag der Generale. — Die Friedensreſolution. — 
Die Oberſte Heeresleitung und die Parteien. — Betreiben des 
Kanzlerwechſels. — Eingreifen des Kronprinzen. — Das Ulti⸗ 
matum der Heerfuͤhrer. — Abſchied des Reichskanzlers. 


Schlußbetrachtung. 


6wmuꝛ ß a ee a 
2. Der oͤſterreichiſch⸗ſerbiſche Streit.. 224 


XIV 


Denkſchrift des Reichskanzlers a. D. von Bethmann Holl⸗ 
weg aus feiner an den x. Unterausſchuß des Unterſuchungs⸗ 
ausſchuſſes erſtatteten Auskunft. (Beilagen zu den ſtenographi⸗ 
ſchen Berichten des Unterſuchungsausſchuſſes, 1. Unterausſchuß 
Nr. 1, Zur Vorgeſchichte des Weltkrieges, S. 12—23.) 


2. Denkſchrift des Reichskanzlers über den Ubootkrieg vom 29. Fe⸗ 
u en 
(Beilagen zu den ſtenographiſchen Berichten des Unter; 
ſuchungsausſchuſſes, 2. Unterausſchuß, Nr. 3, Teil IV, Zur 
Vorgeſchichte der Erklaͤrung des uneingeſchraͤnkten Uboot⸗ 
krieges. S. 149—157). 


3. Telegramm des Reichskanzlers an den Botſchafter Grafen Bern⸗ 
ſtorff vom 29. Januar 1917 über die Friedensvermittelung. 
(Beilagen zu den ſtenographiſchen Berichten des Unter⸗ 
ſuchungsausſchuſſes, 2. Unterausſchuß, Nr. r, Teil I, Diplo⸗ 
matiſcher Verkehr Berlin⸗Waſhington, S. 74—76). 


Seite 


260 


274 


XV 


EC 


ES eit zwei Jahren ruhen die Waffen. Mit einem 
europaischen Chaos hebt das Zeitalter der Frei⸗ 
heit und Gerechtigkeit an, das unſere Gegner der Welt 
verheißen haben. Die Unhaltbarkeit eines Mechanismus, 
den Haß und Furcht auskluͤgelten, liegt vor aller Augen. 
Daß nur europaͤiſche Politik Europa retten, daß nur ſie 
den allgemeinen Drang nach einer Wandlung der ſozi⸗ 
alen und internationalen Struktur des Voͤlkerlebens in 
geſunde Bahnen leiten kann, — dieſe haus backene Wahr; 
heit iſt bisher in der großen Illuſion der Gegner unter⸗ 
gegangen, ihren muͤhſam errungenen Sieg durch Miß⸗ 
handlung der Beſiegten vervollſtaͤndigen zu koͤnnen. 
Die weltgeſchichtliche Schuld, den Krieg bis zum Weiß⸗ 
bluten der Gegner getrieben zu haben, iſt durch den 
Diktatfrieden von Verſailles und ſeine bisherige Aus⸗ 
fuͤhrung bergehoch getuͤrmt worden. In ſeinen greiſen⸗ 
haften Zuͤgen der Vergangenheit entſtammt das Ver⸗ 
ſailler Dokument derſelben imperialiſtiſchen Ruͤſtkammer, 
in der der Weltkrieg geſchmiedet wurde. Jeder Verſuch, 
fuͤr Deutſchlands Gegner eine hoͤhere Ethik in An⸗ 
ſpruch zu nehmen ſcheitert an dem unverhuͤllten, im 
Vertragsbruch und Machtmißbrauch beurkundeten Be⸗ 
gehren, Deutſchland politiſch und militaͤriſch unſchaͤdlich 
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zu machen, wirtſchaftlich und moraliſch zu verkruͤppeln. 
Trotz der grotesken Erpreſſung deutſchen Schuldbekennt⸗ 
niſſes iſt der Verſailler Friedensvertrag die Probe auf 
die Richtigkeit der deutſchen Auffaſſung der Kriegs⸗ 
urſachen. Die 26 feindlichen Staaten haben mit ihrer 
Unterſchrift den Krieg endguͤltig zum deutſchen Ver⸗ 
teidigungskrieg geſtempelt. 

Drang nach Abſchuͤttelung der Feſſeln ſeines aͤußeren 
und inneren Lebens war der Geiſt, in dem das deutſche 
Volk im Auguſt 1914 in den Krieg zog. Die jahrelange 
Einſchnuͤrung durch die Entente war eine Provokation 
geweſen, wie ſie in gleicher Schaͤrfe wohl noch nie gegen 
eine große, in uͤberquellender Entwickelung ſtehende 
Nation gerichtet worden iſt, und das feindliche Abel 
wollen hatte ſich fortgeſetzt ſo draſtiſch bekundet, daß der 
Kriegsausbruch als das Ergebnis lange vorbereiteter 
feindlicher Unternehmungen empfunden wurde. Zu den 
Waffen eilte die Nation, nicht nur um die Heimat vor 
Zerſtoͤrung zu bewahren, ſondern auch in der Hoffnung, 
die Schranken niederlegen zu koͤnnen, mit denen feind⸗ 
liche Mißgunſt und Neid ihre freie Entfaltung einzuengen 
beſtrebt geweſen waren. Innerpolitiſche Momente liefen 
parallel. Hoͤchſte Kraftentfaltung wurde von einer Na⸗ 
tion gefordert, die aus dem Geſtruͤpp der Parteidoktrinen 
und aus der Wildnis der Klaſſenverhetzung den Weg 
zum Nationalſtaat noch nicht gefunden hatte. Als das 
Volk in dem Nachtdunkel aͤußerer Gefahr zu ſeinen 
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Fahnen ſtuͤrmte, ſtrahlte nicht den Schlechteſten das Bild 
einer innerlich verſoͤhnten und zu ſtraffem Handeln poli⸗ 
tiſch befaͤhigten Nation als blendendes Licht voran. Nur 
Gefuͤhle der Ehrfurcht koͤnnen die Erinnerung an eine 
Zeit tragen, wo aller Eigennutz und alle Neigung zu 
ſelbſtgenuͤgſamer Abſonderung in ein Gemeinſamkeits⸗ 
gefühl hinwegſchmolzen, das mit der ganzen Kraft be⸗ 
wußter und inſtinktiver Vorſtellung im Vaterland eine 
menſchliche Ordnung hoͤherer und heiliger Art erkannte, 
wert des letzten Einſatzes von Gut und Blut. 

Mehr als an die Hochſtimmung der erſten Wochen 
klammern ſich in der Ungeheuerlichkeit unſeres Zuſam⸗ 
menbruchs die Gedanken an die Gegenſaͤtze, wo unter 
dem phyſiſchen und moraliſchen Druck des nicht enden⸗ 
wollenden Krieges neben den edelſten heroiſchen Kraͤften 
niederſte menſchliche Leidenſchaften aufkamen und alte 
deutſche Uneinigkeit in Rechthaberei, Verdaͤchtigung und 
parteilicher Intereſſenpolitik wieder durchbrach. Ver⸗ 
faͤlſcht aber wuͤrde das Bild des deutſchen Schickſals⸗ 
kampfes, wollte man in dieſer Zerſplitterung und Ver⸗ 
geudung der Kraͤfte den entſcheidenden Grund unſerer 
Niederlage ſehen. Unvergaͤnglich ſteht hinter allem 
Menſchlichen und Allzumenſchlichen, das auch in die 
groͤßten Weltgeſchehniſſe unauftrennbar verwoben iſt, 
der Wert der Geſamtleiſtung. Vier Jahre lang hat ſich 
Deutſchland an der Seite ſeiner Verbuͤndeten gegen eine 
ſein Lebensmark aushoͤhlende Blockade und gegen eine 
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vielfache Weltuͤbermacht mit wuchtigen Schlägen be; 
hauptet. Verſagt hat ſeine Widerſtandskraft erſt, als, 
von dem Zuſammenbruch ſeiner Bundesgenoſſen be⸗ 
gleitet, amerikaniſche Kriegshilfe das feindliche Über⸗ 
gewicht an Menſchen und Material zum Überquellen 
brachte. Einer Koalition, der eine Bevoͤlkerung von 
878 Millionen die Streiter ſtellte, die frei uͤber die Kriegs⸗ 
mittel faſt der ganzen Welt verfuͤgte, ſind die nahezu 
hermetiſch abgeſchloſſenen Zentralmaͤchte mit ihren 143 
Millionen Menſchen nach heißeſtem Ringen zum Opfer 
gefallen. Das iſt der weltgeſchichtliche Vorgang. Keine 
Schmach der Endkataſtrophe, kein Übermut, in den die 
Feinde den Stolz auf ihre Taten kleiden, kann dieſe 
nackte Tatſache aus der Welt ſchaffen. Daß wir den 
Krieg nicht haben zu Ende bringen koͤnnen, bevor Ame⸗ 
rika in ihn eintrat, und dann wieder nicht, bevor Ameri⸗ 
kas Kriegsmacht tatſaͤchlich auf den Schlachtfeldern er⸗ 
ſchien, iſt unſer Verhaͤngnis geworden. 

Die nagende Frage aber, ob wir aus eigener Schuld, 
aus Schuld von Einzelperſonen oder der Geſamtheit, 
den feindlichen Vernichtungswillen nicht vorher haben 
brechen koͤnnen, darf nicht zu dem Abgrund werden, der 
die Leiſtungen des deutſchen Volkes in ſelbſtmoͤrderiſcher 
Verunglimpfung verſchlingt. Seine Großtaten ſind und 
bleiben ein Erbſchatz der Nation auch fuͤr neues Wirken. 
Ob dem europaͤiſchen Voͤlkerleben den in Verſailles er⸗ 
oͤffneten Ausſichten zuwider und uͤber das bolſchewiſtiſche 
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Dunkel hinaus eine Epoche friedlicher Gemeinſamkeit 
beſchieden ſein wird, verbirgt die Zukunft. Aber auch 
Friedensarbeit wird nicht ohne den Geiſt von Mann⸗ 
haftigkeit und Selbſtaufopferung beſtehen, den im Kriege 
bis an die letzten Grenzen der Kraft bewaͤhrt zu haben, 
ein ewiger Ruhmestitel des deutſchen Volkes bleiben 
wird. 


X* 


Wie bei der Einleitung des Krieges die politiſchen 
Maßnahmen nach den Beduͤrfniſſen des fuͤr unabaͤnder⸗ 
lich erklaͤrten Feldzugsplanes zu geſtalten waren, ſo 
haben auch im Kriege nur die militaͤriſchen Geſichts⸗ 
punkte techniſcher Moͤglichkeit und ſtrategiſcher Wirkung 
die großen Operationen ausſchlaggebend beſtimmt. 

An der Aufſtellung des Feldzugsplanes ſelbſt iſt die 
politiſche Leitung nicht beteiligt geweſen. Auch nicht an 
den Anderungen, denen der Schlieffenſche Plan ſchon 
geraume Zeit vor dem Ausbruch des Krieges unterzogen 
worden iſt. Endlich nicht an den Abweichungen von dem 
ſo modifizierten Plan bei feiner praftifchen Ausfuͤhrung. 
Überhaupt ift während meiner ganzen Amtstaͤtigkeit 
keine Art von Kriegsrat abgehalten worden, bei dem ſich 
die Politik in das militaͤriſche Für und Wider eingemiſcht 
haͤtte. Unter ihren drei Chefs, mit denen ich zuſammen 
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gearbeitet habe, hat mir die Oberſte Heeresleitung von 
den großen Operationen, die ſie vorhatte, ſtets vor der 
Ausfuͤhrung in allgemeinen Zügen Kenntnis gegeben. 
Niemals aber hat die Politik die Kriegfuͤhrung in ihren 
Operationen behindert oder zu Aktionen veranlaßt, die 
nicht militaͤriſchen Plaͤnen entſprangen. 

Eine generelle und große Ausnahme hat, wie ſelbſtver⸗ 
ſtaͤndlich, der Ubootkrieg gemacht. Hier ſtand Amerikas Zu⸗ 
tritt zu unſeren Feinden auf dem Spiel. Politiſche und mili⸗ 
taͤriſche Momente waren untrennbarer als je verwoben !). 

Der Kriegsplan der Marine gab nach den mir gemach⸗ 
ten Mitteilungen die allgemeine Richtlinie an, durch den 
Kleinkrieg einen Kraͤfteausgleich zu ſuchen, der die Chan⸗ 
cen einer Seeſchlacht, die dann unter dem Einſatz aller 
Machtmittel geſchlagen werden ſollte, ſo erfolgreich wie 
moͤglich geſtaltete. Daß einzelne Marineſtellen gewuͤnſcht 
haben, im Widerſpruch hiermit gleich bei Kriegsausbruch 
die engliſche Flotte an der engliſchen Kuͤſte zur Schlacht 
zu zwingen, iſt wahrſcheinlich. Sollten ſie bei der be⸗ 
fehlenden Stelle, dem Kaiſer, einen ſolchen ſofortigen 
Einſatz der Flotte beantragt haben, ſo iſt mir dies vor⸗ 
enthalten worden. Unter meiner Zuziehung iſt es nicht 

) Zu momentanen, aber beglichenen Differenzen haben die Luft 
angriffe auf England gefuͤhrt: Ich habe meinerſeits unveraͤndert an dem 
Standpunkt feſtgehalten, daß nur fuͤr die Kriegfuͤhrung weſentliche An⸗ 
lagen anzugreifen ſeien. Der Moment, wo daruͤber hinausgehende An⸗ 


griffe den Krieg beenden konnten, iſt nach meiner Auffaſſung niemals 
eingetreten. 
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geſchehen. Damit fallt die Behauptung, ich haͤtte, aus 
welchen Gruͤnden immer, den ſofortigen Flotteneinſatz 
verhindert und damit eine der groͤßten Kriegschancen 
aus der Hand gegeben, in ſich zuſammen. Die Beſchul⸗ 
digung ſchlaͤgt auf diejenigen Stellen zuruͤck, welche da⸗ 
mals vielleicht in Privatgeſpraͤchen und Briefen ihren 
Unmut uͤber Nichtverwendung der Flotte geaͤußert, es 
aber unterlaſſen haben, die Sache offiziell an derjenigen 
Stelle zum Schwur zu treiben, die die letzte Entſcheidung 
hatte. Nur wenn das geſchehen waͤre, und wenn ſich da⸗ 
bei politiſche Bedenken ſtaͤrker als militaͤriſche Gruͤnde er⸗ 
wieſen haͤtten, koͤnnte die Verantwortung dafuͤr, daß 
wir bei Kriegsausbruch keine große Seeſchlacht provo⸗ 
ziert haben, der politiſchen Leitung zugeſchoben werden. 

Die Stellung, die der Krieg der politiſchen Leitung 
gegenuͤber den militaͤriſchen Operationen zu Lande und 
zu Waſſer einraͤumte, wurde durch die Dinge ſelbſt 
beſtimmt. Unmoͤglich konnte ſich der militaͤriſche Laie 
anmaßen, militaͤriſche Moͤglichkeiten, geſchweige denn 
militaͤriſche Notwendigkeiten zu beurteilen. Militaͤriſche 
Notwendigkeiten aber ſind es nach meinen Eindruͤcken 
geweſen, welche die Kriegfuͤhrung geleitet haben. Auch 
hinter der glaͤnzendſten Initiative, die der Generalſtab 
entfaltete, ſtand der militaͤriſche zwang. Wie der Zwang 
geloͤſt wurde, konnte nur das Militaͤr auch da entſcheiden, 
wo militaͤriſche und politiſche Forderungen Hand in Hand 
gingen. 


Bis zur Marne haben wir dem Kriege fein Geſetz vor; 
geſchrieben. Von der Marne bis zur Niederlage Rumaͤ⸗ 
niens rangen wir mit den Ereigniſſen um die Fuͤhrung. 
Zumeiſt in erzwungener Abwehr, mit kurzen Intervallen 
in freier Entſchließung, immer im Kampfe nicht nur um 
den Erfolg, ſondern um unſere Exiſtenz. Ernſter als die 
Gegner bedrohten uns in jener Zeitſpanne Fehlſchlaͤge 
mit der Vernichtung. Nachdem die Front im Weſten 
erſtarrt war, waͤhrend der Ruſſe den oͤſterreichiſchen 
Bundesgenoſſen ſchwer bedruͤckte, galt es dieſem Luft 
zu ſchaffen und den Oſten nach Moͤglichkeit zu ſichern. 
Hier griffen außerpolitiſche und militaͤriſche Gruͤnde aufs 
engſte ineinander. Ein ſichtbarer Erfolg mußte errungen, 
die Ruſſenfront entlaſtet ſein, ehe Italien losſchlug. Bis 
dahin mußten politiſche Mittel das Eingreifen Italiens 
zum mindeſten verzoͤgern. Schuf ſchon nach Anſicht un⸗ 
ſeres oͤſterreichiſchen Bundesgenoſſen, deſſen Selbſtver⸗ 
trauen haͤufig geringer war als ſeine ſchließliche Leiſtung, 
Italiens Kriegseintritt eine nahezu hoffnungsloſe Lage, 
ſo mußte vollends ein gleichzeitiges Eingreifen Rumaͤ⸗ 
niens, das von Italien wie von den Alliierten betrieben 
wurde, auch hoͤchſtem Vertrauen den Verluſt des Krieges 
bedeuten. Dringlich war es daher, daß der Schlag an 
der Oſtfront, wenn er ſchon Italien nicht mehr zuruͤck⸗ 
halten konnte, an einer fuͤr die Rumaͤnen eindrucksvollen 
und nicht ungefaͤhrlichen Stelle erfolgte, um in ſeiner 
mit politiſchen Mitteln zu unterſtuͤtzenden Auswirkung 


10 


wenigſtens eine rumaͤniſche Intervention zu verleiden. 
Der glaͤnzende Sieg bei Gorlice, die bedrohte Karpathen⸗ 
front voͤllig entlaſtend, Oſterreichs Widerſtandskraft neu 
belebend und zur Verteidigung der neuerſtehenden Suͤd⸗ 
front befaͤhigend, bannte zugleich die rumaͤniſche Gefahr. 
Und doch befreite er uns nur von hoͤchſter Not des Augen⸗ 
blicks, waͤhrend ein aͤhnlicher gegneriſcher Schlag nach 
menſchlichem Ermeſſen unſeren Untergang bedeutet 
haͤtte. 

Auch nach der Schlacht bei Gorlice blieb politiſch und 
militaͤriſch Selbſtbehauptung Ziel und Sinn unſeres 
Handelns. Da der ruſſiſche Raum militärifch nicht be⸗ 
zwungen werden kann, galt der ruſſiſche Feldzug des 
Sommers 1915 der Sicherung des Oſtens auf kuͤrzeſter 
Linie. Daß die militaͤriſche Niederlage in der Folge Ruß⸗ 
land über politiſche, moraliſche, wirtſchaftliche Kriſen 
zum Frieden fuͤhren werde, blieb Hoffnung. Erſt zwei 
Jahre ſpaͤter, — zu ſpaͤt, und in der Form eines den 
ruſſiſchen Faktor auch fuͤr den Sieger entwertenden, 
totalen Zuſammenbruchs — iſt dieſe Hoffnung erfuͤllt 
worden. 

Die militaͤriſche Ausnutzung der Siege uͤber Rußland 
bis zur Grenze des Erreichbaren mußte nicht nur durch 
ein Riſiko im Weſten, deſſen Groͤße bei den Durchbruchs⸗ 
verſuchen im Artois und in der Champagne offenkundig 
wurde, ſondern auch durch ein nicht minder großes 
Riſiko im Suͤdoſten erkauft werden. 
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Die Behandlung des Balkans war für beide frieg ⸗ 
führenden Parteien die ſchwierigſte und verwickeltſte Auf: 
gabe der erſten Kriegsjahre. Um feine Haltung kaͤmpften 
beide Parteien in Geſchick und Ungeſchick, in Gluͤck und 
Mißgeſchick einen heißen politiſchen Kampf. Auch hier 
bedeutete der Erfolg fuͤr uns zunaͤchſt nur Selbſtbehaup⸗ 
tung, für die Gegner den Sieg. Sſterreich⸗Ungarn 
kaͤmpfte ungluͤcklich gegen Serbien. Den Rumaͤnen 
mußte die ſiebenbuͤrgiſche Beute leichter und lockender 
als die beßarabiſche ſcheinen. Auch im beſten Fall blieb 
ihre Neutralität zweifelhaft und immer von neuem durch 
militaͤriſche Erfolge und politiſche Mittel zu befeſtigen. 

Nachdem es der „Goeben“ gelungen war, den ihr aus 
politiſchen Gruͤnden am Tage des Kriegsbeginns uͤber⸗ 
mittelten Befehl auszufuͤhren und ſich nach Konſtan⸗ 
tinopel durchzuſchlagen, konnte die Tuͤrkei gewonnen 
werden. Dieſer politiſche Erfolg war dreifach noͤtig. In 
den Meerengen mußte die einzig leiſtungsfaͤhige Ver⸗ 
bindung zwiſchen dem oͤſtlichen und den weſtlichen Geg⸗ 
nern unterbunden, es mußte die militaͤriſche Aufruͤſtung 
Rumaͤniens durch die Weſtmaͤchte getroffen, eine fuͤr die 
Haltung auch des uͤbrigen Balkans politiſch wie mili⸗ 
taͤriſch unentbehrliche Machtpoſition geſchaffen werden. 
Waͤhrend die Tuͤrken zuerſt mit der Flotte, dann mit 
einem Landheer der Alliierten, von Granaten wie von 
Lebensmitteln entbloͤßt, ſchwer und zaͤh um die Meer⸗ 
engen rangen, galt es das von den Gegnern mit den 
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1 > duferen Mitteln umworbene und bedraͤngte Griechen, 
land in Ruhe zu halten, einen bulgariſch⸗tuͤrkiſchen Aus⸗ 
I gleich zu vermitteln, einen bulgariſch⸗ſerbiſchen zu ver⸗ 
hindern, ſo in Bukareſt und Athen die Diplomatie der 
Alliierten in Schach zu halten, in Sofia aber matt⸗ 
zuſetzen. Der waͤhrend des Sommers 1915 um dieſe 
Fragen brennende Kampf ſtellte die politiſche wie die mili⸗ 
taͤriſche Leitung vor ſchwerſte Entſcheidungen. Wie poli⸗ 
tiſch auf eine ſerbiſche Expedition gedraͤngt werden mußte, 
um den bedrohten Tuͤrken die Hand zu reichen, ein bul⸗ 
gariſches Buͤndnis wirkſam zu machen und ſo den Bal⸗ 
kan fuͤr uns zu ſichern, ſo mußte die militaͤriſche Leitung 
auf vollſte Ausnutzung der Siege uͤber Rußland aͤußer⸗ 
ſtes Gewicht legen. Auch hier war der Pfad ſchmal, der 
ſchließlich uͤber gluͤckliche Maßnahmen gegen einen ſtaͤrke⸗ 
ren, aber in dieſer Frage militaͤriſch und politiſch weniger 
gluͤcklich operierenden Gegner zum Erfolg fuͤhrte. Knapp 
ehe ſich der von Briand betriebene Plan politiſch aus⸗ 
wirken konnte, durch die Landung in Saloniki den Krieg 
an der noch fluͤſſigen Front zugunſten der Entente zu 
entſcheiden, hatten deutſche und bulgariſche Truppen ſich 
in Serbien die Hand gereicht und eine atemloſe Span⸗ 
nung ſich zunaͤchſt zu unſeren Gunſten geloͤſt. 

Nach dem ſerbiſchen Feldzug entſchied ſich die Oberſte 
Heeresleitung fuͤr den Angriff auf Verdun. Waͤhrend 
dort zuerſt die Franzoſen, dann wir an der Somme an⸗ 
faͤngliche Erfolge zum Stehen brachten, aͤnderte ſich das 


13 


Geſamtbild zuerſt im Süden, dann im Oſten. Eine von 
Oſterreich⸗Ungarn auf eigene Fauſt unternommene Of⸗ 
fenſive in Tirol blieb ſtecken. Der Entlaſtungsſtoß des 
Generals Bruſſilow fuͤhrte zum Zuſammenbruch der 
oͤſterreichiſch-ungariſchen Nordfront von Wolhynien bis 
zur Bukowina. Alles war von neuem in Frage geſtellt: 
Rumänien, die ruſſiſche Überlegenheit wie die Schwäche 
Oſterreich⸗ Ungarns vor Augen, glaubte des Erfolges 
endlich ſicher zu ſein und trat in den Krieg ein. Rumaͤ⸗ 
nien wurde geſchlagen und die Front erſtand im Spaͤt⸗ 
herbſt 1916 von neuem. Im Winter 1916/17 lagen 
offenſive Moͤglichkeiten nicht vor. Die Oberſte Heeres⸗ 
leitung, beſorgt um die Weſtfront, erzwang, von großen 
Teilen des Volkes bejubelt, den ruͤckſichtsloſen Uboot⸗ 
krieg. Amerika trat aktiv in den Krieg ein. Neue und 
ſchwerſte Gefahren tauchten auf, wenn der Übootkrieg 
nicht gluͤckte. 


Kein Verſuch, den Verlauf des Krieges auch nur in 
ganz groben Umriſſen zu zeichnen, wird der gewaltigen 
Groͤße der Geſchehniſſe gerecht. Stets griffen politiſche 
und militaͤriſche Momente untrennbar ineinander. Alle 
Teile und Seiten der Geſamtaufgabe des Krieges, die 
wirtſchaftlichen, die militaͤriſchen, die innen⸗ und außen⸗ 
politiſchen Fragen hingen aufs engſte zuſammen. Gleich 
dringend, unaufſchiebbar und unerlaͤßlich ſtellten ſie ihre 
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Forderungen, Forderungen, die ſich im einzelnen vielfach 
widerſprachen und gegenſeitig ſtoͤrten. Die große Direk⸗ 
tive, die zu befolgende einheitliche Linie war nur aus 
unſeren militaͤriſchen Ausſichten zu entnehmen. 

Die Leiſtung der Armee war eine ungeheure und wird 
in alle Zukunft eine ungeheure bleiben, auch wenn ein⸗ 
mal die Kritik Fehler der Fuͤhrung aufdecken ſollte. Die 
Organiſation eines ganzen Volkes in Waffen, die Vor⸗ 
ſorge fuͤr ſeine Streitbarkeit, die Bewaͤltigung der mit 
einem Koalitionskriege notwendig verbundenen Kompli⸗ 
kationen, die Leitung eines Millionenheeres auf den 
Kriegsſchauplaͤtzen einer Welt, kurz die ſtete Ingang⸗ 
haltung und Belebung eines geradezu ungeheuren Raͤder⸗ 
werks, das uns in den Abgrund riß, wenn es an einer 
Stelle verſagte, ſind Taten des Generalſtabes von ſo 
ſouveraͤner Meiſterſchaft, wie fie in der Geſchichte aller 
Zeiten einzig daſteht. Nichts gleicht ihr als die Leiſtungen 
eines Heeres, an deſſen Groͤße in Entſchloſſenheit, Aus⸗ 
dauer und Todes verachtung Worte überhaupt nicht 
heranreichen. 

Und doch wurde der Geſamtverlauf des Krieges bis 
in den Herbſt 1917 dadurch charakteriſiert, daß ſich auch 
unſere groͤßten Siege niemals zu vollem Erfolge aus⸗ 
wirkten. Weder unſere erſte Offenſive im Weſten, weder 
Tannenberg und die Maſurenſchlacht, noch Gorlice, 
weder der ſerbiſche, noch der rumaͤniſche, noch der italie⸗ 
niſche Feldzug. Politiſch geſehen waren alle unſere Siege 
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nur gluͤckliche Verteidigung. Niemals aber war die 
Situation auf der einen Seite ſo gut oder ſo ſchlecht, 
daß ſie zum Frieden zwang. | 

Durch die Marneſchlacht hatten wir die Ausſicht, den 
Krieg durch militaͤriſche Schlaͤge bald zu beenden, ein⸗ 
gebuͤßt. Mit dem Augenblick, wo die Wirklichkeit einen 
ſchnell entſcheidenden Sieg an der Weſtfront nicht mehr 
erwarten ließ, mußten wir uns auf eine faſt unbegrenzte 


Kriegsdauer gefaßt machen. Denn auch die militaͤriſche 


Lage im Oſten machte die Moͤglichkeit einer Abſprengung 
Rußlands mehr als unwahrſcheinlich. Dann aber glichen 
wir der an Zahl ſchwaͤcheren Beſatzung einer von einer 
Übermacht zernierten Feſtung. Wie wir trotz glaͤnzendſter 
Einzelſiege zu einem gluͤcklichen Ende kommen ſollten, 
war die Schickſalsfrage geworden. Das Ziel der Selbſt⸗ 
behauptung, dieſe Parole, die die Marneſchlacht ausge⸗ 
geben hatte, iſt durch kein kriegeriſches Ereignis der Solge⸗ 
zeit verruͤckt worden. 


Daß ein Verſtaͤndigungsfrieden die Niederlage ſei, 
war unpolitiſch gedacht. Behaupteten wir uns ſelbſt, 
dann gewannen wir den Krieg. 

Auch aus dem „naſſen Dreieck“ heraus hatten wir in 
der Vorkriegszeit eine Macht entwickeln koͤnnen, die ſelbſt 
dem britiſchen Weltimperium ſo bedrohlich erſchienen 
war, daß England ſich feſt an Rußland und Frankreich 
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£ als an unfere erklärten Gegner gekettet hatte, um uns 
bei kommender Gelegenheit einen tuͤchtigen Schlag zu 


verſetzen. Nicht an zu engen Grenzen, fondern daran 


hatte Deutſchland gekrankt, daß es dauernd von einer 
uͤberlegenen Koalition bedroht wurde, die an ihre End⸗ 
ziele nur kommen konnte, wenn ſie uns niederſchlug. 
Daher die Unraſt unſerer inneren und äußeren Zuſtaͤnde. 
Von dem Alp ewig drohenden Krieges befreit, konnte 
Oeutſchland feine Stärke auch innerhalb unveraͤnderter 
Grenzen ausleben. Und verjagt wurde das Kriegsge⸗ 
ſpenſt, wenn die Feinde einſahen, daß ſie den Zweck nicht 
erreichten, um den ſie in den Krieg gegangen waren. 
Konnten ſie uns jetzt von dem Platz an der Sonne nicht 
vertreiben, dann durften wir nach menſchlichem Ermeſſen 
hoffen, daß ſie ſo bald keinen abermaligen Verſuch wagen 
wuͤrden. Eher waͤre dann Vernunft in Europa ein⸗ 
gekehrt, als ſie es jetzt tun zu koͤnnen ſcheint. 

Vielleicht groͤßer, aber ganz irreal waren die Plaͤne, 
uns für alle Zukunft durch Hinausſchieben unferes Macht⸗ 
bereichs von den natuͤrlichen Gefahren unſerer eingekeil⸗ 
ten geographiſchen Mittellage zu befreien. Ein ſolches 
Weltimperium ſetzte Amputationen unſerer Feinde vor⸗ 
aus, die, anſtatt uns Ruhe zu bringen, den allgemeinen 
Kriegszuſtand verewigten. Nur Machtfetiſchismus und 
phantaſtiſche Selbſtuͤberſchaͤtzung konnten ſich zutrauen, 
unſere ſaͤmtlichen Gegner auf alle Dauer phyſiſch und 
moraliſch zu verſklaven. 
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Der Kaifer hat nach meinen Eindrüden die Geſamt⸗ 
lage ſtets aͤhnlich beurteilt. 

Im Einklang mit der militaͤriſchen Leitung ſah er vom 
erſten Tage an trotz aller Zuverſicht die ganze Groͤße der 
Gefahr. Siegesſichere Überhebung beherrſchte ihn nicht. 
Gleich die erſten Ereigniſſe an der Oſtfront, obgleich im 
Rahmen unſerer Plaͤne fuͤr den Zweifrontenkrieg nicht 
voͤllig uͤberraſchend, zeigten doch den ganzen Ernſt der 
Lage. In Japans Sommation und Kriegserklaͤrung 
kuͤndigte ſich die Entwicklung des europaͤiſchen Krieges 
zum Weltkriege an. Dann freilich naͤhrten der Sieg von 
Tannenberg und die anfaͤnglichen Erfolge im Weſten 
auch im Großen Hauptquartier ſanguiniſche Hoffnungen 
auf ein ſiegreiches Kriegsende noch im Jahre 1914. Mit 
der Marneſchlacht aber verflogen dieſe Erwartungen. 
Von da an hat mir der Kaiſer ſtets in der Anſicht zu⸗ 
geſtimmt, daß wir den Krieg gewaͤnnen, wenn wir uns 
ſelbſt behaupteten. Wohl ließ ſich, wenn ihm ſeine Gene⸗ 
rale große Siege meldeten, ſein ſtuͤrmiſches Tempera⸗ 
ment auch zu abweichenden Außerungen hinreißen, eben⸗ 
ſo wie aͤußerſte nervoͤſe Anſpannung mitunter ein Gegen⸗ 
gewicht in der Bekundung uͤbertriebener Erwartungen 
ſuchte. Niemals aber haben die unerreichten Waffen⸗ 
taten ſeiner Wehrmacht dem Kaiſer auch nur von fern 
und ernſthaft den Gedanken eingegeben, ihm innerlich 
fremde Weltherrſchaftsgeluͤſte mit deutſchem Blut zu be⸗ 
friedigen. Dem menſchenmordenden Kriegshandwerk, 
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das ſeinen religioͤſen und fittlichen Überzeugungen zu⸗ 
wider war, Einhalt zu tun, deutſche Macht ſich wieder 
a in friedlicher Weltarbeit bewähren zu ſehen, war fein 
Wollen und Ziel. Weil es tiefinnere Überzeugungen 
ausdruͤckte, hat das Friedensangebot vom Dezember 
10916 den Kaiſer ſo tief bewegt. Und als ich bei meiner 
Verabſchiedung die letzte Bitte ausſprach, etwaige Frie⸗ 
dens moͤglichkeiten auch nicht für angeblich notwendige, 
bei fortſchreitender Kriegstechnik aber leicht truͤgeriſche 
ſtrategiſche Sicherungen preiszugeben, fragte mich der 
Kaiſer erſtaunt, ob ich ihn denn nicht genug kenne, um 
eine ſolche Bitte uͤberhaupt noch fuͤr noͤtig zu halten. 


Man hat die Anſicht geaͤußert, der Kaiſer habe ſich in 
der Abgeſchiedenheit des Großen Hauptquartiers ſeine 
Anſchauungen ohne die rechte Fuͤhlung mit den maß⸗ 
gebenden Faktoren der Nation gebildet. Das halte ich 
für irrig. | 

Das faſt ſtaͤndige Verweilen des Kaiſers im Großen 
Hauptquartier war eine Konſequenz ſeiner Stellung 
zur Armee und in der Armee. Dabei war nicht die An⸗ 
nahme maßgebend, daß der Kaiſer die militaͤriſchen Ope⸗ 
rationen perſoͤnlich leite. Die großen militaͤriſchen Ak⸗ 
tionen haͤtten auch bei voruͤbergehender Anweſenheit zu 
ſeiner Entſcheidung gebracht werden koͤnnen. Aber das 
hoͤchſt perſoͤnliche Verhaͤltnis des Kaiſers zu ſeinen 
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Offizieren und zur Truppe, erwachſen aus dem Weſen und 
aus großen Traditionen der preußiſchen und deutſchen 


r 


Armee, war ein pſychologiſches Moment, das Beruͤck⸗ 


ſichtigung forderte. Ein Koͤnig von Preußen, ein Deut⸗ 
ſcher Kaiſer, im Kriege nicht inmitten ſeines Heeres, das 
war eine dem ſoldatiſchen Empfinden des Kaiſers ſowohl 
wie der Armee unertraͤgliche Vorſtellung. Materiell 
lagen die Verhaͤltniſſe ja zweifellos anders als in fruͤhe⸗ 
ren Kriegen. Der Machtumfang, zu dem ſich Deutſch⸗ 
land ausgewachſen hatte, verſchob zuſammen mit den 
Dimenſionen des Weltkrieges die Stellung auch des 
Monarchen. Hatte ſich aber gleichwohl bis zum Aus⸗ 


bruch des Krieges eine Auffaſſung herrſchend erhalten, 


welche das Oberkommando des Kaiſers als uͤberragende 
Funktion der kaiſerlichen Gewalt anſah, dann konnte im 
Kriege ohne die fuͤhlbarſten Ruͤckwirkungen auf das Ge⸗ 
fuͤge der Armee nicht ein Band gelockert werden, das 
ſoldatiſches Fuͤhlen ſo feſt zuſammengewoben hatte. 
Jedenfalls fuͤr die beiden erſten Kriegsjahre, in denen 
das Allgemeingepraͤge der Armee noch weſentlich das 
alte war, traf dieſer Gedanke zu. Spaͤter, als ſich 
der Charakter in Fuͤhrern und Truppe allmaͤhlich wan⸗ 
delte, und als das Geſtirn der beiden großen Heerfuͤhrer 
alles zu uͤberſtrahlen begann, hat dieſes Moment an 
Staͤrke verloren. 

Unzutraͤglichkeiten nach anderer Richtung waren nicht 
zu verkennen. 
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Sm Großen Hauptquartier umfing den Kaiſer vor; 
wiegend militaͤriſche Luft. Die politiſche Atmoſphaͤre der 
Heimat ſchlug nur in gebrochenen Wellen an ihn heran. 
Wohl fand auch ziviles Urteil in der nicht militaͤriſchen 
Umgebung Seiner Majeſtaͤt fortlaufend diejenige Ver⸗ 
tretung, die nur perſoͤnlicher Kontakt gewaͤhrt. Das per⸗ 
ſoͤnliche Vertrauen, das der Kaiſer dem Chef feines Zivil⸗ 
kabinetts ſchenkte, gab vor allem dieſem die Moͤglichkeit 
zu freieſter Ausſprache. Das klare und nuͤchterne poli⸗ 
tiſche Urteil und die vollendete, keiner Intrigue faͤhige 
Unparteilichkeit, mit der Herr von Valentini auf kon⸗ 
ſervativer, aber allen Forderungen der Zeit aufgeſchloſ⸗ 
ſener Grundanſchauung ſeines Amtes waltete, hat es 
mir als uͤberaus empfindlichen Schaden erſcheinen laſſen, 
daß er ſpaͤter auf Betreiben der Oberſten Heeresleitung 
von ſeinem Platze verdraͤngt wurde. Trotzdem beſtand, 
zumal ich ſelbſt nur voruͤbergehend im Großen Haupt⸗ 
quartier ſein konnte, namentlich von der zweiten Haͤlfte 
des Krieges an eine gewiſſe Imparitaͤt. Ihrem im 
Kriege natuͤrlichen Übergewicht konnte die militaͤriſche 
Leitung die ganze Autoritaͤt hinzufuͤgen, die das un⸗ 
bedingte Vertrauen der Nation dem Generalfeldmarſchall 
von Hindenburg und dem General Ludendorff verlieh. 

Merkwuͤrdig war es, daß unter dieſen Verhaͤltniſſen 
gerade die Parteien der Rechten, denen die Oberſte 
Heeresleitung naͤher ſtand als irgendwelchen anderen, 
fortgeſetzt daruͤber klagten, keinen genuͤgenden Zugang 
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zum Kaiſer zu haben. Eher haͤtte die Linke, deren perſoͤn⸗ 
licher Konnex mit dem Kaiſer von vornherein geringer 
war, und deren freie Meinungsaͤußerung in der Preſſe 
entſchieden enger beſchraͤnkt wurde, derartige Beſchwer⸗ 
den erheben koͤnnen. Ganz abwegig war unter allen Um⸗ 
ſtaͤnden die Vorſtellung, als haͤtte ich im Verein mit an⸗ 
deren Perſoͤnlichkeiten aus der unmittelbaren Umgebung 
Seiner Majeſtaͤt den Kaiſer gefliſſentlich von der Außen⸗ 
welt abgeſchnitten. Richtig iſt, daß der Kaiſer im Großen 
Hauptquartier weniger Politiker und ſonſtige prominente 
Perſoͤnlichkeiten der Öffentlichkeit fehen konnte und ge⸗ 
ſehen hat, als es in Berlin moͤglich geweſen waͤre. Rich⸗ 
tig auch, daß der Kaiſer gegen die Agitationen der all⸗ 
deutſch gefaͤrbten Kreiſe zuruͤckhaltender geweſen iſt, als 
meinen Gegnern lieb war. Aber es iſt ein Irrtum, wenn 
man dies auf Einwirkungen von dritter, insbeſondere 
auch von meiner Seite zuruͤckfuͤhrt. Mir mußte im 
Gegenteil daran liegen, daß der Kaiſer in alle Stroͤmun⸗ 
gen und Gegenſaͤtze innerhalb der Nation vollſten Ein⸗ 
blick hatte, wenn ich eine Politik durchſetzen wollte, die 
gerade durch dieſe Kontraſte bedingt wurde. Jeder Ver⸗ 
ſuch, den Kaiſer hieruͤber in Unwiſſenheit zu halten, waͤre 
toͤricht und gewiſſenlos, uͤbrigens auch, jedenfalls waͤh⸗ 
rend meiner Amtszeit, voͤllig ausſichtslos geweſen. 
Der Kaiſer war ein ganz ungewoͤhnlich ſcharfſichtiger 
Beobachter. Der Schnelligkeit ſeiner Auffaſſung entging 
ſo leicht kein Vorgang des oͤffentlichen Lebens, und in 
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einem raftlos arbeitenden Gehirn und einem geradezu 
ſtaunenswerten Gedaͤchtnis verarbeitete und geſtaltete 
er ſeine Wahrnehmungen zu dem Bilde, in dem er die 
Grundlinien fuͤr ſeine Entſchluͤſſe ſuchte. Kritiker moͤgen 
behaupten, der Kaiſer habe die Wirklichkeit unter unrich⸗ 
tigem Geſichtswinkel geſehen, habe die verſchiedenen Fak⸗ 
toren falſch gegeneinander abgeſchaͤtzt und ſei deshalb 
zu irrigen Entſcheidungen gekommen. Aber daß der 
Kaiſer ſich keine Rechenſchaft von den Elementen gegeben 
hätte, auf denen ſich unſer politiſches Leben aufbaute, 
heißt ihn fundamental verkennen. 

Jetzt im Kriege wußte der Kaiſer ſehr genau, welche 
Gegenſaͤtze in den großen Fragen der Kriegsziele, der 
inneren Reformen, des Übootkrieges die Nation ſpal⸗ 
teten. Die Offentlichkeit hallte ja von dem Streit wider. 
Und mehr noch. Wenn ich es unternehmen darf, perſoͤn⸗ 
lich gewonnene Eindruͤcke zu aͤußern, ſo durchlebte und 
erlebte der Kaiſer die gaͤrende Entwicklung, in die der 
Weltkrieg Deutſchland warf, auch in ſeinem eigenen In⸗ 
nern. Um ſeine Seele warben: dort unter dem Nimbus 
feiner großen Feldherren Kräfte, denen die Dynaſtie, 
denen Preußen, denen Deutſchland Unendliches ver⸗ 
dankte; hier Traͤger einer Entwicklung, deren wachſender 
Bedeutung ſich der Kaiſer ſeit ſeinem Regierungsantritt 
innerlich nie verſchloſſen hat. In vollſter Staͤrke emp⸗ 
fand der Kaiſer als oberſter Offizier ſeiner Armee die 
perſoͤnliche Verantwortung dafuͤr, ihr unverfaͤlſcht den 
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Geiſt zu erhalten, der fie groß gemacht hatte. Aber er 1 
war ſich auch der Konflikte bewußt, die überall da ent- 
ſtanden, wo alte militaͤriſche Traditionen in politiſchen 
Gegenſatz zu den Anforderungen einer heraufkommenden 
neuen Zeit traten. 

Aus gelegentlichen mündlichen Außerungen find falſche 
Schluͤſſe auf die wahre Stellung gezogen worden, welche 
der Kaiſer in dieſem auf ihn eindraͤngenden Widerſtreit 
eingenommen hat. Überquellende Phantaſie, momen⸗ 
tane Stimmung, ſehr haufig auch die Abſicht, den Hörer 
in einer ganz beſtimmten Richtung ſtark zu beeindrucken, 
ſind in ſolchen Faͤllen mehr beteiligt geweſen als letzte 
Überzeugungen. Denn uͤber ſein innerſtes Denken und 
Wollen hat der Kaiſer trotz allen Mitteilungsdranges 
aus den verſchiedenartigſten Motiven oft ſelbſt einen 
Schleier gebreitet. Bei Außenſtehenden, die keinen Ein⸗ 
blick in die komplizierte Natur des Kaiſers hatten, ſind 
darum gerade aus perſoͤnlichen Beruͤhrungen vielfach 
die ſeltſamſten Vorſtellungen entſtanden. Auch jetzt im 
Kriege iſt vor dem Beiwerk oft die Hauptſache nicht ge⸗ 
ſehen worden. 

Wichtigſte Momente fuͤr das innere Leben der Nation, 
ſtark zugleich nach außen wirkend, ſind die Fragen der 
Kriegsziele und der inneren Reformen geweſen. Fuͤr 
beide wurden bei Kriegsausbruch feſte Linien vorgezeich⸗ 
net, die der Kaiſer, ſolange ich es habe beobachten koͤnnen, 
konſequent eingehalten hat. Den Verteidigungscharakter 
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des Krieges proklamierten die Worte der Thronrede vom 
4. Auguſt: „Uns treibt nicht Eroberungsluſt.“ Die 
Überzeugung aber, daß nun die Schranken fallen muͤß⸗ 
ten, die das Zuſammenwachſen des Volkes zum wahren 
Nationalſtaat hinderten, verkuͤndete der Satz: „Ich kenne 
keine Parteien mehr, ich kenne nur noch Deutſche.“ Das 
Friedensangebot vom Dezember 1916 und die Oſter⸗ 
botſchaft von 1917, beides Aktionen, die den perſoͤnlichen 
Überzeugungen des Kaiſers entſprachen, lagen feſt in 
dieſer Linie, Was der Kaiſer in feinem Innerſten fühlte 
und wollte, das brach hier durch. Nur aus ſolchen be⸗ 
ſtimmenden Zuͤgen aber laſſen ſich die den Kaiſer wirk⸗ 
lich bewegenden Abſichten auch da erkennen, wo ſie von 
ſcheinbar widerſprechenden Geſten verdeckt werden. 


Im Volk wurde die Schwere der ungeheuren Aufgabe, 
die der Krieg uns ſtellte, wohl zunaͤchſt unterſchaͤtzt. Faſt 
ohne Grenzen war das Vertrauen in unſere militaͤriſche 
Überlegenheit. Dieſe unbedingte Siegesſicherheit, die 
ſich auch durch den Ausgang der Marneſchlacht und die 
trotz glaͤnzendſter Schlaͤge ganz unentſchiedene Lage im 
Oſten nicht irremachen ließ, war unbeſchadet aller darin 
liegenden Selbſttaͤuſchung ein moraliſcher Faktor von 
ungeheurer Bedeutung. Leicht iſt die nachtraͤgliche Ruͤge, 
die die Auswuͤchſe dieſer Stimmung mangelhafter In⸗ 
formierung uͤber die Wirklichkeit zur Laſt ſchreibt. Wer 
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will jetzt entſcheiden, ob die Widerſtandskraft der Nation 
gegen eine Weltuͤbermacht ſo glaͤnzend und ſo lange in⸗ 
takt geblieben waͤre, wenn im September 1914 die Oberſte 
Leitung unverbluͤmt ausgeſprochen haͤtte, mit der Marne⸗ 
ſchlacht ſei unſer Kriegsplan in der Anlage geſcheitert? 
Wie haͤtte ſolche Ernuͤchterung auf den noch ſchwerer als 
wir ſelbſt bedraͤngten oͤſterreichiſchen Alliierten gewirkt? 
Wer will behaupten, daß es uns dann noch moͤglich ge⸗ 
weſen waͤre, Italiens Endentſcheidung wenigſtens hin⸗ 
auszuſchieben und Bundesgenoſſen zu erwerben, wie wir 
ſie in der Tuͤrkei und Bulgarien gefunden haben? Nicht 
in der Siegesſtimmung, ſondern in ihrem Mißbrauch 
zu unzeitiger Aufſtellung ausſchweifender Kriegsziele lag 
der Schaden. Und wohl konnten die intellektuellen 
Kreiſe, die das Volk in die Kriegszielbewegung hinein⸗ 
trieben, auch ohne ausdruͤcklichen Hinweis erkennen, daß 
zum mindeſten kein Diktatfrieden vor der Tuͤr ſtand. 
England hatte ſich durch das Londoner Abkommen vor 
jedem Separatfrieden ſeiner Alliierten geſichert. Italien 
betrieb, aller Welt erkennbar, ſeinen Anſchluß an die 
Entente. Die Ruͤckkehr der franzoͤſiſchen Regierung von 
Bordeaux nach Paris unterſtrich die Ergebniſſe der 
Marneſchlacht. Vor Ppern verblutete die juͤngſte deutſche 
Jugend. Und waͤhrend die Weſtfront zum Schuͤtzen⸗ 
graben erſtarrte, wuchs die Ruſſengefahr ſtaͤndig nach. 
Nichts wurde verſaͤumt, wenn man von den Kriegszielen 
ſchwieg. Sollten in den erſten Monaten des Jahres 1915 
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Friedensmoͤglichkeiten beſtanden haben — perſoͤnlich be; 
zweifle ich es —, dann ſicherlich hoͤchſtens fuͤr einen Frie⸗ 
den des status quo ante, mit Entſchaͤdigungen an Bel⸗ 
gien, alſo genau fuͤr das Gegenteil der damals aufge⸗ 
ſtellten Programme. 

Groͤßere Kriegsziele haben anfangs unzweifelhaft 
auch in der Geſamtbevoͤlkerung, und zwar ohne Unter⸗ 
ſchied der politiſchen Richtung, Boden gehabt. Daß ein 
ſehr viel ſtaͤrkeres Deutſchland aus dem Kriege hervor⸗ 
gehen muͤſſe, war der ſiegenden Truppe und der ſo ſieges⸗ 
ſicheren Heimat gewiß. Allgemeiner Gefuͤhlsſtimmung 
auch entſprang die Vorſtellung, daß gaͤnzliche Preisgabe 
des mit ſoviel Blut eroberten Landes Pflichtverletzung 
gegen die Gefallenen ſei. Belgiſche Aſpirationen inſonder⸗ 
heit waren in dem Haß gegen England volkstuͤmlich. 
Richtiges inſtinktives Gefuͤhl erkannte, daß der Krieg, 
wie ſein Ausbruch nur durch Englands Politik moͤglich 
geworden war, ſo jetzt in ſeinem Verlauf von England 
beſtimmt wurde. In Belgien zu ſuchende Sicherungen 
gegen England waren ſo populaͤr, daß ſie von einer gro⸗ 
ßen Reichstags majoritaͤt bis in das Fruͤhjahr 1917 zaͤhe 
feſtgehalten wurden. 

Fruͤher indes, als es in den Parlamenten zum Aus⸗ 
druck kam, hat ſich die Stimmung der breiten Bevoͤlke⸗ 
rungsſchichten gewandelt. Daß wir voͤllig beſiegt werden 
koͤnnten, wurde nicht geglaubt. Aber daß umgekehrt wir 
es ſein wuͤrden, die die Feinde zu Paaren trieben, war 
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eine Vorſtellung, die gerade dem gemeinen Mann nicht 
einging, weil er aus den Tatſachen der Blockade und der 
feindlichen Überzahl nuͤchtern praktiſche Schluͤſſe zog. 
Wenn der Frieden nicht naͤher kam, obwohl wir tief in 
Feindesland ſtanden, wenn den Gegnern fortgeſetzt neue 
Bundesgenoſſen zuwuchſen, waͤhrend bei uns zuſehends 
alles knapper wurde, dann ſagte ſich einfacher Menſchen⸗ 
verſtand, daß die Zeit gegen uns laufe. Solcher Stim⸗ 
mung wurde der Streit um die Kriegsziele immer un⸗ 
verſtaͤndlicher. Siegen wollte man, damit der Krieg zu 
Ende gehe, aber nicht, um Länder zu erobern. Der ÜUboot⸗ 
krieg iſt Anfang 1917 weithin ſo freudig begruͤßt worden, 
nicht weil man die flandriſche Kuͤſte, ſondern weil man 
den Frieden von ihm erhoffte. Daraus ſprach keine von 
der Kriegsnot hervorgerufene Unbeſtaͤndigkeit oder Ver⸗ 
zagen am endlichen Ausgang. In ſeinem unbegrenzten 
Vertrauen, daß der Krieg unter Hindenburg und Luden⸗ 
dorff nicht ſchlecht enden koͤnne, hat das Volk ſein Letz⸗ 
tes hingegeben. Aber wenn es nicht ſchlecht ging, wollte 
es auch das Ende ſehen. 

Solche Auffaſſungen, allmaͤhlich ſich entwickelnd, ſind 
nach meinen Eindruͤcken ſeit dem Winter 1916 / 17 ver⸗ 
breiteter geweſen und tiefer gegangen, als es Preſſe und 
Parlament glauben machen wollten. Sie wurden mit 
der Zeit zum Allgemeingefuͤhl der Kreiſe, die ihre 
Stimme zwar nicht oͤffentlich erhoben, hinter denen 
aber die Realitäten ſtanden. 
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Selbſtverſtaͤndliche Folge meiner Auffaſſung der Ger 
ſamtlage war, daß ich den öffentlichen Streit um die 
Kriegsziele zu unterdruͤcken ſtrebte, ſoweit ich es konnte. 
Weder der Annexionismus, noch ein durch deſſen Aus⸗ 
wuͤchſe provozierter pazifiſtiſcher Defaitismus erleichter⸗ 
ten die uns durch die Kriegslage diktierte Aufgabe, 
Friedensgeneigtheit der Feinde zu foͤrdern. Geſtaͤrkt 
wurden ausſchließlich die feindlichen Kriegstreiber. In 
deutſchen Eroberungsgeluͤſten ſo gut wie in deutſchen 
Entſagungsbeteuerungen erſtanden den Gegnern wert⸗ 
vollſte Bundesgenoſſen. | 

Daß die Aufſtellung weiter Kriegsziele geeignet fei, bei 
uns ſelbſt Siegeswillen zu erhalten, war Irrglaube. Be⸗ 
maͤchtigte ſich der Maſſen, ohne die der Krieg nun einmal 
nicht zu fuͤhren war, die der Wirklichkeit entſprechende 
Vorſtellung, daß wir zu tun haͤtten, um die feindliche 
Übermacht abzuwehren, dann begeiſterten weite Kriegs⸗ 
ziele nicht mehr, ſondern bruͤskierten einfachen Menſchen⸗ 
verſtand. Auch in ihrer Erhebung uͤber das Niveau der 
Alltaͤglichkeit duͤrfen ſich Ideen, die ein Volk mit ſich fort⸗ 
reißen wollen, niemals von der Wirklichkeit ſo weit ent⸗ 
fernen, daß ſie als Ausgeburten hohler Phantaſtik er⸗ 
ſcheinen. Sonſt wird das Gegenteil erreicht und noch 
dazu Argwohn geweckt. Parteipolitiſche Agitation hat 
es im Verlauf des Krieges nicht ſchwer gehabt, die Kriegs⸗ 
ziele der Annexioniſten gerade unter den von der Kriegs⸗ 
not am haͤrteſten bedruͤckten und eben darum gefaͤhrdetſten 


29 


Maſſen mit dem Verdacht der Verfolgung von Sonderz 
intereſſen zu belaſten. 

Auch die Stimmung im Heer habe ich nicht anders 
beurteilen koͤnnen. Der deutſchen Armee hat die Sieges⸗ 
zuverſicht, ohne die keine Armee kaͤmpfen und ſiegen kann, 
bis zum Ende nicht gefehlt. In ſeinem Pflicht⸗ und 
Vaterlandsgefuͤhl hat der deutſche Soldat das ſchier 
Abermenfchliche geleiftet, weil er fo felſenfeſt der Führung 
von Hindenburg und Ludendorff vertraute. Niemals 
aber hat in dem blutigen Ernſt der Lage, den die Truppe 
doch am unmittelbarſten ſpuͤrte, der Gedanke aufkommen 
koͤnnen, als lohne es ſich nicht, dem Trommelfeuer ſtand⸗ 
zuhalten, weil nachher doch ein fauler Friede abgeſchloſſen 
wuͤrde. Umgekehrt haͤtte zum mindeſten vom Winter 
1916/17 an die Beſorgnis niederſchlagend gewirkt, daß 
trotz aller Heldentaten der Frieden an Eroberungszielen 
ſcheitern koͤnne. Wie in der Heimat, ſo war in der Armee 
Siegeszuverſicht von Eroberungsabſichten unabhaͤngig. 

Verteidigungszwang hat das Volk bei Kriegsausbruch 
wunderbar zuſammengefuͤhrt. Wankte die Einigkeit, 
redeten die Soͤhne desſelben Volkes um des Phantomes 
von Kriegszielen willen ſo verſchiedene Sprachen, daß 
keiner mehr den anderen verſtand, dann konnte voͤlliger 
Zerfall nur verhuͤtet werden, wenn ſich die Nation wieder 
zu dem Geiſt zuruͤckfand, der ſie im Auguſt 1914 beſeelt 
hatte. Dort lag der einzige große Gedanke, der Einigungs⸗ 
kraft hatte. Er entſprach der Kriegslage und dem wirk⸗ 
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lichen Wollen der Nation, die fern von alldeutſchen Extra⸗ 
vaganzen nur die Stellung in Europa und der Welt zu 
behaupten beſtrebt war, auf welche ihre Tuͤchtigkeit ein 
unzerſtoͤrbares Recht hat. Meine Politik iſt darauf ein⸗ 
geſtellt geweſen, das Volk aus dem Überſchwang der 
erſten Monate auf den Boden der Wirklichkeit zuruͤckzu⸗ 
fuͤhren. Abrupt konnte das nicht geſchehen, wenn nicht 
ein Zwieſpalt gefördert werden ſollte, in dem Kampfes⸗ 
wille und Zuverſicht gleichermaßen untergingen. Eigene 
Erkenntnis der wirklichen Lage, die ſich nur allmaͤhlich 
entwickeln konnte, mußte hinzukommen, um deren zwangs⸗ 
maͤßige Wirkung ohne Einbuße an Kraft hinzunehmen. 
Ein kriſenloſer Verlauf waͤre erreichbar geweſen, wenn 
die Verfechter weiter Kriegsziele in ihren Anſichten nicht 
immer aufs neue durch den Ruͤckhalt beſtaͤrkt worden 
waͤren, den ſie ſeit dem Auguſt 1916 bei der militaͤriſchen 
Leitung fanden. 


Die Parteinahme fuͤr weite Kriegsziele hat ſich ſo 
ziemlich mit der Gegnerſchaft gegen die ſogenannte Neu⸗ 
orientierung gedeckt. Und umgekehrt. Jedenfalls bil⸗ 
dete ſich ein ſolches Verhaͤltnis im Verlauf des Krieges 
heraus. Nur die Nationalliberalen nahmen vielleicht 
eine Sonderſtellung ein. | 

Jenes Wort des Kaiſers, daß er nur noch Deutſche, 
keine Parteien mehr kenne, fand zunaͤchſt ſtaͤrkſten Wider⸗ 
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hall. Deutſche Parteiſucht fühlte ſich getroffen. Bald 
aber verblaßte für viele der 4. Auguſt aus einem heiligen 
Vermaͤchtnis zu einer freundlichen Erinnerung. Der 
Burgfrieden, der einen kurzen Krieg vielleicht uͤberdauert 
haͤtte, brach mit deſſen zunehmender Laͤnge und Haͤrte 
zuſammen. Selbſt die Erfahrungen des Krieges haben 
die Erkenntnis politiſcher Notwendigkeiten nicht ſo weit 


zu ſtaͤrken vermocht, daß die inneren Gegenſaͤtze, unter 


denen wir in den Krieg gezogen waren, uͤberwunden 
werden konnten. 


Ein Weltkrieg wie dieſer, der die letzten Kraͤfte des 


Volkes in Anſpruch nahm, konnte nur in innerer Fuͤh⸗ 
lung mit den unteren Maſſen des Volkes gefuͤhrt werden. 
Eine Staatsleitung, in geiſtigem und prinzipiellem 
Gegenſatz zu der Geſinnung und dem Empfinden der 
Volksmaſſen, war von vornherein zu dem Schickſal der 
ruſſiſchen Regierung verurteilt. Die Geſchichte unſeres 
Zuſammenbruchs, des Gegenſatzes im Denken der oberen 
und unteren Schichten des Volkes, der ſich gegen Schluß 
des Krieges auch in der Armee ankuͤndigte und heute in 
einen Gegenſatz zwiſchen Heimat und Heer umgedeutet 
wird, liefert für die Richtigkeit meiner Überzeugung einen 
grauſamen Beweis. 

An der Notwendigkeit innerer Reformen konnte nur 
zweifeln, wer den Krieg nicht als Weltereignis und ohne 
Zuſammenhang mit der Geſamtentwicklung der Menſch⸗ 
heit und ihres Geiſtes denken zu koͤnnen glaubte. Daß 
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eine Niederlage die alte Grundlage des Staates zum 
mindeſten bedrohen, die Vorzugsſtellung der bisher den 
Staat tragenden Schichten gefaͤhrden, wenn nicht um⸗ 


ſtoßen werde, war klar. Aber auch der vollkommenſte 


Sieg mußte den Einfluß der unteren Schichten auf den 
Staat, ihre Mitarbeit und Mitverantwortung zur Folge 


haben. Siegreichen Soldaten konnte bei der Ruͤckkehr 


aus dieſem Kriege die Beſeitigung der Zuſtaͤnde nicht vers 


weigert werden, die ſie als politiſche Degradation emp⸗ 


fanden. 
Aber auch, wer dies leugnete, wem die innere Reform 
nicht Sache politiſcher überzeugung, ſondern nur Frage 


der Taktik war, konnte nicht uͤberſehen, daß die Neu⸗ 


orientierung Kriegsnotwendigkeit war. 

Unmittelbar konnte der Krieg und die Kriegfuͤhrung 
nur durch die unteren Schichten gefaͤhrdet werden. Wohl 
war die Entſchloſſenheit, mit der ſich bei Kriegsausbruch 
auch die Sozialdemokratie der Verteidigung des in ſeinen 


unendlichen Werten nun erkannten Heimatſtaates ge⸗ 


ſtellt hatte, ganz echt geweſen, von keinem Opportunis⸗ 
mus und keiner Gefuͤhlswallung des Momentes ver⸗ 
faͤlſcht. Viel zu ſyſtematiſch und feſt aber war ihren 
Maſſen der Klaſſenhaß eingehaͤmmert, als daß nicht ein 
Umſchlag drohte, wenn unter dem Druck eines langen 
Krieges die trotz aller feindlichen Ablehnung ideologiſch 
feſtgehaltenen Vorſtellungen von internationaler Soli⸗ 
daritaͤt gegen die Erfüllung nationaler Pflichten an⸗ 
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kaͤmpften, gleichzeitig aber eine Politik der Reaktion alte 
Kraͤnkung uͤber erlittene Verfehmung neu reizte, Arg⸗ 
wohn und Mißtrauen gegen den Staat und die herr⸗ 
ſchenden Klaſſen friſch belebte. Die von ſozialdemokra⸗ 
tiſchen Partei⸗ und Gewerkſchaftsfuͤhrern mir unaus⸗ 
geſetzt betonte Notwendigkeit politiſcher Zugeftändniffe 
entſprach gewiß auch parteipolitiſchen Zielen. In der 
Hauptſache aber war fie der Ausfluß der in den wirk⸗ 
lichen Zuſtaͤnden begruͤndeten Beſorgnis, ſonſt die Auto⸗ | 
ritaͤt uͤber die Parteigefolgſchaft zu verlieren. Mittel 
aͤußerer Gewalt konnten wohl in vereinzelten Ausnahmen 
mißleitete Leidenſchaften baͤndigen, niemals aber wan⸗ 


kende Volksmaſſen bei Vaterlandsgeiſt erhalten. Nur 


offene und vertrauensvolle Heranziehung zum Staate 
verſprach Erfolg. Tauſendfaͤltig und tagtaͤglich in Kampf 
und Arbeit bis an die Grenzen der Moͤglichkeit bewaͤhrter 
Sinn konnte nur mit Vertrauen erwidert werden. 
Fehlte das Vertrauen, oder wagte man nicht, es aus⸗ 
zuſprechen, aus Furcht, ſpaͤter enttaͤuſcht zu werden, dann 
waren wir von Beginn an bankerott. Eine nach dem 
Willen eines Teiles der deutſchen Oberſchicht in Staats⸗ 
feindſchaft weggeſtoßene Sozialdemokratie haͤtte waͤh⸗ 
rend des Krieges und vollends nach dem Zuſammen⸗ 
bruch den aͤußerſten Radikalismus weder abwehren koͤn⸗ 
nen noch wollen. 

Trotzdem blieb die Politik gebunden. Zu aͤußerer Ex⸗ 
plofion durften die inneren Gegenſaͤtze nicht gebracht 


34 


werden. Der Krieg erforderte die Zuſammenarbeit aller 
Parteien. Welche Verwirrung ein Verſuch angerichtet 
haben wuͤrde, etwa im Auguſt 1914 das nun einmal ein 
Kernſtuͤck der Reform bildende preußiſche Wahlproblem 
durch eine Vorlage an den Landtag oder gar an den 
Reichstag endguͤltig aus der Welt zu ſchaffen, illuſtrieren 
die Formen, unter denen noch im Sommer 1918 die 
Konſervativen und die Nationalliberalen die Wahlreform 
bekaͤmpft haben. 

Um der Einheit des Volkes willen konnte waͤhrend des 
Krieges keine andere Politik als die der Diagonale ge⸗ 
fuͤhrt werden. Zumal in Zeiten der Erregung und Lei⸗ 
denſchaft, in der die Extreme ſich bekaͤmpfen und im 
Kampf ſelbſt weiter ſteigern, iſt eine ſolche Politik nur 
undankbar. Sie wird von beiden Seiten angegriffen, 
muß ſich ſtets von Fall zu Fall ihre Anhaͤnger ſuchen und 
entbehrt ſowohl des Glanzes wie der momentanen Durch⸗ 
ſchlagskraft, die einer Politik der Ruͤckſichtsloſigkeiten zu⸗ 
kommt. Solange aber das deutſche Volk keine innere 
geiſtige und nationale Einheit geworden ſein wird, ſo⸗ 
lange ſeine Parteien nicht durch gemeinſame Verant⸗ 
wortung gelernt haben, rechts und links, oben und 
unten, in einer und derſelben Sprache und Grund⸗ 
geſinnung zu denken und zu reden, wird das Deutſche 
Reich, ob Republik, oder Monarchie, in Zeiten der Not 
aus der reinen Parteipolitik immer wieder auf dieſe 
Politik der Diagonale als die einzig moͤgliche zuruͤckgreifen 
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muͤſſen. Entſchiedene Maßnahmen, offener Kampf in 
inneren Fragen war moͤglich und vielleicht notwendig, 


wenn der Friede geſichert, der aͤußere Kampf beendet 


war. Waͤhrend des Krieges war mir nationales Gebot, 
zwiſchen Leidenſchaften, Gegenſaͤtzen und Verfuͤhrungen 
den ſchmalen Weg der Beſonnenheit zu gehen. 
Nun auch meinerſeits Parteien oder Perſonen oder 
gar das Volk anzuklagen, liegt mir fern. Den Gegen⸗ 
ſaͤtzen, welche in den Fragen ſowohl der inneren Refor⸗ 
men wie der Kriegsziele zutage traten, lagen in der Tiefe 
Vorſtellungen zugrunde, die über Parteianſchauungen 
weit hinausgriffen. Iſt ſie mir auch irrtuͤmlich erſchie⸗ 
nen, fo wurde auf der einen Seite doch die innere Über⸗ 
zeugung vertreten, daß innerpolitiſche Reformen ſichere 
Vorboten des Zerfalles und damit auch der Niederlage 
ſeien, waͤhrend die Nation durchhalten werde, wenn ihr 
als Kampfpreis große Ziele gezeigt wuͤrden. Selbſt ein 
ſiegreich durchfochtener Krieg aber ſei verloren, wenn un⸗ 
ſere Zukunft nicht durch große Eroberungen geſichert 
werde. Umgekehrt lebte die andere Seite der Über⸗ 
zeugung, daß die breiten Maſſen nur in der Gewißheit 
kriegswillig erhalten werden koͤnnten, daß ihre Bruͤder 
und Söhne nur für die Verteidigung des Landes blute⸗ 
ten und daß den Siegern eine Zukunft politiſcher und 
ſozialer Befreiung geſichert ſei. Weil der Streit ſo letzten 


Endes um den Gewinn oder Verluſt des Krieges ging, 


iſt er, einmal entbrannt, ſo heiß und unverſoͤhnlich ge⸗ 
36 | 


worden. Nur Einigkeit der oberſten Gewalten hätte ihn 
daͤmpfen koͤnnen. | 
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Widerſtreit zwiſchen politiſcher und militaͤriſcher Auf⸗ 
faſſung im Kriege iſt ſo alt wie die Kriegsgeſchichte. 
Militaͤriſches Gemeingefuͤhl hat von jeher zu der Auf⸗ 
faſſung geneigt, daß die Politik zu ſchweigen habe, wenn 
Mars die Stunde regiere. Die Verhaͤltniſſe des Welt⸗ 
krieges haben dieſe Auffaſſung auf die Spitze getrieben. 

Wohl noch niemals iſt die Geſamtheit einer großen 
Nation ſo in den Dienſt des Krieges gezwungen geweſen 
wie jetzt. Nicht allein gegen unſere Wehrmacht richtete 
ſich die Kriegfuͤhrung der Feinde. Auch die Geſamt⸗ 
bevoͤlkerung des Landes mit Frauen, Kindern und Grei⸗ 
ſen war feindliches Angriffsobjekt. Ausgehungert ſollte 
ſie kapitulieren. Was nicht an der Front mitkaͤmpfen 
konnte, kaͤmpfte daheim gegen die Blockade. Die ganze 
Nation war ein ſtreitendes Heer. 

In dieſen ungeheuren Dimenſionen des Krieges wur⸗ 
den die Grenzen zwiſchen Heerfuͤhrung und Politik fluͤſſig. 
Auch in der inneren Politik gab es keine Aktion, die nicht 
der Kriegstuͤchtigkeit der Nation galt. Ob wir an den 
Fronten ſtandhalten würden, war die allein entſchei⸗ 
dende Frage. Das Begehr der Heeresleitung auf taͤtige 
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Mitwirkung auch in politifchen Dingen entſprang ihrer Ver⸗ 1 
antwortung fuͤr den Verlauf der militaͤriſchen Operationen. 
In Einzelheiten erforderten die tatſaͤchlichen Verhaͤlt? 
niſſe in weitem Umfange politiſche Mitarbeit militaͤriſcher 
Inſtanzen. Die militaͤriſchen Beziehungen zu den Bun⸗ 
desgenoſſen, als ſolche notwendig in militaͤriſcher Hand, 
waren dauernd mit politiſchen Fragen verquickt. Übers 
wiegend adminiſtrativer und politiſcher Natur war die 
Verwaltung der ausgedehnten Okkupationsgebiete, die, 
ſoweit ſie Etappenbezirke waren, unter militaͤriſcher Bot⸗ 
maͤßigkeit ſtehen mußten. Die Beſchaffung des Kriegs⸗ 
bedarfs, worauf faſt die geſamte Induſtrie eingeſtellt 
werden mußte, ließ ſich nur unter dauernder militaͤriſcher | 
Kontrolle regeln. Vor allem übertrug das Belagerung; 
zuſtandsgeſetz wichtigſte politiſche Entſcheidungen den 
ſtellbertretenden kommandierenden Generalen. 

Das Geſetz war veraltet und haͤtte im Frieden laͤngſt 
geaͤndert werden ſollen. Dahingeſtellt freilich ſei, bis zu 
welchem Umfange dabei die militaͤriſchen Zuſtaͤndig⸗ 
keiten auf politiſche Behoͤrden haͤtten ruͤckuͤbertragen 
werden koͤnnen. Auf alle Faͤlle mußten die ſtellvertreten⸗ 
den kommandierenden Generale bei der Handhabung 
politiſcher Funktionen unmittelbar von der politiſchen 
Leitung abhaͤngig gemacht werden. Ihre Immediat⸗ 
ſtellung zum Kaiſer bot weder Erſatz, noch entſprach ſie 
den Zeitverhaͤltniſſen. Die in Jahrzehnte zuruͤckreichende 
Verſaͤumnis konnte jedoch waͤhrend des Krieges grund⸗ 
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legend nicht nachgeholt werden. Auch hier wären Konz 


flikte zwiſchen den politiſchen Parteien entſtanden, die 
waͤhrend des Krieges vermieden werden mußten. Denn 
gerade jene Vorſchriften wurden von den Militaͤrs und 
den ſie ſtuͤtzenden Parteien als ein weſentlicher Beſtand⸗ 
teil militaͤriſcher Macht im Kriege argwoͤhniſch gehuͤtet, 
und ein Ruͤtteln daran ließ ſich dem Deutſchen Kaiſer und 


Koͤnig von Preußen leicht als Eingriff in ſeine Rechte 


als Oberſter Kriegsherr darſtellen. 
Einſchneidend wirkten dieſe Zuſtaͤnde auf die Beein⸗ 


fluſſung der oͤffentlichen Meinung. 


Preſſe, Vereine und Verſammlungen unterſtanden 
der vollziehenden Gewalt der ſtellvertretenden General⸗ 


5 kommandos. Wo Tendenzen, obwohl ſie an ſich rein 


politiſcher Natur waren, auch militaͤriſche Intereſſen zu 
beruͤhren anfingen, ließ ſich nirgends endguͤltig beſtim⸗ 
men. Mit etwas mehr oder weniger Zwang konnte alles 
in die militaͤriſche Sphaͤre gezogen werden. Auf dem 
Gebiet der Preſſe machte ſich ein weiteres Moment gel⸗ 
tend. Baſis aller Orientierung der oͤffentlichen Meinung 
war Information uͤber die militaͤriſche Lage. Nach dem 
Stand an den Fronten richtete ſich alle innere Stim⸗ 
mung. Solche Informationen aber konnten nur mili⸗ 
taͤriſche Inſtanzen geben. Sie allein verfuͤgten uͤber die 
Unterlagen, ſie vor allem konnten die militaͤriſchen In⸗ 
tereſſen abwaͤgen, denen die Informationen angepaßt 
werden ſollten. — Dies natuͤrliche, in den Tatſachen 
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begründete militaͤriſche Übergemicht iſt es geweſen, das 1 . 
zu der Einſetzung des militaͤriſch aufgezogenen Kriegs⸗ 
preſſeamts gefuͤhrt und das die allgemeine Bere 4 


dieſer Behoͤrde begruͤndet hat. 


So waren die politiſchen und militaͤriſchen Funktionen ; | 
faſt überall auf das engſte ineinander verflochten. Weil 


ſachliche Gruͤnde ſie erzwangen, mußte die Verkoppelung 


ertragen werden. Und fie wäre auch, trotz aller natuͤn⸗ 


lichen und unvermeidbaren Reibungen, ſchadlos ertragen 
worden, wenn nicht die militaͤriſchen Stellen von Be⸗ 
ginn des Krieges an, und dann in ſeinem Verlaufe ſtetig 


wachſend, darauf ausgegangen waͤren, ihre Machtbefug⸗ 


niſſe nach der politiſchen Seite zu erweitern. Weniger in 


der Abſicht, die politiſche Leitung zu unterſtuͤtzen, als um 
den eigenen Willen auch gegen die politiſche Leitung 


durchzuſetzen. Berechtigtes militaͤriſches Selbſtgefuͤhl 


{ 
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wuchs ſich zu dem Glauben aus, auch alle politiſchen | 


Dinge zu meiftern, und von der überzeugung des Beſſer⸗ 
Machen⸗Koͤnnens zu dem Verſuch des Beſſer⸗Machen⸗ 
Wollens, der Einflußnahme auf alle nichtmilitaͤriſchen 
Dinge war nur ein Schritt. Abſprechende Kritik uͤber die 
Arbeit des „Zivils“ war allen denen geläufig, die Un⸗ 
kenntnis der politiſchen Geſchaͤfte in dem Irrtum hielt, 
auch die politiſchen und diplomatiſchen Aufgaben ſeien 
nach militaͤriſchen Methoden und in militaͤriſchem Geiſte 
zu loͤſen. Politiſche Gegenſaͤtze haben der Kritik vielfach 
den Beigeſchmack feindſeliger Animoſitaͤt gegeben. 
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Der preußiſche Offizier, der auch dem deutſchen Offizier; 
korps die Farbe gab, war zum uͤberwiegenden Teil kon⸗ 
ſervativo. Soweit er liberal war, hoͤchſtens national; 
liberal. Ein aktiver Offizier mit fortſchrittlichen oder gar 
ſogzialdemokratiſchen Tendenzen war in Preußen ein Ding 
der Unmoͤglichkeit. Platzten die innerpolitiſchen Gegen⸗ 


ſaͤtze ſo ſcharf und leidenſchaftlich aufeinander, wie es im 
Kriege geſchehen iſt, dann ſtand der Offizier, auch wenn 


er ſich ſonſt nicht viel um Politik kuͤmmerte, in ſeinem 


Herzen auf ſeiten der Rechten. Berief ihn feine Stellung, 


wie es vor allem bei den ſtellbertretenden kommandieren⸗ 


den Generalen, aber auch bei manchen Heerfuͤhrern und 


Generalſtaͤblern der Fall war, zu einer Taͤtigkeit mit 
politiſchem Einſchlag, dann ſetzte ſich die innere Stim⸗ 


mung auch in reale Aktionen um. Der Gedanke, daß 
Parteinahme des Militaͤrs gegen die Staatsleitung 


ſchließlich den Staat ſelbſt bedrohte, und daß namentlich 


bei einem nicht gluͤcklich verlaufenden Kriege auch die 


Armee davon Schaden leiden wuͤrde, iſt dieſen Kreiſen 
nicht gekommen. 

Auf dieſer allgemeinen Grundlage hat ſich das Ver⸗ 
haͤltnis der beiden oberſten Gewalten entwickelt. Fuͤr 
den Umfang, in dem die militaͤriſchen Gegenſaͤtze hervor⸗ 
getreten find, iſt die Perſoͤnlichkeit der mit der Heeres⸗ 
fuͤhrung betrauten Generale beſtimmend geweſen. 
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In der erften der beiden Kriegsperioden, die der Auguſt 
1916 trennt, hat nach meinen Eindruͤcken zunaͤchſt zwiſchen 


der politiſchen und der militaͤriſchen Leitung uͤber die 


großen Fragen der Politik keine grundlegende Meinungs⸗ 


verſchiedenheit beſtanden. General von Falkenhayn 
ſchien mir unſere militaͤriſchen Geſamtausſichten aͤhnlich 
wie ich ſelbſt zu beurteilen. Wenn er auch die feindliche 
Widerſtandsfaͤhigkeit, namentlich die der Franzoſen, 
unterſchaͤtzte, ſo ſpielten doch in ſeinen Erwaͤgungen mir 
gegenuͤber die Gegenſaͤtze von Siegfrieden und Ver⸗ 
ſtaͤndigungsfrieden und damit auch Kriegszielfragen 
keine Rolle. Von Rußland einen Separatfrieden zu 
erreichen, hielt der General fuͤr die Hauptaufgabe der 


SA d 


Politik, ließ fich auch durch das Fehlſchlagen der darauf? 


gerichteten Verſuche von der Unerreichbarkeit des Zieles 
nicht uͤberzeugen. Über die innerpolitiſchen Reformen 
entwickelten ſich, da ſie nicht zur Tagesordnung ſtanden 
und da Herr von Falkenhayn kaum extremen Anſichten 


huldigte, keine Gegenſaͤtze. Scharfer Zwieſpalt entſtand 


im Frühjahr 1916 über den Übootkrieg, deſſen unbe; 
ſchraͤnkte Fuͤhrung der General verlangte, waͤhrend ich 
fie wegen ungenuͤgender Ubootſtaͤrke ablehnte. Im uͤb⸗ 
rigen ſind die großen Geſchehniſſe dadurch nicht betroffen 
worden, daß diejenige innere Harmonie nicht beſtanden 
hat, die unſer Daſeinskampf an ſich erfordert haͤtte. Die 
politiſchen Aſpirationen einzelner Faktoren des Großen 
Generalſtabes waren ſehr ſtark ausgepraͤgt, drangen 
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aber nicht durch, und auch der mit dem Fruͤhjahr 1916 


einſetzenden leidenſchaftlichen Agitation alldeutſcher und 


l reaktionaͤrer Kreiſe gegen meine Politik gaben die Gegen⸗ 


f ſaͤtze zwiſchen den oberſten Stellen kein beſonderes Relief. 


Zwar ſtand die größte Mehrzahl der ſtellvertretenden 


Generalkommandos auf ſeiten der Oppoſition und ſah 


dieſe — milde ausgedruckt — nicht ungern, und auch 
| die Haltung der dem Militär beſonders dienſtwilligen 
= Preſſe zeigte, daß die mit den Preſſeangelegenheiten be; 


trauten militaͤriſchen Stellen kein Intereſſe darin er⸗ 
blickten, ihrerſeits gegen eine ſyſtematiſche Untergrabung 
der Staatsautoritaͤt Front zu machen. Aber die Stel⸗ 
lung des Generals von Falkenhayn in der oͤffentlichen 
Meinung war doch nicht gefeſtigt genug, als daß ſich 


| dieſe Zuſtaͤnde hätten kriſenhaft auswachſen koͤnnen. 


Mit dem übergang der militaͤriſchen Macht auf den 
Feldmarſchall von Hindenburg und den General Luden⸗ 
dorff traten neue Zuſtaͤnde ein. Hingearbeitet auf dieſen 
Wechſel in der militaͤriſchen Fuͤhrung habe ich ſelbſt ſchon 
ſeit einem ganz fruͤhen Stadium des Krieges. 

In den ſcharfen Gegenſaͤtzen, welche ſich bereits von 
Ende 1914 an zwiſchen der Oberſten Heeresleitung und 
dem Oberbefehl Oſt ſteigend entwickelten, konnte ſich der 
Nichtſoldat ſelbſtverſtaͤndlich kein abſchließendes Urteil 
anmaßen. Auch Fachkritik haͤlt noch heute vorſichtig mit 
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der Sprache zuruͤck. Aber dem gewaltigen Eindruck, den 
die militaͤriſche Genialitaͤt und die Organiſationskraft 
der oͤſtlichen Heeresleitung ausuͤbten, konnte ſich nie⸗ 
mand entziehen. Gegenüber ſtanden die außerordent⸗ 
lichen Verdienſte, die ſich der General von Falkenhayn 


im Herbſt 1914 erworben hatte, als er mit eiſernen Ner⸗ 


ven und ſtaͤhlerner Willenskraft eine verflatternde Heeres⸗ a 


leitung wieder zuſammenfaßte. Sie ſicherten ihm eine 


Stellung, die durch die Erfolge der Sommeroffenſive 


1915 gegen Rußland nur gefeſtigt wurde. Alle maß⸗ 
gebenden militaͤriſchen Inſtanzen des Großen Haupt⸗ 
quartiers unterſtuͤtzten die Abneigung des Kaiſers gegen 
einen abermaligen Wechſel in der Heeresfuͤhrung. Gegen 
dieſe Widerſtaͤnde war es der politiſchen Leitung unmoͤg⸗ 
lich, eine Entſcheidung herbeizufuͤhren, bei der militaͤri⸗ 
ſches Fachurteil nicht ohne Berechtigung den Vorrang 
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beanſpruchte. Der Ruf des Volkes nach Hindenburg 


aber wurde, je weiter der Krieg fortſchritt, deſto lauter. 
Von ihm erhoffte man vor allem eine nachhaltige Beſſe⸗ 


rung unſerer Lage an der Weſtfront. Sprachen ſich hierin 


auch allgemeine Vorſtellungen aus, ſo hatten die Klagen 


der Munitionsinduſtrie, daß fie bei anderen Dispoſitio⸗ ; 


nen die ſtaͤndige Munitionsknappheit durchaus befeiz 
tigen koͤnne, einen realen Hintergrund. Von einſchnei⸗ 
dender Bedeutung wurden ſchließlich die Verhaͤltniſſe 


an der Oſtfront. Und hier iſt der Stein ins Rollen 
gekommen. 
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Miilitaͤriſche Intereſſen deuteten von n ſelbſt darauf bin 
5 de geſamte Oſtfront unter einheitlichen Oberbefehl zu 
ſtellen. Die Zuſtaͤnde an den oͤſterreichiſchen Frontab⸗ 
ſchnitten machten die Forderung dringend. Den oͤſter⸗ 
reichiſchen, vornehmlich auf aͤußere Preſtigefragen ge⸗ 
ſtüͤtzten Widerſtand gegen ſolche Vereinheitlichung haͤtte 
ein entſchiedenes Verlangen unſerer Oberſten Heeres⸗ 
leitung wohl brechen koͤnnen. Aber wenn Hindenburg 
erſt einmal die Oſtfront einheitlich kommandierte, dann 
ruͤckte er auch mit Ludendorff an die Stelle von Falten; 
hayn. Das war eine in der Sache liegende Konſequenz. 

Und einen ſolchen Wechſel hat General von Falkenhayn, 
5 worüber er keinen Zweifel ließ, nach militaͤriſcher Übers 
zeugung fuͤr verderblich gehalten. Ebenſo, wie umge⸗ 
kehrt der Oberbefehl Oſt mir wiederholt vorſtellte, der 
Krieg gehe unrettbar verloren, wenn der General von 
Falkenhayn bleibe. 

In dieſe militaͤriſchen Unſtimmigkeiten, deren Folgen 
fuͤr die Entwicklung des Krieges heute wohl noch nicht 
uͤberſehen werden koͤnnen, griffen 1 1 
gen jetzt verſchaͤrft ein. 

Der Feldmarſchall von Hindenburg iſt von Tannen⸗ 
berg an lebendiges Symbol deutſchen Volksglaubens 
geweſen. Und er iſt der Volksheld geblieben, auch als 
ihm das Schickſal den Endſieg nicht goͤnnen wollte. Um 
ſeine militaͤriſchen Verdienſte woben ſich die undefinier⸗ 
baren moraliſchen Kraͤfte, die die Groͤße und Macht 
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einer feſt in ſich geſchloſſenen Perſoͤnlichkeit ausſtrahlt. 


| 
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Er war der Retter des Oſtens geweſen. Daß nur er uns 


aus der Umſtrickung aller Fronten ſiegreich hinausfuͤhren 
koͤnne, war Glaube und Zuverſicht der Nation. Um ſeine 
groͤßte Kraft haͤtte ſich das Volk betrogen gefuͤhlt, wenn 
nicht ihm unſere militaͤriſchen Geſchicke anvertraut wur⸗ 
den. Aber auch nur mit Hindenburg als Fuͤhrer und 
nur mit ſeiner Zuſtimmung haͤtte Deutſchland auch einen 
mageren Frieden hingenommen. 

Die pſychologiſche Bedeutung dieſer Momente war un⸗ 


geheuer. Ich habe ſie im Sommer 1916 dem Kaiſer mit 
einer Eindringlichkeit vorgeſtellt, die nicht wohl zu uͤber⸗ 
bieten war. Wiederholt und noch in der Julikriſis rar? 


1 
1 
I 


— 
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hat mich der Kaiſer an die Worte erinnert, die ich damals 
gebraucht habe. Ich erreichte auf dieſem Wege zunaͤchſt 


eine perſoͤnliche Aktion des Kaiſers, die die oͤſterreichiſchen 


Bedenken gegen die Vereinheitlichung des Oberbefehls 


an der Oſtfront uͤberwand. Damit war der entſcheidende 
Schritt getan. Die Berufung des Feldmarſchalls von 
Hindenburg an die Spitze der Oberſten Heeresleitung 
vollzog ſich kurz darauf von ſelbſt und ohne mein un⸗ 


mittelbares Zutun. Auf Rumaͤniens Kriegserklaͤrung ® 


berief der Kaiſer zur Beſprechung der Geſamtlage den 
Feldmarſchall in das Große Hauptquartier und uͤber⸗ 
trug ihm, da der General von Falkenhayn dieſerhalb 
ſeinen Abſchied einreichte, die Oberſte Heeresleitung. Als 
ich wenige Stunden darauf von Berlin in Pleß eintraf, 
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3 konnte ich den Feldmarſchall zu einem Ereignis begluͤck⸗ 
wuͤnſchen, durch das lange Bemühungen von mir er⸗ 
fuͤllt wurden. 


AIJIn dem nun einſetzenden Zeitabſchnitt hat die Oberſte 
Heeresleitung zunaͤchſt unter tunlichſter Trennung der 
; militaͤriſchen und politiſchen Funktionen vertrauensvoll 
mit der politiſchen Leitung zuſammenarbeiten wollen. 
Sehr bald aber wandelte General Ludendorff die Ver⸗ 
haͤltniſſe. Es gab kaum eine Frage der Politik, in der 
er für die Oberſte Heeresleitung nicht allein die Mit⸗ 
wirkung, ſondern auch die Entſcheidung verlangte. Be⸗ 
gruͤndet wurde die militaͤriſche Ingerenz faſt durchgehend 
mit der Erklaͤrung, daß ſonſt der Krieg verloren gehe und 
der Feldmarſchall von Hindenburg die Verantwortung 
nicht laͤnger tragen koͤnne. Dabei lag, jedenfalls ſeit der 
Erkrankung, die den Feldmarſchall im Winter 1916/17 
befallen hatte, die eigentliche Entſcheidung weniger bei 
dieſem, als beim General Ludendorff. Anfangend mit 
der Adoption perſoͤnlicher und geſchaͤftlicher Verkehrs⸗ 
formen, die gedeihliche Zuſammenarbeit faſt ausſchloſſen, 
ſich ſteigernd von Nichtunterſtuͤtzung zu Bekaͤmpfung der 
politiſchen Leitung, haben die Verhaͤltniſſe in der Juli⸗ 
kriſis 1917 zu einem Regime gefuͤhrt, das die Alleinherr⸗ 
ſchaft der militaͤriſchen Leitung außer Zweifel ſtellte. 
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Krieg drängt nach Diktatur, und wenn keine oberſte 1 


Stelle in voller Freiheit der Entſchließung die an ſich 


unvermeidlichen Reibungen zwiſchen militaͤriſcher und 
politiſcher Leitung aufzuheben vermag, werden mili⸗ 
taͤriſche Praͤtentionen nicht ausbleiben. Setzten unſere 
beiden großen Heerfuͤhrer ihre Inamovibilitaͤt fuͤr die 


Verwirklichung des eigenen Willens auch gegen Kaiſer 
und Reichskanzler ein, dann war der Streit von vorn⸗ 


herein entſchieden. Die Diktatur aber, die General Luden⸗ 


dorff anſtrebte, ſtieß, indem ſie den Reichskanzler zum 
ausfuͤhrenden Organ ſeiner eigenen Entſchluͤſſe machen 
wollte, unſere ſtaatliche Ordnung um. Heilſam waͤre fie 

fuͤr Deutſchland nur geweſen, wenn ſich militaͤriſcher Tat⸗ 
kraft uͤberlegene politiſche Weisheit geſellt haͤtte. Wie 
die Dinge perſoͤnlich und ſachlich lagen, waren die beiden 
oberſten Gewalten auf Zuſammenarbeit angewieſen. 
Aus der Wertſchaͤtzung der militaͤriſchen Leiſtungen her⸗ 
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aus iſt die politifche Leitung immer bereit geweſen, den 


Militaͤrs zu moͤglichen Kompromiſſen die Hand zu bieten. 
Sich ihnen unterordnen, haͤtte die Approbation ihrer 
politiſchen Richtlinien bedeutet. 


In allgemeine Formeln laſſen ſich die Gegenſaͤtze, die 


beſtanden haben, nicht faſſen. Antitheſen, wie die von 
verſchiedener Weltanſchauung, von abweichender Auf⸗ 
faſſung des Machtgedankens im Voͤlkerleben, unterſchied⸗ 
licher Bewertung der Individual⸗ und der Geſamt⸗ 
leiſtung, reinem und mangelhaftem Sieges willen und 
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dergleichen, mögen beſtechend erſcheinen, treffen aber 
nicht das, worauf es ankommt. Auch die ſummariſche 
. Behauptung iſt nicht diskutierbar, daß die politiſche Lei⸗ 
1 tung dem Kriege nicht gegeben habe, was zur Krieg⸗ 
8 führung nötig geweſen ſei. Unbeſchraͤnkt hat die Heeres; 
leitung uͤber Menſchen und Material verfuͤgt. Und inner⸗ 
halb des Menſchenmoͤglichen hat das Volk phyſiſch und 
5 moraliſch hergegeben, was das Militaͤr verlangte. Un⸗ 
2 erfreuliche Erſcheinungen find während meiner Amts; 
zeit Ausnahmen geweſen, die die Geſamtleiſtung nicht 
beruͤhrten. 
g Entſcheidend iſt ausſchließlich, ob der Feldmarſchall 
3 von Hindenburg und der General Ludendorff den Krieg 
militaͤriſch fo haben führen koͤnnen, wie fie es für noͤtig 
hielten. Das iſt der Fall geweſen. Zu dem Tage, an 
dem ſie ihn verlangten, iſt ihnen der Ubootkrieg bewilligt 
worden. Zu Waſſer und zu Lande haben ſie frei und 
unbehelligt disponiert. Weder unſere Üboote hätten 
noch mehr geleiſtet, als ſie in Wirklichkeit geleiſtet haben, 
noch haͤtte ſich unſere Armee im Jahre 1917 helden⸗ 
hafter geſchlagen, als ſie es getan hat, wenn ich an 
Stelle einer Politik der Verhandlungsbereitſchaft und 
des Entgegenkommens gegen die Linke eine Politik 
der Reaktion und des Annexionismus gefuͤhrt haͤtte. 
Unſere militaͤriſche Lage im Juli 1917 iſt fo gut und fo 
ſchlecht geweſen, wie eine voͤllig freie Heeresfuͤhrung ſie 
mit der beſten Wehrmacht der Welt hat herſtellen koͤnnen. 
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Dieſer Tatbeſtand laͤßt ſich durch nichts verſchleiern. Er 
iſt die Baſis aller Kritik. Die große, und wie ich 
glaube, verhaͤngnisvolle Wendung iſt eingetreten, als 
die Heeresleitung, zur Beherrſcherin der Politik wer⸗ 
dend, dieſer Situation nicht die unabwendbaren Sol 
gen gab. 4 

Der Übootkrieg wurde beſchloſſen, weil die Heeres; 2 
leitung ohne ihn den Krieg nicht glüdlich beenden zu 
koͤnnen uͤberzeugt war. Zum Einlenken, alſo zu Ver⸗ 
handlungsbereitſchaft, ſollte er England bringen. Mehr 
verſprach auch der Admiralſtab nicht. Darum mußte 
die Politik ſo gefuͤhrt werden, daß ſie eintretende Ver⸗ 
handlungsbereitſchaft der Entente jederzeit aufgreifen 
konnte, und, wenn ſie eintrat, auch tatſaͤchlich aufgriff. 
Verſchoben iſt dieſe Baſis im erſten Halbjahr 1917 nicht. 
Weder die Erfolge der Uboote, noch die ruſſiſche Revo⸗ 
lution ſtellten uns vor den Siegfrieden. Verrechnete ſich 
hierin die Politik, dann korrigierte der feindliche Zu⸗ 
ſammenbruch automatisch alle Fehler. | 

Im Gegenſatz dazu wollte General Ludendorff die | 
ſoldatiſche Hoffnung nicht aufgeben, dem Zwange des 0 
Verhandlungsfriedens durch vollen Sieg zu entgehen. 
Im April 1917 draͤngte er die politiſche Leitung zu ur⸗ 
kundlicher Vereinbarung von Kriegszielen, die nur ein 
Diktatfrieden verwirklichen konnte, und Ende Juni er⸗ 
klaͤrte er, meine Politik nicht unterſtuͤtzen zu koͤnnen, weil 
ich die Begeiſterung des Volkes nicht durch belgiſche und 
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4 baltſche Zukunftsbilder zu entflammen verſtehe ). Der 
1 ſoldatiſch gerechtfertigte Wille, an nichts als an den Sieg 
2 zu denken, fand keine Hemmung an der Einſicht des mili⸗ 
taͤriſch und politiſch Erreichbaren. Um das ziel, die 
4 Politik unter dieſen ſoldatiſchen Willen zu beugen, iſt 


der Kampf des Generals Ludendorff gegen die Reich ⸗ 
being gegangen. i 


Daß die militaͤriſche Leitung aus den entſtandenen 
Konflikten als Sieger hervorging, entſprach dem Willen 


der großen Mehrheit der Nation. Ganz unabhängig von 


dem Vorhandenſein oder dem Fehlen fachlicher Überein; 


ſtimmung optierte deutſche Volksſtimmung letzten Endes 
doch ſtets für das militaͤriſche Votum. Das Bewußtſein 
davon, daß das Deutſche Reich ohne die Großtaten der 
: preußiſchen und deutſchen Armee nicht hatte zuſtande⸗ 
kommen koͤnnen, und die unvergleichlichen jetzigen Kriegs; 
5 taten, an denen alle die Maͤnner mithandelnd teilnah⸗ 
men, die in der Friedensarbeit Deutſchland groß gemacht 
hatten, waren Momente, die zuſammen mit den un; 


erreichten militaͤriſchen Verdienſten der beiden großen 
Heerfuͤhrer unbedingtes Vertrauen in die Unfehlbarkeit 
aller ihrer Entſchluͤſſe erzeugten. Dieſe geradezu glaͤubige 


Hingabe der Nation an ihre militaͤriſchen Heroen hat 


1) So Äußerungen des Generals Ludendorff zum Unterſtaatsſekretaͤr 
Wahnſchaffe am 29. Juni 1917. 
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deren Stellung zu einer einzigartigen erhoben. Sie 


repraͤſentierten nicht mehr bloß die Heerfuͤhrung, ſondern 
wurden zu einer politiſchen Macht, vor der ſich auch ber 
Kaiſer zu beugen hatte. 

Das deutſche Volk hat, indem es die militaͤriſche Lei⸗ 
tung auf eine ſolche Hoͤhe ſtellte, den Gang der Dinge 
entſcheidend mitbeſtimmt. Gluͤhender Patriotismus, 
grandioſe Willensenergie und militaͤriſche Groͤße moch⸗ 


ten gerade in dem Verantwortungsgefuͤhl fuͤr die Macht, 


die die Nation in ſeine Haͤnde legte, das Selbſtbewußt⸗ 
ſein des Generals Ludendorff zu dem Pflichtgefuͤhl ſtei⸗ 
gern, die Hand nach der Alleinherrſchaft auszuſtrecken. 
Vor der Todesgefahr Deutſchlands verblaßten alle per⸗ 


ſoͤnlichen Momente und armſeligen Kompetenzfragen, 


und alles war gut, was zum Erfolge fuͤhrte. Die Leiden⸗ 


ſchaftlichkeit, mit der der General, nun das Schickſal 


anders entſchieden hat, die Schuld an dem Mißlingen 
andern zuweiſt, bringt die Frage nicht zum Schweigen, 
ob ſeine Wege uͤberall die richtigen waren. 


* * 


* 


. n . 


Anmerkung: General Ludendorff iſt in ſeinen Kriegserinnerungen be⸗ | 


firebt, auch die Kataſtrophe des Jahres 1918 auf mein Schuldkonto zu 
bringen. Durch meine Politik ſei das deutſche Volk ſo verdorben wor⸗ 
den, daß es im Jahre 1918 nicht mehr haͤtte ſiegen koͤnnen. Daß die 
Armee im Jahre 1918 nicht mehr ſo gut ſein konnte wie im Auguſt 1914, 
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CEas iſt begreiflich, wenn heute — in einer Kataſtrophe 
ohnegleichen — nach verſaͤumten oder ungeſchickt behan⸗ 
delten Friedensmoͤglichkeiten geſucht wird. Und allzu 
menſchlich iſt es, wenn ſich an dieſem Suchen auch Polis 
1 tiker beteiligen, die während des Krieges die politiſche 
4 Leitung gerade wegen ihres Ausſpaͤhens nach Friedens; 
möͤglichkeiten befämpft haben. Konjekturalpolitik aber 
ö bleiben alle Anklagen dieſer Art, ſolange nicht ermittelt 
wird und bei verſchloſſenen feindlichen Archiven auch 
= nicht endguͤltig ermittelt werden kann, ob und wann 
unſere Gegner zu Verhandlungen bereit geweſen ſind. 
Immerhin koͤnnen ſchon gegenwaͤrtig folgende Tatſachen 
feſtgehalten werden. 

Auf unſerer Seite iſt vom Beginn des Jahres 1915 
ab dauernd feſtzuſtellen verſucht worden, ob ſich Friedens⸗ 


war ſelbſtverſtaͤndlich. Unſere Niederlage aber moraliſchem Verſagen der 
Truppe zuzuſchreiben, heißt, die wirklich entſcheidenden Momente, die 
feindliche bermacht an Menſchen und Material und den Zuſammen⸗ 
bruch unſerer Bundesgenoſſen uͤberſehen. Traͤfe die Theſe des Generals 
Ludendorff zu, ſo muͤßte man fragen, ob er dann die große Offenſive 
von 1918 überhaupt noch machen durfte. Aber die Theſe iſt als ſolche 
falſch. Verſagt mögen einzelne Diviſionen auch ſchon zu einem Zeit⸗ 
punkt haben, wo die Offenſive noch nicht entſchieden war. Aber nicht, 
weil ſie verraͤteriſch, ſondern weil ſie abgekaͤmpft waren. Zuſammen⸗ 
gebrochen ſind Armee und Heimat erſt, als der große Endkampf, in den 
ſie voll Mut und Zuverſicht und in unerſchuͤtterlichem Glauben an ihre 
Heerfuͤhrer gezogen waren, urploͤtzlich mit einer Rieſenenttaͤuſchung endete. 
Volksmaſſen ertragen es nicht, daß die lauten Siegesfanfaren von geſtern 
heute von dem Schreckensruf abgeloͤſt werden: Hannibal ante portas. 
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beſprechungen anknuͤpfen ließen. Die Sonbierungen 
wurden auf den verſchiedenſten Wegen und mit den ver⸗ 1 
ſchiedenſten Mitteln angeſtellt. Sowohl bei unſeren weft, 
lichen, wie bei unſeren oͤſtlichen Feinden. Die Vorſtel⸗ 
lung, daß ich aus Anglophilie Rußland vernachlaͤſſigt 
hätte, iſt ebenſo unrichtig wie der umgekehrte Vorwurf, 
daß ich in dem Wahn eines ruſſiſchen Separatfriedens 
weſtliche Friedensmoͤglichkeiten in den Wind geſchlagen 
haͤtte. Wie ich unſere Geſamtlage beurteilte, hatten wir 
jeweils fuͤr die Seite zu optieren, die uns die Moͤglichkeit 4 
zum Frieden bot. Der Kampf zwiſchen Anglophoben und 
Ruſſophoben, die Option zwiſchen dem Oſten und dem 
Weſten, verſchloß ſich vor der brutalen Wirklichkeit. Bis 
zum Fruͤhſommer 1917 haben alle Sondierungen nut 
ein negatives Reſultat gehabt. Weder bei den Weſt⸗ 


maͤchten, noch bei Rußland war eine Geneigtheit zum 
Sprechen feſtzuſtellen!). Generell war die Situation die, 
daß die feindlichen Machthaber insgeſamt wußten, die 
deutſche politiſche Leitung ſei verhandlungsgeneigt, daß 
ſie ſelbſt aber eine aͤhnliche Geneigtheit auch nicht von 
ferne andeuteten. i 

Erſt im Jahre 1917 ſind wirkliche Friedensmöͤglich⸗ 
keiten aufgetaucht. Zuerſt der zwar lange in Ausſicht ge⸗ 


ſtellte, aber immer wieder hinausgeſchobene Friedens⸗ 


vermittelungsverſuch des Praͤſidenten Wilſon, danach 


1) Weitere Ausfuͤhrungen wegen Rußlands im Kapitel „Polen“. 
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i die den paͤpſtlichen Friedensſchritt einleltende Miſſion des 
Nuntius Pacelli Ausgang Juni 19171). 

7 Fuͤr die vor dieſe Ereigniſſe fallende Zeit kann von ver⸗ 
ſaͤumten Friedens moͤglichkeiten nicht geſprochen werden. 
Dier Vorwurf, daß das Zeigen von Verhandlungs⸗ 


j 3 werden mußte, wird der Sachlage nicht gerecht. 
Zwang uns die allgemeine Lage, den Boden fuͤr Ver⸗ 
3 handlungen vorzubereiten, dann mußten wir auch ver⸗ 
ſuchen, den friedenswilligen Minoritaͤten in den feind⸗ 
lichen Laͤndern zum Siege uͤber die kriegstreibenden Ele⸗ 
mente zu verhelfen. Ohne Bekundung unſeres Friedens⸗ 
willens war das nicht moͤglich. Schwaͤchealluͤren habe 
ich dabei vermieden. Meine Reichstagsreden ſind im 
Auslande eher als Zeichen ungerechtfertigter Sieges⸗ 
zuverſicht gedeutet worden, und das Friedensangebot 
vom 12. Dezember 1916 haben wir nach der Einnahme 
von Bukareſt erlaſſen. Die Sixtus⸗Parma⸗Affaͤre aber 
kommt nicht auf Rechnung der deutſchen Regierung. Im 
Fruͤhjahr 1917 iſt eine Anweiſung der franzoͤſiſchen 

Preſſepropaganda in unſere Haͤnde gefallen, die fuͤr 

meinen Sturz zu arbeiten vorſchrieb, weil meine ge⸗ 

maͤßigte Haltung den Pazifismus in den Ententelaͤndern 
ſtaͤrke. Im Gegenſatz dazu iſt Spekulation auf die ſprich⸗ 
woͤrtliche deutſche Uneinigkeit, genaͤhrt durch unſere 


1) Beide Ereigniſſe werden im weiteren Verlauf dieſer Betrachtungen 
beſonders behandelt werden. 
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innere Zerriſſenheit, durch den Kampf um die Kriege, 
ziele und die inneren Reformen, durch den Dun 
lismus der oberſten Gewalten, ein ſtarker Aktiv- 
poſten in der Rechnung der feindlichen Kriegstreiber 


geweſen. 


Kriegsfuror war ein Kennzeichen des Weltkrieges. Die 


Beweglichkeit und Wandelbarkeit der Kabinettspolitik 
fruͤherer Koalitionskriege hat nicht beſtanden. Die Ma⸗ 
ſchine der Kriegsleidenſchaft, zu Kriegszwecken geſchaffen 
und zu immer groͤßerer Macht ausgeſtaltet, hat die Poli⸗ 
tik der Staaten in der einmal eingeſchlagenen Richtung 
feſtgehalten. Bis zum letzten Ende hat der Krieg keine 
Partei jemals vor eine direkte Zwangslage geſtellt. 
Immer wieder rechnete der Oſten auf den Weſten, und 
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der Weſten auf den Oſten, und ſelbſt in kleinen Erfolgen 
ließ ſich jedem Volk wieder irgendeine neue Hoffnung 
vorſpiegeln, die die pſychologiſche Wirkung jeder Nieder⸗ 


lage kupierte. Die Vielheit der immer wechſelnden Kon⸗ 
junkturen, die Sucht, ſie auszubeuten, um die Wider⸗ 
ſtandskraft zu erhalten und immer wieder neu zu beleben, 


verfuͤhrte nicht nur, ſondern verdammte auch die Politik | 


zu einem fatalen Abwarten immer neuer Ereigniſſe. 
Dieſes Feſtliegen der Politik in einem Voͤlkerkrieg, das 
zwangslaͤufige Auswirken der einmal entfeſſelten kriege⸗ 
riſchen Gewalten hat die Möglichkeit aller Friedens ver⸗ 
ſuche begrenzt, die einen im Keim erſtickt, das Schickſal 
der anderen beſiegelt. 
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Trotzdem war das Suchen nach einem Verſtaͤndigungs⸗ 
frieden geboten. Wer hat heute den Mut, zu leugnen, 
daß dieſes Suchen nach Friedens moͤglichkeiten nicht nur 
kriegsmuͤde werdende Maſſen zuſammengehalten hat, 
ſondern auch bei einem etwas anderen Gang, ja nur bei 


zeitlich geaͤndertem Ineinandergreifen der Ereigniſſe zum 


8 
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Erfolg haͤtte fuͤhren koͤnnen? Es gibt keinen Krieg, aus 


deſſen Geſchichte das Schickſal zu entfernen waͤre, und 


kaum je hat das Schickſal ſo hart mitgeſprochen, als es 
uns, kurz bevor Rußland dem Zuſammenbruch entgegen⸗ 
eilte, einen Beſchluß faſſen ließ, der uns in Amerika einen 


neuen Feind brachte. 


Danach hat im Sommer 1917 ein Moment beſtanden, 


wo ſich nach meiner Überzeugung die Möglichkeit zu 
einem, allerdings beſcheidenen, Verhandlungsfrieden 


eroͤffnete. Nur die Anfaͤnge ſind in meine Amtszeit ge⸗ 


fallen. Auf die weitere Entwicklung erſtrecken ſich dieſe 


Betrachtungen nicht. 


* * 


* 


Wenn von den Urſachen unſeres Zuſammenbruchs 
geſprochen wird, ſtellt ſich regelmaͤßig auch ein Hinweis 
auf das Verſagen der deutſchen Auslandspropaganda 
ein. Die Tatſache, daß es nicht gelungen iſt, außerhalb 
unſerer Grenzen, von wenigen Laͤndern abgeſehen, fuͤr 
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deutſches Weſen ein tieferes Verſtaͤndnis und wider 
ſtandsfaͤhige Sympathien zu erwecken, liegt vor aller 
Augen. Die Gruͤnde dafuͤr reichen wohl tiefer, als die 


erhobenen Anklagen vermuten laſſen. 


Unzweifelhaft haben wir vor dem Kriege keinen ge⸗ 


nuͤgenden Propagandaapparat gehabt. Ausreichende 
Geldmittel fehlten; vielleicht weil ſowohl die Bewil⸗ 
ligungsgeneigtheit des Reichstages wie die Forderungs⸗ 
energie der Regierung zu ſpaͤt einſetzten oder unvoll⸗ 


kommen waren. Im Kriege verſagte der unausgebildete 


Apparat um ſo mehr, als die Abſchneidung der Kabel 
und die militaͤriſche Sperrung der Grenzen ſehr bald auch 
eine geiſtige Blockade uͤber uns verhaͤngten. In unſerem 
Kaͤfig wurden wir immer weniger faͤhig, uns ſelbſt mit 
den Augen der anderen zu ſehen. Das waren Hemm⸗ 
niſſe von einſchneidender Bedeutung. Sie machten es 
unmoͤglich, die wohlgezielten Hiebe der feindlichen Pro⸗ 
paganda ſofort und uͤberallhin zu parieren. Damit allein 
waͤre es indes nicht geſchehen geweſen. Auch in der Pro⸗ 
paganda ſchlaͤgt nur die Offenſive durch. An einer in 
der Welt zuͤndenden Offenſivparole aber, die die der 
Feinde uͤberwand, fehlte es uns. 

Um im Urteil des Auslandes ſtetig ener 


ſtand der Deutſche der nachbismarckiſchen Zeit zu ſehr ſich 


ſelbſt im Licht. Er war ſo raſch groß geworden, daß ſeine 
nationale Erziehung dahinter zuruͤckblieb. In dem ein⸗ 
ſeitigen wirtſchaftlichen Emporſchießen war er ſich ſelbſt 
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vielfach geiſtig untreu geworden. Unſer Auftreten hatte 
fuͤr die Franzoſen noch die Siegermiene, aber auch für | 
die verbuͤndeten Italiener etwas Goͤnnerhaftes und 
ſelbſt für die ſtammverwandten ſterreicher einen bis⸗ 
weilen aufdringlichen Beſchuͤtzerton. Englaͤnder, Ame⸗ 
15 rikaner, Ruſſen, Japaner fanden uns zu machtbewußt 
in Anbetracht der engen, von zwei Seiten bedrohten, rein 
feſtlaͤndiſchen Grundlage unſerer Weltſtellung. Wieviel 
Aubneigung ſich gegen „die Deutſchen“ ſelbſt im neutralen 
Auslande angeſammelt hatte, iſt uns erſt nach dem Aus⸗ 
bruch des Krieges uͤberraſchend zum Bewußtſein gekom⸗ 
f men. Rund herum in der Welt beneidete oder beſpoͤt⸗ 
telte, fuͤrchtete oder haßte man den gluͤcklichen und maͤch⸗ 
l tigen Emporkoͤmmling. Die Auslaͤnder, die auf Deutſch⸗ 
land hinblickten, ſahen nicht die großen Maſſen eines 
fleißig arbeitenden Volkes. Zu ihnen drangen vornehm⸗ 
lich die grellen Stimmen der Alldeutſchen und die faſt 
noch ſchwerer auszugleichenden Kundgebungen aus kaiſer⸗ 
lichem Munde. Die Krone hielt ſich als Wortfuͤhrerin fuͤr 
Deutſchlands auswaͤrtige Beziehungen haͤufig nicht in 
Reih und Glied, ſie brach bald hierhin, bald dorthin aus, 
und die verantwortlichen Amtsſtellen erfuhren bisweilen 
erſt hinterdrein, wie empfindlich ihre Kreiſe geſtoͤrt wor; 
den waren. | 
Vielleicht iſt die Art, in der der Deutſche feine Selbſt⸗ 
bejahung gegenuͤber dem Auslande betrieben hat, ein 
Kennzeichen jedes Volkes, das ſo ſchnell wie wir auf⸗ 
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mengewachſenes Volk aber konnte auch keine Welttheſe 
aufſtellen. Wettzumachen war dieſe Unterlegenheit nicht. 


Paris iſt kraft einheitlicher geiſtiger Überlieferung und 


geſtiegen iſt. Ein geiſtig und national noch nicht zufamz 


kraft der geſchloſſenen Form der franzoͤſiſchen Kultur ein g 
Weltbegriff. Vor dem kulturellen franzoͤſiſchen Genius 


F 


beugen fich auch politiſche Gegner. Der Engländer aber 5 


hatte in jahrhundertelanger Auslandsbeherrſchung einen 


politik mit dem geiſtigen Empfinden der Menſchheit ſo 
in eins verwoben, daß humanitaͤre und ziviliſatoriſche 


Schlagworte, die in deutſchem Munde gezwungen ge⸗ a 


innerlich gefeſtigten und aͤußerlich abgeſchliffenen Typus 
von enormer ſuggeſtiver Kraft geſchaffen. In Dreivier⸗ 
teilen der Welt war die Sprache der engliſchen Machts 


Er 


Hungen hätten, beim Engländer natuͤrlich und ſelbſt⸗ f 


verſtaͤndlich herauskamen. Weil die Hypokriſie ſolcher 
Schlagworte unbewußte Natur des Englaͤnders ge⸗ 
worden war, wurde ſie uͤberall ruhig hingenommen. 
Regte ſich irgendwo ein Zweifel, ſo verſtummte er vor 
der britiſchen Macht. 

So iſt die feindliche Parole von dem Kampfe fuͤr Recht 
und Gerechtigkeit, fuͤr die Unterdruͤckung von Autokratie 
und Militarismus, fuͤr die Freiheit der kleinen Staaten 
um das Selbſtbeſtimmungsrecht aller Voͤlker von der 
Welt glaͤubig akzeptiert worden. An allgemeine Menſch⸗ 
heitsempfindungen appellierend und ein goldenes Zeit⸗ 
alter verſprechend, hatte dieſer Kampfruf eine Zugkraft, 
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gegen die unſere Parole der Verteidigung nicht aufkam. 


Das deutſche Annexioniſtenprogramm, von der Regie⸗ 
rung uͤbernommen, haͤtte nur Ol ins Feuer gegoſſen. 
Nach engliſcher oder franzoͤſiſcher Suprematie zwar, die 
alles erdruͤckte, ſehnte ſich die Welt wohl kaum. Aber 
deutſche Weltherrſchaft war irrationell. An Deutſch⸗ 


lands Zertrümmerung wurde umgekehrt nicht geglaubt. 
2 Wir waren ja ſo ſtark, und die Entente erging ſich in ſo 
feierlichen Beteuerungen ihrer Selbſtloſigkeit. 


Die Ententepropaganda, die ſich ſelbſt die ehrbarſten, 


: uns die verbrecherifchften Motive zuſchrieb, iſt ein maͤch⸗ 
tiges Schwungrad in der feindlichen Kriegsmaſchine ge⸗ 


weſen. Namentlich in England ließen ſich pazifiſtiſche 


Regungen durch den Aufruf zum heiligen Kreuzzug gegen 


die Hunnen immer erfolgreich erſticken. Darin hat waͤh⸗ 
rend des Krieges die Hauptbedeutung der Propaganda 
beſtanden. Nicht verdankt ihr die Entente auch ihre in 
ſeinem Verlauf erworbenen Bundesgenoſſen. Die italie⸗ 


niſchen und rumaͤniſchen Machthaber ſind der Entente 


beigetreten, nicht, weil ſie deren Evangelium fuͤr bare 
Muͤnze nahmen, ſondern weil ſie die nationalen Aſpiratio⸗ 


nen ihrer Laͤnder nur verwirklichen konnten, wenn ſie 


mitfochten. Und entſchloſſen haben ſie ſich zum Kriege, 
ein jeder in dem Augenblicke, wo er des Endſieges der 
Entente ſicher ſein zu koͤnnen glaubte. Letztlich entſchei⸗ 


dend waren nicht das Gold und die hohen Worte der 


Propaganda, ſondern die reale Macht, die dahinterſtand. 
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In Rom wie in Bukareſt find wir unterlegen nicht wegen | 
unferes Ungeſchicks, ſondern weil wir uns den Italienern 
und den Rumaͤnen nicht als die Staͤrkeren legitimieren 
konnten. Wo weder nationale Aſpirationen den Krieg 
volkstuͤmlich machten, noch die Entente ihre letzten Daum⸗ 
ſchrauben anſetzte, wie in Spanien, in Holland, in den 
ſkandinaviſchen Reichen und der Schweiz, hat auch die 
wuͤtendſte feindliche Propaganda nicht verfangen. Alle 
dieſe Staaten haben uns die ſtrikteſte Neutralitaͤt ge⸗ 
halten und an unſeren Gefangenen, Kranken und Kin⸗ 
dern Werke der Liebestaͤtigkeit geuͤbt, die ihnen Deutſch⸗ 
land immerdar danken wird. 


BEE 
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Die Wirkungen der Ententepropaganda ſind mit dem 
Ende des Krieges nicht erloſchen. Alle nacher 3 
Ereigniſſe ſtehen unter ihrem Zwang. 1 

Die monatelange Fortſetzung der Rudermet d \ 
Hungerblockade gegen ein in militaͤriſchem und innerem 4 
Zuſammenbruch wehrlos gewordenes Volk, der Verrat 
von Verſailles, das Friedensdiktat der Verelendung und 
Verſklavung, die ſchwarze Schmach, — dieſer geſamte 1 
blutige Hohn auf die im Kriege vernommenen humani⸗ 
taͤren und voͤlkerbegluͤckenden Phraſen wird von der Welt, 
trotz aller ſich dagegen regenden Proteſte, ruhig ertragen, 
weil die Legende von der Barbarei deutſcher Kriegfuͤhrung 
und von der Alleinſchuld Deutſchlands am Kriege ſich ſo 
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feſt eingefreſſen hat, daß Ungerechtigkeiten und Verrat, 
ja Unmenſchlichkeiten als die erlaubten und notwendigen 
Zuchtmittel eines Weltſtrafgerichts uͤber die Parias der 
. uche gelten. 

* Nicht nur die deutſchen Geſchicke werden davon ge⸗ 
1 troffen. Die ganz Europa verwuͤſtende Friedloſigkeit 
und Anarchie naͤhrt ſich von der Unwahrhaftigkeit, auf 
2. die die Friedensſchluͤſſe von Verſailles, St. Germain, 
5 Neuilly und Seores aufgebaut find. 


— 
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4 uͤber die Schuld am Kriege habe ich bereits im erſten 
Bande dieſer Betrachtungen geſprochen. Inzwiſchen ſind 
zahlreiche Publikationen namentlich aus den ruſſiſchen 
Staatsarchiven erfolgt, welche die Beweiſe für die dort 
aufgeſtellten Behauptungen häufen, Die wichtigſten 
Daten daraus wiederzugeben, halte ich fuͤr um ſo not⸗ 
wendiger, als die deutſchen Schriften uͤber die Urſachen 
des Weltkrieges ſich zumeiſt darauf beſchraͤnken, die Hand⸗ 
lungen der deutſchen Regierung nach dem Mord von 
Serajewo zu kritiſieren. Die andere Seite der Sache, 

die Unterſuchung der europaͤiſchen Konſtellation zur Zeit 
des Mordes und die Aufdeckung der Tatſachen, welche zu 
dieſer Konſtellation gefuͤhrt haben, kommt bei dieſer 
Betrachtungsweiſe in der Regel zu kurz. Ja die Art, 
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wie deutſche Kritir geuͤbt worden iſt, hat mehrfach der ® 
feindlichen Theſe von der Alleinſchuld Deutſchlands zur 
Folie gedient. Über dem allen ſteht die Weltfrage nach 
den wirklichen Zuſammenhaͤngen, die zur Weltkata⸗ 
ſtrophe gefuͤhrt haben. Sie beherrſcht Gegenwart und 


Zukunft. 
Aus den veroͤffentlichten Dokumenten ergeben ſich 
folgende Tatſachenreihen !). 


Serbiens Politik verfolgt ſeit der Thronbeſteigung der 


Karageorgewitſch die Abſprengung der ſuͤdſlawiſchen 
Staaten vom oͤſterreichiſch⸗ungariſchen Staatsverbande. 
Eine amtliche ſerbiſche Denkſchrift von 1904 formuliert 
das Programm wie folgt: „Agitation in Bosnien behufs 


GWG 


Anſchluſſes an Serbien. Diskreditierung der dortigen 


oͤſterreichiſch⸗-ungariſchen Adminiſtration durch ſyſtema⸗ 
tiſche publiziſtiſche Propaganda und Naͤhrung der Un⸗ 
zufriedenheit der orthodoxen und mohammedaniſchen 


Bevoͤlkerung Bosniens und der Herzegowina). Die 


Annexion der beiden Laͤnder durch Sſterreich ſteigert die 


1) Die Mehrzahl der Dokumente iſt veröffentlicht in dem Weißbuch 
betreffend die Verantwortlichkeit der Urheber am Kriege, Berlin, Juli 1919, 
Dieſes Weißbuch wird im folgenden mit D. W. B. zitiert. Die Seitenzahlen 
find nach der Ausgabe in Großfolio angegeben. /In Klammern dahinter 
sind die Seitenzahlen der Oktavausgabe beigefügt, welche im amtlichen 
Auftrage die Deutsche Verlagsgesellschaft für Politik und Geschichte m. 
b. H. (Materialien, betreffend die Friedensverhandlungen, Teil VI) Ber- 
lin 1919, veranstaltet hat. D. H. 


) Vgl.: Mandl, Oſterreich⸗Ungarn und Serbien, S. 15 ff. 
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Bewegung. Neujahr 1909 erklärt der Miniſter des Aug; 
waͤrtigen, Milowanowitſch, in öffentlicher Sitzung der 
Ski oſchtina: „Oſterreich muß aufhören, ein Balkanſtaat 
zu ſein.“ Oer Fuͤhrer der Altradikalen Protitſch ergaͤnzt 
die Parole dahin, daß Frieden mit Sfterreich nur möglich 
f fi „„wenn es darauf verzichte, eine Großmacht zu fein”, 
1 Dieſe gegen Oſterreich⸗Ungarn gerichtete Politik Ser; 
biens wird von Rußland unterſtuͤtzt und animiert. 
Im September 1908 gibt Iswolski dem ſerbiſchen 
Geſandten Vesnitſch aus Anlaß der ſich entwickelnden 
Annexionskriſis die allgemeine Zuſicherung: „Rußland 
hat bisher Serbien unterſtuͤtzt und wird es auch von jetzt 
ab unterſtuͤtzen, wo und wie es nur kann)., Praͤziſer 
1 noch äußert ſich im Februar 1909 der Führer der Okto⸗ 
briſten, Gutſchkow, gegenuͤber dem ſerbiſchen Geſandten 
Loſutitſch: : „Wir waͤren (wegen der Annexion) nur in dem 
Falle in den Krieg getreten, wenn es ſich um den Beſtand 
Rußlands gehandelt haͤtte. Iſt unſere Ruͤſtung einmal 
vollkommen durchgefuͤhrt, dann werden wir uns mit 
ſterreich⸗Ungarn auseinanderſetzen. Beginnt jetzt kei⸗ 
nen Krieg, denn dies waͤre Euer Selbſtmord, verſchweigt 
Euere Abſichten und bereitet Euch vor, es werden die 
9 Tage Euerer Freuden fommen?).” Kurz darauf geht 
auch der ruſſiſche Miniſter des Außeren, Saſſonow, zur 


. 79/80 (S. 10). 
93 (S. 112), 
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Agitation über. Mahnend ſagt er dem ſerbiſchen Ger | 
ſandten Popowitſch: „Serbien muß für die künftigen 
Zeiten arbeiten, wo es viel Land von Oſterreich nge 
erhalten wird).“ 

Ein Jahr ſpaͤter eroͤrtert der Zar mit dem in ben, 
derer Miſſion nach Petersburg entſandten ſerbiſchen 
Miniſterpraͤſidenten Paſchitſch die kriegeriſchen Ziele der 
gemeinſamen Politik gegen Oſterreich⸗Ungarn in allen 
Einzelheiten und ſtellt Serbien zur Vervollſtaͤndigung 
ſeiner Arſenale ruſſiſches Heeresgeraͤt in Ausſicht. Der 
Zar läßt dem König Peter ſagen: „Fuͤr Serbien werden 
wir alles tun!) ).“ 3 

Frankreichs Zuſtimmung zu der Haltung des ruſſiſchen 
Alliierten war ſelbſtverſtaͤndlich. Aber auch eue 
ſtand auf derſelben Seite. 

Schon im Jahre 1908 verſichern Grey und Harding ; 
dem Miniſter Milowanowitſch ruͤckhaltlos, „daß die f 
ſerbiſch⸗nationale Frage auf die Tagesordnung geſtellt, 
nicht bloß in der engliſchen Preſſe, ſondern auch in der | 
pofitiven Haltung der engliſchen Politik für die ſerbiſche 
Regierung und fuͤr den Miniſter perſoͤnlich die allerbeſte N 
Meinung und die lebhafteſten Sympathien erweckt.“ 


) D. W. B. S. 110 (S. 127). 
2) D. W. B. S. 114 ff. (S. 136). | 
) Die ſerbiſch⸗oͤſterreichiſchen Verhaͤltniſſe find ausführlicher in meinem 
als Anlage abgedruckten Bericht an den Parlamentariſchen Unterſuchungs⸗ 
ausſchuß vom 27. 12. 1919 dargeſtellt. 
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Beide geben ihr Wort, „daß fie fortfahren werden, die 
ſerbiſchen territorialen Entſchaͤdigungsforderungen fo 

lange zu unterſtuͤtzen, als Rußland fie aufrechterhalten.” 
Im Oktober 1912 fett England auf die Mitteilung, daß 
S erbien ſich einem oͤſterreichiſchen Einmarſch in den Sand⸗ 
ſchak Novibazar mit Waffengewalt widerſetzen wuͤrde, die 
Reſerviſten feiner Flotte, Klaſſe A, in Bereitſchafte). 
Rußlands, von Frankreich und England geſtuͤtzte Po⸗ 
litik gegenuͤber Serbien iſt das Hauptglied der auf die 
Beherrſchung des Balkans und die Gewinnung Konſtan⸗ 
tinopels gerichteten ruſſiſchen Geſamtpolitik. Getrieben 
wird dieſe Politik — und das iſt der ſpringende Punkt, 
wenn von der „Schuld am Kriege“ geſprochen wird — in 
dem vollen Bewußtſein, daß ihre Ziele nur durch einen 
allgemeinen europaͤiſchen Krieg zu verwirklichen ſind. 
3 Schon im Fruͤhjahr 1909 erklaͤrt nach einem Berichte 
des ſerbiſchen Geſandten Koſutitſch der damalige Mini⸗ 
ſter des Außeren Iswolski den Kampf mit dem Ger; 
manentum, wenngleich Rußlands Politik rein ſlawophil 
ſei, für unausweichbar⸗). Dieſelbe Anſicht ſpricht zu 
gleicher Zeit der Zar dem Dumapraͤſidenten aus: Ruß⸗ 
land muſſe ſich zu dem Kriege vorbereiten, für den es 
jetzt nicht geruͤſtet geweſen ſei). 


) D. W. B. S. 90 (S. 111). 
) D. W. B. S. 107 (S. 125). 
) D. W. B. S. 94 (S. 114). 
) D. W. B. S. 96 (S. 114f.). 
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Im Herbſt 19 1x erklärt der franzoͤſiſche Botſchafter 
in London, Paul Cambon, anlaͤßlich der Marokkokriſis 
ganz offen einem Gewaͤhrsmann des ſerbiſchen Geſchaͤfts, 
traͤgers Gruitſch den Krieg zwiſchen Frankreich und 
Deutſchland für unvermeidlich. Man muͤſſe ihn aber bis 
1914/15 hinausſchieben; noch muͤſſe das franzoͤſiſche 
Oberkommando reorganiſiert werden, und Rußland fei 
militaͤriſch noch nicht fertig. England ſteht, wie Era 8 


weiter berichtet, feſt hinter Frankreich!). 


In den ſich nun anſpinnenden Balkanwirren patro⸗ E 
niſiert Rußland den Balkanbund in voller Kenntnis der 
mit ihm kommenden europaͤiſchen Gefahr. Zur Siche⸗ 1 
rung gegen ſie trifft Rußland umfaſſende Kriegsvor⸗ 
bereitungen. Am 8. Juli 1912 ſchließt Rußland mit 
Japan einen geheimen Vertrag, in dem Japan den 
Schutz der ruſſiſchen Intereſſen in China uͤbernimmt, ſo 
daß Rußland im Falle eines europaͤiſchen Krieges feine 
Truppen aus Sibirien und China zuruͤckziehen kann). 


Am 16. Juli kommt die ruſſiſch⸗franzoͤſiſche oc 
konvention zuftande®), 


Frankreich bekraͤftigt feinen Willen, Rußland zu unter 
ſtuͤtzen, durch praͤziſe Erklaͤrungen feiner Machthaber. 
Auf Saſſonows Frage, wie Paris uͤber die eventuellen 


Konſequenzen des auſtroſerbiſchen Konfliktes denke, ant⸗ 


1) D. W. B. S. 101/102 (S. 119 f.). 
2) D. W. B. S. 124 (S. 140). 
2) D. W. B. S. 128 (S. 145). 
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ortet Poincaré, es ſei Sache Rußlands, die Initiative 
1 einer Frage zu ergreifen, an welcher es in erſter Linie 
beteiligt ſei; Frankreichs Aufgabe ſei es, ihm in tat⸗ 
| 15 igſter Weiſe beizuſtehen. Fuͤhre Rußland Krieg, 
ö 0 d werde auch Frankreich Krieg führen, da es wiſſe, daß 
in dieſer Frage Deutſchland hinter Sſterreich ſtehen 
4 verde. Der casus foederis der franzoͤſiſch⸗ruſſiſchen Al⸗ 
Tanz ſei gegeben, wenn Deutſchland Sſterreich mit den 
Waffen gegen Rußland unterſtuͤtze y. 

Im September 1912 begibt ſich Saſſonow nach Eng⸗ 
land, um dort den Boden zu ſondieren. Über das Er; 
gebnis feiner Feſtſtellungen berichtet er aus Balmoral, 
wohin er vom Koͤnig eingeladen war, dem Zaren in 
folgenden Worten: 

„Zur allgemeinen Charakteriſtik der von mir in 
England feſtgeſtellten Stimmung in Bezug auf Ruß⸗ 
land muß ich erwaͤhnen, daß in Balmoral gleichzeitig 
mit mir auch der Oppoſitionsfuͤhrer Herr Bonar Law 

einige Tage zu Gaſte war, dem ich unter anderem 
meine Genugtuung wegen ſeiner Rede, die er im 
Namen der Oppoſition im Unterhauſe hielt und in der 
er die Politik Sir E. Greys im Sinne einer engeren 
Annaͤherung an Rußland billigte, ausdruͤckte. Bonar 
Law beſtaͤtigte mir in Gegenwart von Grey die er; 
woaͤhnten Worte und erklärte ſogar, daß dies die ein⸗ 
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Y Telegramme Iswolskis an Saſſonow vom 4/17. und 5./18. No⸗ 
vember 1912. D. W. B. S. 133 und 135 (S. 149 f.). 
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zige Frage fei, in der zwiſchen den Konſervativen und 
Liberalen in England keine Meinungsverſchiedenheit 
beſtehe. 4 
In Ausnutzung dieſer guͤnſtigen Umſtaͤnde hielt ich 
es für nuͤtzlich, in einer meiner Unterredungen mit 
Grey u. a. eine Information daruͤber einzuholen, was 
wir von England im Falle eines bewaffneten Zuſam⸗ 
menſtoßes mit Deutſchland zu erwarten haͤtten. Die 
Erklaͤrungen, die ich darauf ſowohl von dem verant⸗ 3 
wortlichen Leiter der engliſchen Außenpolitik, als auch J 

nachher aus dem Munde des Koͤnigs Georg ſelbſt 
hoͤren durfte, erſcheinen mir ſehr bemerkenswert. 
Euer Kaiſerlichen Majeſtaͤt iſt es bekannt, daß Poin⸗ 
care während feines Petersburger Aufenthaltes im 
2 


vergangenen Sommer mir gegenüber den Wunſch 
aͤußerte, klarzuſtellen, inwiefern wir auf die Hilfe der 
engliſchen Flotte im Falle eines ſolchen Krieges an f 
nen koͤnnen. 

Nachdem ich Grey erbaut in den Inhalt un⸗ 
ſeres Marineabkommens mit Frankreich eingeweiht 
und darauf hingewieſen hatte, daß laut dem abge⸗ 
ſchloſſenen Vertrag die franzoͤſiſche Flotte um die 1 
Sicherung unſerer Intereſſen auf dem ſuͤdlichen Kriegs⸗ 
ſchauplatz bemuͤht ſein wird, indem ſie die oͤſterreichiſche 
Flotte hindert, nach dem Schwarzen Meer durchzu⸗ 
brechen, fragte ich den Staatsſekretaͤr, ob nicht Eng⸗ 
land ſeinerſeits uns den gleichen Dienſt im Norden 


. a a 
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1.5 erweiſen koͤnnte durch Ablenkung des deutſchen 
Geſchwaders von unſerer Kuͤſte in der Oſtſee. 


Grey erklaͤrte, ohne zu ſchwanken, daß, wenn die in 


Frage ſtehenden Umſtaͤnde eingetreten ſein wuͤrden, 
England alles daranſetzen würde, um der deutſchen 
Machtſtellung den fuͤhlbarſten Schlag zuzufuͤgen. In 


den zuſtaͤndigen Reſſorts wurde die Frage der Kriegs⸗ 
operationen in der Oſtſee bereits beſprochen, es ſtellte 
ſich aber dabei heraus, daß die engliſche Flotte, der es 
allerdings nicht ſchwer ſein wuͤrde, in die Oſtſee zu ge⸗ 
langen, dort einer bedeutenden Gefahr ausgeſetzt ſein 
wuͤrde, da ſie wie in einer Mauſefalle eingeſchloſſen 
werden koͤnnte, weil Deutſchland die Möglichkeit hat, 
die Hand auf Daͤnemark zu legen und den Ausgang 
durch den Belt zu ſperren. England wuͤrde ſich wahr⸗ 
ſcheinlich auf Operationen in der Nordſee eee 
muͤſſen. 

Aus dieſem Anlaß beſtaͤtigte mir Grey aus eigenem 
Antrieb das, was ich bereits von Poincaré wußte, und 
zwar: das Vorhandenſein eines Abkommens zwiſchen 


Frankreich und Großbritannien, nach dem England 


im Falle eines Krieges mit Deutſchland ſich verpflich⸗ 
tete, Frankreich nicht nur zur See, ſondern auch auf 
dem Kontinent, durch Landung von Truppen, zu Hilfe 
zu kommen. 

Der Koͤnig, der in einer der Unterredungen mit mir 
dieſelbe Frage beruͤhrte, ſprach ſich noch viel entſchie⸗ 
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dener als fein Miniſter aus. Mit ſichtlicher Erregung 
erwaͤhnte Seine Majeſtaͤt das Streben Deutſchlands 
nach Gleichſtellung mit Großbritannien in Bezug auf 
die Seeſtreitkraͤfte, und rief aus, daß im Falle eines N 
Zuſammenſtoßes dies verhaͤngnisvolle Folgen nicht 
nur fuͤr die deutſche Flotte, ſondern auch fuͤr den deut⸗ 
ſchen Handel haben muͤſſe, denn die Englaͤnder wuͤrden 
jedes deutſche Schiff, das ihnen in die Haͤnde kommt, | 
in den Grund bohren. (We shall sink every single 
german merchant ship we shall get hold of.) 
Die letzteren Worte fpiegeln augenscheinlich nicht 1 
nur perfönliche Gefühle Seiner Majeſtaͤt wieder, fonz 
dern auch die in England herrſchende Stimmung in 
Bezug auf Deutſchland.“ N 
Soweit der Bericht Saſſonows an den Zaren. Es g 
folgt im November der bekannte Notenwechſel winben f 
Grey und Paul Cambon, der keinen Zweifel daran laͤßt, 
daß Frankreich in der Erwartung eines unprovozierten | 
Angriffs durch eine dritte Macht, oder eines Ereigniſſes, | 
das den allgemeinen Frieden bedroht (something that 
threatened the general peace), England an ſeiner Seite 
finden werde. | | 
Für die Frage nach der „Schuld am Kriege“ geben dieſe 
Vorgaͤnge ein ganz beſtimmtes tatſaͤchliches Material. 
Abzuweiſen iſt die Schlußfolgerung, als haͤtten Entente⸗ 
maͤchte beabſichtigt, aus dem Balkankrieg den europaͤ⸗ 
iſchen Krieg hervorwachſen zu laſſen. Daß ſie ſich fuͤr die 
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Eventualitaͤt eines ſolchen Krieges durch militaͤriſche und 
1 Konventionen ſicherten, war nur ein Gebot 
ielicher Vorſicht. An ſich folgt Kriegswillen daraus 
cht. Grundſaͤtzlich allerdings iſt Rußland dem Kriege 
ni eee. Im November 1912 ſchreibt Saſſonow 
| a Benckendorff: „Die Lage ſpitze fich durch den Inter⸗ 
eſſenkonflikt zwiſchen Rußland und Sſterreich immer mehr 
zu. Unter dieſen Umſtaͤnden erſcheine ein Krieg wohl noch 
als der beſte Ausweg, vielleicht ſogar als erwuͤnſcht !).“ 
England jedoch dient bei Loͤſung der Balkankriſis zweifel⸗ 
los dem Frieden. Über Frankreichs Haltung in dieſer 
Kriſis kommt Benckendorff in einem Situationsbericht | 
vom 12./25. Februar 1913 zu dem folgenden Schluß: 
„Wenn ich Cambons Unterredungen mit mir, die ge⸗ 
wechſelten Worte, kurz wiederhole und die Haltung Poin⸗ 
1 carés hinzunehme, fo kommt mir der Gedanke, der einer 
Aberzeugung gleichkommt, daß von allen Maͤchten Frank⸗ 
1 reich die einzige iſt, die, um nicht zu ſagen, den Krieg 
wuͤnſcht, fo doch ihn ohne großes Bedauern ſehen wiirde. 
Jedenfalls hat mir nichts gezeigt, daß Frankreich aktiv 
1 dazu beitraͤgt, in dem Sinne eines Kompromiſſes zu 
4 arbeiten. Nun, der Kompromiß — iſt der Frieden; jen⸗ 
1 ſeits des Kompromiſſes liegt der Krieg. Die Lage, wie 
® ich fie beobachten konnte, ſcheint mir fo zu liegen, daß 
alle Mächte aufrichtig daran arbeiten, den Frieden zu 


) D. W. B. S. 126 (S. 143). 
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erhalten. Aber von allen iſt es Frankreich, das den Krieg 5 
mit der verhältnismäßig größten Ruhe aufnehmen 
wuͤrde ).“ 

Schaltet man alle konſtruktiven ÿ5vv„ 
aus, ſo ergeben die Geſpraͤche von Balmoral folgende 
Tatſache: Unmittelbar vor dem Ausbruch einer akuten 
europaͤiſchen Spannung, an der Rußland direkt beteiligt | 
iſt, ſtellt der engliſche Außenminiſter feinem ruſſiſchen 
Kollegen fuͤr den Fall eines kriegeriſchen Konfliktes mit 
Deutſchland britiſche Kriegshilfe bedingungslos in Aus⸗ 
ſicht. Irgendeinen Vorbehalt dahin, daß England nur 
mitfechten werde, wenn Deutſchland an dem Konflikt 
„Schuld“ trage, macht der engliſche Miniſter nicht. | 
Ebenſo ſagt er Frankreich feine Unterſtuͤtzung ganz all⸗ | 
gemein für alle Fälle zu, „wo der allgemeine Frieden 
bedroht fein werde“. Damit legt England eine ungeheure 
Machtfuͤlle für die Beſtimmung des europaͤiſchen Schi, 
ſals in die ruſſiſche Hand. Rußland kann in Serbien, 
auf dem Balkan und gegen Konſtantinopel eine zum 
Krieg mit Oſterreich führende Politik in der Sicherheit 
treiben, daß ihm Frankreich und England Waffenhilfe 
leiſten werden, wofern nur Deutſchland Sſterreich zur 
Hilfe kommt. Daß dieſe Vorausſetzung zutreffen wird, 
kann Rußland aus den beſtehenden europaͤiſchen Bun⸗ 
desverhaͤltniſſen mit nahezu vollkommener Sicherheit 


) D. W. B. S. 138 ff. (S. 153 ff.). 
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ſchließen. Die engliſche Hilfe iſt zwar nicht wie die fran⸗ 
zoͤſiſche verbrieft, aber die Außerungen Greys und des 
| Koͤnigs lauten fo beſtimmt und atmen zugleich einen ſo 
| feindſeligen Geiſt gegen Deutſchland, daß Saſſonow nicht 
| N irrt, wenn er ſie zu einem feſten Faktor ſeiner politiſchen 
Kalkuls macht. 


Fuͤr die auf die Balkankriſis folgende Orientierung 


1 der ruſſiſchen Politik ergeben ſich aus den ruſſiſchen 
ö Publikationen die nachfolgenden urkundlichen Tatſachen: 


Am 31. Dezember 1913 / 13. Januar 1914 findet in 


Petersburg ein Miniſterrat unter Beteiligung des Gene⸗ 
ralſtabschefs anläßlich der durch die Militaͤrmiſſion Liman⸗ 


Sanders zwiſchen Petersburg und Berlin entſtandenen 
Differenzen ſtatt!). Eroͤrtert werden die von Rußland 
zu ergreifenden Maßnahmen, wofern der Abſchluß der 
mit Deutſchland ſchwebenden Verhandlungen die ruſſi⸗ 
ſchen Wuͤnſche nicht befriedigen ſollte. Als Druckmittel 
auf Deutſchland werden finanzieller und wirtſchaftlicher 
Zwang gegen die Tuͤrkei oder aber daruͤber hinaus auch 


4 militaͤriſche Maßnahmen in Kleinaſien erwogen. Vor⸗ 
nehmlich für den letzteren Fall wird mit der Perſpektive 
1 des europaͤiſchen Krieges gerechnet. Die militaͤriſchen 


Inſtanzen „erklaͤren kategoriſch die volle Bereitſchaft 
Rußlands zum Zweikampf mit Deutſchland“. Der Vor⸗ 
ſitzende des Miniſterrats haͤlt einen Krieg „fuͤr das groͤßte 


) Prof. M. Pokrowski, Drei Konferenzen, S. 32 ff. Herausgegeben 
von der Redaktion Ruſſiſche Korreſpondenz 1920. 
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Ungluͤck Rußlands“, empfiehlt Fortſetzung der Verhand⸗ f 
lungen mit Berlin und ſtimmt eventualiter nur finan⸗ 
ziellem Druck auf die Türkei zu). Im Gegenſatz dazu 
ſucht Saſſonow rigoroſe Maßregeln gegen die Türkei 
durchzuſetzen, vorausgeſetzt, daß es gelinge, ſich der eng⸗ 
liſchen Unterſtuͤtzung — die franzoͤſiſche wird als zweifel⸗ 
los bezeichnet — voͤllig einwandfrei zu verſichern. Die 
Abhaͤngigkeit der ruſſiſchen Politik von engliſcher Hilfe 
iſt der immer wiederkehrende Refrain der Beratung. Sie 
ſchließt mit folgender Feſtſtellung: | 

„Sollte die aktive Beteiligung ſowohl Frankreichs wie 
Englands an gemeinſamen Schritten mit Rußland nicht 
geſichert fein, fo erſcheint es nicht möglich, zu Druckmitteln 
(gegen die Tuͤrkei) zu greifen, die einen Krieg mit Deutſch⸗ 
land zur Folge haben koͤnnten.“ 

Am 8./ 21. Februar 1914 tritt unter dem Vorſitz von 
Saſſonow — Kokowzew iſt am 29. Januar / 1x. Februar 
entlaſſen — wiederum ein Miniſterrat zuſammen, um 
zur Frage der Meerengen Stellung zu nehmen?). „In 
Verbindung mit der Anderung der politiſchen Lage — 
ſo fuͤhrt Saſſonow aus — muͤſſe man, vielleicht ſogar in 
der naͤchſten Zeit, mit dem moͤglichen Eintritt von Er⸗ 


) Bei meinen Unterredungen mit Kokowzew im November 1913 hatte 
ich feine volle Bereitſchaft konſtatiert, mich in dem Beſtreben, die Liman⸗ 
Sanders⸗Affaͤre a l'amiable zu ordnen, in jeder Weiſe zu unterſtuͤtzen. 

2) Prof. M. Pokrowski, Drei Konferenzen, S. 46 ff. und D. W. 8 
S. 153 ff. (S. 173 ff.). 
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eigniſſen rechnen, die die internationale Lage der Kon⸗ 
ſtantinopler Meerengen radikal ändern koͤnnten. Es 
ſei daher notwendig, unverzüglich im Verein mit den 
entſprechenden Reſſorts an die Ausarbeitung eines nach 
allen Richtungen durchgearbeiteten Programms heran⸗ 
ziutreten, das auf die Sicherung einer für Rußland guͤn⸗ 
ſtigen Loͤſung der hiſtoriſchen Meerengenfrage gerichtet 
waͤre.“ „Erſcheine auch gegenwaͤrtig der Eintritt bedeu⸗ 
tender politiſcher Komplikationen wenig wahrſcheinlich, 
ſo koͤnne man doch für die Erhaltung des beſtehenden 
AZuſtandes im nahen Oſten nicht einmal für die aller⸗ 
> nächte Zeit garantieren.“ „Annehmen koͤnne man nicht, 
daß ruſſiſche Operationen gegen die Meerengen ohne 
einen allgemeinen europaͤiſchen Krieg erfolgen wuͤrden.“ 
Gleichwohl erkennt der Miniſterrat die Notwendigkeit 
1 an, die Beſitzergreifung der Meerengen planmäßig vor; 
zubereiten, beſchließt zu dieſem Zwecke die ſofortige Durch, 
1 fuͤhrung einer Reihe ganz beſtimmter konkreter mili⸗ 
5 taͤriſcher Maßnahmen und ſpricht auf Antrag Saſſonows 
den generellen Wunſch aus, die Regierung moͤge durch 
ſlaͤmtliche zuſtaͤndigen Behörden alle Schritte machen 
llaſſen, die für die techniſche Ausführung dieſer Aufgabe 
erforderlich ſeien. 
Sieaſſonow unterbreitet dem Zaren das Protokoll dieſes 
Miniſterrats mit folgendem Bericht: 

„In dem im November vorigen Jahres vorgeſtell⸗ 
ten alleruntertaͤnigſten Memorandum hatte ich das 
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Glück, Ew. Kaiferlichen Majeſtät Erwägungen über 


die Notwendigkeit zu unterbreiten, unverzuͤglich zur 
Ausarbeitung eines umfangreichen Aktionsprogramms 
zu ſchreiten, um uns eine guͤnſtige Loͤſung der Frage 
der Meerengen in dem Fall zu ſichern, daß die Ereig⸗ 
niſſe uns zwingen ſollten, unſere Intereſſen am Bos⸗ 
porus und an den Dardanellen zu ſchuͤtzen. 

Ew. Kaiſerlichen Majeſtaͤt war es genehm, dieſe Er⸗ 


waͤgungen gutzuheißen und die damit verbundenen 
Fragen einer beſonderen Beratung der am meiſten 
intereſſierten Behoͤrden zu unterbreiten. Die von mir 
zu dieſem Zweck einberufene Beratung hat am 8./ 21. | 


Februar d. J. ſtattgefunden. 


Ich wage es, das Journal der erwähnten Be⸗ 
ratungen dem allerhoͤchſten Ermeſſen zu unterbreiten 


und in Übereinſtimmung mit den Mitgliedern der 
Beratung gleichzeitig Weiſungen Ew. Kaiſerlichen Ma⸗ 


jeſtaͤt für das Aktionsprogramm zu erbitten, das im 


Schlußteil des Journals niedergelegt iſt.“ 


Der Zar vermerkt am 23. Maͤrz / S. April eigenhändig | 
auf dem Journal: „Ich billige durchaus die Beſchluͤſſe 


der Konferenz.“ 

Im April 1914 naͤhert ſich England um einen weiteren 
großen Schritt Rußland an. Auf Erſuchen Rußlands 
empfiehlt der franzoͤſiſche Außenminiſter Doumergue 
ſeinem engliſchen Kollegen Grey eine engere ruſſiſch⸗ 
engliſche Verſtaͤndigung. Grey antwortet, wie Iswolski 
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am 29. April an Saſſonow berichtet), „daß er perſoͤnlich 
| m it dem ihm gegenüber ausgeſprochenen Gedanken voll; 
kommen ſympathiſiere und vollkommen bereit wäre, ein 
Abkommen mit Rußland zu ſchließen, ähnlich den Ab⸗ 
kommen, die zwiſchen England und Frankreich vorliegen. 
Er verſchwieg jedoch Herrn Doumergue nicht, daß nicht 
nur inmitten der Regierungsparteien, ſondern auch 
unter den Kabinettsmitgliedern Elemente vorhanden 
ſind, die gegen Rußland voreingenommen und zur weite⸗ 
ren Annaͤherung an das letztere wenig geneigt ſind. Er 
druckte aber doch die Hoffnung aus, daß es ihm gelingen 
werde, Herrn Asquith und andere Kabinettsmitglieder 
ſeinem Standpunkt geneigt zu machen.“ Die bei der 
Konferenz anweſenden Herren Doumergue, Cambon und 
de Margerie aͤußern hinterher Herrn Iswolski ihr Er⸗ 
ſtaunen über dieſe klar ausgeſprochene beſtimmte Bereit; 
1 willigkeit Sir Edward Greys. „Die von ihm bezüglich 
€ des Herrn Asquith und der anderen Kabinettsmitglieder 
. gemachten Vorbehalte truͤgen nach ihrer Überzeugung 
1 lediglich einen formalen Charakter, und wenn Grey nicht 
im voraus von ihrem Einverſtaͤndnis uͤberzeugt geweſen 
wäre, würde er ſich fo konkreter Vorſchlaͤge enthalten 
haben.“ Unmittelbar darauf beſchließt die großbritan⸗ 
niſche Regierung, „den engliſchen Admiralſtab zum Ein⸗ 
tritt in Verhandlungen mit franzoͤſiſchen und ruſſiſchen 


) D. W. B. S. 178 ff. (S. 198). 
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Marineagenten in London zu bevollmaͤchtigen, mit dem 
Zweck, techniſche Bedingungen einer moͤglichen Einwir⸗ 
kung der Seeſtreitkraͤfte Englands, Rußlands und Frank⸗ 
reichs auszuarbeiten !).“ 1 

Zu dem formalen Abſchluß der Marinekonvention iſt 
es unſeres Wiſſens nicht mehr gekommen. Die grund⸗ 
ſaͤtzliche Bereitwilligkeit der engliſchen Regierung, mit 
Rußland „aͤhnliche Abkommen wie die mit Frankreich 
bereits geſchloſſenen“ zu treffen, orientierte Rußland, 
daß die Politik von Balmoral von England feſtgehalten 
wurde. 9 

Die vorſtehend mitgeteilten Tatſachen geben das Ge⸗ 
rippe der Situation, in der der oͤſterreichiſch⸗ſerbiſche 
Konflikt ausgebrochen iſt. Die ruſſiſche Balkanpolitik iſt 
gegen Oſterreichs Beſtand gerichtet. Entſteht daraus ein 
ruſſiſch⸗oͤſterreichiſcher Krieg, in dem Deutſchland feinem 
Verbuͤndeten beiſpringt, dann iſt Rußland des Beiſtan⸗ 
des Frankreichs und Englands ſicher. Die Abhaͤngigkeit, 
in die England ſchon durch fein Abkommen mit Frank⸗ 
reich auch von der ruſſiſchen Politik geraten iſt, iſt durch 
die Geſpraͤche von Balmoral und die Entrierung der 
Marinekonvention bekraͤftigt ). a 


1) D. W. B. S. 180 (S. 199). 
2) Lord Loreburn ſagt in ſeinem Buche „How the war came“ (Seite | 


106/107) bereits von dem Notenwechſel Grey⸗Cambon im Jahre ıgı2z, 


daß er „den Frieden Großbritanniens tatſaͤchlich der Gnade des ruſſiſchen | 
Hofes ausgeliefert habe“. 4 


80 


1 
7 
1 B- 
Br 
g 
5 


Era RE 
7 


} . Keine Eroͤrterung der Verantwortlichkeiten in der 
Jaulikriſis 1914 ſelbſt wird um die letzte Frage nach der 
1 benkung der ruſſiſchen Generalmobilmachung herum⸗ 
kommen. Daß der oͤſterreichiſch⸗ſerbiſche Konflikt, auch 
in der ihm durch das oͤſterreichiſche Ultimatum gegebenen 
Geſtalt, ohne europaͤiſchen Krieg lösbar ſei, war die Ans 
ſicht ſelbſt Englands. Greys Vermittelungsvorſchlaͤge, 
B 3 eine noch am 30. Juli in Petersburg ausgeſprochene 
5 hoffnung, Rußland werde, wenn Sſterreich nach der 
Einnahme von Belgrad den Vormarſch ſiſtiere, ſich zur 
Eroͤrterung und zur Einſtellung weiterer militaͤriſcher 
Vorbereitungen bereiterklaͤren, ſind der Beweis. Dabei 
Bu immer aufs neue zu betonen, daß Grey ſelbſt in unſerer 
# Ablehnung der von ihm vorgeſchlagenen Botſchafter⸗ 
konferenz keine Sabotage ſeiner Vermittlungsverſuche 
geſehen, ſondern den von uns vorgeſchlagenen Weg 
direkten Meinungsaustauſches zwiſchen Wien und Peters⸗ 
f burg ausdruͤcklich als den beſtmoͤglichen bezeichnet hat!). 

1 Die ruſſiſche Generalmobilmachung iſt am 30. Juli 
abends beſchloſſen und am 31. Juli morgens verkuͤndet 
worden, alſo in einem Augenblick, wo unſere Mahnungen 
an Sſterreich, alles zu unterlaffen, was den allgemeinen 
Krieg zur Folge haben könnte, die denkbar ſchaͤrfſten 
waren. Die oͤſterreichiſche Generalmobilmachung iſt am 
31. Juli vormittags, alſo erſt befohlen worden, als die 


1) Blaubuch Nr. 67. 
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ruſſiſchen Mobilmachungsorders bereits oͤffentlich ange⸗ : 
ſchlagen waren. In Deutſchland iſt der Zuſtand drohen⸗ 
der Kriegsgefahr am 31. Juli 1 Uhr nachmittags er⸗ 
klaͤrt, der Mobilmachungsbefehl ſelbſt am r. Auguſt nach⸗ 
mittags 5 Uhr erlaſſen worden. 1 

Am r. Auguſt telegraphierte der Zar an den Kaiſer: | 
„Mobilmachung heißt nicht Krieg.“ Die Rolle, die der 
Zar bei der ruſſiſchen Mobilmachung geſpielt hat, nimmt 
dieſem einzigen Zeugnis gegen die deutſche Auffaſſung 
von vornherein jeden Wert. Überdies widerſpricht es der N 
gelegentlich der Beſprechungen über die franzoͤſiſch⸗ruf⸗ 
ſiſche Militaͤrkonvention zwiſchen dem General Bois⸗ 
deffre und dem damaligen Zaren ausdruͤcklich getroffenen 
Vereinbarung: Mobiliſierung iſt die Erklaͤrung des 
Krieges:), einer Vereinbarung, die der vom franzoͤſiſchen 
Militaͤrattache in Petersburg gemeldeten Anſicht des 
ruſſiſchen Generalſtabschefs entſprach, daß auf die Mobil⸗ 
machung Frankreichs und Rußlands kriegeriſche Hand⸗ 
lungen unmittelbar folgen muͤßten, „daß ſie untrennbar | 
von einem Angriffe feir).” 

Endlich General Gurko, vom Herbſt 1916 bis zum 
Frühjahr 197 Chef des ruſſiſchen Generalſtabes, faßt 
ſein Urteil uͤber die Sachlage in den Worten zuſammen: 
Die ruſſiſche Mobiliſierung bedeutete fuͤr Deutſchland 
die Notwendigkeit, den Krieg zu erklaͤren, ohne einen 


2) Drittes franzoͤſiſches Gelbbuch Nr. 7ı. 
2) Drittes franzoͤſiſches Gelbbuch Nr. 42. 
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einzigen Tag zu verſaͤumen. Auch die Entente kann uͤber 
ſolche Zeugniſſe aus dem eigenen Lager nicht hinweg⸗ 
gehen. Sie beweiſen buͤndig, daß Rußland den Krieg ge⸗ 


3 In dieſer Bedeutung der ruſſiſchen Generalmobil⸗ 
machung liegen zugleich die Motive fuͤr unſere Kriegs⸗ 
5 erklaͤrung an Rußland beſchloſſen. Nur wenn wir die 

Operationen begannen, bevor Rußland mit ſeiner Mobil⸗ 
4 machung fertig war, hatten wir im Zweifrontenkrieg Aus⸗ 
3 ſichten. Unſere weſtliche Offenſive war notwendiger Be⸗ 
ſtandteil des Feldzugplanes. Mit Erfolg konnte ſie nach 
militaͤriſcher Überzeugung nur über Belgien geführt 
werden. Unſer Ultimatum an Belgien, lediglich und 
ausſchließlich ein Akt der Notwehr, konnte nicht kon⸗ 
ditional erlaſſen werden, ſondern ſetzte Kriegszuſtand 
voraus. Daß uns Rußland formal den Krieg erklaͤren 
werde, bevor die Mobilmachung bis aufs letzte durch⸗ 
gefuͤhrt war, war unwahrſcheinlich. Das waͤre gegen 
ruſſiſches Intereſſe gegangen. Moͤglich waren Grenz⸗ 

verletzungen der ruſſiſchen Truppen, in deren Anſchluß 
ſich der Krieg von ſelbſt entwickeln konnte. Voͤllig 
ungewiß aber war, welchen Zeitverluſt, der unter allen 
Umſtaͤnden vermieden werden mußte, wir dann erlitten. 

Noch dazu haͤtte bei ſolcher Prozedur die Entſcheidung 
uber den Eintritt des Kriegszuſtandes in der Hand mili⸗ 
taͤriſcher Kommandobehoͤrden von vielleicht niederem 
Grade gelegen. Die Behauptung, daß wir die Grenz⸗ 


N 


— 
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verletzungen provoziert hätten, häfte den Feinden reiche 
liche Gelegenheit geboten, uns der Welt als Angreifer 
zu denunzieren. Die bittere Notwendigkeit, einen Ve 
teidigungskrieg offenſiv zu führen, hat bei unſeren Ent⸗ 
ſchluͤſſen das entſcheidende Wort geſprochen. 4 

Frankreich hat feine an Rußland gegebene politiſche 
Generalvollmacht waͤhrend der Julikriſis nicht e 
gezogen 3 


) Hier bricht das Manuskript ab. D. H. 
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1 Ex 
auch wahrscheinlichen Frieden mit Rußland verhindert 
und damit den Verluſt des Krieges herbeigefuͤhrt zu 
haben. Die boͤſen Erfahrungen, die wir als die Ge⸗ 
ſchlagenen jetzt mit dem benachbarten Polen machen muͤſ⸗ 
1 4 ſen, verbittern die Vorwuͤrfe. Unter Verſchleierung der 
von der Heeresleitung betaͤtigten Mitwirkung wird das 
Manifeſt vom 5. November 1916 auf eine idioſynkratiſche 
Vorliebe der politiſchen Leitung fuͤr die Polen zuruͤck⸗ 
gefuͤhrt. Die Wirklichkeit iſt eine andere geweſen. 
Bismarck hat einſt dem Fuͤrſten Chlodwig Hohenlohe 
die Folgen eines Krieges mit Rußland entwickelt. Er 
wuͤrde ein großes Ungluͤck ſein, „denn wir koͤnnten ja 
nichts gewinnen, nicht einmal die Kriegskoſten bekommen. 
Dann wuͤrde der Krieg auch dahin fuͤhren, daß wir Polen 
bis an die Duͤna und den Dnjepr herſtellen muͤßten“. 
So Bismarck im Jahre 18831). In der Zwiſchenzeit hatte 
ſich nichts geaͤndert. 
Wie ungleich auch die Polenpolitik der einſtigen drei 
Teilungsmaͤchte geweſen war, ſo hatte doch keine von 


) Denkwuͤrdigkeiten des Fuͤrſten Hohenlohe II, S. 343. 
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ihnen mit der polniſchen Frage fertig werden konnen. 


Mochten ſich die nationalen Beſtrebungen des Polen⸗ * 
tums in den Autonomiewuͤnſchen Kongreßpolens, in 
der Irredenta der preußiſchen Anteile, in dem Trach⸗ 


ten Galiziens nach politiſcher Praͤponderanz innerhalb 


der Donaumonarchie noch ſo verſchieden aͤußern, — 


uͤberall ging es um die Wiederherſtellung eines ein⸗ 


heitlichen Polenreichs. Gebunden blieb die polniſche 
Frage nur, ſolange und inſofern ſich das Macht⸗ 
verhaͤltnis zwiſchen den drei Kaiſerreichen nicht von 
Grund aus verſchob. Nur ein völlig unentſchiedener 
Krieg haͤtte den alten Zuſtand aufrechterhalten. Jedes 
andere Ende verwirklichte die polniſchen Selbſtaͤndig⸗ 
keitsbeſtrebungen zu Laſten des geſchlagenen Teiles. 
Nicht politiſche Spekulation, ſondern die Tatſache des 
Krieges hat die polniſche Frage aufgerollt. Polens 
Wiedererſtehung war die natuͤrliche Folge geſchichtlicher 


Vergangenheit. 


Theoretiſch waͤre es richtig geweſen, das Problem für ; 


alle Dauer des Krieges in der Schwebe zu laſſen. Aller⸗ 
dings war keine partie remise mehr in Sicht, nachdem 
der Krieg nicht in ſeinen Anfangsſtadien — ſpaͤteſtens 
in den erſten Monaten des Jahres 1915 — abgebrochen 
worden war. Immerhin aber ſchuf unſer Polenmanifeſt 
eine vollendete Tatſache, bevor ſich der Ausgang des 


Krieges uͤberſehen ließ. Nur praktiſche Erwaͤgungen aber 


haben zu ſeinem Erlaß gefuͤhrt. 
88 


5 Itrgendeine Stellung zum Polentum mußten wir neh; 
men, nachdem wir 1915 das ganze Land okkupiert hatten. 
1 Ich habe damals die allgemeine Direktive gegeben, in 
allererſter Linie für die Sicherheit des Hinterlandes un; 
3 ſerer Oſtfront zu ſorgen. Soweit mit dieſem Ziele ver⸗ 
einbar, und ſoweit es die Haͤrte jedes Krieges geſtatte, 
belle die Okkupationsverwaltung fo geführt werden, daß 
die Polen an ſie einſt nicht mit Haß und Erbitterung zu⸗ 
1 rudzudenfen brauchten. Auch als Sieger wären wir ja 
— uͤbrigens ſo gut wie die Polen ſelbſt — auf ein freund; 
1 nachbarliches gegenſeitiges Verhaͤltnis angewieſen ge⸗ 
& weſen. Überall im Land aber fließen wir nur auf den 
1 einen Gedanken der Wiedererſtehung eines ſelbſtaͤndigen 
9 Polens. Vor ihm auf die Dauer Verſtecken zu ſpielen, 
ging nicht. Natuͤrliche Sympathien fanden wir wenig 
1 — ſich beliebt zu machen, hat der Deutſche weder Talent 
noch Neigung — und die feindliche Blockade zwang uns, 
auch Polen durch Requiſitionen aller Art zu bedrucken, 
wobei in Form und Umfang auch Mißgriffe gemacht 
ſein werden. Schließlich aber mußten die Polen wiſſen, 
ob wir ſie dauernd als Feinde betrachten wollten. Sonſt 
mußte jede ernſthafte Bedrohung der Oſtfront unſere 
Lage um ſo kritiſcher geſtalten, als die Polen einer nach⸗ 
druͤcklichen Unterſtuͤtzung ihrer Selbſtaͤndigkeitswuͤnſche 
von ſeiten der Weſtmaͤchte ſicher waren. 

Vnſer Bundesverhaͤltnis zu Sſterreich führte in die; 
ſelbe Linie. Galiziens wegen war Hfterreich auf aus; 


e 
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geſprochene Polenſympathie angewieſen. Zuerſt ging das 
Wiener Kabinett darauf aus, im Falle des Sieges ganz 
Kongreßpolen, vielleicht mit Ausnahme einiger noͤrd⸗ 
licher Diſtrikte, der Donaumonarchie anzugliedern. Der 
ſo vereinigte ruſſiſch⸗oͤſterreichiſche Polenblock wuͤrde, 
wenn nicht auch ſtaatsrechtlich, ſo doch jedenfalls faktiſch, 
von ſelbſt eine ſelbſtaͤndige politiſche Macht geworden 
ſein. Als wir dieſem Plane opponierten, wurde die Ver⸗ 
ſelbſtaͤndigung Kongreßpolens ins Auge gefaßt. End⸗ 
lich im Fruͤhjahr 1917 bot uns Wien die freie Dis⸗ 


poſition uͤber Kongreßpolen ſamt Galizien an, falls wir, 


um zum Frieden zu kommen, Elſaß⸗Lothringen an Frank⸗ 
reich abtreten wollten. Allen oͤſterreichiſchen Plänen lag 
die Befreiung Kongreßpolens von ruſſiſcher Herrſchaft 


zugrunde. 


Der zuerſt verfolgten auſtropolniſchen Loͤſung, fuͤr die 1 
fih Wien mit großer Energie einſetzte, konnte ich nicht 
zuſtimmen. Ein Krieg, in dem wir auch bei bundes⸗ 
freundlichſtem Urteil die größeren militaͤriſchen Leiſtungen 
fuͤr uns ſelbſt reklamieren durften, konnte ſiegreich nicht 3 
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damit enden, daß wir den Oſterreichern einen ſolchen 
Loͤwenanteil zuſchoben. Praktiſch waͤre entweder unſere 
geſamte Oſtfront von Sſterreich umklammert worden, f 
oder wir haͤtten, wollten wir das vermeiden, ſelbſt um⸗ 
fangreiche polniſche Landesteile annektieren muͤſſen. 
Beides wäre unerträglich geweſen. Schon die Umfaſſung 
der Provinz Schleſien durch zwei oͤſterreichiſche Landes⸗ 
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teile, deren polniſche und tſchechiſche Bevoͤlkerung uns 
nicht wohlgeſinnt war, haͤtte unſere eigenen Intereſſen 
politiſch und wirtſchaftlich verletzt. Um wieviel mehr, 
wer u auch die Provinz Poſen davon betroffen wurde. 
Uns ſelbſt aber mit etwa ro Millionen Polen neu zu 
belaſten, wäre keine Stärkung, ſondern eine Schwaͤchung 
Deutſchlands geweſen. 

Aberdies und vor allem machte die auſtropolniſche 
| Löſung das Polentum zum ausſchlaggebenden Faktor 
der Donaumonarchie. Kein noch ſo kuͤnſtlich ausgekluͤgel⸗ 
ter öͤſterreichiſcher Subdualismus haͤtte uns und Hfter; 
reich ungarn ſelbſt davor bewahrt. Die Moͤglichkeit aber, 
das Deutſche Reich und Sſterreich⸗Ungarn politiſch, wirt⸗ 
ſchaftlich und militaͤriſch zu einer ſolchen Einheit zu ver⸗ 
binden, daß uns die Kontrolle Wiens uͤber Warſchau, 
und damit die Kontrolle von Warſchau⸗Krakau uͤber 
5 Wien, gleichguͤltig ſein konnte, iſt mir nicht nur von vorn⸗ 
herein als politiſche Illuſion erſchienen, ſondern es hat 
ſich auch ihre Unausfuͤhrbarkeit bei jeder konkreten Ber 
handlung der Frage immer aufs neue herausgeſtellt. 
Die fuͤr uns noch ertraͤglichſte Loͤſung — eine gute gab 
es uͤberhaupt nicht — war ein ſelbſtaͤndiges Polen, ſo 
eng mit uns verbunden, daß uns bei voller Entfaltung 
der gegenſeitigen wirtſchaftlichen Beziehungen kein mili⸗ 
taͤriſch oder politiſch unmittelbar gefährlicher neuer Nach; 
bar erſtand. Bei Aufgabe der alten Hakatiſtenmethoden 
hätte ein ſiegreiches Deutſchland ein ſolches Syſtem halten 
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und gedeihlich entwickeln koͤnnen. Auch wäre uns ale 
Siegern die bei keiner Loͤſung ausrottbare Irredenta in 
den preußiſchen Anteilen keinesfalls gefaͤhrlicher ge⸗ 
worden, als ſie es vor dem Kriege war. Ob im Falle 
monarchiſcher Ordnung ein oͤſterreichiſcher Erzherzog 
oder ein deutſcher Fuͤrſt Koͤnig von Polen wurde, war 
fuͤr uns keine entſcheidende Frage. — Die ungluͤcklichſte 
aller Loͤſungen waͤre eine vierte Teilung Polens geweſen. 
Das „Warum“ braucht heute wohl nicht eroͤrtert zu werden. 

Durch feine Okkupationsbehoͤrden arbeitete Oſterreich 
der auſtropolniſchen Loͤſung eifrig vor. Sie den Polen 
als das erſtrebenswertere Ziel darzuſtellen, war einem 
Staate leicht, der infolge des Beſitzes von Galizien der 
polniſchen Mentalitaͤt viel naͤher ſtand, als das durch die 
preußiſche Polenpolitik belaſtete Deutſchland. Die Ok⸗ 
kupationsverwaltung des ganzen Landes in deutſche 
Hand zu nehmen, war deshalb der dringende Wunſch 
unſerer Militaͤrs, vielfach unterſtuͤtzt uͤbrigens auch von 
unferen zivilen Verwaltungsſtellen. Daß Sſterreich wider⸗ 
ſprach, war nur natuͤrlich. Seine Intereſſen waren eben 
durch Galizien zu ſtark beteiligt, und Zwang verbot ſich 
gegenuͤber dem Bundesgenoſſen von ſelbſt. 

Alle dieſe Verhaͤltniſſe fuͤhrten zu Verhandlungen uͤber 
die zukuͤnftige Geſtaltung Kongreßpolens. Wir durften 
die Entwicklung nicht ſo laufen laſſen, daß das Land bei 
ſiegreichem Kriegsende als reife Frucht in Oſterreichs 
Schoß fiel. 
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o find die Wiener Abmachungen vom rx. und 
uguſt 1916 entſtanden. Sie blieben zunaͤchſt interner 
ng. Die Undurchſichtigkeit der politiſchen Ver; 
niſſe in Rußland machte weiteres Abwarten ratſam, 
ſehr auch die Zuſtaͤnde in Polen ſelbſt auf klare Stel⸗ 
znahme hindraͤngten. 
zieder in Fluß gebracht wurde die Sache danach 
) das Militär, 
Ein großer, die Proklamierung des felbftändigen Po⸗ 
lens eindringlich befuͤrwortender Immediatbericht des 
Generalgouverneurs von Beſeler vom Juli 1916 hatte 
1 auch dem General Ludendorff vorgelegen und in den 
Hauptpunkten ſeine entſchiedene Billigung gefunden. 
Schon vorher hatte der General die Abtrennung Polens 
von Rußland politiſchen Stellen gegenuͤber lebhaft ver⸗ 
treten. Über die Wiener Auguſtverhandlungen hatte ich 
den Feldmarſchall von Hindenburg eingehend ſchriftlich 
N benachrichtigt. So war die Oberſte Heeresleitung, als 
ſie am 26. Auguſt auf den Feldmarſchall uͤberging, nicht 
f nur uͤber die Sachlage informiert, ſondern war auch im 
Prinzip mit der ins Auge gefaßten Loͤſung einverſtanden. 
45 In den jetzt folgenden Wochen hat ein lebhafter Mei⸗ 
nungsaustauſch zwiſchen der politiſchen und der mili⸗ 
delſchen Leitung uͤber die weitere Behandlung des pol⸗ 
niſchen Problems ſtattgefunden. Bei abnehmender 
| Leiſtungsfaͤhigkeit unſeres oͤſterreichiſchen Bundesgenoſ⸗ 
fen und bei dem allmaͤhlichen Zuſammenſchmelzen un; 
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ſeres eigenen Mannſchaftsbeſtandes drängte die Heeres, 
leitung darauf, ſich auch die Polen militaͤriſch nutzbar zu 
machen. Sie ſchloß ſich dabei der Auffaſſung des General⸗ i 
gouverneurs Generals von Beſeler an, der überzeugte 4 
war, eine an unſerer Seite fechtende polniſche Armee von 5 
zunaͤchſt etwa drei Diviſionen aufſtellen zu koͤnnen, wor 
fern wir den Polen ſtaatliche Selbſtaͤndigkeit verhieße 5 
Daß dies die conditio sine qua non ſei, war überall un⸗ { 
beſtritten. Meinerſeits konnte ich mir damals noch kein 
klares Bild von der Entwicklung der ruſſiſchen Politik 1 
machen. Nach allen bis dahin gemachten Erfahrungen 
allerdings konnte ich an die Moͤglichkeit eines ruſſiſchen 
Sonderfriedens nicht glauben. Und doch ſchien es mir 
richtig, mit jeder polniſchen Aktion zurückzuhalten, auch 
wenn ſich, wie es im Hochſommer 1916 ſchien, die Even⸗ 
tualitaͤt eines moͤglichen Wandels nur ganz vage und 1 
ganz von fern andeutete. Dieſe meine Auffaſſung habe 
ich unter Darlegung aller fuͤr ſie ſprechenden Gruͤnde der 
Oberſten Heeresleitung mehrfach entwickelt!). Dieſe 
) General Ludendorff hat monieren zu muͤſſen geglaubt (Urkunden 
der Oberſten Heeresleitung S. 300), daß er von den Stockholmer Ber” 
ſprechungen mit Protopopow keine Mitteilung erhalten habe. Dieſe Be⸗ 
ſprechungen haben im Juli 1916, alſo vor der Übernahme der Heeres⸗ 
leitung durch den Feldmarſchall von Hindenburg und den General Luden⸗ 
dorff ſtattgefunden. Eine irgendwie maßgebliche Bedeutung habe ich 
ihnen von vornherein, und wie die Folgezeit gelehrt hat, mit Recht nicht 
beigemeſſen. Im übrigen iſt alles, was für die Beurteilung der ruſſiſchen 4 


Situation von Belang war, in meinem Schreiben an den Feldmarſchall 
von Hindenburg vom 10, Oktober 1916 entwickelt. 
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n hielt jegliche Spekulation auf einen ruſſiſchen 
9 Frieden fuͤr viel zu ſchwach, um uͤberhaupt in Rechnung 
gezogen werden zu koͤnnen. In ſeinem Telegramm an 
mich vom 13. Oktober ſprach ſich der Feldmarſchall 
3 dahin aus, daß weder nach meinen Darlegungen noch 
I nach allen ihm ſelbſt zugaͤnglichen Nachrichten noch 
3 nach ſeiner Beurteilung der militaͤriſchen Lage Ruß⸗ 
5 lands irgendwelche Sicherheit fuͤr eine baldige Einigung 
mit Rußland beſtuͤnde. Nur aber, wenn ſolche Sicher; 
| heit gegeben ſei, nicht hingegen aus dem allgemeinen 
3 Wunſch nach Frieden, duͤrften wir angeſichts der Schwaͤche 
Oſterreichs und der gewaltigen, wachſenden Anſtrengun⸗ 
gen der Gegner das Ruͤſten verſaͤumen. Nur die ſtaͤrkſte 
eigene Ruͤſtung, aus der die Entente unſeren Willen zum 
5 Siege klar erkenne, werde uns den Frieden bringen. 
Dazu gehöre nicht in letzter Linie die volle Ausnutzung 
der polniſchen Volkskraft. Sie duͤrfe nicht weiter hinaus⸗ 
geſchoben werden, und deshalb müffe das Polenmanifeſt, 
ohne welches wir mit unſeren Werbungen nicht viel er⸗ 
reichen wuͤrden, ſchleunigſt erlaſſen werden. In Verfolg 
hiervon traten auf Antrag der Heeresleitung die deut⸗ 
ſchen und oͤſterreichiſchen politiſchen und militaͤriſchen 
Spitzen am 18. Oktober in Pleß zu gemeinſamer Be⸗ 
| ſprechung zuſammen. Ich habe in dieſer Verhandlung, 
da die im Juli—Auguſt verſchwommen aufgetauchten 
Friedensausſichten inzwiſchen durch keine auch noch ſo ge⸗ 
heime Friedensgeſte des Miniſteriums Stuͤrmer beſtaͤtigt 
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wurden, unumwunden dem mit aͤußerſter Enere 
geftellten Verlangen der Oberſten Heeresleitung zug 
ſtimmt. Wurde durch das Polenmanifeſt kein ruſſiſch 
Frieden vereitelt, — und daß dies nicht der Fall gewe 
iſt, hat die Folge erwieſen — dann war eine Maßregel 
nicht nur zulaͤſſig, ſondern auch geboten, die uns nach 
militaͤriſcher überzeugung neue Truppen zufuͤhrte und 
auf die zugleich die geſchilderten Verhaͤltniſſe in Polen 
politiſch hindraͤngten. Im Endreſultat hat hier völlige 
Übereinſtimmung zwiſchen den politiſchen und mul : 
taͤriſchen Stellen beſtanden. 
Entſchloß man ſich zu dem Manifeſt, dann mußte es 5 
auch wegen des Verhaͤltniſſes der Entente zu Polen, 1 
ſchnell erlaſſen werden. Von ihren polniſchen Ver⸗ 
trauensmaͤnnern bearbeitet, bedraͤngten die Weſtmaͤchte 
ſeit dem Fruͤhjahr 1916 die ruſſiſche Regierung, das 
Autonomieverſprechen des Großfuͤrſten Nikolai Nikola⸗ 
jewitſch feierlich feſtzulegen. Auch die liberale Duma⸗ 
majoritaͤt trat für polnifche Autonomie ein. Schon im 
Mai hatte Miljukow einen Entwurf dazu Saſſonow vor⸗ 
gelegt. Wie uns zukommende Nachrichten beſagten, 
ſtanden wir unmittelbar davor, daß die Entente Polen 
die erſehnte Autonomie verſprach und eine polniſche 1 
Sonderregierung auf ruſſiſchem Boden etablierte. Da⸗ 
mit waͤre auch nur jeder Verſuch einer Ausnutzung 
der polniſchen Wehrkraft von vornherein vereitelt ge⸗ | 
weſen. 
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Yuf dieſen Grundlagen ift unſer Polenmanifeſt am 
. Oktober beſchloſſen worden. Auch Wien ſtimmte, 
it Ausnahme allerdings der von uns gleichzeitig ge⸗ 
weuͤnſchten Verſchmelzung der Gouvernements in War⸗ 
ſchau und Lublin, zu. Daß ſich die erhofften Polen 
diviſtonen und Polen überhaupt gegen uns wenden wuͤr⸗ 
den, wenn wir den Krieg verloͤren, war jedem politiſchen 
Urteil klar. Illuſionen daruͤber habe ich mich niemals 
hingegeben. Aber die Perſpektive unſerer Niederlage 
durfte ebenſowenig die Baſis unſeres politiſchen Han⸗ 
delns fein, wie deſſen Verfehltheit daraus bewieſen wer 
den kann, daß es eben allein unſere Niederlage geweſen 
iſt, welche die Moͤglichkeit guͤnſtiger Ergebniſſe ausge⸗ 
ſchloſſen hat. 

Nur in den Umriſſen habe ich die Hergaͤnge darzu⸗ 
ſtellen geſucht. Nach dem Ausgange, den der Krieg ge⸗ 
f nommen hat, iſt unſere Behandlung des polniſchen Pro⸗ 
blems in ihren Einzelheiten zunaͤchſt nicht mehr von 
aktuellem politiſchen Intereſſe, aus demſelben Grunde 
laſſe ich auch dahingeſtellt, inwiefern die Idee einer pol; 
h niſchen Armee reine Illuſion des Generalgouverneurs 
1 geweſen iſt, oder, inwieweit das Fiasko auch auf Fehler 
und Verzoͤgerungen bei der Ausfuͤhrung, auf hakatiſtiſche 
Velleitaͤten militaͤriſcher Stellen, ſowie darauf zuruͤck⸗ 
geht, daß dem Manifeſt in Deutſchland vielfach heftig 
opponiert wurde. Aber auch dieſe ſummariſche Darſtel⸗ 
lung wird die Motive der Aktion und das Ineinander⸗ 
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greifen der politiſchen und militaͤriſchen Momente le 
ſtellen und die mannigfachen daruͤber verbreiteten irr 
Vorſtellungen berichtigen koͤnnen !). 


Von bleibender Bedeutung iſt, ob wirklich, wie meine 
Kritiker meinen, das Polenmanifeſt den Frieden ver⸗ 
eitelt hat. Ohne Beweiſe beizubringen, behandelt dieſe 
Auffaſſung in merkwuͤrdiger Verkennung der ruſſiſchen 
Zuftände den ruſſiſchen Separatfrieden als eine Selbſt⸗ ; 
verſtaͤndlichkeit, die nur ganz ungeſchickter Politik aus der 5 
Hand ſchluͤpfen konnte. a 

Dem Zaren perſoͤnlich war Wortbruch gegen ſe a 
Bundesgenoſſen nicht zuzutrauen. Man mag den Char 
rakter des Kaiſers Nikolaus II. fo unguͤnſtig beurteilen 
wie man will, eines offenen Verrates vor aller Welt 
war er nicht fähig. Nur alleräußerfie Not konnte ihn 
verſuchen laſſen, den Frieden gegen den Willen feinen 


1) Polemik hat ſich zu der Behauptung verſtiegen, ich haͤtte am 18. d 
tober den General von Beſeler vorgeſchickt, um die Oberſte Heeresleitung 
durch die Vorſpieglung einer an unſerer Seite fechtenden polniſchen Armee 
fuͤr mein polniſches Lieblingsprojekt zu gewinnen. Die Unterſtellung 19 
ebenſo unrichtig wie abgeſchmackt. — Die von General Ludendorff ver⸗ 
anſtaltete „Urkundenſammlung der Oberſten Heeresleitung“ enthaͤlt, ob⸗ 1 
wohl ſie durch die weitſchichtige Heranziehung auch der Anſicht des Pro⸗ 
feſſors Dietrich Schaͤfer eine moͤglichſt erſchoͤpfende Behandlung des 3 
Themas anzuſtreben ſcheint, auffaͤlligerweiſe nichts aus der eingehenden 
Korreſpondenz zwiſchen der Oberſten Heeresleitung und mir, noch etwas 
uͤber die Verhandlungen vom 18. Oktober. : 
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rbuͤndeten und der von ihnen beherrſchten Kriegs; 
aſchinerie zu forcieren. So hat der Zar, nach dem 
Aenmanifeſt und trotz ihm, die vom Grafen Czernin 
geteilte Friedensdemarche in Oſterreich machen laſſen, 
als im Frühjahr 1917 die innere Lage unhaltbar zu 
werden drohte. Bis zu dieſem Zeitpunkte und vor dem 
del enmanifeſt hat er, obwohl er genau wußte, daß 
1 2 eutihland einen Frieden weder an der polnifchen, noch 
: an der baltiſchen, noch an der Frage der ruſſiſchen Durch⸗ 
fahrt durch die Meerengen ſcheitern laſſen wuͤrde, jede 
2 deutung eines Separatfriedens ſtets zornig abge⸗ 
* wieſen. Von den erſten Monaten des Jahres 1915 an 
haben wir fortgeſetzt und auf den verſchiedenſten Wegen 
Fuͤhlung genommen, ſei es auch nur, um Rußland zu 
einem Druck auf ſeine Bundesgenoſſen zu bringen. Alles 
ergebnislos geblieben. Auch hochgeſtellte ruſſiſche 
erſoͤnlichkeiten, die beim Zaren in perſoͤnlicher Gunſt 
Buden, wurden, wenn ſie vom Frieden mit Deutſch⸗ 
land zu ſprechen wagten, hart angelaſſen, zum Teil in 
die Verbannung geſchickt:). Uns ſelbſt blieb kein Zweifel 
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5 Der Kabinettschef General Moſſolow, Gehilfe und rechte Hand des 
eraus einflußreichen, an allen Kabinettsſitzungen beteiligten Hofminiſters 
Grafen Fredericksz, berichtet, daß dieſer auf ausdruͤcklichen Befehl des Zaren 
unterlaſſen mußte, eine ſehr hochgeſtellte deutſche Perſoͤnlichkeit, die eine 
. erſtaͤndigung auf einer fir Rußland in jeder Beziehung annehmbaren 
zaſis anregte, überhaupt einer Antwort zu wuͤrdigen. Nie habe beim 
Zaren eine Neigung zu einem deutſchen Separatfrieden beſtanden, fie habe 
Alſo auch nicht durch das Polenmanifeſt umgeſtoßen werden koͤnnen. 
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über die Situation. Als wir Anfang Auguſt 1915 vor 
der Einnahme Warſchaus ſtanden, ließ ich in Petersbu 
erneut unſere Verſtaͤndigungsbereitſchaft mit dem H 
weiſe darauf andeuten, daß wir bei längerer Okkupati 
ganz Kongreßpolens gar nicht umhin koͤnnen wuͤrden, 
zu dem polniſchen Problem Stellung zu nehmen. Die 
Antwort darauf war ein ſofort veroͤffentlichter Beſchli 3 
des ruſſiſchen Miniſterrats vom 1x. Auguſt 1915, der es 
als fuͤr Rußland unmoͤglich erklaͤrte, „auf irgendwelche 
Friedensvorſchlaͤge auch nur zu antworten, bevor ein end 2 
gültiger Sieg errungen ſei, obwohl von feindlicher Seite 
ſcheinbar vorteilhafte Bedingungen angeboten werden“ 

Im Jahre 1916 find wir dann noch weiter gegangen 
h 

Aber ſelbſt wenn der Zar gewollt haͤtte, gekonnt haͤtte 
er nicht. Maͤchtiger noch als in anderen Laͤndern haben 
in dem autokratiſchen Rußland Parteien, Zeitungen, 
Vereine und induſtrielle Komitees eine Maſchinerie des 
Kriegs willens erſtehen laſſen, in der ſich, mit Ausnahme 
der aͤußerſten Rechten und der Sozialiſten, die geſamte 


A 
(Stockholms Dagblad vom 16. 9. 20.) — Ebenſo urteilt unter anderem 
auch der Chef der ruſſiſchen Geheimpolizei, Freund und Gehilfe Prot N 
popows, General Komarow⸗Kurloff in ſeinem Buche „Ende des ruſſiſchen 
Kaiſertums“. (S. 225—228 der deutſchen Überſetzung im Verlage von 
Auguſt Scherl.) 
) Notizen und Briefe des Verfassers aus den letzten Tagen lassen 4 
kennen, daß er hier Sondierungen unter Verwertung eines mit derTürkei ver- 
handelten Entgegenkommens in der Meerengenfrage besprechen wollte. D. H. 
1 
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je liche Welt und ihre Wirtſchaftsmacht zuſammen⸗ 
5. Dieſe durch das Geld der Entente und die uns 


negsleidenſchaften hat in der Friedensfrage der Ber 
egungsfreiheit auch des Zaren ſtarre und unuͤberſteig⸗ 
bare Grenzen geſetzt. Der Verlauf der Geſchehniſſe hat 
gelehrt, daß alle etwa zum Frieden neigenden Elemente 
gegen dieſe Macht der Kriegsparteien nichts haben aus⸗ 
richten koͤnnen. 

Im Juli 1916 ſchienen ſich uns gewiſſe Hoffnungen 
aufzutun ). Bei Geſpraͤchen mit einem Vertrauens⸗ 
mann in Stockholm gab der Vizepraͤſident der Duma, 
4 Protopopow, perſoͤnlich Friedensgeneigtheit zu erkennen. 
Auch das ruſſiſch⸗japaniſche Abkommen vom 3. Juli 1916 
ſollte uns, und zwar nach japaniſchen Außerungen, 
Friedensausſichten eroͤffnen. Endlich ließ der Ruͤcktritt 
Saſſonows und die übernahme des Miniſteriums des 
Außern durch Stuͤrmer vielleicht die Deutung eines kom⸗ 
ben Wandels zu. Alles aber waren Taͤuſchungen. 
Rn Protopopow ſondierte nicht, wie man auf deutſcher Seite 
gemeint hat, im Auftrage der ruſſiſchen Regierung, hatte 
auch ſonſt keine Macht von Bedeutung hinter ſich. Nach 
Rußland zuruͤckgekehrt, wurde er vom Zaren wegen 
y Es geſchah dies alſo nach meinen von den Theoretikern des ruſſiſchen 


1 Separatfriedens ſo ſtark angegriffenen Reichstagsreden vom 19. 8. 1915 
und 5. 4. 1916, 
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feines Auftretens in Stockholm ſcharf zurechtgewieſen. 
Japan, dem wir uns genaͤhert hatten, beeilte ſich, un 
ſeren Fuͤhler, nicht um ihn zu foͤrdern, ſondern um ihn 
zu diskreditieren, ſeinen Alliierten offiziell mitzuteilen. 
Das Miniſterium Stuͤrmer aber verſagte, was den Frie⸗ 
den anlangte, voͤllig. 

Der Sturz Saſſonows uͤberraſchte in Rußland all⸗ 
gemein. Seine Demiſſton führten die Einen auf Miß⸗ 
erfolge auf dem Balkan vor und waͤhrend des Krieges, 
auf das japaniſche Abkommen, die Andern auf inner⸗ 
politiſche Differenzen zuruck. Zweifellos war der Zar, 
der ſich bei der Auswahl feiner Miniſter in der Hervor⸗ 
kehrung einer ihm in Wirklichkeit nicht mehr zukommen⸗ 
den autokratiſchen Macht gefiel, ausgeſprochener Feind ; 
der liberaliſierenden Tendenzen Saſſonows. Ganz klar 
ſehen koͤnnen wir einſtweilen noch nicht. Daß aber Stuͤr⸗ 1 
mers Ernennung keine Verurteilung des Saſſonowſchen 
Kriegswillens bedeutete, zeigten die Tatſachen. am 
23. Juli zum Miniſter des Außern ernannt, verkuͤndete 
Stuͤrmer am 26. als ſein Programm: „Alle unſere Ge⸗ 
fuͤhle duͤrfen nur von dem einzigen machtvollen Rufe 
geleitet fein: Krieg bis zum Endſiege.“ Irgendwelche 
Handlungen, die den Worten nicht entſprochen haͤtten, 
folgten nicht. Dagegen ließ Stuͤrmer noch am 3. No⸗ 
vember, alſo unmittelbar vor dem Polenmanifeſt, Lloyd 
George ausdruͤcklich ſagen, auch er wolle, „daß der deut- 
ſche Militarismus vernichtet werde“. 
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5 4 ber Friedensfrage folgte er der Dumamajoritaͤt und 
en hinter ihr ſtehenden Mächten. Die aber war nicht 
nur nach, ſondern ſchon vor dem Polenmanifeſt bedin⸗ 
gungslos fuͤr den Krieg à outrance. Ihre liberale Ma⸗ 
aͤt, zu dem feſten fortſchrittlichen Block zuſammen⸗ 
geſchloſſen, arbeitete mit allen Mitteln für die Fort⸗ 
ſetzung des Krieges. Schon im September hatte Mil⸗ 
ukow, Führer dieſes Blocks und zugleich Vertrauens⸗ 
mann der Entente, auf der Ruͤckreiſe von einem parla⸗ 
entariſchen Beſuch bei den Weſtmaͤchten einem ffans 
dinaviſchen Interviewer erklärt: „Wir muͤſſen ein für 
allemal mit den Deutſchen fertig werden. Darin find 
wir Liberalen in Rußland uns alle einig.“ Weil die 
liberale Dumamajoritaͤt Stuͤrmer nicht das Zeug oder 
I nicht den Willen zutraute, die Kriegsleidenſchaften des 
Volkes genuͤgend aufzupeitſchen, hat ſie ihn bis aufs 
Blut bekaͤmpft. 

Will man an der Meinung feſthalten, daß die Mit⸗ 
glieder der alten ruſſiſchen Bureaukratie, die nach Saſſo⸗ 
now zur Herrſchaft kamen, innerlich dem Frieden nicht 
ganz abgeneigt geweſen ſeien, ſo kann eine Erklaͤrung fuͤr 
ihre Politik nur in der Durchkreuzung der inner⸗ und 
Außerpolitiſchen Momente gefunden werden. Haupt⸗ 
ziel der ruſſiſchen Regierungen, die ſeit dem Auguſt 1916 
am Ruder waren, war Bekaͤmpfung der von links her 
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andraͤngenden Mächte. Furcht vor parlamentariſche m | 
Regime, wenn nicht vor Revolution, beſtimmte den Kurs. 
Die Miniſterien wurden faſt durchweg reaktionaͤr he 
und im Reichsrat verwandelte noch Anfang 1917 ein Pairs, f 
ſchub die bisher liberale Majoritaͤt in eine reaktionaͤre. 
Hoffnung, ſich vor der Duma zu halten, aber konnte dies 
Regime nur haben, wenn es ſich ihr aͤußerpolitiſch bez 
dingungslos verſchrieb. Die liberale und progreſſiſtiſche 
Oppoſitionsmajoritaͤt der Duma wurde durch die Parole 
zuſammengehalten, daß dieſe Miniſterien es nicht ver⸗ 
ſtaͤnden, die Kriegsleidenſchaften des Volkes genügend 3 
aufzupeitſchen, ja, daß fie ſelbſt vielleicht im geheimen 
Friedens wuͤnſche naͤhrten. Weil ſolche Anklagen unfehl⸗ 
bare Angriffsmittel waren, ſuchten die Regierungen 
Schutz hinter der durch Worte und Taten bekraͤftigten 
Beteuerung ihres unzerſtoͤrbaren Kriegswillens. Inner 
politiſche Reaktion wurde bei der Duma mit außerpoll⸗ 
tiſchem Kriegsradikalismus erkauft. 3 

Scharf bezeichnet werden Sinn und Verlauf dieſer 
Kaͤmpfe durch die Haltung der Weſtmaͤchte. Die Oppo⸗ 
ſition der Duma gegen Stürmer haben ſie unterſtuͤtzt, 
wenn nicht geleitet. Der engliſche Botſchafter Buchanan 
hat im November 1916 bei der Dumamehrheit mehr zu g 
ſagen gehabt als der Zar und deſſen Regierung. Schein⸗ 
bar trauten auch die Weſtmaͤchte Stuͤrmer Friedens⸗ 
velleitäten zu. Die folgenden Miniſterien haben fie gez” 
duldet, ſolange fie ihrer ſicher waren. Mit dem allmaͤh⸗ 
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Ausbau der innerpolitifchen Stellung der Rechten, 
eich vielleicht mit dem Wachstum der Friedensſtim⸗ 
ung bei den Arbeitern, die ſich im Winter 1916/17 
zentuierte, wuchs erſichtlich ihr Mißtrauen. 
Im Januar 1917 — alſo geraume Zeit nach dem 
Polenmanifeſt — hielten Paris und London die ruſſiſche 
Situation für fo bedrohlich, daß fie zum 1. Februar eine 
Ententekonferenz nach Petersburg zuſammenriefen, „um 
durch Übereinkommen die kraͤftigſten Mittel zur Fort⸗ 
ſetzung des Krieges feſtzuſtellen“. Lord Milner, der eng⸗ 
liſche Bevollmaͤchtigte auf dieſer Konferenz, hatte den 
Auftrag, den Zaren zur Ernennung eines der Duma 
verantwortlichen Miniſteriums zu bewegen, um dadurch 
einen Ausgleich zwiſchen dem Zaren und der voͤllig 
3 kriegsſicheren Dumamajoritaͤt herbeizufuͤhren. Als der 
Zar das Anſinnen ablehnte, ſchlug ihm Lord Milner vor, 
wenigſtens Herrn Saſſonow zum Premierminiſter und 
Minister des Auswärtigen zu ernennen. Denn auch 
Saſſonows war Lloyd George ganz ſicher. Aber auch 
1 dieſer Verſuch ſcheiterte an der Hartnaͤckigkeit des Zaren !). 
Damit ſchwand dann jedes Intereſſe Englands am Zar⸗ 
tum. Ein reaktionaͤres, vielleicht friedensgeneigtes Ruß⸗ 
land konnte England unter keinen Umſtaͤnden brauchen. 
1 Eher noch hoffte es durch die ihm gefuͤgigen Liberalen 
ſelbſt ein revolutionaͤres Rußland leiten zu koͤnnen. 


) Über die Miſſion Lord Milners gibt ein offenbar inſpirierter Artikel 
des „Mancheſter Guardian“ von Mitte Maͤrz 1917 intereſſante Auskunft. 
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Mit all diefen Tatſachen, mit der geſamten politiſe ö 
Entwicklung Rußlands ſetzt ſich die Theorie 1 4 
Manifeſtgegner und Sonderfriedensglaͤubigen in direkt 
Widerſpruch. Wenn der bei der Rechten und in Abel 2 
maſſen vertretene ruſſiſche Pazifismus fein Haupt u 
heben verſucht hat, fo iſt es nach dem Polenmanife 
geſchehen. Der ruſſiſche Separatfrieden aber fußte a a. 
der Illuſion traditioneller Freundſchaft eines allm 0 he 
tigen Zaren mit Preußen, überfah, daß dieſe Freund; 
ſchaft laͤngſt eine Phraſe war und daß der Zar, 0 0 
wollte oder nicht, mitſamt der etwa vorhandenen paz 
fiſtiſchen Minoritaͤt ſeines Landes an den Kriegsw le n 
der Weſtmaͤchte und der die Duma beherrſchenden 2 
joritaͤt gebunden war. Hat der Zar im Fruͤhjahr 1917 
nach dem Strohhalm eines Separatfriedens gegriffen, 
dann hat ihn kein Novembermanifeſt daran gehinde 0 
aber der Strohhalm iſt in dem Feuer aufgegangen, das 1 
der von England unterſtuͤtzte ruſſiſche Revolutionswi le 
angezuͤndet hat. 3 


Br 
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rubootkrieg. 


. 


Sl Palichſte Ausnutzung der Uboote unter Verhuͤtung 
des Bruches mit Amerika iſt die Signatur des 
Ubootkrieges der Jahre 1915 und 1916 geweſen. Der 
Gegenſatz beider Ziele druͤckte dem Unternehmen von 
vornherein den Stempel der Halbheit auf. 
Generell iſt während diefer Phaſen daran feſtgehalten 
; worden, nur feindliche Schiffe anzugreifen, neutrale zu 
ſchonen. Aber auch ein ſolcher Ubootkrieg war wirkſam 
nicht zu fuͤhren, ohne zugleich die Neutralen ſowohl in 
ihren Angehoͤrigen an Bord feindlicher Schiffe als auch, 
4 da Verwechſlungen bei der Eigenart des Ubootkampfes 
4 unvermeidbar waren, in ihrer eigenen Handelsſchiffahrt 
| zu bedrohen. Gaͤnzlich ausſchalten ließ ſich ſomit die 
Gefahr von Verwicklungen mit Amerika auch bei ein⸗ 
geſchraͤnktem Ubootkrieg nicht. Die Verſenkungen der 
Luſitania, der Arabic und der Suffer waren die Hoͤhe⸗ 
punkte der Kriſis, in der wir dauernd ſchwebten. Eine 
Politik fortgeſetzten Lavierens gegenuͤber Amerika war 
die notwendige Folge. Alle Nachteile ſolcher Politik 
waren in Kauf zu nehmen. 

Auch wenn kein beſtehender voͤlkerrechtlicher Kodex auf 
den Ubootkrieg paßte, waren unſere Anſpruͤche auf neu; 
trale Toleranz an ſich voll begruͤndet. Voͤlkerrechtlich 
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betrachtet, war der Ubootkrieg Repreſſalie gegen Bi 2 
voͤlkerrechtswidrige Hungerblockade Englands. Ließ ſch 
Amerika von England jede Beſchraͤnkung ſeines legi⸗ 
timen Verkehrs mit Deutſchland gefallen, dann war ſein 
Aufbegehren gegen aͤhnliche deutſche Eingriffe ausge⸗ 5 
ſprochene Imparitaͤt. Dauernd haben wir dieſen Grund⸗ 
ſatz betont. Ihn bis in die letzten Konſequenzen durch⸗ 
fuͤhren, wie es die Ubootanhaͤnger wollten, hieß g 
mit Amerika. Denn nicht auf rechtliche Grundſaͤtze, ſon⸗ 
dern auf die tatſaͤchliche Haltung Amerikas kam es an. 
Fuͤr die in manchen Kreiſen Deutſchlands und nament⸗ 
lich innerhalb der Marine vertretene Annahme, daß der 
Einſpruch des Praͤſidenten Wilſon gegen den Ubootkrieg 
vom Februar ıgı5 und ſpaͤter die Forderungen feiner 
Suffernote nichts als Bluff ſeien, ſprach nur die anfang 
liche Abneigung des amerikaniſchen Volkes gegen aktive 
Teilnahme am Krieg. Alle uͤbrigen Anzeichen ergaben a 
ſubjektiv und objektiv das Gegenteil. Die unfreundliche 
Aufnahme unſeres Proteſtes gegen voͤlkerrechtswidrige 
Kriegfuͤhrung unſerer Feinde gleich zu Beginn des 
Krieges gab den Ton an. Die unbegrenzten Waffen⸗ 
und Munitionslieferungen waren, ganz unabhaͤngig von 
ihrer voͤlkerrechtlichen Zulaͤſſigkeit, unverhuͤllte materielle 
Parteinahme fuͤr die Entente. Sie beſagten mehr als 
ein anfaͤngliches Schwanken in Teilen der oͤffentlichen 
Meinung. Ein ausgeſprochener Sieg Deutſchlands 
widerſprach den wirtſchaftlichen und politiſchen Inter⸗ 
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merikas. Nur aus Tatfachen, von denen keine 
8 guͤnſtige Prognoſe rechtfertigte, alle aber natuͤr⸗ 
hwergewichte in der Wagſchale der Entente waren, 
deutſche Politik ihre Schluͤſſe, wenn ſie den Wider⸗ 
des Praͤſidenten Wilſon gegen jeden die amerika⸗ 
Bewegungsfreiheit zur See unterbindenden Uboot⸗ 
bitter ernſt nahm. 

impliziert wurde die Situation durch die in der 
te des Praͤſidenten Wilſon vom 23. Juli 1915 aus; 
prochene Einladung an Deutſchland, Hand in Hand 
mit Ben die Freiheit der Meere noch während des 
Krieges wiederherzuſtellen. Wie war das aufzufaſſen? 
! je nd war es doch geweſen, das dieſe Freiheit zuerſt 
b eb, ja für den Verkehr mit Oeutſchland fo gut wie 
aufgehoben hatte. Gegen deſſen Einbruͤche in das Voͤl⸗ 
recht aber war Amerika nicht oder jedenfalls nicht 
52 eingeſchritten. Einen im Februar 1915 ge⸗ 
machten Verſuch, in die engliſche Hungerblockade Breſche 
zu legen, hatte die amerikaniſche Regierung ſofort wieder 
aufgegeben, als England widerſprach. Inwiefern ſollte 
jetzt deutſche Kooperation erforderlich oder gar tauglich 
‚fein, um ans Ziel zu kommen? An engliſche Gefügigfeit 
‚gegenüber vereintem amerikaniſch⸗deutſchen Druck, an 
den Verzicht Englands auf ſeine ſtaͤrkſte Waffe, auf un⸗ 
ſere Absperrung, war doch nur zu denken, wenn ſich die 
amerikaniſche Neutralität in einer Form zeigte, die Eng; 
land die Moͤglichkeit amerikaniſcher Unfreundlichkeit 
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beftändig vor Augen hielt. Waren die ameritanifgen, 
Munitionslieferungen dazu angetan, oder tat es der un⸗ 
freundliche Ton, in dem Amerika mit uns ſprach, waͤh⸗ 
rend ſich die nach London geſandten Noten durch voll⸗ 
endete Courtoiſie auszeichneten? Selbſt dieſe Einladung 
vom 23. Juli 1915 war in die unverhuͤllte Drohung ein⸗ 
gewickelt, Amerika werde jede Verkuͤmmerung der freien 
Seebewegung feiner Bürger, die es ſich doch von Eng⸗ 
land ruhig gefallen ließ, uns mit dem Abbruch der Ber 
ziehungen vergelten. 4 
Wie berechtigt unter ſolchen Umſtaͤnden meine Stepſis 
war, hat die Folgezeit bewieſen. Wohl haben die Arabic 
und die Suffer unſere Beziehungen zu Amerika welter 
verſchlechtert. Aber in beiden Faͤllen war das Unheil, N 
war die Senſation doch lange nicht ſo groß, wie bei der 
Luſitania, und wenige Monate nach der Luſitania war 
es geſchehen, daß uns der Praͤſident zur Zuſammenarbeit f 
mit ihm aufrief. Der entſcheidende Punkt lag woanders. | 
In unferer Suffernote vom 4. Mai 1916 haben wir der 
amerikaniſchen Forderung entſprechend den Ubootkrieg 
auf die Formen des Kreuzerkrieges zuruͤckgefuͤhrt. Uns 
ſererſeits raͤumten wir damit jedes Hindernis für eine 
amerikaniſche Aktion auf Wie derherſtellung der Freiheit 
der Meere aus dem Wege. Das ſprachen wir auch in 
unſerer Note ausdruͤcklich aus. Praͤſident Wilſon aber 
ließ durch ſeinen Vertrauensmann, den Oberſten Houſe, 
dem Grafen Bernſtorff ſagen, er habe nicht die Macht, 
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England zur Einhaltung der voͤlkerrechtlichen Normen 
zu zwingen, da die öffentliche Meinung feines Landes 
keinerlei Stoͤrung der ſo engen Handelsbeziehungen zur 
Entente dulden werder). Das war das ausſchlaggebende 
1 Moment. Mag auch die kommerzielle und finanzielle 
Bindung an die Entente 1916 noch ſtaͤrker geweſen fein 
als ein Jahr zuvor. Auf Jahrzehnte alten Beziehungen 
beruhend, war ſie ein ſtabiler Faktor in dem Verhaͤltnis 
7 der beiden angelſaͤchſiſchen Nationen. England wehe zu 
tun, verbot amerikaniſches Geſchaͤft. Das war ein poli⸗ 
tiſcher Leitſatz, den auch ein idealer Wille nicht hätte um⸗ 
ſtoßen koͤnnen. 
Dias Fazit des Ubootkrieges der Jahre 1915 und 1916 
wird ſich in zwei Momente zuſammenfaſſen laſſen. 
Gelungen iſt es, bei abgeſchwaͤchtem Ubootkrieg offe⸗ 
% nen Bruch mit Amerika hintanzuhalten. Aber daß ein 
4 unbeſchraͤnkter Ubootkrieg den Bruch bringen werde, 
war unleugbar geworden. Bedenklich verſteift hatten 
& die Wbootzwifchenfälle die gegenſeitigen Beziehungen. 
Auf der anderen Seite war erwieſen, daß, wenn uͤber⸗ 
haupt, dann nur ein unbeſchraͤnkter, auch die neutrale 
Schiffahrt erfaſſender Ubootkrieg durchſchlagend wirken 
koͤnne. Auf die feindliche Schiffahrt beſchraͤnkt, fuͤgte er 
zwar den Gegnern empfindlichen Schaden zu, brach aber 
nicht ihren Kriegswillen. 


1 
ER 
1 

Er 


— 


) Ausſage des Grafen Bernſtorff vor dem Parlamentariſchen Unter; 
ſuchungsausſchuß. Verhandlungen des 2. Unterausſchuſſes S. 19. 
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Klar haben ſich die mit den Wirkungsmoͤglichkeiten 
der Ubootswaffe gemachten Erfahrungen in der Stel⸗ 
lung des Admiralſtabes ausgeſprochen. rors ſollte auch 
nach ſeinen Weiſungen der Übootkrieg unter Unter⸗ 
laſſung von Gewalttaͤtigkeiten gegen neutrale Schiffe 
gefuͤhrt werden. Admiral von Tirpitz und der Admiral⸗ 
ſtabschef ſprachen, vom Kaiſer zu einer Außerung auf⸗ 
gefordert, gemeinſam die Überzeugung aus, daß Eng⸗ 
land ſechs Wochen nach Beginn auch eines ſo einge⸗ 
ſchraͤnkten Uboothandelskrieges einlenken werde. Aller⸗ 
dings wurde die Ausſicht auf dieſen Erfolg an die Klauſel 
geknuͤpft, „daß es gelaͤnge, von Anfang an alle fuͤr dieſe g 
Kriegsfuͤhrung verwendbaren Machtmittel energiſch ein⸗ 
zuſetzen!).“ Das war ein Sicherheitsventil für alle Fälle, 
Ließ man ſich aber einmal darauf ein, einen ſo großen 
Erfolg binnen einer kalendermaͤßig nach Wochen gemeſf⸗ 
ſenen Friſt zu garantieren, dann war der Zuſatz verſtaͤnd⸗ i 
lich. Maßgeblich blieb, daß die Marine den Erfolg enge 
liſchen Einlenkens binnen ganz abſehbarer Friſt auch von 
einem Ubootkrieg erwartete, der nicht wie der von 1917 | 
auf die Neutralen ausgedehnt wurde. 1 

1916 hatte die Marine diefe Erwartung nicht mehr. 
Nunmehr ſtellte der Admiralſtab in Ausſicht, nach den 
inzwiſchen gemachten Erfahrungen, den engliſchen Wider⸗ | 
ſtand in laͤngſtens einem halben Jahre zu brechen, wenn 


1) Bol, Tirpitz, Erinnerungen, S. 348. Eine bewußte Zweideutigkeit 
gibt der Großadmiral nachtraͤglich ſelbſt zu. 
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der Ubootkrieg unter geeigneten Witterungsverhaͤltniſſen 
1 mit den zu Gebote ſtehenden Mitteln und ohne Ein⸗ 
ö ſchraͤnkungen, die ſeine Wirkſamkeit von vornherein 
lahm legten, neuerdings begonnen wuͤrde). Das war 
der Übootkrieg, der die Neutralen geundfäglich nicht mehr 
4 ſchonte. Ihn zu ermoͤglichen, iſt fortan das Streben der 
Marine geweſen. 

Die Oberſte Heeresleitung vertrat im Winter 1914/15 
den Standpunkt, daß der Eintritt Amerikas in den Krieg 
verhuͤtet werden muͤſſe, ſolange England nicht nieder⸗ 
gekaͤmpft oder unſere Lage ſonſt geſichert ſei. 

4 Die Erwartung aber, daß der Unterſeekrieg wirken 
werde, ehe ſich bei trotzdem etwa eintretendem Bruch 
Amerika militaͤriſch fuͤhlbar machen werde, und die 
Ausſicht, auf dieſe Weiſe den wertvollen in der Marine 
feſtgelegten Teil der deutſchen Wehrmacht fuͤr den 
Landkrieg nutzbar zu machen, waren Momente, die 
den Anſchluß der Heeresleitung an die Darlegungen 
9 des Admiralſtabes beſtimmten ). Auch uͤber den Som⸗ 
& mer 1915 hat General von Falkenhayn an der Anſicht 
feſtgehalten, daß wir die Belaſtung eines Zutritts Ame⸗ 
rikas zu unſeren Feinden nicht mehr vertragen koͤnnten 
und hat mich bei der Erwirkung von Befehlen an die 
5 Verhandlungen des Untersuchungsausschusses, Beilagen Nr. 3, 
2 S. 147. D. H. 

9 Erich von Falkenhayn: Die Oberſte Heeresleitung 19141916, 
S. 58 ff. 
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Marine zu peinlichſter Schonung nicht nur u. 
Schiffe, ſondern auch feindlicher großer Paſſagierdampfer 
nachdruͤcklich unterſtuͤtzt. | 
Mit dem Jahre 1916 veränderte die Oberſte Heeres, 
leitung grundſaͤtzlich ihren Standpunkt. Sie erklaͤrte, in 
der allgemeinen militaͤrpolitiſchen Lage Deutſchlands den 
Verzicht auf den unbeſchraͤnkten Ubootkrieg, der nach dem 
allein zuſtaͤndigen Urteil der Marine England innerhalb 
des Jahres 1916 zum Einlenken bringen werde, mili⸗ 
taͤriſch fuͤr nicht mehr vertretbar. Den Bruch mit Ame⸗ 
rika ſchaͤtzte ſie zwar als ſchweren, aber doch nur moͤg⸗ 
lichen Nachteil ein ). 
So waren ſeit 1916 Heeresleitung und Marine uͤber⸗ | 
einſtimmend überzeugte Verfechter des unbeſchraͤnkten 
Ubootkrieges. 2 


K 


Auf mich ſelbſt iſt, wie ich nicht leugne, im Winter 
1914/15 die Zuverſicht der Marine nicht ohne Eindruck 
geblieben. Ich habe mich den ſchon damals ſehr dringen⸗ 
den Forderungen des Admiralſtabes nicht mit der letzten ; 
Schärfe widerſetzt. Dagegen habe ich aus den Erfah⸗ 
rungen des Jahres ıgız nicht den Schluß ziehen koͤnnen, 
daß im Jahre 1916 der unbeſchraͤnkte Ubootkrieg ein⸗ 
ſetzen koͤnne und darum auch einſetzen muͤſſe. 


) Siehe Falkenhayn a. a. O. S. 182. 
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8 Den Übootkrieg vom Februar rr hatten wir mit 
21 Ubooten begonnen. Nach den Mitteilungen, die mir 
der Chef des Admiralſtabes perſoͤnlich gab, ſollte der 
vollig unbeſchraͤnkte Ubootkrieg des Jahres 1916 nach 
folgendem allgemeinen Plane gefuͤhrt werden. 
Wir hatten am r. März an großen Übooten und an 
Ubooten einer zweiten Klaſſe, die ebenſo wie die großen 
verwandt werden konnten, 35 Stuͤck verwendungsbereit. 
Davon ſollten 17 Boote für vier Stationen bei England 
zur Verfügung geſtellt werden, während die verbleiben; 
den 18 auf Flandern, die Oſtſee und das Mittelmeer 
zu verteilen waren. Für die dauernde Beſetzung der vier 
Stationen wurden mir 12 Boote als erforderlich be⸗ 
zeichnet, fo daß alſo ein Überſchuß von 5 Booten vor; 
9 handen geweſen wäre). Die für die vier engliſchen Sta; 
9 tionen beſtimmten Boote ſollten durchſchnittlich 25 Tage 
4 vom Heimathafen entfernt bleiben. Auf den am weite⸗ 
fen abgelegenen Stationen blieben ſie etwa 10 bis 
I Tage. Durchſchnittlich führten dieſe Boote neun Tor⸗ 
pedos. Es wurde angenommen, daß alle 14 Tage von 
ihnen 36 Torpedos verſchoſſen und damit, gering ge⸗ 
rechnet, 25 Schiffe zu durchſchnittlich 4000 Tonnen ver; 
ſenkt werden konnten. Das ergab eine Monatsleiſtung 
von 200 000 Tonnen. Dazu traten die Verſenkungen 
im Kanal, im Mittelmeer und durch die Minentaͤtigkeit. 


9 In der ſpaͤteren Praxis hat ſich der Bedarf an Booten für je eine 
Station als weſentlich hoͤher herausgeſtellt. 
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Der Zuwachs an großen Booten ſollte mit monatlichen 
Schwankungen bis Ende September im ganzen 44 
betragen. Dazu ſollten in derſelben Zeit 25 Minen 
boote mit Torpedoausruͤſtung kommen. — Dies die 
Mitteilungen, die mir der Admiral von Holtzendorff f 
machte. 1 

Ich habe mich nicht davon uͤberzeugen könen daß 1 
dieſe Macht ausreichen werde, um den von der Marine 
in Ausſicht geſtellten Erfolg herbeizufuͤhren. In welchem 
Umfang und binnen welcher Friſt Verkehrs beſchraͤn⸗ 
kungen und Schiffs verluſte auf die Kriegstuͤchtigkeit und 
den Kriegswillen Englands wirken wuͤrden, war ſchon an 
ſich Wahrſcheinlichkeitsrechnung mit unſicheren Faktoren. 
Die Unſicherheit der Rechnung wuchs, je weniger luͤcken⸗ 
los die Blockade war. Alle auch nur einigermaßen um 
fangreichen Durchbrechungen der Sperre mußten jede 
Kalkulation umſtoßen, deren alleinige Baſis gerade die 
Abſperrung war. Trotz der ſtaunenswerten Leiſtungen 
unſerer Uboote iſt es mir völlig ausgeſchloſſen erſchienen, 
daß fie zahlreich genug ſeien, ſolche Durchbruͤche zu ver 
hindern. Damit fiel fuͤr mich die Rechnung der Marine 
zuſammen. Nicht genügend war überdies in fie ein 
geſtellt, daß die erwarteten Schiffsverſenkungen zunaͤchſt 
zu bedeutendem Teile durch den Zuwachs wettgemacht 
wurden, den die Feinde ſich aus dem Neubau von Schif⸗ 
fen und aus dem Ruͤckgriff auf die deutſche Handels- 
tonnage in den neutralen Haͤfen verſchaffen konnten. 
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Der Neubau konnte für 1915 auf 650 000 Tonnen, die 
dem feindlichen Zugriff ausgeſetzte Handelstonnage auf 
1 über 1 / Millionen geſchaͤtzt werden. 
Unter dieſen Umſtaͤnden waͤre 1916 der unbeſchraͤnkte 
4 Ubootkrieg nach meiner Überzeugung ein Vabanqueſpiel 
geweſen. Eine nicht nur unſichere, ſondern bei nuͤchterner 
Rechnung nicht wahrnehmbare Chance tauſchten wir 
gegen den ſicheren Bruch mit Amerika ein. Deſſen Fol⸗ 
gen waren nicht unſicher. Weder moraliſch noch mate⸗ 
riell. Heute eruͤbrigt es ſich, die Konſequenzen e 
lich zu erörtern. 
9 Am 4. Maͤrz hat der Kaiſer in Charleville die grund⸗ 
ſiaͤtzliche Entſcheidung getroffen. Gegen das Votum der 
HOberſten Heeresleitung und des Admiralſtabes ſchloß 
ſich Seine Majeſtaͤt dem von mir vertretenen Stand⸗ 
punkt an. Formal zwar wurde erneute Erörterung für 
den April vorgeſehen. Materiell aber ſtand der Entſchluß 
des Kaiſers feſt. Seine Überzeugung, daß mit unſeren 
damaligen Seekraͤften der von der Marine in Ausſicht 
geſtellte Erfolg nicht erreicht werden koͤnne, iſt Grund⸗ 
lage der Entſcheidung geweſen, welche Ende April unſere 
Beantwortung der amerikaniſchen Suffernote beſtimmt 
hat. | 
Auch damals iſt die während des ganzen Krieges ſo 
emſig fruktifizierte Behauptung hervorgeholt worden, 
ich haͤtte durch Abſchließung des Kaiſers verhindert, daß 
ſich Seine Majeſtaͤt uͤber die wirkliche Situation infor⸗ 
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miere. Aber gerade bei dieſer Gelegenheit war die Inſi⸗ f 


nuation beſonders toͤricht!). 

Über die militaͤriſche Geſamtlage wurde Seine Ma⸗ 
jeſtaͤt durch die täglichen Vorträge der Oberſten Heeres⸗ 
leitung auf das genaueſte unterrichtet, und gerade in 
den General von Falkenhayn, der den unbeſchraͤnkten 
Ubootkrieg wollte, ſetzte der Kaiſer unbedingtes Ver⸗ 
trauen. Alles, was die Marine betraf, lag Seiner Ma⸗ 
jeſtaͤt beſonders nahe am Herzen. Was die oͤffentliche 


Meinung wollte, wußte der Kaiſer ſehr genau. Seine 


Majeſtaͤt war ein ſehr aufmerkſamer Zeitungsleſer, und 
die Preſſe war angefuͤllt von Uboottreibereien. Aller⸗ 
dings, der perſoͤnliche Einfluß des Admirals von Tirpitz 
war zuruͤckgegangen. Der Admiral ſelbſt ſpricht ſich in 


ſeinen „Erinnerungen“ ausfuͤhrlich daruͤber aus. Aber 


es beruͤhrt ſeltſam, daß der Schreiber der „Kriegsbriefe“ 


r 


uͤber mangelndes Vertrauen ſeines kaiſerlichen Herrn 
klagt, den er doch ſelbſt in dieſen Kriegsbriefen i ſchnei⸗ N 


dend kritiſiert. 


Die Fragen des Ubootkrieges waren techniſch ſo kom⸗ 


pliziert, materiell ſo ernſt, daß ſie keinerlei Druck der 
oͤffentlichen Meinung vertrugen. Hervorgerufen hat den 


) Wie ich die Situation damals beurteilt habe, geht aus der im Anz 
hang abgedruckten Denkſchrift vom 29. Februar 1916 hervor. 
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falls nicht behindert. 

Seenſationell iſt der Gedanke des Ubootkrieges in die 
Welt geworfen worden durch das Interview, das der 
Admiral von Tirpitz ſchon im Dezember 1914 einem 
* amerifanifchen Korreſpondenten gab. Er gab es ohne 
mein Wiſſen. Erſt nachdem der Wortlaut des Inter⸗ 
views die deutſche Grenze paſſiert hatte, feine Publikation 
im Ausland alſo ſicher war, wurde die Zuſtimmung des 
Aus waͤrtigen Amtes zu feiner Veroͤffentlichung in der 
deutſchen Preſſe nachgeſucht. Damit war der erſte und 
entſcheidende Schritt getan. Öffentlich wurden die 
Feeinde avertiert, ſich auf eine Ubootblockade einzurichten, 
öffentlich das deutſche Volk auf den Beſitz eines unfehl⸗ 
baren Kriegsmittels hingewieſen. Von nun an war der 
3 Ubootkrieg nicht mehr aus dem Herzen der Nation zu 
reißen. 
Auf der gewaltigen Autoritaͤt, die der Admiral von 
Tirpitz weithin genoß, baſierte in breiteſten Schichten der 
ehrliche Glauben, daß der Ubootkrieg, ſofort und richtig 
eingeſetzt, uns ſchnellen Sieg und Frieden verbuͤrge. 
Die Folgen waren unausbleiblich. Nie konnte die 
Stimme der fo aufgerufenen Öffentlichkeit wieder zum 
Schweigen gebracht werden. Fortgeſetzt habe ich die den 
unbeſchraͤnkten Ubootkrieg propagierende Preſſe zu zuͤgeln 
verſucht. Was aber konnten Zenſurverbote gegen die 
Macht einer Überzeugung ausrichten, die ſich durch das 
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alle Verſuche, die Agitation einzudaͤmmen, ſteigerten nur 
ihre Heftigkeit. 

Auf unterirdiſchen Wegen wurden geradezu 40h 
hafte, aber angeblich auf Marineautoritaͤten geſtuͤtzte 


als infallibel geltende Marineurteil gedeckt fuͤhlte! Ja, N 


1 


i 


; 


Ubootsziffern im Volke verbreitet, ohne daß durch Mit⸗ 
teilung der wahren Ziffern eine wirkſame Gegenarbeit 
moͤglich war. Denn vor den Ohren der Feinde konnte 


ich nicht darlegen, daß ich den unbeſchraͤnkten Ubootkrieg 
nur deshalb verwarf, weil unſere Ubootſtaͤrke nach mei⸗ 
nem Urteil nicht ausreichte. Mit der Zeit blieben auch 
demagogiſche Methoden nicht fern. Zu ſchwach, um dem 


i 


Druck der Kriegspſychoſe ſtandzuhalten, ſchloſſen ſich 
politiſcher Unverſtand und Boͤswilligkeit zu dem nichts⸗ | 
nutzigen Vorwurf zuſammen, ich verhindere den un⸗ 
beſchraͤnkten Ubootkrieg nur, weil ich England aus 
Anglophilie oder gar aus unlauteren Motiven ſchonen 


wolle. 


Die Marineſtellen befanden ſich in eigenartiger Lage. | 


Selbſt überzeugt von der abſoluten Tauglichkeit des un⸗ 
beſchraͤnkten Ubootkrieges und ſchon deshalb in ſtarrem 
Gegenſatz zur politiſchen Leitung, ſahen ſie die Treibe⸗ 
reien der Preſſe zum mindeſten nicht ungern. In das 
Beduͤrfnis, unſere ausreichende Übootſtaͤrke auch dem 
Volke glaubhaft zu machen, miſchte ſich die Hoffnung, 


unter dem Beiſtand der Öffentlichkeit den unbeſchraͤnkten 
Ubootkrieg zu erzwingen. Wo die Marine etwa verſuchte, 
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den Machenſchaften der Preſſe entgegenzutreten, begeg⸗ 
nete ſie doch nur einem verſtaͤndnisvollen Auguren⸗ 
. Reinen Wein uͤber den Umfang unſerer Macht⸗ 
1 l konnte auch fie nicht einſchenken. Selbſt im Bun⸗ 
. ekra ſpielte ſich Anfang Maͤrz 1916 ein merkwuͤrdiger 
Vorgang ab. Die Überſicht, die ein Vertreter des Reichs⸗ 
marineamts über unſeren Ubootbeſtand gab, war fo ges 
1 faßt, daß ſie zu falſchen und uͤbertriebenen Schlußfolge⸗ 
rungen, die verſchiedene Bundesratsmitglieder auch tat⸗ 
ſaͤchlich zogen und an ihre Regierungen weitergaben, 
| den herausforderte. Es bedurfte meiner Veran⸗ 
llaſſung, um die nötige Korrektur eintreten zu laſſen. 
Unmittelbar an dieſen Vorgang ſchloß ſich eine in ihren 
Folgen weittragende Maßnahme an. 

Waͤhrend die Preſſekontrolle fuͤr das Landheer nicht 
vom Kriegsminiſter, ſondern vom Generalſtabschef ge⸗ 
uͤbt wurde, lag ſie fuͤr die Flotte in den Haͤnden nicht des 
Admiralſtabes, ſondern des Reichsmarineamtes. 
Weniger der Konformitaͤt wegen, als weil die für die 
Operationen verantwortliche Behoͤrde naturgemaͤß auch 
fur die Preſſekontrolle die berufene war, erwirkte ich 
Anfang Maͤrz 1916 beim Kaiſer ihre Übertragung auf 
den Admiralſtabschef. Zugleich wurde die Praͤventiv⸗ 
zenſur für Ubootartikel mit der Maßgabe angeordnet, 
daß der Ubootkrieg in der Preſſe ebenſo zu behandeln ſei, 
wie Operationen des Landheeres. So hoffte ich wirk⸗ 
ſamer als bisher die Preſſehetze, die auch mit perfönlichen 
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Schmaͤhungen des Kaiſers nicht mehr zuruͤckhielt, unter 
binden zu koͤnnen. Die Antwort auf das Kabinett⸗ 
ſchreiben vom 5. Maͤrz 1916, das dieſe Anordnung traf, ; 
iſt das Ruͤcktrittsgeſuch des Herrn von Tirpitz geweſen. 
Von den politiſchen Parteien hatten die rechtsſtehenden 
auch über die Taͤtigkeit ihrer Preſſe hinaus durch parla⸗ 
mentariſche Vorſtoͤße die oͤffentliche Stimmung fuͤr den 
unbeſchraͤnkten Ubootkrieg zu gewinnen geſucht. Sie be⸗ 
nutzten dazu das Preußiſche Abgeordnetenhaus. Unter | 
gefliffentlicher Geheimhaltung vor der Reichsleitung und | 
völlig uͤberraſchend erwirkten fie dort am 12. Februar 
1916 in der Haushaltskommiſſion einen Beſchluß, der 
es im Intereſſe des Landes für ſchaͤdlich erklaͤrte, „wenn 
ſich aus der Stellungnahme der Reichsleitung gegenuͤber 
Amerika die Konſequenz einer Einſchraͤnkung in unſerer 
Freiheit ergäbe, einen uneingeſchraͤnkten Unterſeeboot⸗ 
krieg zum geeigneten Zeitpunkt gegenuͤber England auf⸗ 
zunehmen.“ Der Beſchluß wurde ſofort, und noch bevor 
ſich die Reichsleitung dazu aͤußern konnte, in die Offent⸗ 
lichkeit gebracht. So wurde von Parteien, die ſich als 
die natuͤrlichen parlamentariſchen Exponenten unſerer f 
Wehrmacht zu Waſſer und zu Lande gerierten und auch 
gerieren durften, mitten im Kriege der fuͤhrende Bundes⸗ 
ſtaat gegen die Reichsleitung aufgerufen, und zugleich 
der Bruch mit Amerika im Geiſte einer Selbſtuͤber⸗ 
ſchaͤtzung behandelt, die die durch die amerikaniſchen 
Munitionslieferungen ſchon leidenſchaftlich erregte oͤffent⸗ 
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Auf die Entſcheidungen des Jahres 1916 iſt die Auf⸗ 

peitſchung der oͤffentlichen Meinung ohne Einfluß ge⸗ 
blieben. Auch im Reichstage gelang es mir, die Uboot⸗ 
frage wenigſtens vom Plenum fernzuhalten und in die 
Kommiſſion zu verlegen. Dort konnte ich ruͤckhaltlos 
die Gruͤnde darlegen, die mich in Wirklichkeit vom un⸗ 
beſchraͤnkten Ubootkrieg abhielten. Gleichwohl iſt die 
€ leidenſchaftliche Engagierung der offentlichen Meinung 
von fundamentaler Bedeutung geblieben. Sie wurde 
zu einem ſtarken pſychologiſchen Faktor in einer Rech⸗ 
nung, die doch nur ganz kalten Blutes und nur in nuͤch⸗ 
ternſter Abwaͤgung aller politiſchen und militaͤriſchen 
f Momente entſchieden werden durfte. 


Bei einem Ruͤckblick auf die Jahre 1915 und 1916 
3 wird der Vorwurf haften bleiben, daß wir uns in die 
3 Verwicklungen des Übootkrieges geſtuͤrzt haben, bevor 
4 wir ſtark genug waren, ihn ausſichtsreich zu führen. 
Weniger verſtaͤndlich iſt, daß auch noch nach dem unheil⸗ 
4 vollen Ende des Krieges die Theſe verfochten wird, wir 
1 hatten geſiegt, wenn wir den unbeſchraͤnkten Ubootkrieg 
1 ſchon 1916 oder gar 1915 begonnen haͤtten. Da die Vor⸗ 
bedingungen eines guͤnſtigen Erfolges hinſichtlich un⸗ 
1 ſerer eigenen Ubootmacht und hinſichtlich der Verpro⸗ 
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viantierungsmoͤglichkeiten Englands unſtreitig niemals 


1 


fo günftig lagen wie 1917, läßt ſich der Vorwurf der Vers | 
ſaͤumnis weſentlich nur auf die Behauptung ſtellen, Eng, 


land habe jedenfalls 1915, aber auch noch 1916, keine 


genuͤgenden Abwehrmittel gehabt. Darum wuͤrde in N 
jenen Jahren auch unſere geringe Ubootmacht aus⸗ 4 
gereicht haben. Mit ſolcher Behauptung laͤßt ſich ſchließ⸗ 
lich alles beweiſen. Gewachſen ſind im Laufe der Zeit 


die Gegenmittel unbeſtreitbar. Gemeinhin aber pflegen 


ſich alle Abwehrmaßnahmen, die nicht grundſaͤtzlich außer 


dem Bereich jeder praktiſchen Moͤglichkeiten liegen, mit. 


der Intenſitaͤt der Angriffe zu vervollkommnen. Die 


Vorſtellung, daß ein vor die Gefahr des Kriegsver⸗ 2 


luſtes geſtelltes England ſich 1916 nicht ähnlich wie 


5 


1917 zu verteidigen gewußt haͤtte, unterſchaͤtzt bri⸗ 


tiſche Hartnaͤckigkeit und britiſche Seekriegskunſt. Näher a 


als die Hypotheſe von dem abwehrunfaͤhigen Eng⸗ 


land liegt die Annahme, daß 25 oder so ÜUboote 
in den Jahren ıgı5 und 1916 unmöglich den Erz | 


folg erzielen konnten, der in den Jahren ıgı7z und 


1918 der doppelten und dreifachen Anzahl verſagt ger 


blieben iſt. 


Der Wechſel in der Oberſten Heeresleitung im Auguſt 
1916 iſt für die Frage des ÜUbootkrieges entſcheidend ge⸗ 
worden. 


126 


Zunaͤchſt beherrſchte der Kriegseintritt Rumäniens die 
Situation. Unſere Geſamtlage war ſo bedroht, daß 
denfalls vorerſt an die übernahme eines neuen Riſikos 
a A zu denken war. Waren unfere Kräfte durch den Zu⸗ 
ft der rumaͤniſchen Front gebunden, konnten wir auch 
4 egen Neutralen, die unter dem Drucke Englands 
| u d Amerikas etwa eine feindfelige Haltung einnehmen 
ſollten, militaͤriſch kein Paroli bieten, dann wogen alle 
6 jade, die mich im Fruͤhjahr gegen den unbeſchraͤnkten 
Ubootkrieg beſtimmt hatten, jetzt doppelt ſchwer. Auf 
Antrag des Admiralſtabes wurde am 31. Auguſt in Pleß 
ö die Ubootfrage zwiſchen den politiſchen und militaͤriſchen 
| Stellen eingehend verhandelt. Die Oberſte Heeres⸗ 
leitung erklaͤrte, daß ſie angeſichts der militaͤriſchen Lage 
3 zu Lande die Zeit fuͤr den unbeſchraͤnkten Ubootkrieg noch 
nicht für gekommen erachte. 
Waͤhrend fo die poſitive Entſcheidung aufgeſchoben 
war, machte ſich doch der gewaltige Einfluß, den die 
Autoritaͤt der neuen Oberſten Heeresleitung einmal 
2 haben mußte, ſehr bald fuͤhlbar. Von den politiſchen 
Parteien hatte das Zentrum, obwohl ein ſo einflußreiches 
und ihm naheſtehendes Organ wie die Koͤlniſche Volks⸗ 
zeitung energiſch den Ubootkrieg predigte, doch feiner, 
ſeits jede Feſtlegung vermieden. Eine Reichstags majo⸗ 
kitaͤt für den unbeſchraͤnkten Ubootkrieg gab es nicht. 
5 Jetzt ſagte ſich das Zentrum von ſeiner alten klugen 
a Tradition der freien Hand los. Wenn auch in diploma; 
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tiſcher Faſſung, billigte es mit Beſchluß vom 7. Oktober 


1916 im voraus den unbeſchraͤnkten Ubootkrieg, ſobald 


ihn Hindenburg und Ludendorff verlangen wuͤrden. 


Dem Reichskanzler wurde zwar die volle Verantwortung 


belaſſen, aber er wurde klar bedeutet, daß er ſich bei 


Differenzen mit der Oberſten Heeresleitung jedenfalls 


auf das Zentrum nicht werde ſtuͤtzen koͤnnen. Damit war 


die parlamentariſche Situation endgültig feſtgelegt. Jedes 
Votum der Oberſten Heeresleitung fuͤr den unbeſchraͤnk⸗ f 
ten Ubootkrieg hatte eine große und feſte Reichstags⸗ 
mehrheit hinter ſich. In der Frage des Ubootkrieges 
hatte das Parlament auch die politiſche Macht der mili⸗ 


taͤriſchen Gewalt uͤbertragen !). 


Auf dem ſo ſtabiliſterten Kraͤfteverhaͤltnis iſt die Ent 
ſcheidung für den unbeſchraͤnkten Ubootkrieg zuſtande⸗ 


gekommen. 


Am 12. Dezember hatten wir der Entente unſer Frie⸗ 


densangebot gemacht. Sobald ſeine Ablehnung feſtſtand, 


1) Der Beſchluß des Zentrums lautete woͤrtlich: „Für die politiſche 
Entſcheidung über die Kriegfuͤhrung iſt dem Reichstag gegenuͤber der Reichs⸗ 
kanzler allein verantwortlich. Die Entſcheidung des Reichskanzlers wird 


ſich dabei weſentlich auf die Entſcheidung der Oberſten Heeresleitung zu 


ſtuͤtzen haben. Faͤllt die Entſcheidung fuͤr die Fuͤhrung des ruͤckſichtsloſen 


Ubootkrieges aus, ſo darf der Reichskanzler des Einverſtaͤndniſſes des 


Reichstages ſicher ſein.“ Alle nachtraͤglich von Zentrumsſeite gemachten 
Verſuche, die dieſem Beſchluß im Text beigelegte Bedeutung zu entkraͤften, 
bleiben wirkungslos, ſolange nicht nachgewieſen werden kann, daß die 
Geſamtfraktion jenen Beſchluß ausdruͤcklich und oͤffentlich, ja auch nur 
fuͤr die Reichsleitung erkennbar, mißbilligt hat. 
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ann das Drängen der Oberſten Heeresleitung auf 
n Beginn des unbeſchraͤnkten Ubootkrieges. Unmittel⸗ 
zr nach dem Bekanntwerden der abweiſenden Rede 
Aloyd Georges vom 19. Dezember ging im Auswaͤrtigen 
Amt ein Telegramm des Generals Ludendorff ein, in dem 
auf Grund perſoͤnlicher Eindruͤcke an der Weſtfront 
Überzeugung ausſprach, daß nunmehr der Uboot⸗ 
jeg mit aller Schaͤrfe einſetzen muͤſſe. Ein Hinweis des 
Aus waͤrtigen Amts auf die ernſten Bedenken wurde da⸗ 
P erwidert, daß der General zwar nicht vor der Er⸗ 
ledigung unſerer Friedensaktion zum unbeſchraͤnkten 
ubootkrieg draͤngen wolle, es folgte aber ſofort die ganz 
präͤziſe Erklaͤrung, daß wir ohne den ruͤckſichtsloſen Uboot⸗ 
krieg den Feldzug verlieren wuͤrden. Ende Januar ſei 
der Zeitpunkt gekommen. Der Feldmarſchall koͤnne die 
Verantwortung für den Verlauf des Feldzuges nicht 
ze tragen, falls die Regierung hierauf nicht eingehe. 
So wurde alſo bereits hier am 22. Dezember von der 
1 Fahrung der Armee offen mit der Stellung der Kabi⸗ 
nettsfrage gedroht. Am folgenden Tage, dem 23. Des 
zember, erhielt ich ein Telegramm, das vom Feldmar⸗ 
ſchall ſelbſt gezeichnet war. Darin war geſagt: 

„Die Entente fuͤhrt mit allen Mitteln den Krieg 
weiter. Daran beſteht kein Zweifel, nachdem wir in 
allen Parlamenten eine ſo ſcharfe Abſage bekommen 
haben. Auch Wilſons Beſtrebungen koͤnnen daran 
nichts aͤndern, wenn unſere Gegner ſich nicht ſelbſt 


e 
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Lügen ſtrafen wollen. Ich halte das Wilſonſche Ans 
gebot fuͤr von England hervorgerufen. Wir koͤnnen 
meines Erachtens aus nationalen Gruͤnden in Ruͤck⸗ 
ſicht auf unſere ſtarke militaͤriſche Poſition darauf jetzt 
nicht eingehen. Es wuͤrde daher eine ſchwere und mili⸗ 
taͤriſch nicht zu rechtfertigende Unterlaſſung fein, woll⸗ 
ten wir uns irgendwie hinhalten laſſen.“ | 
Mit ſtarken Worten wies das Telegramm auf die 
Stimmung in der Armee hin, die den ruͤckſichtsloſen Eins 
ſatz aller Kraͤfte erwarte. Meiner nicht zuſtimmenden 
Antwort folgte am 26. Dezember ein auch im Ton 
ſchroffes Telegramm des Feldmarſchalls, in dem es 
heißt: | 
„Ich hatte in meinem Telegramm die Notwendig, 

keit baldigen energiſchen Handelns zur See betont, da 
ich darin das einzige Mittel erblicke, den Krieg zu ſchnel⸗ 
lem Ende zu fuͤhren. Euer Exzellenz glauben, dieſen 
Weg noch nicht betreten zu koͤnnen. Unſere militaͤriſche 
Lage erlaubt es aber nicht, daß irgendwelche Verhand⸗ 
lungen einmal als richtig anerkannte militaͤriſche Maß⸗ 
nahmen hinausſchieben und fo die Energie der Krieg⸗ 
fuͤhrung laͤhmen.“ i 
Fuͤr dieſe Forderung ſetzte der Feldmarſchall ſein volles 
Verantwortlichkeitsgefuͤhl ein. Gegen die politiſche Ver⸗ 
antwortung des Reichskanzlers, die er nicht beſtritt, 
ſetzte er die Verantwortung der Oberſten Heeresleitung. 
Den Möglichkeiten politiſcher Verhandlungen wurde die 
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edingte Notwendigkeit militärifcher Maßnahmen ent; 
engeſtellt und — vom Standpunkt der Oberſten 
resleitung aus — unbedingt übergeordnet, i 
n den erſten Tagen des Januar wurde ich in das 
Große Hauptquartier gerufen. Als ich am Morgen des 
9. in Pleß eintraf, war die Entſcheidung de facto bereits 
gefallen. Oberſte Heeresleitung und Admiralſtab waren 
erſeits entſchloſſen, den Ubootkrieg zu machen. Der 
Kaiſer ſtellte ſich auf ihre Seite. Gegen Fruͤhjahr und 
Sommer 1916, wo ich den ÜUbootkrieg verhindert hatte, 
4 var die Situation von Grund aus verändert. Damals 
6 atte ich mit meiner Anſicht durchdringen koͤnnen, weil 
2 Yutorität des Generals von Falkenhayn doch nicht 
groß genug war, um bei der offenſichtlich nicht zureichen ; 
den Zahl von ÜUbooten eine Maßregel durchzudruͤcken, 
die zwar in den von den Konſervativen, den National⸗ 
beralen, den Alldeutſchen und der Marine beeinflußten 
N Kreiſen populär war, von der Mehrheit des Reichstages 
aber doch noch ſkeptiſch beurteilt wurde. Jetzt war die 
Zahl der Uboote ſo ſtark gewachſen, daß bei der geringen 
Welternte des Jahres 1916 ein Gelingen des boots 
| krieges allerdings plaufibler gemacht werden konnte. Den 
Ausſchlag gab, daß jetzt der Feldmarſchall Hindenburg 
und der General Ludendorff an der Spitze der Oberſten 
Heeresleitung ſtanden. Ohne Grenzen war das Ver⸗ 
trauen, das dieſe Feldherren beim geſamten Volke vom 
n zum Hoͤchſten genoſſen, begruͤndet auf die 
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Tatſache, daß fie wiederholt Retter des Vaterlandes ger 
weſen waren. Die Majoritaͤt des Reichstages hatte deut 
lich gemacht, daß ſie Hindenburgs Votum als entſchei⸗ 
dend anſehen werde. Forderten dieſe beiden Feldherren 


den Ubootkrieg als notwendiges Kriegsmittel, rati⸗ 


habierten ſie damit die Anſchlaͤge der Marine und er⸗ 


klaͤrten ſich ſtark genug, bis zum Eintritt des von der 
Marine gewaͤhrleiſteten Erfolges alle Folgen des Uboot⸗ 
krieges, auch den Krieg mit Amerika zu tragen, dann 


mußte ein Widerſpruch, um durchzudringen, auf einen i 


* 


ganz klaren und durchſchlagenden Grund geſtuͤtzt werden 


koͤnnen. 


Der Admiralſtab hatte den vorausgeſagten Erfolg mit 
detaillierten ſtatiſtiſchen Berechnungen von Männern bes 
gruͤndet, die in manchen Kreiſen fuͤr volkswirtſchaftliche 
Autoritaͤten galten. Dieſe Berechnungen waren ſelbſt⸗ 
verſtaͤndlich nicht beweiskraͤftig. Aber ebenſowenig konnte 
die Erfolgloſigkeit des Ubootkrieges ſtatiſtiſch nachge⸗ 
wieſen werden. Sowohl die Fuͤhrung wie die Unter⸗ 


laſſung des Ubootkrieges blieben ein Experiment. Wurde 
von der Oberſten Heeresleitung mit dem ganzen Nach⸗ 


druck, der ihrer Stimme zukam, behauptet, daß eine er 


folgreiche Beendigung des Krieges den UÜbootkrieg bez 


dingungslos fordere, aber auch durch die von ihr akzep⸗ 


tierten Zuſicherungen des Admiralſtabes gewaͤhrleiſtet 
werde, dann mußte ich einen greifbaren Anhalt fuͤr die 
Aus ſicht vorführen koͤnnen, auch ohne Ubootkrieg den Krieg 
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in einer für Deutſchland annehmbaren Form zu Ende 
bringen. Vage und unſubſtantiierte Vorſtellungen 
ußten ſich an der von der ganzen Autorität der Oberſten 

Heeresleitung getragenen Überzeugung brechen, daß die 
militaͤriſche Geſamtlage den UÜbootkrieg gebieteriſch for⸗ 
de e, und daß der Aufſchub des Übootkrieges einem Ver⸗ 
ür auf ihn gleichkomme. Auch dieſe letztere Deduktion 
konnte Anfang 1917 nicht mehr ſchlankweg abgewieſen 
werden. Haltlos war ſie im Fruͤhjahr und Sommer 1916 
geweſen. 1916 hatten wir eben nicht annähernd die er⸗ 
forderlichen Uboote, waren wir militaͤriſch den Folgen 
des Ubootkrieges in keiner Weiſe gewachſen. Damals 
haͤtte uns der Kriegseintritt Amerikas in einem Moment 
getroffen, wo die militärifche Geſamtlage durch das Miß⸗ 
gluͤcken des Angriffes auf Verdun und die Bedrohung 
der oͤſtlichen und ſuͤdoͤſtlichen Front durch Rumaͤniens 
Haltung auf das ſchwerſte belaſtet war. 1917 aber war 
® dank der Führung der Oberſten Heeresleitung und der 
Tapferkeit der Truppen die Lage eine ganz andere. 
Rumaͤnien war erledigt, und im Weſten war namentlich 
durch den Ausbau ruͤckwaͤrtiger Stellungen, durch feſte 
Fundierung des Munitionserſatzes eine unendlich groͤ⸗ 
ßere Sicherheit geſchaffen. Trotzdem lief die Zeit gegen 
uns. Auch der entſchloſſenſte Sieges wille und die feſteſte 
Siegeszuverſicht konnte das brutale Faktum nicht aus 
der Welt ſchaffen, daß bei andauerndem Wachſen der 
5 feindlichen Übermacht unſer Erſatz an Menſchen abnahm 
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und unter den Wirkungen der Blockade ſchlechter wurde. 5 
Ein auf 1918 verſchobener Ubootkrieg haͤtte nicht mehr } 
die Zeit vor fich gehabt, wo er felbft bei optimiſtiſcher Auf 
faffung hätte wirken konnen. Und apodiktiſch vertrat 
der Admiralſtab die Behauptung, daß er für keinen Er⸗ 
folg mehr einſtehen koͤnne, wenn der Ubootkrieg ſpaͤter 
als am ı. Februar einſetze. Gerade durch die im Februar 
fälligen Uberſeetransporte würde ſich England wieder ſo 
verproviantieren koͤnnen, daß eine ſpaͤtere Blockade nichts 
mehr ausrichten werde. Das war eine nicht widerlegbare 
Annahme. Ä 
So war alles auf unſere aͤußerpolitiſche Lage geſtellt. 
Die Antwort der Entente auf unſer Friedensangebot 
mußte ich ſchlechthin als entſcheidende Abſage auffaſſen. 
Die Abweiſung erſchien mir ſo kategoriſch, daß ich auch 
von der Friedensnote des Praͤſidenten Wilſon vom 2 
21. Dezember feinen Umſchlag mehr erhoffte. Zwar ging 3 
ich in meiner Skepſis gegen den Praͤſidenten nicht ſo 
weit, wie die Oberſte Heeresleitung. Dieſe wußte, daß 
der amerikaniſche Friedensappell vom 21. Dezember An⸗ 
regungen entſprach, die wir ſelbſt gegeben hatten. Aber 
ſie ſah dahinter engliſche, keineswegs auf den Frieden 
gerichtete Machenſchaften, in die uns zu verſtricken uns 
unſere ſtarke militaͤriſche Poſition verbiete. Indeſſen 
auch mich ließ das geſamte bisherige Verhalten Wilſons 5 
gegen uns, ſeine Stellung in den verſchiedenen Phaſen 
des Ubootkrieges daran verzweifeln, daß, ſelbſt wenn er 
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es Pollen ſollte, er die Macht haben wuͤrde, die Entente 
u einem fuͤr uns annehmbaren Frieden zu zwingen. 
onnte ich dort kein Kriegsende ſehen, dann blieb nur 
die Spekulation auf die ruſſiſche Revolution. Voraus⸗ 
geſagt war dieſe ſchon lange, und die Anzeichen dafuͤr, 
daß ſie einmal kommen werde, lagen gewiſſermaßen in 
der Luft. Über eine Wiſſenſchaft indeſſen, die mehr als 
Vermutung war, disponierte auch ich nicht. Die nach⸗ 
traͤgliche Andeutung des Generals Ludendorff, daß er 
am 9. Januar ganz anders votiert haͤtte, wenn ich eine 
mögliche Anderung unſerer politiſchen Lage durch den 
Zuſammenbruch eines unſerer Feinde, wie wir ihn ſpaͤter 
an Rußland erlebten, in Ausſicht geſtellt haͤtte, mutet 
mir eine den Menſchen nicht gegebene Prophetengabe zu. 
Die Eventualitaͤt der ruſſiſchen Revolution war dem 
General ebenſo bekannt wie mir, ihr Zeiteintritt mir 
ebenſo unbekannt wie ihm!). 

Die Geſamtſituation ſtellte mich vor die Frage des Ruͤck⸗ 
trittes. Sachlich haͤtte er nicht das mindeſte geaͤndert. 
Zu politiſchen und perſoͤnlichen Gegnern hatte ich die 
Oberſte Heeresleitung und, in der Übootfrage, auch die 
1 Majoritaͤt des Reichstages. Der Kaiſer ſtand auch in 
feiner inneren Überzeugung feſt zur Oberſten Heeres; 
leitung. Mein Widerſpruch hätte lediglich die Julikriſis 
um ein Halbjahr vorweggenommen. Ein Kanzler fuͤr 
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4 2) Ludendorff, Kriegserinnerungen S. 250. 
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den Ubootkrieg waͤre um ſo eher zu finden geweſen, als 
er auf die große Mehrheit des Volkes und feiner Nepräs 
ſentanten, auf das uͤbereinſtimmende Verlangen von 
Armee und Marine geſtuͤtzt, ſein Amt uͤbernommen haͤtte. 
Fuͤr mich aber handelte es ſich nicht darum, meine Perſon 
zu ſalvieren. Meine einzige Pflicht war, eine unabwend⸗ 
bar gewordene Entſcheidung nicht zu ſabotieren. Weil 


ich das zu tun fuͤrchtete, bin ich am 9. Januar nicht zu⸗ 
ruͤckgetreten. 


In Wien, Sofia und Konſtantinopel machte man, wie 
ich wußte, die neue Wendung des Krieges keineswegs 


leichten Herzens mit. Mein Abgang haͤtte unſere Bun⸗ 


desgenoſſen in noch ſchwerere Zweifel geſtuͤrzt, konnte 
verhaͤngnisvolle Differenzen herbeifuͤhren. Bei uns 
ſelbſt waͤre mein Ruͤcktritt zweifellos vielfach warm be⸗ 


gruͤßt worden. Aber ich durfte annehmen, daß ich in an⸗ 
deren Volksſchichten, und zwar gerade in denjenigen, 
deren Standhalten durch die Laͤnge des Krieges und den 
vorauszuſehenden Kriegseintritt Amerikas am eheſten 


gefaͤhrdet werden konnte, noch ein gewiſſes Kapital an 


Vertrauen beſaß. Seine Preisgabe habe ich nicht ver⸗ 
antworten zu können geglaubt). 


) Von linker Seite iſt ſpaͤter angedeutet worden, ich haͤtte damals 
gehen und dann an der Spitze der ſozialdemokratiſchen und freiſinnigen 
Ubootgegner im Kampfe gegen Hindenburg und die Reichstags mehrheit 
den Übootkrieg und den Bruch mit Amerika verhindern muͤſſen. Ich muß 
geſtehen, daß mich ein ſolches, zur Kataſtrophe fuͤhrendes Abenteuer nie 
gelockt hat. 
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Mit all dieſen Erwaͤgungen bin ic am Abend des 
9. Januar in den gemeinfchaftlichen Vortrag beim Kaiſer 
zegangen. Dort war die allgemeine Atmoſphaͤre von 
= I herein ebenſo geladen, wie in einer Unterredung, 
die ich am Vormittage mit der Oberſten Heeresleitung 
7 ein gehabt hatte. Ich hatte das Gefuͤhl, Maͤnnern 
N gegenuͤberzuſtehen, welche nicht mehr gewillt waren, ſich 
5 in ihre bereits gefaßten Entſchließungen noch irgendwie 
hineinreden zu laſſen. Daß dieſer Eindruck richtig war, 
beſtaͤtigte das ſpaͤter bekannt gewordene Protokoll uͤber 
\ die Beſprechung des Admiralſtabs mit der Oberſten 
Heeresleitung vom 8. Januar). Admiralſtab und Oberſte 
® Heeresleitung trugen ihre Forderungen vor. Ich er⸗ 
flaͤrte, das militaͤriſche Urteil nicht anzweifeln zu koͤnnen, 
daß der Krieg auf dem Lande allein erfolgreich nicht be⸗ 
endet werden koͤnne. Ein ſicherer Erfolg aber des Uboot⸗ 
krieges koͤnne nach meinem Urteil ebenſowenig bewieſen 
9 werden, wie ein ſicherer Mißerfolg. Bleibe der Erfolg 
aus, ſo ſtehe uns das ſchlimmſte Ende bevor. Die ameri⸗ 
f kaniſche Kriegshilfe muͤſſe ich hoͤher als die Oberſte Heeres⸗ 
leitung einſchaͤtzen. Nach der Antwort der Entente auf 
unſer Friedensangebot vermöge ich aber Ausſichten auf 
Friedens verhandlungen zur Zeit nicht zu eröffnen. An⸗ 
geſichts dieſer Lage und der von dem ganzen Verant⸗ 
wortungsgefuhl des Feldmarſchalls von Hindenburg 


9 Parlamentariſcher Unterſuchungsausſchuß, Aktenſtüͤcke zur Friedens⸗ 
aktion Wilſons, Nr. 5, S. 318. 
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geſtatte, das ficher bevorſtehende Riſiko des Bruches mit l 
Amerika auf uns zu nehmen, vermoͤge ich Seiner Maje⸗ | 
ſtaͤt nicht zu raten, ſich mit dem Votum feiner militaͤri⸗ 
ſchen Ratgeber in Widerſpruch zu ſetzen. Darauf fiel die 
Entſcheidung. Nach dem Verlauf von etwa einer halben 
Stunde nahm der Vortrag beim Kaiſer, der keine Be⸗ 
ratung mehr war, ſein Ende. Am naͤchſten Tage be⸗ 
antragte die Oberſte Heeresleitung beim . een 1 
ſofortigen Kanzlerwechſel. 


getragenen Erklarung, daß unſere militaͤriſche Lage uns / 


ER 


Der unbeſchraͤnkte Ubootkrieg iſt gemacht worden, 
weil ihn die militaͤriſchen Gewalten fuͤr notwendig und 
ausſichtsreich hielten und weil der Reichstag und der 
uͤberwiegende Teil des Volkes wollten, daß die mili⸗ f 
taͤriſchen Gewalten das letzte Wort haͤtten. Daß ſich die 
Oberſte Heeresleitung in ihren Entſchluͤſſen irgendwie 
von der Öffentlichen Meinung haͤtte beeinfluffen laſſen, 
halte ich für völlig ausgeſchloſſen. Beeindruckt aber war 1 
ſie doch davon, „daß Volk und Armee nach dem unbe⸗ 
ſchraͤnkten Ubootkrieg ſchrieen“ ). Und tatſaͤchlich war der ‘ 
Volksglaube zu einem Faktor geworden, über den nicht 
hinweggegangen werden konnte. Im Auguſt 1916 hatte 
ich dem Kaiſer nach meiner beſten Überzeugung vorge⸗ 
ſtellt, daß er einen Krieg von unabſehbarer Dauer und 


P 


) Vgl. das vorhin angezogene Protokoll vom 8. Januar. 
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| ben Ende nicht durchkampfen koͤnne, ohne die 
5 Maͤnner an die Spitze des Heeres gerufen zu haben, die 
| des Volkes Heroen waren. Konnte jetzt das Volk einem 
dürftigen Frieden entgegengefuͤhrt werden, bevor das 
Kriegs mittel erprobt war, von dem ihm dieſelben Maͤn⸗ 
ner baldigen Sieg verſprachen? Nicht zu ſiegen, trotz der 
1 Uberzeugung, ſiegen zu koͤnnen, vertraͤgt keine Nation. 
Das Verhaͤngnis, das der Kriegseintritt Amerikas 
575 uͤber uns gebracht hat, verleitet auch zu unrich⸗ 
tigen Schlußfolgerungen. Die ungeheuren Leiſtungen 
unſerer Uboote, der wunderbare Todesmut ihrer Be⸗ 
| ſatzungen drohen in der Verurteilung unterzugehen, der 
| die Selbſteinſchaͤtzung der Marine vor der Gefchichte vers 
fallen iſt. Und doch ſollte gerade nuͤchternſte Kritik mit 
ihrem Endurteil zuruͤckhalten und erwaͤgen, ob nicht die 
unvergleichlichen Leiſtungen der Uboote, vereint mit den 
Taten der Armee, in Wirklichkeit einen Zuſtand geſchaf⸗ 
fen haben, der zwar keinen Siegfrieden, aber doch viel⸗ 
leicht einen von allem Kataſtrophenende weit entfernten 
Verzichtfrieden ermöglichte. Und einen ſolchen Verzicht⸗ 
frieden haͤtte die Nation ertragen, nachdem ſie geſehen 
hatte, daß auch der Ubootkrieg die Feinde nicht auf die 
5 Kniee zwang. 
7 
4 
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iedensangebot der 
 Mittelmädte. 
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T m 6. Auguſt 1914 ſchlug Praͤſident Won beiden 
) RL Kriegsparteien vor, fie möchten die Verbind⸗ 
uch eit der Londoner Deklaration von 1909 anerkennen. 
ir nahmen den Vorſchlag an, England ſchlug ihn ab. 
| 8 unf ließ der Praͤſident am 24. Oktober erklaͤren, er 
werde nunmehr auf die Londoner Deklaration verzichten, 
1 aber daruͤber wachen, daß die Rechte der amerikaniſchen 
Burger nicht angetaſtet würden. 
1 obe Vorgaͤnge gleich zu Beginn des Krieges kenn⸗ 
1 e die geſamte Kriegspolitik des Praͤſidenten Wil⸗ 
fon: Appell an das Voͤlkerrecht, aber Tolerierung jedes 
engliſchen Einſpruchs, — auf gut deutſch: Parteinahme 
fuͤr die Entente. 
In das Voͤlkerrecht, wie der Praͤſident es auffaßte, 
griff der Seekrieg doppelt ein. Der engliſche Handels⸗ 
krieg verletzte die Freiheit der Meere, unſer Ubootkrieg 
gefaͤhrdete die Sicherheit neutraler Buͤrger auf hoher 
See. Dieſen beiden Hauptthemen ſeiner Politik geſellte 
ſich als drittes der Wunſch Wilſons, Weltfriedensſtifter 
zu werden. Eine geſchickte und unparteiiſche Hand haͤtte 
unzweifelhaft mit dieſen drei Kugeln ein erfolgreiches und 
= für die Vereinigten Staaten wie für die geſamte Menſch⸗ 
heit nützliches Spiel ſpielen können. Machtmittel beſaßen 
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die Vereinigten Staaten genug, um Englands Hunger⸗ 
blockade zu brechen, den deutſchen Ubootkrieg zu inhibieren 
und ermattende Kämpfer an den Friedenstiſch zu fuͤhren. 
Aber die Hand war eben weder unparteiiſch, noch frei. 

Als Vorkaͤmpfer der demokratiſchen Idee hat ſich Praͤ⸗ 
ſident Wilſon oft geruͤhmt, der Vollſtrecker des beſten 
Willens des amerikaniſchen Volkes zu ſein. Nur in dieſem 
Bewußtſein vermoͤge er energiſch zu handeln. Die ſchiefe 
Bahn, auf der er ſchließlich geendet iſt — und es gibt 
wohl keinen Menſchen auf der Welt, der noch dies Ende 
beſtritte —, läuft von dem Punkte aus, wo das Voͤlkerrecht, 
das er ideell feſthielt, etwas anderes vorſchrieb, als was 
die fuͤr ihn verbindliche oͤffentliche Meinung ſeines Lan⸗ 
des praktiſch wollte. Verlangte die amerikaniſche Ge⸗ 
ſchaͤftswelt, in ihrem Handel mit England nicht geſtoͤrt 
zu werden, zogen Raſſengemeinſchaft, politiſche und ge⸗ 
ſchichtliche Verbindungen amerikaniſches Empfinden mehr 
auf die britiſche als auf die deutſche Seite, dann konnte 
ein Praͤſident, der es als ſeinen Beruf anſah, dieſen Ten⸗ 
denzen zu ihrem Recht zu verhelfen, gegen Englands 
maͤchtigſtes Kriegsmittel, gegen ſeine Hungerblockade, 
nichts unternehmen. Und wollte er zugleich denen ge⸗ 
horchen, die durch die Ungluͤcke des Ubootkrieges leiden⸗ 
ſchaftlich gegen Deutſchland erregt waren, dann mußte 
er auch gegen dieſen Front machen. Vielleicht iſt Wilſon 
unvermoͤgend geweſen, anders zu handeln. Nur daß er 
dann weder ein Hort des Voͤlkerrechts, noch neutral war. 
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ie dritte Kugel feines Spiels, feine Aſpiration als 
densbringer, hat der Praͤſident erſt ganz ſpaͤt ein⸗ 
etzt. Unter allen Gründen, welche für fein Zaudern 
a1 geben worden ſind, war der durchſchlagende doch 
Er; daß, wenn er ſchon gegen die englifche Blockade macht; 
s war, er um ſo weniger eine widerwillige Entente an 
. zwingen konnte. Die dafuͤr gewaͤhlte 
„daß ſich der Friede erſt vermitteln laſſe, wenn 
Parteien einigermaßen abgekaͤmpft ſeien, traf auf 
uns nicht zu. Denn ſpaͤteſtens ſeit dem Sommer 1916 
13 e der Praͤſident, daß wir auch ſchon vorher einem 
Friedensappell folgen würden. Wie die Abhaͤngigkeit von 
de Entente, die der Praͤſident nicht abzuſchuͤtteln wagte, 
| 2 ungleichen Methoden gegen unſere und Englands 
| Seekriegsführung beſtimmt hat, ſo iſt ſie es auch ge⸗ 
1 weſen, welche ſeine Friedensmiſſion vereitelt hat. 

1. Dieſe Beurteilung der Politik des Praͤſidenten Wilſon 
| iſt nicht deutſche Voreingenommenheit. Bekanntlich hat 
der Senator Stone, der faſt waͤhrend des ganzen Krie⸗ 
3 ges Vorſitzender der Senatskommiſſion für auswaͤrtige 
Angelegenheiten war, dem Praͤſidenten in einer Eingabe 
nicht weniger als 20 Neutralitaͤtsverletzungen zu Ungun⸗ 
ſten Deutſchlands vorgehalten. Ob jeder einzelne dieſer 
1 o Punkte auch formalrechtlich ein Verſtoß gegen das 
geltende Voͤlkerrecht war, oder ob Luͤcken des Voͤlker⸗ 
rechts fuͤr einzelne Handlungen eine Maſche offenließen, 
mogen Theoretiker des Voͤlkerrechts unterſuchen. Fuͤr 
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praktiſches politiſches Urteil kann kaum etwas 1 
nender ſein, als daß einer der hervorragendſten Politiker 


der Vereinigten Staaten die angebliche Neutralitaͤt fan 
Praͤſidenten ſo ſcharf anzweifeln konnte. 


Die Haltung des Praͤſidenten Wilſon in der Uboot⸗ 
frage und die amerikaniſchen Munitions⸗ und Waffen 

lieferungen konnten nicht anders, als unſere öffentliche 
Meinung leidenſchaftlich erregen. Die Parteilichkeit lag zu 

offen am Tage. Amerikaniſche Friedensvermittlung war 
in Deutſchland durchaus unpopulaͤr. Trotzdem habe ich 6 
mich nicht davon abhalten laſſen, ſie zu betreiben. Neben⸗ 
her gingen zwar auch andere Sondierungen bei Neu 
tralen und feindlichen Staaten, die der Anbahnung des f 
Friedens dienen ſollten. Auch tauchte ſchon im Sommer 
des Jahres 1916 der Gedanke an ein eigenes Friedens⸗ 
angebot der Mittelmaͤchte auf. Nach allem aber, was 
Graf Bernſtorff aus Waſhington zu melden wußte, war 
es für den Praͤſidenten Wilſon ein fo zentraler Wunſch, 
der Welt den Frieden zu bringen, daß ich, wie ich nun 
einmal unſere Kriegsausſichten beurteilte, nichts unver⸗ l 
ſucht laſſen durfte, um gerade dieſe Tendenz fuͤr uns aus, 

zunutzen. Schließlich ſtand hinter dem Praͤſidenten ein a 
Hundertmillionenvolk, das, auch wenn es die Niederlage 
Englands nicht wuͤnſchte, ſich doch nicht ſelbſt in den 
Krieg ſtuͤrzen wollte und baldige Wiederkehr des Frie⸗ 
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dens gern geſehen hätte. Daran, daß der Praͤſident an 
der Regelung der ſpeziellen Friedensfragen, Kriegsent⸗ 
ſchaͤdigung, territoriale Veränderungen uff., teilnehmen 
ſolle, dachte ich nicht. Die waren, wenn ein Appell des 
f Praͤſidenten die Kriegfuͤhrenden an den Verhandlungs⸗ 
tiſſch brachte, unter dieſen allein auszutragen. Dagegen 
war die Mitwirkung des Praͤſidenten bei der Loͤſung der 
großen, die geſamte internationale Neuordnung um⸗ 
faſſenden Fragen, wie Freiheit der Meere, Abruͤſtung, 
Schiedsgerichte, ſelbſtverſtaͤndlich. Ich habe Anlaß zu 
glauben, daß der Praͤſident auch ſeinerſeits die ihm bei 
Friedens verhandlungen zufallenden Aufgaben bis tief in 
den Winter 1916/17 hinein in dieſem Sinne aufgefaßt hat. 
Schon in den erſten Monaten des Jahres 1916 habe 
5 ich dem Vertrauensmann des Praͤſidenten, dem Oberſten 
4 Houſe, bei einem Zuſammentreffen auf der amerika⸗ 
niſchen Botſchaft in Berlin in meine Sympathie nicht 
verbergenden Worten von den Weltverdienſten geſpro⸗ 
chen, die ſich der Praͤſident als Friedensſtifter erwerben 
1 koͤnne. Im Sommer hatte ich nach Beilegung des Suſ⸗ 
ſexkonfliktes eine längere Unterredung mit dem Bot⸗ 
ſchafter Gerard. Dieſer ſelbſt berichtet, unſere Unterhal⸗ 
Bus habe in meiner Außerung gegipfelt: Nunmehr hat 
2 Praͤſident Wilſon freie Bahn fuͤr eine Aktion des 
Briedenswillens )! Man kann nicht ſagen, daß ich dem 


0 2) Gerard, My Four Years In Germany, S. 250. 
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Botſchafter eine Art Auftrag gegeben hätte, feinem Praͤ⸗ 
ſidenten in dieſem Sinne zu berichten. Dazu war ich 
nicht in der Lage. Aber mit den Möglichkeiten der 
Diplomatenſprache hatte ich doch deutlich geſagt, 
daß wir eine Friedensaktion Wilſons guͤnſtig auf⸗ 
nehmen wuͤrden. Dasſelbe haben die nachfolgenden 
Inſtruktionen an Graf Bernſtorff ganz unumwunden 
ausgeſprochen. f 
Nach den vielfachen Erfahrungen mit dem zaudernden | 
Charakter des Praͤſidenten und bei der Unſicherheit, wie 
ſich die Entente ſtellen wuͤrde, wenn er wirklich in Aktion 
trat, haͤtten wir leichtſinnig gehandelt, wollten wir um 
dieſer Aktion willen alle ſonſtigen Friedensbemuͤhungen 
unterlaſſen. Nur darin ſtimmten ja die Berichte Bern⸗ 
ſtorffs und die Außerungen Gerards uͤberein, daß der Praͤ⸗ f 
ſident eine Friedensaktion unternehmen wolle. Wann 
ſie aber vor ſich gehen werde, daruͤber war nichts zu er⸗ f 
fahren. Schon vor ſeiner Reiſe nach Amerika (Septem⸗ f 
ber bis 4. Dezember 1916) erwies ſich der Botſchafter ; 
Gerard über die näheren Intentionen feines Präsidenten 4 
als hervorragend unorientiert. Dazu kam in den Som⸗ 3 
mermonaten die Nachricht, daß der Praͤſident vor ſeiner 
Neuwahl (im November) nichts unternehmen koͤnne. 
Angeblich ſollten auch die ſogenannten belgiſchen Depor⸗ 
tationen, von der Ententepropaganda namentlich in 
Amerika agitatoriſch ausgenutzt, jegliche Friedensaktion 
des Praͤſidenten vor der oͤffentlichen Meinung des 
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enen Landes heillos kompromittieren. Wer konnte 
en, wann einmal der Augenblick kommen werde, wo 
der Praͤſident aktionsfaͤhig fuͤhlte? Der Zeitpunkt 
r war weſentlich. 
m Fruͤhjahr und Sommer 1916 tobte der Kampf um 
dun, der keinen Erfolg brachte; die Oſterreicher grif⸗ 
aus Tirol heraus die Italiener an, blieben aber 
ſtecken. Deutſche ſowohl wie oͤſterreichiſch⸗ungariſche 
Krafte mußten bei Lutzk eingeſetzt werden, um den ge⸗ 
fuaͤhrlichen ruſſiſchen Einbruch in die oͤſterreichiſchen Linien 
| auszugleichen. An der Somme wiederum griff der Eng⸗ 
ander heftig an. Die Rumänen ſchätzten unſere Aus⸗ 
ſichten ſo ſchlecht ein, daß ſie ſich zum Krieg gegen uns 
entſchloſſen. Das war der Beginn des dritten Kriegs⸗ 
1 jahres. Jetzt natürlich konnten wir keine Friedensaktion, 
welcher Art auch immer, brauchen. Dank aber unſerer 
rumaͤniſchen Siege hatten wir ſchon im Oktober wieder 
einen militaͤriſchen Hoͤhepunkt erſtiegen. Unwillig rief 
Lloyd George um dieſe Zeit im Unterhauſe aus, eine Vers 
mittlung in dieſem Augenblick wuͤrde der Triumph 
Deutſchlands und die Kataſtrophe Englands ſein. Das 
waren die Gegenſaͤtze. 
Diem Botſchafter Gerard gegenüber hatte ich mich, als 
er im September nach Amerika reiſte, auf feine Bitte 
ſoweit als möglich über deutſche Kriegsziele ausgeſpro⸗ 
1 chen. Für die oͤſtlichen Verhaͤltniſſe, fo erklaͤrte mir 
1 Gerard, intereſſiere ſich Amerika nicht ſonderlich. Bel⸗ 
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gien ſei die Frage. Ich erinnerte den Botſchafter an | 
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meine Ausfuͤhrungen im Reichstag: Belgien duͤrfe nicht 


zu einem Bollwerk fuͤr feindliche Machenſchaften der En⸗ 


tente gegen uns werden. Die Details unſerer Siche⸗ 


rungen hingen ganz vom Ausgang des Krieges ab. Über 
Luͤttich, ſo meinte Gerard ſelbſt, ließe ſich reden. Bezuͤg⸗ 
lich der flandriſchen Kuͤſte ſprach ich zwar ausweichend, 
aber im Tone doch ſo, wie ein Nichtannexioniſt ſpricht. 
überdies kannte ja auch Gerard meine grundſaͤtzliche 


Stellung aus den von den Annexioniſten gegen mich ge⸗ 


richteten Angriffen ebenſo genau, wie meinen prinzipiellen 


Wunſch nach einem Verhandlungsfrieden. Er ſelbſt hat 


in Unterredungen mit mir wiederholt darauf angeſpielt, 
daß gerade um meiner maßvollen Kriegsziele willen 
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meine Stellung fo heftig angefochten werde. — Übrigens 
fiel mir auch bei dieſer Gelegenheit wieder auf, wie wenig 
Gerard von dem wußte, was im Weißen Hauſe in Wa⸗ 
ſhington vorging. Durchſichtiger aber wurden die Frie⸗ 


densbemuͤhungen des Praͤſidenten Wilſon nicht, wenn 


er in dieſer Hauptfrage die Mitarbeit ſeines Botſchafters 


verſchmaͤhte, obwohl er mit dieſem tagtaͤglich ſchnell und 
unbehelligt telegraphiſch verkehren konnte, waͤhrend unſer 


eigener Depeſchenwechſel mit dem Grafen Bernſtorff vier 


oder fünf Tage koſtete, ohne daß dabei die Sicherheit und 
Geheimhaltung der Depeſchen im geringſten garantiert i 


geweſen wären. 
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| 4 Im Oktober trat unfere eigene Friedensaktion in den 
Vordergrund. Schon ſeit dem Sommer erwog ich ſie. 
Jetzt brachte ſie auch Baron Burian zur Sprache. Nach 


| zwei Jahren Krieg ohne greifbare Ausſicht auf ein Ende 
hielt ich dieſen Schritt fuͤr politiſch notwendig und kann 
mich auch heute noch nicht vom Gegenteil uͤberzeugen. 
Wies uns eine illuſionsfreie Beurteilung der militaͤri⸗ 
ſchen Lage auf einen Verhandlungsfrieden hin, dann war 
es ein politiſches Kriegsmittel, durch feierliche Doku⸗ 
mentierung unſeres Verſtaͤndigungswillens die friedens⸗ 
bereiten Minoritaͤten der feindlichen Volker zu ſtaͤrken. 
Und wurde bei uns die Pſychologie der Maſſen, wie dieſe 
4 nun einmal geſtimmt waren, arg verkannt, wenn man 
meinte, ihre Friedensſehnſucht durch weite Kriegsziele 
4 betäuben zu koͤnnen, dann war ihr Wille zum Durch⸗ 
i halten nur durch die Gewißheit anzuſpornen, daß die 
N Regierung jederzeit bereit fei, dem Gegner die Hand zu 
4 einem ehrenvollen Frieden zu reichen. Bei den Feinden 
haben wir keinen durchſchlagenden Erfolg gehabt. Unſer 
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5 eigenes Volk haͤtte im Fruͤhjahr 1917 die Kriegserklaͤrung 
5 Amerikas nicht ſo ſtandhaft hingenommen, wenn es nicht 
geſehen hätte, daß der Frieden lediglich am Kriegs willen 
der Entente ſcheiterte. Der Einwurf der Schwaͤche lag 
für jeden nahe, der feine Rechnung allein auf den mili⸗ 
kaͤriſchen Endſieg ſtellte. Wer die Wirklichkeit nüchtern 
betrachtete, konnte die Kritik um ſo ruhiger hinnehmen, 
2 als das Friedensangebot in einem Momente gemacht 
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wurde, wo die große durch Rumaͤniens Kriegseintritt 
hervorgerufene Spannung ſiegreich uͤberwunden war. 
Schließlich aber hatte unſer Friedensangebot, obgleich 8 
es nicht zum Ziele führte, doch auch eine innere Ber 1 
deutung. 43 

Der Krieg hat mit einem großen Siege Englands ge 
endet. Herr Lloyd George iſt ſtolz darauf, ihn durch Erz 1 
ſtickung jedes Verſtaͤndigungswillens erfochten zu haben. 
Der Unterlegene wird die Groͤße der momentanen aͤuße⸗ 
ren Erfolge der Sieger nicht beſtreiten wollen. Den 
Zweifel aber darf er aͤußern, ob die Vorteile, die der Welt 
aus dem bis zum engliſchen Endſiege fortgefuͤhrten 
Kampf erbluͤht find, das Unmaß an menſchlichem Jam 
mer und zerſtoͤrter Kulturgemeinſchaft wert find, die die 
Ablehnung unſeres Friedensangebotes verurſacht hat. 
Vor der Weltgeſchichte war das Angebot eine ſittliche 
Tat, die anerkannt werden wird, wenn Weltgewiſſen 
wieder erwachen ſollte n). RER 3 


1) Wie der Kaiſer das Friedensangebot verſtanden wiſſen wollte, ergibt f 
fein Brief an mich vom 31. Oktober 1916. Der Brief lautete: 


„Mein lieber Bethmann! | 

Unfere Ausſprache habe ich noch nachträglich gründlich überdacht. Es 
iſt klar, die in Kriegspſychoſe befangenen, von Lug und Trug im Bann 
des Kampfes und im Haß gehaltenen Voͤlker unſerer Feinde haben keine 
Maͤnner, die imſtande waͤren, die den moraliſchen Mut beſaͤßen, das be⸗ N 
freiende Wort zu ſprechen. Den Vorſchlag zum Frieden zu machen, 
iſt eine ſittliche Tat, die notwendig iſt, um die Welt — auch die 
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Baron Burian wollte zunächft, daß wir nicht nur den 
Frieden anbieten, ſondern zugleich auch unſere Kriegs⸗ 
ie bis in alle Einzelheiten den Gegnern mitteilen und 
eroͤffentlichen ſollten. Im Hinblick auf meine Bedenken 
lig er jedoch den Gedanken wieder fallen. Worauf es 
ankam, war, unſere verſtaͤndigungswillige Geſinnung 
zu bezeugen. Jede materielle Diskuſſion von Kriegs⸗ 
zielprogrammen in Parlamenten und Preſſe aber haͤtte 
allen moͤglichen Effekt, ſowohl innen wie außen, im 
Keime erſtickt. Feſtlegung auf Kriegsziele, ſelbſt nur 
intern, habe ich uͤberhaupt ſtets für muͤßig gehalten. Erſt 
4 wenn feſtſtand, daß und in welcher militaͤriſchen Lage 
4 verhandelt werden wuͤrde, konnte an ihre Formulierung 
gedacht werden. Anders urteilend, draͤngte unſere 


| 


Oberſte Heeresleitung darauf, daß die politiſche und 
militaͤriſche Leitung ſich vor dem Friedensangebot auf 
ein feſtes Kriegszielprogramm einigten. Gab ich nach, 
ſo hatte die Sache fuͤr mich doch nur akademiſche Be⸗ 
deutung. Am 29. Januar 1917 habe ich dem Praͤſiden⸗ 
ten Wilſon vertraulich Kriegsziele mitgeteilt, die ſehr 


4 Neutralen — von dem auf allen laſtenden Druck zu befreien. Zu einer 
ſolchen Tat gehört ein Herrſcher, der ein Gewiſſen hat und ſich Gott ver⸗ 
1 antwortlich fühlt und ein Herz hat für feine und die feindlichen Menſchen, 
1 der, unbekuͤmmert um die eventuellen abſichtlichen Mißdeutungen ſeines 
Ei Schrittes den Willen hat, die Welt von ihren Leiden zu befreien. Ich habe 
den Mut dazu, ich will es auf Gott wagen. Legen Sie mir bald die Noten 
vor und machen Sie alles bereit. 
N N Wilhelm J. R.“ 
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barten Programm abwichen!). 
Gleichfalls auf Draͤngen der Oberſten Heeresleitung 


wurde im Text des Friedensangebots der Siegerton 


ſtark unterſtrichen. Sonſt wuͤrde, wie das Militaͤr meinte, 
die Armee das Anerbieten weder verſtehen, noch ertragen. 
Politiſche Verbeſſerungen waren die Korrekturen nicht, 
und annehmbar nur, weil ſie ein Hindenburg verlangte. 


Irrig aber iſt die Vorſtellung, daß es dieſer Ton geweſen 
waͤre, der die Entente an der Annahme der Offerte ger 
hindert haͤtte. Wollte ſie in die dargereichte Hand ein⸗ 
ſchlagen, dann konnte ſie den Kriegsfuror der eigenen 
Voͤlker durch öffentliche Zuruͤckweiſung gegneriſcher Über, 


hebung genuͤgend beſchwichtigen, um uns vertraulich 


anzudeuten, daß ſie auf verſtaͤndiger Grundlage mit ſich 


reden laſſen werde. Aber nichts dergleichen haben die 
Feinde getan. 

Unſere Friedensaktion wurde im Laufe des November 
feſt vorbereitet. In die Tat konnte ſie nur umgeſetzt 
werden, wenn ſich der rumaͤniſche Feldzug entſchied. 
Dann aber mußte, wenn uͤberhaupt, ſofort gehandelt 
werden. Die unausgeſetzten Wechſelfaͤlle des Krieges 


merklich von dem im Dezember auf dem Papier verein, 
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erlaubten kein Warten, follte nicht die für jede ſolche 
Aktion erforderliche Hoͤhekonjunktur verpaßt werden. 


1) Ganz analog verhielt es ſich mit dem im April 1917 auf Antrag 


der Oberſten Heeresleitung feſtgelegten Kriegszielprogramm und meinen 


Erklaͤrungen gegenuͤber dem Nuntius Pacelli vom 26. Juni 1917. 
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Der Praͤſident Wilſon hatte ſich inzwiſchen nicht geruͤhrt. 

Am 7. November war er wiedergewaͤhlt, aber Graf 
ſtorff hatte nur als ſeine eigene Anſicht melden koͤn⸗ 
nen, „Ende des Jahres“ werde er einen Friedensſchritt 


Fa 


machen. Sollten wir auf den großen Zauderer warten? 
Sollten wir uns jeder eigenen Initiative begeben, um 
unſere Geſchicke ausſchließlich in die Hand eines Staats⸗ 
mannes zu legen, der bis dahin offenkundig fuͤr unſere 
Gegner Partei genommen hatte? Die Fragen ſtellen, 
heißt, ſie beantworten. 

Daß unſere Aktion diejenige des Praͤſidenten ver⸗ 
dorben haͤtte, iſt zwar in Deutſchland behauptet, aber 
nicht bewieſen worden. Perſoͤnlich mag Wilſon unwirſch 
5 darüber geweſen fein, daß wir ihm zuvorkamen. Sach⸗ 
lich aber find feine Dispofitionen nicht getroffen worden. 
5 Den Text ſeiner Friedensnote vom 19. Dezember 1916 
hatte Wilſon bereits im November konzipiert. An ihm 
5 hat er trotz unſeres Friedensangebotes in der Subſtanz 
nichts geaͤndert, ſich nur in einem formellen Zuſatz gegen 
die Vermutung verwahrt, als habe ihn erſt unſer Frie⸗ 
1 densangebot zu ſeiner Aktion angeregt. Ja, die Behaup⸗ 
tung geht nicht zu weit, daß unſere Demarche die ſeinige 
beſchleunigt hat. Seine eigene Initiative, auf die der 
Praͤſident fo viel hielt, haͤtte in den Augen der Welt 
1 an Wert eingebuͤßt, wenn er unſeren Vortritt nicht ſchnell 
4 wettmachte. 
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Im erſten Eindruck wirkte unſer Friedensangebot 
vorteilhaft auf die gemaͤßigten Elemente auch bei unſeren 2 
Gegnern. Bei den Kriegstreibern herrſchte eine gewiſſe 
Verwirrung und Beklemmung. Sonnino äußerte ſich 
am 13. Dezember aͤußerſt vorſichtig, am Tage darauf 
warnte Briand in der franzoͤſiſchen Kammer vor einer 
moͤglichen „Vergiftung der offentlichen Meinung“ durch 
unſer Friedensangebot, das er ein Mandͤver und eine 
plumpe Falle nannte. Am 16. ſprach der engliſche Ar 
beiterminifter Henderſon überaus aͤngſtlich gewahlte 
Worte, um die engliſchen Arbeitermaſſen beim Kriegs⸗ 
gedanken feſtzuhalten. Obgleich am ſelben Tage der neue 
ruſſiſche Miniſter Pokrowsky als erſter mit aller Energie 
unſer Friedensangebot zuruͤckwies, nahmen noch am 19. 1 
die Pariſer Sozialiſten eine Reſolution an, die eine Ab⸗ 1 
lehnung des Friedensangebotes nur für den Fall bil⸗ 
ligte, daß die beim Gegner zu erfragenden materiellen 
Kriegsziele vom Parlament als unannehmbar befunden 
werden ſollten. Dann freilich gelang es Aoyd George, 
alle ihm verbuͤndeten Regierungen wieder feinem Kriegs, 
willen dienſtbar zu machen, und am 20. Dezember konnte 
er das entſcheidende Wort der radikalen Ablehnung 
ausſprechen. Aber ſelbſt im engliſchen Parlament 
mußte ſich Bonar Law am 22. Dezember erſichtlich 
bemühen, die verhandlungswilligen Unterhausmit⸗ 
glieder von der Richtigkeit der Regierungshaltung zu 
uͤberzeugen. 
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#8 Die offisielle Antwort der Entente, die am 30. Dezem⸗ 

ber bei uns eintraf, kleidete die Ablehnung in die denkbar 
ee Form. Sie war eine erneute Kriegserklaͤrung. 
Meinten auch einige neutrale Preſſeſtimmen, der Frie⸗ 
densfaden würde ſich weiterſpinnen laſſen, fo ſchloſſen 
doch die begleitenden Umſtaͤnde jede derartige Inter⸗ 
pretation aus. Am 26. Dezember wurden die Premier⸗ 
miniſter der engliſchen Dominions zu einer neuen Reichs⸗ 
kriegskonferenz nach London entboten, am 28. nach der 
Verabſchiedung des Marſchalls Joffre der franzoͤſiſche 
Oberbefehl neu konſtruiert, und am ſelben Tage pro⸗ 
klamierte der Zar in einem Armeebefehl Konſtantinopel 
als das Kriegsziel, das unter allen Umſtaͤnden erreicht 
3 werden muͤſſe. Am unveraͤnderten Kriegswillen der En⸗ 
tente konnte ich nicht zweifeln. Der Übootkriegsbeſchluß 
vom 9. Januar war die Folge. i 


1 Während wir unſer Friedensangebot nicht erlaſſen 
4 konnten, bevor nicht im rumaͤniſchen Feldzug eine auch 
nach außen wirkende Entſcheidung erreicht war, hatte 
Praͤſident Wilſon mindeſtens ſeit ſeiner Wiederwahl freie 
Hand. Gerade im November aber, ſpeziell gegen Ende 
des Monats, waren die Konjunkturen, die dem Praͤſi⸗ 
1 denten beſſer als uns bekannt ſein mußten, verhaͤltnis⸗ 
mäßig guͤnſtig. Im engliſchen Kabinett vertraten As⸗ 
quith und Grey eine immerhin gemaͤßigtere Richtung. 
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Sie waren von Lloyd George, dem maͤchtigſten Friedens, 


feind, noch nicht aus dem Felde geſchlagen. In Frank⸗ 
reich konnte ſich Briand, der auch nicht zu den voͤllig un⸗ 


verſoͤhnlichen gehörte, noch halten, ohne den Kriegs; 
treibern Konzeſſionen zu machen, mit denen er ſich ihrem 


Willen unterwarf. In Rußland mußte Buchanan den 


Liberalen und Progreſſiſten ſehr energiſch zu Hilfe kom⸗ 
men, um die nicht kriegsſichere Reaktion in Schach zu 
halten. Die italieniſchen Sozialiſten bereiteten einen 


Friedensantrag vor, der danach Anfang Dezember in 
der Kammer verhandelt wurde. Überall waͤre in dieſer 


Zeit eine amerikaniſche Friedensaktion auf Faktoren ge⸗ 
ſtoßen, die grundſaͤtzlich Verhandlungen nicht abgelehnt 


hätten, Der Praͤſident hat dieſe Gelegenheiten nicht aus⸗ 
genutzt. Am 7. Dezember entſchied ſich die engliſche 


Kabinettskriſe zugunſten von Lloyd George. Nun ar⸗ 
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beitete die Kriegsmaſchine wieder mit Volldampf, und 


Wilſons Friedensnote vom 19. Dezember verfing ſich 
in Stacheldraht. 
In ihrer Antwort auf dieſe Note zaͤhlte die Entente 


ihre materiellen Friedensbedingungen auf. Territoriale 
Hauptforderungen waren: Abtretung Elſaß⸗Lothringens, 
Auf loͤſung der Donaumonarchie durch Ausſcheidung aller 
Italiener, Slaven, Rumänen, Tschechen und Slowenen 


aus dem oͤſterreichiſch⸗ungariſchen Staats verbande und 
Verweiſung der Tuͤrkei aus Europa. Nur eine voͤllig ge⸗ 
ſchlagene Koalition konnte ſolche Bedingungen annehmen. 
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Das mußte ſich die Entente ſelbſt ſagen. Aber damit 
nicht genug. Feierlich verwahrte ſie ſich dagegen, daß 
wir als die am Kriege angeblich allein Schuldigen zu 
kommenden Verhandlungen als Gleichberechtigte zuge⸗ 
| laſſen wuͤrden. Jenes Kriegszielprogramm alſo war keine 
nur taktiſche Maximalforderung, die im Verhandlungs⸗ 
wege zu ermäßigen war. Verhandeln mit uns wollte 
man überhaupt nicht. Schon jetzt wurde das Diktat 
reklamiert. Amerikaniſche Friedensvermittlung aber 
lehnte die Entente, zwar hoͤflich, jedoch beſtimmt, ab, 
wofern nicht auch Wilſon ſeinerſeits uns als die In⸗ 


ſident in ſeiner Kongreßbotſchaft vom 22. Januar nicht 
zuruͤck. Er konſtatierte vielmehr, daß die Welt nicht nur 
5 durch die Erklaͤrung unſerer Verhandlungsbereitſchaft, 
ſondern auch durch die Mitteilung der Ententekriegsziele 
dem Frieden um einen großen Schritt naͤhergekommen 
ſei. Im Anſchluß daran entwickelte Wilſon ausfuͤhrlich 
ſeine eigenen Friedensideale. 


. 


ii 


. 


8 


zu teilen. Wir waren nicht Sieger, aber auch nicht Be⸗ 
ſiegte, alſo unter allen Umſtaͤnden gleichberechtigt. An 
einen Tiſch wollte ſich die Entente nicht mit uns ſetzen. 
5 Daß Wilſon ſie zwingen werde, konnte nach ſeinem ge⸗ 
ſamten bisherigen Verhalten kein Menſch annehmen. Wie 
ſollte uns aus ſolchen Widerfprüchen ein annehmbarer 
1 Friede kommen? Weder die Ententeantwort vom 12., 


e 
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ferioren behandeln werde. Dies Anſinnen wies der Praͤ⸗ 


Mir war es unmoͤglich, dieſen Friedensoptimismus 


noch die Kongreßbotſchaft vom 22. Januar ſtieß die 
Vorausſetzungen um, unter denen am 9. Januar der 
Ubootkrieg beſchloſſen wurde. 

Endlich am 27. Januar meldete Graf Bernſtorff, 
Praͤſident Wilſon boͤte uns jetzt Friedensvermittlung an 
und baͤte um Mitteilung unſerer Friedensbedingungen. 
Die Ententebedingungen halte er fuͤr unmoͤglich, uͤbri⸗ 
gens auch fuͤr Bluff. Er hoffe jetzt, Friebe 
ſchnell zuſtande bringen zu koͤnnen. 

Standen wir damit auch materiell vor einer neuen 
Situation? Sich ſelbſt mußte die Entente vor aller Welt 
desavouieren, wenn ſie jetzt plotzlich eine annehmbare 
Friedensbaſis akzeptieren und mit uns verhandeln 
wollte. Dahin war dann die Theſe von unſerer Allein⸗ 
ſchuld am Kriege, dieſe Grundlage der geſamten Entente⸗ 
kriegspolitik, zerriſſen alle Vertraͤge unter den Alliierten 
über die Kriegsbeute. Gewiß konnte eine völlig ver⸗ 
aͤnderte Kriegslage auch einen ſolchen Umſchlag bringen. 
Aber ſeit dem 12. Januar, wo ſich die Entente ſo feier⸗ 
lich feſtgelegt hatte, war militaͤriſch keine Entſcheidung 
gefallen, und politiſch hatten, ſoweit es uns erkennbar 
war, die Kriegsparteien wieder überall Oberwaſſer bez 
kommen. Gegenuͤber ſtand lediglich die perſoͤnliche Hoff⸗ 
nung des Praͤſidenten, die Entente voͤllig umſtimmen 
und eine Friedenskonferenz ſo ſchnell einſetzen zu koͤnnen, 
daß kein weiteres Blut floß. Weder der zaudernde Cha⸗ 
rakter Wilſons, noch ſeine Gebundenheit gegenuͤber der 
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ente, , noch ſeine bisherige Stellung zu uns, machten es 
moͤglich, mich willenlos feiner Hoffnung und ſeiner 
hand anzuvertrauen. Das aber hätten wir getan, wenn wir 
t nur fein Vermittlungsanerbieten annahmen, ſondern 
gleichzeitig den Ubootkrieg aufgaben. Zwar erklaͤrte 
mir der Admiralſtab am 28. J Januar poſitio, nicht mehr 
l le 1 ausgelaufenen Uboote zuruͤckrufen zu koͤnnen. 
Indes, wenn auch auf die Gefahr einiger Zwiſchenfaͤlle, 
8 enbefehle waͤren doch nicht abſolut ausgeſchloſſen 
geweſen. Aber das deutſche Volk haͤtte dann, ohne zu⸗ 
2 borige Erprobung des von Militär, Marine und einem 
ge waltigen Teil der öffentlichen Meinung als unfehlbar 
| 1 angeſehenen Kriegsmittels, jeden Frieden ſchlucken muͤſ⸗ 
| 5 en, den der mit den deutſchen und europaͤiſchen Verhält; 
niſſen wenig vertraute Praͤſident fuͤr gut befunden und 
bei der Entente durchgeſetzt hätte. Eine ſolche Politik 
bunt ich weder nach perſoͤnlicher Überzeugung ver; 
kreten, noch hätte ich fie uberhaupt durchſetzen konnen. 
12 Trotzdem find wir, fo weit als nur möglich, entgegen⸗ 
gekommen. Wir haben dem Praͤſidenten ſehr gemaͤßigte 
2 Kriegsziele genannt;) und haben ihm zugeſagt, 
den jetzt nicht mehr zu revozierenden Ubootkrieg einzu⸗ 
ſtellen, ſobald der Erfolg ſeiner Vermittlung geſichert ſei. 
as fuͤr die Taͤtigkeit eines Friedensvermittlers die 


| 
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Angebot einer vernünftigen Verhandlungsbaſis, waren 
darin buͤndig ausgeſprochen. War, wie Wilſon meinte, 
die Entente zu gleichen Konzeſſionen bereit, dann hatte 
er jetzt beide Partner ſo an der Hand, daß er ſeine Am⸗ 
bitionen als Weltfriedensſtifter verwirklichen konnte. Er 
hat das abgelehnt. Nur indem er, feiner Suſſexnote gez 
treu, mit uns brach und uns dann den Krieg erklaͤrte, 
hat er geglaubt, ſeinen Idealen nachleben, den Krieg 
verkürzen und die Völker dauernd verſoͤhnen zu koͤnnen. 

Daß der unbeſchraͤnkte Ubootkrieg kommen konnte, 
wußte der Praͤſident. Ausdruͤcklich hatten wir auf ihn 
in unſerer Suffernofe für den Fall hingedeutet, daß 
England die Hungerblockade unveraͤndert fortſetze. Auch 
unſere Anregungen zu ſeiner Friedensaktion waren kein 
Pakt, der uns band. Auf die einſeitige Bekundung un⸗ 
ſerer Geneigtheit, ſeine Vermittlung anzunehmen, hat 
Wilſon monatelang jede beſtimmte Gegenerklaͤrung ums 
gangen. Die bloße Mitteilung des Grafen Bernſtorff, 
daß der Praͤſident mit einer Friedensaktion, die dann 
aber anhaltend ausblieb, umgehe, konnte unſere de, 
tiative nicht einſchraͤnken. Als dann endlich die Friedens⸗ 5 
note vom 19. Dezember erſchien, waͤre es gewiß vorteil⸗ 
haft geweſen, wenn wir jede Entſcheidung uͤber den = 
Ubootkrieg fo lange hätten aufſchieben können, bis fih 
die Aktion in voller Ruhe auslaufen konnte. Hatten wir 
dazu aber, wie es tatſaͤchlich der Fall geweſen iſt, nicht 
die Zeit, und konnte aus der Antwort der Entente auf 
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ö * Friedensangebot auch beim beſten Willen keine 
4 Verhandlungsgeneigtheit herausgeleſen werden, dann 
war es keine Perfidie gegen den Praͤſidenten, wenn wir 
am 9. Januar auch ſeine Friedensaktion als geſcheitert 
anſahen. Die Animoſität, mit der Wilſon unſere Be, 
antwortung ſeines Vermittlungsangebotes vom 27. Ja⸗ 
nuar behandelte, war eine Folge der weſentlich durch ſein 
Verhalten komplizierten Situation. Nachdem es, mit⸗ 
veranlaßt durch ſein Zaudern, zu unſerem eigenen Frie⸗ 
dens angebot gekommen war, und nachdem ſich die En⸗ 
tente darauf ſo negativ feſtgelegt hatte, konnte der Praͤ⸗ 
4 ſident nur mehr hoffen, die Entente zu Verhandlungen 
umſtimmen zu koͤnnen, wenn wir ihn frei uͤber uns 
ſchalten ließen. Nur dann — aber dann auch mit voller 
Sicherheit — konnte die Entente darauf rechnen, beim 
Frieden nicht zu kurz zu kommen, nur dann wurde der 
Praͤſident vor einem Fiasko feiner Aktion bewahrt. Daß 
5 wir dem Praͤſidenten eine ſolche Dispoſition uͤber uns 
nicht einraͤumen konnten, hat er ſelbſt durch ſeine gegen 
uns gefuͤhrte Politik bewirkt. Daß wir ſie ihm nicht ein⸗ 
geräumt haben, erklaͤrt ſeinen Groll. 
Inm Auguſt 1919 iſt der Praͤſident Wilſon im Senat 
einem Kreuzverhoͤr uͤber feine Politik unterworfen wor⸗ 
den. Folgende Worte wurden dabei gewechſelt: 
Senator Mac Cumber: Wenn Deutſchland kei⸗ 
nerlei Handlungen gegen uns begangen hätte, haͤtte dann 
unſere moraliſche Überzeugung von dem Unrecht des 
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deutſchen Krieges uns ohne Voͤlkerbund in diefen- grieg s 
hineingebracht, da wir ja damals keinen Voͤlkerbund 
hatten? 4 
Präfident Wilſon: Ich hoffe, fie hätte es letzten 
Endes, wie ſich die Dinge entwickelt haben. 3 
Mac Cumber: Glauben Sie, daß wir, wenn Deutſch⸗ 
land keine Kriegshandlung oder keine ungerechte Hands 
lung gegen unſere Buͤrger begangen haͤtte, in dieſen 
Krieg geraten waͤren? 4 
Wilſon: Ich glaube, ja! 3 
Mac Cumber: Sie glauben, wir wären jedenfalls 
hineingeraten? J 
Wilſon: Ja! { 
In Amerika iſt Wilſon beim Wort genommen worden. 


Seine deutſchen Verehrer haben ſich zu beweiſen bemuͤht, 


er haͤtte es ja nicht ernſt gemeint, er habe taktiſche Ziele 1 
verfolgt und ähnliches mehr. Gegenüber fo apodiktiſchen 
Worten, noch dazu vor dem hoͤchſten parlamentariſchen 15 
Forum geſprochen, iſt ſolche Interpretation unverſtaͤnd⸗ 
lich. Ohne den geringſten Zwang gibt fie nachtraͤglich 
die erſchoͤpfende Erklaͤrung für die geſamte Kriegspolitik 5 
des Praͤſidenten. ® 


Amerikas Kriegsbeteiligung hat uns den Reſt ger 
geben. Ob ſie es tun mußte, ſteht dahin. Guͤnſtiger, 
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als wir gefahren waͤren, wenn wir uns im Januar an 
Wilſon verkauften, war die Situation, vor die uns im 
Sommer 1917 der Ubootkrieg geftellt hat. 


ass: Nach verlorenem Kriege hat die Oberſte Heeresleitung 
£ behauptet, über die Verhandlungen mit Amerika ungenügend orientiert 
worden zu ſein. Darin kann nur die Andeutung liegen, daß ſie ſonſt den 
Ubootkrieg nicht gefordert haben würde. Durch Telegramm vom r. Ok⸗ 
tober 1916 habe ich der Heeresleitung mitgeteilt, Graf Bernſtorff ſei an⸗ 
gewieſen, einen Friedensappell des Praͤſidenten anzuregen. Die Friedens⸗ 
note des Praͤſidenten vom 19. Dezember war publici juris. Damit war 
die militaͤriſche Stelle, zu deren Aufgaben die Fuͤhrung der Politik nicht 
gehoͤrte, uͤber die Geſamtſituation im Bilde. Wenn ich ihr am 27. Novem⸗ 

ber mitteilte, ich zoͤge unſer eigenes Friedensangebot dem Wilſonſchen 
Friedensappell vor, ſo verwarf ich damit nicht den letzteren. Beide Aktionen 
waren der Heeresleitung nicht ſympathiſch, und meine Bemerkung hatte 
in erſter Reihe taktiſche Bedeutung. Meine eigene groͤßere oder geringere 
Sympathie fuͤr die eine oder andere Aktion aber war fuͤr die Heeres⸗ 
leitung uͤberhaupt nicht entſcheidend. In den Telegrammen vom 23. und 
26. Dezember hat fie es bedingungslos als unvereinbar mit der Wahrung 
der deutſchen Intereſſen erklärt, den Ubootkrieg in der Hoffnung auf 
amerikaniſche Friedensvermittlung zu unterlaſſen. 
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Halbjahr 1917. 


U will verſuchen, den Verlauf der politiſchen Er⸗ 
eigniſſe vom Januar bis Juli 1917 in feinen gro; 
n gen darzuſtellen. Sie veranſchaulichen den Kampf 
inter den in unſerem Volk wirkenden Kräften, ihr Rin⸗ 
ge en mit den aͤußeren Geſchehniſſen des Krieges, die Ruͤck⸗ 
kung des Kampfes auf die ſeeliſche Verfaſſung des 
& wales und auf das Gefuͤge des Staates. 
Der Entſchluß, nach dem 9. Januar auf meinem Poſten 
1 iſt mir nicht leicht geworden. Mein Abgang 
e die politiſche Gewalt im Staate an einen Traͤger 
von inner⸗ und aͤußerpolitiſchen Anſchauungen ausge⸗ 
ker, mit denen nach meiner Überzeugung weder der 
Krieg beendet noch offener Konflikt mit den unteren 
5 Volksſchichten vermieden werden konnte. In Verbin⸗ 
1 dung mit dem Entſchluſſe zum unbeſchraͤnkten Uboot⸗ 
krieg und der zu erwartenden politiſchen Faͤrbung des 
Nachfolgers mußte mein Abgang bei Bundesgenoſſen 
und Feinden als Sieg der Militaͤrpartei wirken. Gerade 
N jetzt aber, wo das Staatsſchiff vollends dem offenen 
Sturm entgegengeſandt wurde, ſchien mir der Zuſam⸗ 
4 menhalt im Innern wie in der Koalition erſtes Gebot. 
Die inneren Schwierigkeiten, die bevorſtanden, wenn 
die hochgeſpannten Hoffnungen auf den Ubootkrieg ver⸗ 
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ſagten, lagen auf der Hand. Aber die Tiefe der Gegen⸗ 


ſaͤtze zur Oberſten Heeresleitung war ich im klaren. Die 


Formen des Geſchaͤftsverkehrs uͤberſchritten gelegentlich 


die Grenze des Ertraͤglichen, und immer haͤufiger und 
nachdruͤcklicher wurden die auf einen Kanzlerwechſel zie⸗ 


lenden Vorſtoͤße. Die Atmoſphaͤre war derart, die innere 
Differenz der Meinungen ſo groß, daß jede nicht durch 
die politiſchen Umſtaͤnde abſolut gebotene Eroͤrterung 
prinzipieller politiſcher Fragen vermieden werden mußte. 
Als Ende des Jahres 1916 die Oberſte Heeresleitung 
mir einen Katalog ihrer Kriegsziele uͤberſandte, in dem 


unter anderem ein „nach der Art einer roͤmiſchen Pro⸗ 
vinz“ von Deutſchland abhaͤngiges Rumaͤnien vertreten 


wurde, habe ich es vorgezogen, in muͤndlicher Bemerkung N 
die Auseinanderſetzung über nicht aktuelle Themata ab⸗ 


zulehnen. 


Hinter der Oberſten Heeresleitung ſammelten ſich meine 
politiſchen Gegner in Parlament, Preſſe und der Vers 


eins⸗ und Komiteemaſchinerie zu neuem oͤffentlichen 
Anſturm. Sie waͤhnten ſich gedeckt, und wenn nicht 


öffentlich unterſtuͤtzt, fo doch gebilligt. Insbeſondere die 


Gruppe des alldeutſchen Verbandes und ihre Mitlaͤufer 


gingen darauf aus, durch Erweiterung der Gegenſaͤtze J 


zwiſchen der militaͤriſchen und zivilen Leitung zum Siege 
zu kommen. Eine Geheimſitzung dieſer Kreiſe im Hotel 
Adlon, deren Ergebniſſe oͤffentlich bekannt wurden, ent⸗ 


huͤllte ganz nackt die Abſicht, ſich mit der Autoritaͤt der | 
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itärifchen Gewalthaber zu umguͤrten. Kaum haben 
Perſoͤnlichkeiten der Oberſten Heeresleitung die Ge⸗ 
ren erkannt, mit denen dieſes Spiel das Gefuͤge des 
ates bedrohte. Die Demagogie ſetzte ein: aus allen 
genden wurden Telegramme der alldeutſchen und 
eren Bezirksvereine an die militaͤriſchen Heroen ab⸗ 
geſandt, deren wohlwollende Beantwortung helfen ſollte, 
den Kampf gegen die Politik des Reichskanzlers durch 
den Nimbus der militaͤriſchen Führer zu ſtuͤtzen. Dem 
Scheidemannfrieden des Reichskanzlers wurde der Hin⸗ 
denburgfrieden, der Siegfrieden des deutſchen Volkes, 
entgegengeſtellt. Waͤhrend weder der eine noch der an⸗ 
u zu haben war, verwirrten und zerriſſen Schlagworte 
das Volk. 

Wenn ich trotz alledem zwiſchen den Gegenſaͤtzen durch⸗ 
zuſteuern und eine Situation zu halten unternahm, die 
auf die Länge unhaltbar zu werden drohte, fo geſchah es 
in der Gewißheit, beim Kaiſer, ſelbſt im Widerſpruch mit 
den Kriegszielen der militaͤriſchen Kreiſe, einen Frieden 
der Behauptung durchſetzen zu koͤnnen, wenn er nur 
nicht mehr theoretiſch zu diskutieren, ſondern praktiſch 
anzunehmen oder auszuſchlagen war. 


| 


| 
. 


Inm Januar hatte die erneute Einbringung des Fidei⸗ 


kommißgeſetzes in Preußen politiſche Wirren hervor, 
4 gerufen. Die Aktion war ein Fehler, veranlaßt durch die 
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irrtuͤmliche Auffaſſung der zuſtaͤndigen preußiſchen Mir 


EU, 
% 
ER 


nifter, daß das in 20 Jahren techniſch trefflich durch⸗ 
gearbeitete Geſetz vom Landtag ohne Aufſehen erledigt 
werden wuͤrde, weil es neben einer Kodifikation auch eine 
Reform des Fideikommißrechtes brachte, die einer un⸗ 
gefunden Neubelebung und Erweiterung der Fideikom⸗ 
mißbildung entgegentrat. Die fortſchrittliche Volkspartei i 


war durch alte programmatiſche Kundgebungen zu ſtark feſt⸗ { 
gelegt, um hier eine Überfiimmung in Ruhe hinzunehmen. 


% 
; 


Ungefähr gleichzeitig etablierte ſich der radikale Flügel 
der Sozialdemokraten im Reichstag als beſondere Frak⸗ 
tion und entfeſſelte in Ausbeutung der ſehr gedruͤckten 
Wirtſchaftslage eine immer heftigere Agitation. Zu der 
durch die ſchlechte Kartoffelernte verſchaͤrften Lebens⸗ 
mittelknappheit hatte ſich eine allgemeine Transport⸗ 


kriſe geſellt. Die Binnenſchiffahrt war durch den harten 


Winter faſt ſtillgelegt, und die durch das Hindenburg⸗ 


programm uͤberlaſteten Eiſenbahnen verſagten mehrfach, 
weil die ihrer kupfernen Feuerbuͤchſen beraubten Loko⸗ 
motiven nicht mehr die nötige Leiſtungsfaͤhigkeit auf⸗ 
brachten. Die Ernaͤhrungsſchwierigkeiten ſtanden auf 


kritiſcher Hoͤhe. 


Alle dieſe Momente in Verbindung mit dem Streit 1 


um die Kriegsziele und feine Nebenerſcheinungen ſchuͤrten 
die innerpolitiſche Unſicherheit und Erregung. Die Lei⸗ 
denſchaften explodierten zunaͤchſt uͤber einen Konflikt 
zwiſchen den beiden Haͤuſern des preußiſchen Landtages. 
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Eiinflußreiche Mitglieder der erſten Kammer verſagten 
es ſich nicht, in ihrem ſachlichen Widerſpruch gegen einen 
Beſchluß des Abgeordnetenhauſes uͤber die den Parla⸗ 
mentariern zu gewaͤhrenden Diäten ſcharfe Angriffe 
gegen den Reichstag wegen verfaſſungswidriger Über 
griffe einzuſtreuen. Damit wurden zu unrechter Zeit wun⸗ 
deſte Punkte angetaſtet. Zu einer Fehdeanſage des preu⸗ 
ßiſchen Herrenhauſes an den Reichstag war die Situation 
nicht angetan. Alles mußte verſucht werden, den Streit 
als eine preußiſche Epiſode zu beenden und nicht auf den 
Reichstag uͤberſpringen zu laſſen. Nur von einer ein⸗ 
deutigen, feſten Stellungnahme der Regierung, die den 
Reichstag zu decken hatte, war das zu erhoffen. Ich habe 
deshalb, als mich die Kommiſſare der Staatsregierung 
zu einer erregten Debatte in das Abgeordnetenhaus 
A riefen, ohne auf die in ſolcher Zeit wahrlich recht gering, 
fügige Diaͤtenvorlage einzugehen, meine Geſamtſtellung 
du der inneren Politik erneut eindringlich und zweifelsfrei 
5 dargelegt. Meine Worte galten der Rechten als Kampf⸗ 
K anſage. Sie waren nur der Verſuch, die Geſamtheit des 
N um ſein Daſein ringenden Volkes im Vertrauen zu der 
Leitung des Staates zu erhalten und den parteipolitiſchen 
1 Streitigkeiten die großen Notwendigkeiten des Augen⸗ 
1 blicks wie den inneren Sinn des großen Geſchehens ent⸗ 
gegenzuſtellen. Es war der 14. Maͤrz. 
Rioch am Nachmittag desſelben Tages erhielt ich Kennt⸗ 
nis von einem aufgefangenen Funkſpruch, der auf eine 
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Revolution in Petersburg deutete. Der naͤchſte Morgen 5 


brachte die Beſtaͤtigung. 


Die ungeheure Tragweite der ruſſiſchen Revolution 
war klar. Außerpolitiſch konnte ſie den Frieden bringen. 
Innerpolitiſch mußte ſie die vorwaͤrtstreibenden Kraͤfte, 
die poſitiven organiſchen, aber auch die negierenden des 
Umſturzes ſtaͤrken. Die Mahnung an alle, auch an die⸗ 
jenigen, welche ſich lebendiger Fortbildung in dem Glau⸗ 
ben widerſetzten, der Staat koͤnne der Mitarbeit der un⸗ 
teren Klaſſen entraten, war eindringlich genug, — ich 
durfte hoffen, daß ſie verſtanden werden wuͤrde. 


2 8 n rn 


Tatſaͤchlich zogen die verſchiedenen Stroͤmungen im 5 
deutſchen Volk aus dem Ereignis im Oſten entgegen⸗ 


geſetzte Folgerungen. Die einen forderten entſchiedenes 


Auftreten gegen alle umſtuͤrzleriſchen Tendenzen, rech⸗ 
neten aber die ſogenannte Neuorientierung, die Demo⸗ 


kratiſierung des preußiſchen Wahlrechts und die Heran⸗ 
ziehung der Sozialdemokratie, kurz die innere Politik des 


Reichskanzlers ausgeſprochen oder unausgeſprochen zum 
Umſturz. Die anderen ſchloſſen, zweifellos mit groͤßerem 
Recht, daß nun mit den inneren Reformen nicht bis zum 


Kriegsende gewartet werden koͤnne, wenn nicht die rote 
Welle uͤber dem Staat zuſammenſchlagen ſolle. Die 
einen fanden die Politik des Reichskanzlers zu zaudernd, 
die anderen zu entgegenkommend. So ſtaͤrkte die ruſſiſche 
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. Reootution die Widerſtaͤnde der einen, das Drängen der 
anderen Seite, anſtatt vor weiterer Zerkluͤftung zu 
* warnen. 8 


Die beiden Angelpunkte des Streites um die inneren 
deefemen waren das preußiſche Wahlrecht und Parla⸗ 
mentariſierung. Beide Forderungen waren grundſaͤtz⸗ 
| N licher Art und beide in ihrem Kerne berechtigt. Daß 
ſie bewilligt werden mußten und auch zum Nutzen des 
Staates bewilligt werden konnten, war mir nicht zweifel⸗ 
haft. Strittig waren Zeit und Form. Der ſachlich beſte 

Zeitpunkt war nach Friedensſchluß. Dem heimkehrenden 
Heer, dem tapferen Volke mußte die Krone freiwillig und 
mit Freuden vermehrte Rechte, neue Freude am Staate 

geben. Dann waren auch die unvermeidbaren, ſchweren 
inneren Kaͤmpfe mit den bisherigen Traͤgern der parla⸗ 
mentariſchen Macht in Preußen und ihrem Anhang bei 
Hofe und in der Armee ohne Gefahr fuͤr den Staat 
auszufechten. Der Konflikt im Kriege ſelbſt war, wenn 
moglich, zu vermeiden. Das konnte nur bei kuͤrzerer 
Dauer des Krieges und baldigen Friedensausſichten 
gelingen. 
Hinter der preußiſchen Wahlrechts frage ſtand die Stel⸗ 
lung Preußens zum Reich, die ſchwerſte und heute noch 
weniger als je geloͤſte Kernfrage des deutſchen Problems. 
Das Zuſammenſpiel des Reiches und des preußiſchen 
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Staates, für das die Perſonalunion des Monarchen, 
wie des Reichskanzlers und preußiſchen Miniſterpraͤſi⸗ 
denten, ſowie die Praͤſidialſtellung des preußiſchen 
Staats miniſteriums im Bundesrat zu ſorgen hatte, wurde 


ſchwer gehemmt durch die auf der Verſchiedenheit der 


Wahlrechte beruhende Divergenz der Majoritaͤtsbildung 


in Preußen und im Reich. Nicht nur, daß der preußiſche 
Staatsapparat unbeſchadet der politiſchen Faͤrbung des 
Staatsminiſteriums de facto von der konſervativen 
Majoritaͤt des preußiſchen Landtags abhaͤngig war: 
dieſe Majoritaͤt hatte ſich immer mehr angewoͤhnt, von 


der Tribuͤne des preußiſchen Landtags aus auf die An⸗ 


gelegenheiten des Reiches den Einfluß auszuuͤben, den 


ihr die Majoritaͤtsverhaͤltniſſe im Reichstag nicht ges 


ſtatteten. Der preußiſche Landtag diente der konſervativen 


Partei als Inſtrument ihrer Agitation in den Fragen des 
Ubootkrieges, der Kriegsziele und allen ſonſtigen „Außer; 
politiſchen Angelegenheiten“. Demgegenuͤber half kein 
Verſuch, die Wahlrechtsfrage als eine rein preußiſche 
Angelegenheit hinzuſtellen, die das Reich und die uͤbrigen 
Bundesſtaaten nichts angehe. Zwar nicht formell, aber 


praktiſch war die Angleichung des preußiſchen Wahl⸗ 


rechts an das Reichstagswahlrecht eine Notwendigkeit 
des Reiches. Der Zwang, mit zwei Parlamenten ver⸗ 
ſchiedener Zuſammenſetzung und entgegengeſetzter Ge⸗ 
ſinnung zu arbeiten, mußte jede Regierung in laͤhmende 
Halbheiten verſtricken. 
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andere Frage, die der Parlamentariſierung, ſtand 
ö nicht an politiſcher, wohl aber an praktiſcher Be; 
deutung damals hinter der Wahlrechtsfrage zuruͤck. Ver⸗ 
hiede ne Forderungen, engere und weitere, wurden 
. ir geſtellt, aber die Meinungen im Volk wie in den 
teien, ja, innerhalb der Parteien der Linken ſelbſt, 
wa aren geteilt. Inhalt und Nutzen der Reform waren 
b icht unbeſtritten. Ohne die konſtitutionelle Reichsver⸗ 
fung und ihren Föderalismus zu ändern, war es nur 
joͤglich, einzelne Parlamentarier je nach ihrer perſoͤn⸗ 
lichen Eignung auf Miniſterpoſten im Reiche oder in 
F Seeußen zu berufen. Aber die fo Berufenen wären Ver⸗ 
15 guensmaͤnner ihrer Parteien weder geweſen noch nach 
den Erfahrungen der Vergangenheit geblieben. Ihre 
E haͤtte keine Einfuͤhrung des parlamentariſchen 
Syſtems bedeutet. Politiſch hätte ſich eine ſolche Übung 
allenfalls auswirken koͤnnen, wenn die fachliche Über⸗ 
legenheit der parlamentariſchen Miniſterkandidaten über 
| 1 ie Beamten allem Volke offenkundig und unbeſtritten 
geweſen wäre. Das aber war im Jahre 1917 ſchwer zu 
| ble. Das parlamentariſche Syſtem ſetzte eben, 
wenn die Staatsmaſchine in Gang bleiben ſollte, nicht 
nur eine radikale Anderung der Bismarckſchen Reichs⸗ 
1 verfaſſung, ſondern einen volligen Umbau des Reiches 
1 voraus. 
Die Schwierigkeit dieſer konſtruktiven Probleme wurde 
N damals weder im Volke noch in den Parteien gewuͤrdigt. 
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Sie iſt vielen Deutſchen erſt durch die Erfahrungen der 
Revolution klar geworden, anderen trotz dieſer Erfah⸗ € 
rungen unklar geblieben. Das Reich iſt umgebaut, die 
Monarchie durch die Republik, der Konſtitutionalismus 1 
durch den Parlamentarismus erſetzt worden. Die Kern⸗ i 
frage aber, das Verhältnis Preußens zum Reich, das ; 
Nebeneinander der beiden Parlamente ift nicht gelöft 4 
worden. Auch heute noch beſtimmt die Parteikonſtellation 
in Preußen den Grad effektiver Wirkſamkeit, den der 
Wille des Reichskabinetts erreichen kann. Nur die Rollen 
der Parteien haben gewechſelt. Das Nebeneinander 
zweier von verſchiedenen Majoritaͤten abhängigen Re⸗ 
gierungen, deren eine die Legislative, deren andere die & 
Exekutive in der Hand haͤlt, führt in nahezu allen Fragen 5 
zu Hemmniſſen und Vergeblichkeiten, die dem Auge auch $ 
des Fernſtehenden nicht entgehen können. Und der mit 
den konſtruktiven Staatsaufgaben einigermaßen ver⸗ 5 
traute Zuſchauer kann in der Übung, die beſeitigte Per⸗ 1 
ſonalunion der Miniſterpraͤſidenten durch gemeinſame 
Sitzungen des Reichs⸗ und des preußiſchen Kabinetts 
zu erſetzen, nur einen weder verfaſſungsmaͤßigen noch 
ſachlich ausreichenden Notbehelf ſehen. Die Weimarer 
Verfaſſung hat an Stelle der Bismarckſchen Loͤſung ein 
Proviſorium geſetzt, das die Kernfrage — Parlamen⸗ 
tarismus und Foͤderalismus, Preußen und Reich — der 
Zukunft uͤberlaͤßt. 
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Nach der bisherigen Lage hatte ich die Wahlrechts⸗ 
ge in der Abſicht behandelt, zwar den bei der Haltung 
Majoritaͤt des preußiſchen Abgeordnetenhauſes mit 
cherheit vorauszuſehenden ſchweren inneren Konflikt 
waͤhrend der Dauer des Krieges zu vermeiden, eine weit⸗ 
gehende Konzeſſion nach Kriegsende aber vorzubereiten 
und den draͤngenden Maſſen durch offene und warme 
Sͤprache die Gewißheit zu geben, daß die Regierung dann 
nicht kargen werde. Nur ſo ſchien mir ein handgreiflicher 
| 1 aſammenprall vermeidbar und das Vertrauen zu be 
An meinen perſoͤnlichen Auffaſſungen konnten meine 
Reden im Reichstag keinen Zweifel laſſen. Als mir trotz⸗ 
dem die fortſchrittliche Fraktion des preußiſchen Ab⸗ 
geordnetenhauſes im Januar 1916 ihre zwar keinen 
praktiſchen Erfolg, wohl aber eine hochgradige politiſche 
Spannung verſprechende Abſicht ankuͤndigte, von ſich aus 
die Wahlrechtsfrage aufs Tapet zu bringen, hielt ich eine 
öffentliche Bekundung der Willens abſichten der Krone 
für notwendig. Die Thronrede zur Eröffnung des Land⸗ 
tages brachte folgenden Satz: „Der Geiſt gegenſeitigen 
Verſtehens und Vertrauens wird auch im Frieden fort⸗ 
wirken in der gemeinſamen Arbeit des ganzen Volkes 
am Staat. Er wird unſere offentlichen Einrichtungen 
durchdringen und lebendigen Ausdruck finden in unſerer 
Verwaltung und Geſetzgebung und in der Geſtaltung 
der Grundlagen fuͤr die Vertretung des Volkes in den 
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geſetzgebenden Koͤrperſchaften.“ Trotz der lebhaften Er 
oͤrterung dieſer Worte in den beiden Haͤuſern des Lands 
tags und in der Preſſe gelang es doch auf dieſe Weiſe, 
dem Streit die Schaͤrfe zu nehmen, die zu erwarten war, 1 
wenn ein Schweigen der Regierung dem Draͤngen der F 
Linken wie dem Widerſpruch der Rechten freie Bahn ge⸗ 


laſſen haͤtte. 


Auch im Reichstag wurde Ende Februar 1917 die 
Frage des preußiſchen Wahlrechts berührt. Auch hier 
ſuchte ich durch Worte offenen Vertrauens den unteren 
Schichten des Volkes uͤber meine prinzipielle Stellung 1 
keine Zweifel zu laſſen. Meine Ausführungen — ich hatte 
gewagt, mir die Worte des ſozialdemokratiſchen Dichters 
von dem Volke, deſſen aͤrmſter Sohn auch fein getreueſter 
war, zu eigen zu machen — belebten das Vertrauen der 


Linken, wie die Feindſchaft der Rechten. Jede neue 
Außerung dieſes Geiſtes zeigte in ihrer Wirkung auf das 
konſervative Preußen von neuem, daß an eine Loͤſung 
der preußiſchen Wahlrechtsfrage ohne ſchwere und offene 
Kaͤmpfe im Innern nicht zu denken war, und daß das 
Geſchehen der Zeit auf die Gedankenwelt und Sinnesart 
der preußiſchen Rechten keinerlei erneuernden Eindruck 
zu machen vermochte. 
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Die weniger dringende, weil das Volk weniger bes 
wegende Frage der Parlamentariſierung hatte ich bisher 


durch Heranziehung, Informierung und Ausſprache mit 
den Parteifuͤhrern, durch ihre praktiſche Beteiligung an 
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der internen Erörterung der großen Probleme des Krie⸗ 
ges vorwegzunehmen geſucht. Über dieſe praktiſche Herz 
anziehung hinaus konnte nur an gelegentliche Berufung 
geeigneter Parlamentarier auf einzelne Miniſterpoſten 
gedacht werden. Meinem Beſtreben, die vertrauliche 
3 Heranziehung der Parteifuͤhrer zu internen Beratungen 
| auszubauen, wurden leider durch die perſoͤnliche Gegner; 
ſchaft einzelner bei dieſen Konferenzen nicht zu übergehen, 
der Parlamentarier gewiſſe Grenzen geſetzt. Ich erinnere 
mich an Faͤlle, in denen ganz vertrauliche Mitteilungen 
über die Schwere des Krieges, die eine Feſtlegung auf 
ſogenannte große Kriegsziele nicht geſtatte, kurz nachher 
du offentlichen Gereden und Gerüchten über den ſchlap⸗ 
pen, peſſimiſtiſchen und nicht an den Erfolg glaubenden 
Reichskanzler ausgebeutet wurden. 


Die letzten Maͤrztage brachten eine bewegte Etat⸗ 
beratung im Reichstage. Die Ausſprache zeigte die Ver⸗ 
\ Anderung der pſychologiſchen Dispoſitionen. In die 
leidenſchaftliche Erregung uͤber die provokatoriſche Heftig⸗ 
keit, mit der im Herrenhaus reaktionaͤre Dogmen einer 
veralteten Zeit verfochten worden waren, warf die ruſ⸗ 
ſiſche Revolution ihre Funken. Selbſt die National⸗ 
liberalen fanden es klug, in ausgeſprochenem Gegenſatz 
zu ihrer bisherigen Haltung entſchieden demokratiſche 
Forderungen zu vertreten und die ſofortige, durch⸗ 


181 


greifende Reform des preußiſchen Wahlrechts zu ver⸗ 
langen. Trotzdem blieb die Parteikonſtellation völlig 
verworren. Aus der Haltung des Zentrums und der 
Nationalliberalen im Reich durften keine Ruͤckſchluͤſſe auf 
das Auftreten dieſer Parteien in Preußen gezogen wer⸗ 4 
den. Heftigſte und mit der Kriegslage unvereinbare 
innere Kaͤmpfe waren in der allgemeinen Spannung der 
Geiſter mit Sicherheit vorauszuſehen, wenn gerade in 
dieſem Augenblick die preußiſche Wahlreform legis⸗ 1 
latoriſch angepackt wurde. Schon deshalb ſah ich mich 
im Reichstag zu einer inſofern dilatoriſchen Erklaͤrung 
gezwungen, als ich eine geſetzgeberiſche Aktion erſt fur 
den Zeitpunkt in Ausſicht ſtellte, wo fie die zur Abwehr 
des aͤußeren Feindes erforderliche innere Geſchloſſenheit 
nicht bedrohe. Die Debatte endete mit der Einſetzung 
eines Verfaſſungsausſchuſſes, dem alle das Gebiet inne, 
rer Reform betreffenden Anträge und Reſolutionen uͤber⸗ 
wieſen wurden. 5 

Damit wurden die letzten Reſte des ſogenannten Burg⸗ 
friedens beſeitigt. Schon das Wort „Verfaſſungsaus⸗ 
ſchuß“ eröffnete die Ausſicht auf einen ausgeſprochenen 
Konflikt zwiſchen dem Parlament und der Krone uͤber die 3 
beiderſeitigen Rechte, und vollends der Inhalt der dem 1 
Ausſchuß uͤberwieſenen Anträge machte die Befugniſſe 
des Monarchen zum Mittelpunkt des Streites. Der 
Kaiſer fühlte ſich perſoͤnlich in den inneren Kampf hinein⸗ 4 
gezogen, in welchem jetzt demokratiſche und reaktionaͤnre 
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— ſcharf aufeinanderplatzten. Tief einſchneidende 
5 irkungen ſollten ſich zeigen, als der Ausſchuß im Mai 
Arbeit begann. 


. 


5 Die politiſchen Wirren waren von einer weiteren Ver⸗ 
ſchlechterung der wirtſchaftlichen Verhaͤltniſſe begleitet. 
Nach einer Überprüfung der Brotbeſtaͤnde hatte das 
Kriegsernaͤhrungsamt den Entſchluß faſſen muͤſſen, trotz 
der Haͤrte des Kohlruͤbenwinters und der Knappheit der 
Kartoffelverforgung vom 15. April ab die Brotration 
noch zu verringern. Als Ausgleich konnte nur eine ſehr 
geringe Erhoͤhung der Fleiſchration geboten werden. 
Streiks, bei denen die ruſſiſche Revolution mitgewirkt 
haben mag, die Ernaͤhrungslage aber das weſentliche 
war, waren bereits in Barmen, Hamburg und Magde⸗ 
burg ausgebrochen und drohten in Bremen und Kiel. 
Die Verringerung der Brotration mußte auch in Berlin 
und den uͤbrigen großen Induſtriezentren zu Streik⸗ 
unruhen führen. Ungefaͤhr gleichzeitig liefen Nachrichten 
von einer hochgradigen Nervoſitaͤt auch in dem verbuͤn⸗ 
deten Sſterreich⸗Ungarn ein. 

Een Verſuch, das weichende Vertrauen durch eine 
Kundgebung des Kaiſers neu zu beleben, ſchien mir un⸗ 
erlaͤßlich. Der Gedanke, von meinen nächften politiſchen 
Mitarbeitern im Reich warm unterſtuͤtzt, wurde vom 
Kaiſer in feinem offenen Sinn für die Nöte des Volkes 
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lebhaft aufgenommen. Von feiner Pflicht, zum Volke 
zu ſprechen, war der Kaiſer um fo entſchiedener uͤber⸗ 


zeugt, als gerade in jenen Tagen die Botſchaft des Pra 
ſidenten Wilſon an den amerikaniſchen Kongreß bekannt 
wurde, in der ganz offen ein Keil zwiſchen das deutſche | 
Volk und feine Regierung zu treiben verſucht wurde. 


Mit der Ermaͤchtigung, den Inhalt einer Kaiſerlichen 


Kundgebung im Staatsminiſterium zu beraten und da⸗ 


bei außer der Wahlreform eine Reform des preußiſchen 
Herrenhauſes anzukuͤndigen, kehrte ich am 4. April aus 
Homburg, wo ich dem Kaiſer Vortrag gehalten und wo 
gleichzeitig eine Begegnung mit dem Kaiſer von Sſter⸗ 
reich ſtattgefunden hatte, nach Berlin zuruͤck. 

Schon meine eigenen Arbeiten als preußiſcher Miniſter 


des Innern, ſpaͤter namentlich meine Erfahrungen bei 


der geſcheiterten Wahlreform von 1910 hatten mir ge⸗ 
zeigt, daß jede Reform des preußiſchen Wahlrechts, wenn 
ſie einmal den Boden des Klaſſenwahlrechts verließ, mit 
dem gleichen Wahlrecht enden werde. Der Miniſter von 
Loebell, den ich im Winter 1914/15 erſucht hatte, die 


Wahlreform neu zu pruͤfen und die Staatsregierung in 
den Stand zu ſetzen, im gegebenen Zeitpunkt mit einer 
fertigen Vorlage an den Landtag heranzutreten, hatte 


alsbald eine auch dem Koͤnig vorgelegte Denkſchrift und 
dann im Sommer rors den Entwurf eines Plural 
wahlrechts ausgearbeitet. Mich hatte auch dieſer Ent⸗ 
wurf von neuem erkennen laſſen, daß kein Pluralwahl⸗ 
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gt zu einem politiſch ertraͤglichen Ziel führen könne, 
ſatzſtimmen, die der Radikaliſierung wirkſam vorbeug⸗ 
ten, belaſteten das Spſtem mit dem Odium einer Bevor⸗ 
5 ıgung der bemittelten Schichten faſt noch offenkundiger 
un d groͤber als die Einteilung in drei Klaſſen. Zuſatz⸗ 
ſtin men aber, die dies Odium ausſchloſſen, blieben wir⸗ 
kungslos. Ich hatte deshalb, und, um jede vorzeitige 
N Feſtlegung zu verhuͤten, noch keinen Beſchluß des Staats⸗ 
en über den Entwurf herbeigeführt. 
Politiſch und fachlich war nur das gleiche Wahlrecht 
bg Aber ſeine Zuſage hatte die denkbar ſchwerſten 
wre zu erwarten. Nicht nur innerhalb des preu⸗ 
ßiſchen Staatsminiſteriums und in der Oberſten Heeres⸗ 
Ni leitung, auch in der Umgebung des Kaiſers und beim 
es ſelbſt. Als ich Seiner Majeſtaͤt im Park zu Hom⸗ 
burg die Notwendigkeit vor Augen gefuͤhrt hatte, in der 
zu erlaſſenden kaiſerlichen Botſchaft auf die Wahlrechts⸗ 
frage offen einzugehen, war der Kaiſer mir mit den 
Worten eingefallen: „Aber nicht das Reichstags wahl⸗ 
ö 5 recht!“ Ich war im weiteren Verlauf der Unterredung 
auf den gefaͤhrlichen Punkt zuruͤcgekommen und hatte 
ausgefuhrt, daß es mir vollkommen unmöglich fein 
wurde, vor dem Lande eine Vorlage zu vertreten, in 
1 der ein mit dem Eiſernen Kreuz l. Klaſſe geſchmuͤckter 
1 armer Arbeiter neben einem bemittelten Druͤckeberger 
= desſelben Dorfes mit ungleichem Stimmrecht zur Wahl 
1 zu gehen haͤtte. Der Kaiſer hatte geſchwiegen. Im 
a f 
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Staatsminiſterium ſelbſt kam es zu ernſter Ausſprache. 
Mit meiner Überzeugung, daß nur das gleiche Wahlrecht 
moͤglich ſei, hielt ich nicht zuruͤck, erreichte auch eine Mehr⸗ 
heit von einer Stimme, die indes nur durch die Stimmen 
der Staatsſekretaͤre des Reichs, die nicht preußiſche 
Reſſortminiſter waren, zuſtande kam. Mit einer ſolchen 
Mehrheit war die Zuſtimmung des Kaiſers nicht zu er⸗ 
hoffen. Indes war das Staatsminiſterium darin einig, 
daß die kaiſerliche Kundgebung an der Wahlrechtsfrage 
nicht voruͤbergehen koͤnne. Da eine Kabinettsneubildung 
mit dem Programm des gleichen Wahlrechts damals 
noch ausgeſchloſſen war, mein Abgang aber die Frage 
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nicht geloͤſt, ſondern nur verſchaͤrft haͤtte, ſchlug ich fuͤr | 


die Kundgebung einen Wortlaut vor, der durch den Aus⸗ 
ſchluß jeden Klaſſenwahlrechts die Grundlage fuͤr das 
gleiche Wahlrecht ſchuf. Einſtimmig billigte das Staats⸗ 
miniſterium dieſen Wortlaut. So iſt die Oſterbotſchaft 
vom 7. April zuſtande gekommen!). 


1) Oer das Wahlrecht betreffende Paſſus der Botſchaft lautete wie folgt: 

„Mir liegt die Umbildung des preußiſchen Landtages und die Befreiung 
unſeres geſamten innerpolitiſchen Lebens von dieſer Frage beſonders am 
Herzen. Fuͤr die Anderung des Wahlrechts zum Abgeordnetenhauſe ſind 
auf meine Weiſung ſchon zu Beginn des Krieges Vorarbeiten gemacht 
worden. Ich beauftrage Sie nunmehr, mir beſtimmte Vorſchlaͤge des 
Staatsminiſteriums vorzulegen, damit bei der Ruͤckkehr unſerer Krieger 
dieſe fuͤr die innere Geſtaltung Preußens grundlegende Arbeit ſchnell im 
Wege der Geſetzgebung durchgefuͤhrt werde. Nach den gewaltigen Leiſtun⸗ 
gen des ganzen Volkes in dieſem furchtbaren Kriege iſt nach meiner Über; 
zeugung fuͤr das Klaſſenwahlrecht in Preußen kein Raum mehr. Der 
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ie Oſterbotſchaft hat die Krone noch einmal zur 
h re n gemacht. Auch die ſozialdemokratiſchen Blätter 
ten an, daß eine Ankuͤndigung dieſer Art unmoͤg⸗ 
ker in das weſenloſe Nichts der verhallten 
3 dort und verſtreuten Akten zuruͤckſinken könne. In 
e Geuißheit dieſer Bindung ſchien ſich die Linke 
ichſt mit dem Aufſchub der Reform bis nach 
m Stiege abzufinden. Die Interpretation der konſer⸗ 
2 itiven Preſſe, die nunmehr erklaͤrte, daß von dieſem 
f eichskanzler ein Halt auf dem Wege zum Reichstags⸗ 
wa vahlrecht und zur vollen Demokratiſierung Preußens 
a icht mehr zu erwarten fei, ermöglichte es den Parteien 
1 der Linken, in den Worten der Botſchaft die Ankuͤndigung 
keines anderen als des gleichen Wahlrechts zu ſehen. 
Die veraͤnderte politiſche Atmoſphaͤre befaͤhigte zugleich 
die ſozialdemokratiſchen Fuͤhrer, ihren Einfluß auf die 


Geſetzentwurf wird ferner die unmittelbare und geheime Wahl der Ab⸗ 
geordneten vorzuſehen haben. 
Die Verdienſte des Herrenhauſes und ſeine bleibende Bedeutung fuͤr 
dei Staat wird kein König von Preußen verkennen. Das Herrenhaus 
wird aber den gewaltigen Anforderungen der kommenden Zeit beſſer ges 
N recht werden koͤnnen, wenn es in weiterem und gleichmaͤßigerem Umfange 
als bisher aus den verſchiedenen Kreiſen und Berufen des Volkes fuͤhrende, 
ö durch die Achtung ihrer Mitbuͤrger ausgezeichnete Maͤnner in ſeiner Mitte 

vereinigt. 

i Ich handle nach den Überlieferungen großer Vorfahren, wenn ich bei 
Erneuerung wichtiger Teile unſeres feſtgefuͤgten und ſturmerprobten 
Staats weſens einem treuen, tapferen, tüchtigen und hochentwickelten Volk 
das Vertrauen entgegenbringe, das es verdient.“ 
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Arbeitermaſſen zu halten. Dank vornehmlich dem Eins N 
greifen der Gewerkſchaften verlief der Streik der Ruͤſtungs⸗ 


arbeiter Mitte April im allgemeinen ſchnell und ohne 
groͤßere Stoͤrungen. Ernſtere Machenſchaften, die die 
Unabhaͤngige Sozialdemokratie z. B. in Leipzig anzu⸗ 
zetteln ſuchte, verpufften. Wie unentbehrlich die tatkraͤf⸗ 
tige Mitwirkung der in den ſozialdemokratiſchen Gewerk⸗ 
ſchaften verkoͤrperten Arbeiterfuͤhrung war, zeigte ſich 


auch militaͤriſchen Kreiſen. Ein von mir gewuͤnſchtes 


Verbot gewiſſer oͤffentlicher Maſſenverſammlungen er⸗ 


klaͤrte ſich die Berliner Kommandoſtelle fuͤr unfaͤhig 


militaͤriſch durchzufuͤhren. Gegen die verbrecheriſche 
linksradikale Agitation unter den Ruͤſtungsarbeitern 


trat ich in einem oͤffentlichen Rundſchreiben an die Bun⸗ 


Te 


desregierungen ſcharf auf, brandmarkte fie als einen 
von der ganzen Schaͤrfe des Geſetzes zu treffenden Lan⸗ 


des verrat. 


Daß die großen Ereigniſſe der ruſſiſchen Revolution 
und des Kriegseintritts Amerikas, verbunden mit einer 
ernſten Verſteifung der Lebensmittellage, nicht ſpurlos 
an uns voruͤbergehen konnten, lag auf der Hand. Iſt 5 
aber der gefährliche Zeitpunkt ohne kriſenhafte Erſchei⸗ 
nungen überwunden worden, fo hat dazu das neu⸗ 


belebte Vertrauen der Maſſen weſentlich beigetragen. 


Auch aͤußerpolitiſch machte ſich das fuͤhlbar. Die nun 


ganz kraß hervortretenden Verſuche der Entente, das 


deutſche Volk in einen Gegenſatz zum Kaiſer und der 
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“ Reg erung zu bringen, riefen Proteſte hervor, die weit 
die Reihen der Linken reichten. Verſammlungen, 
eine, Gemeinden erhoben energiſchen Einſpruch gegen 
e Rongrefbufiaft des Praͤſidenten Wilſon und be⸗ 
1 annten ſich in Reſolutionen, Telegrammen und Adreſſen 
zu Kaiſer und Reich. Mit dem Reichstagspraͤſiden⸗ 
| 3 er dere ich eine parlamentariſche Kundgebung, 
und unter ſtarkem Beifall des Reichstages konnte Herr 
18 r. Kampf von öffentlicher Tribüne erklaͤren, daß ganz 
1 Dad ſich von jeder fremden Regierung jede 
fremde Einmiſchung in unſere inneren Verhaͤltniſſe ver⸗ 
ure und auf das Machtwort des Praͤſidenten Wilſon 
bin nicht von dem mit ſeinem teuerſten Herzblut er⸗ 
kaͤmpften Kaiſertum laſſen werde. Kundgebungen ſolcher 
Art hatten, vom allgemeinen Volksempfinden getragen, 
doch mehr als aͤußerliche Bedeutung. Nicht nur die Hoff; 
nung des Auslandes auf unſere innere Zermuͤrbung 
waren ſie geeignet zu ſchwaͤchen, ſie vermochten auch die 
republikaniſchen Traditionen des ſozialdemokratiſchen 
Dogmatismus ſo weit zuruͤckzudaͤmmen, daß das ſchon 
damals ſichtbare Beſtreben der Entente, den Kaiſer und 
die Monarchie als Friedenshindernis zu proklamieren, bei 
den unteren Maſſen des Volkes feinen gefährlichen Eindruck 
verfehlte. Vorausſetzung für dauernde Wirkung freilich 
war, daß die Idee des ſozialen Kaiſertums, deſſen Ver⸗ 
wirklichung meine geſamte innere politik galt, unverfaͤlſcht 
feſtgehalten wurde. Dagegen arbeiteten ſtarke Kraͤfte. 


| 
f 
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| 
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Der Kaiſer perſoͤnlich ſtand feſt zur Ofterbotihaft. Das 
Kaiſertum durch das Vertrauen auch der Maſſen des 
Volkes zu feſtigen, war ihm trotz momentaner Schwan⸗ 1 
kungen, denen er ſich, durch die Exzeſſe des Klaſſen⸗ 
kampfes angewidert, hingegeben hatte, ſeit ſeinem Re⸗ 
gierungsantritt Gebot innerer Überzeugung geweſen. 
Jetzt im Kriege war er von der Notwendigkeit noch tiefer 
durchdrungen. Mochte der Kaiſer auch im Detail vor 
manchen politiſchen Konſequenzen zuruͤckſchrecken, ſo war 
feine Grundanſchauung doch unerſchuͤtterlich. Nichts als 
ſtaatliche Disziplin forderte er als Gegengabe für das 
Vertrauen, das er in ſein Volk ſetzte. Nur kurzſichtigſte 
politiſche Voreingenommenheit, wenn nicht Boͤswillig⸗ 
keit hat unter Berufung auf gelegentliche temperament⸗ 
volle Außerungen den Kaifer zum volksfeindlichen Auto 
kraten geſtempelt. Mir perfönlich iſt die Tatſache, daß 
mich der Kaiſer allen Anfeindungen zum Trotz gehalten . 
hat, ein vollguͤltiger Beweis dafür geweſen, daß er den 
Grundlinien auch meiner innerpolitiſchen Auffaſſung 4 
zuſtimmte. 1 

In ſeiner militaͤriſchen Umgebung aber ſtand der © 
Kaiſer mit feinen innerſten politifchen Anſchauungen "2 
gut wie vereinſamt da. Sah er an der Aufnahme der 
Oſterbotſchaft durch große Teile der Offentlichkeit mit 
Genugtuung, daß das Volk Vertrauen mit Vertrauen a 
erwiderte, ſo fuͤhlte der Monarch aus dem Verhalten f 
ſeiner Generale faſt nur mißfaͤlliges Urteil heraus. Dort 
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die Gegnerſchaft gegen die Oſterbotſchaft ſo weit, 
mir der einflußreichſte General des Kaiſerlichen Hof⸗ 
gers, mit dem mich bisher beſte perſoͤnliche Beziehungen 
rbanden, fortan nicht mehr die Hand reichte. 

Die Oberſte Heeresleitung war entſchiedene Gegnerin. 
General Ludendorff galt die Oſterbotſchaft als 
kau vor der ruſſiſchen Revolution!), und die Streiks 
3 April hielt er für die herausfordernde Antwort des 
oletariats auf eine von der Angſt der Regierung her⸗ 
ufbeſchworene Nachgiebigkeit des Monarchen. Poli⸗ 
tiſche Reformen überhaupt, die demokratiſch wirkten oder 
die Parlamentsrechte erweiterten, verurteilte er als 
ſchwaͤchliche Konzeſſionen an den ſogenannten „Zeit⸗ 
geiſt“ ). 

Unbekannt blieb dieſe Stellung, auch wenn ſie offiziell 
nicht bekundet wurde, den politiſchen Parteien nicht. Bei 
der Linken erweckte ſie immer neue Zweifel, ob ſich die 
Politik der Oſterbotſchaft auch werde durchſetzen koͤnnen, 
waͤhrend der Widerſtand der Rechten ein Gewicht erhielt, 
das ſchwerer war, als die wirkliche Bedeutung, welche 
kreaktionaͤren Anſchauungen im politiſchen Leben der 
Nation zukam. 

Neue Komplikationen ſchufen die Vorgaͤnge im Reichs⸗ 
tag. 


* 


) Wörtliche Außerung zum Unterſtaatsſekretaͤr Wahnſchaffe. 
) Ludendorff, „Kriegserinnerungen“ S. 356 und „Urkunden der 
Oberſten Heeresleitung“ S. 292. 
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Dort trat in den erſten Tagen des Mai der Verfafr 
ſungsausſchuß zuſammen. Durch den Staatsſekretaͤr 
Dr. Helfferich hatte ich die Parteien bitten laſſen, der 
Oſterbotſchaft Rechnung zu tragen und angeſichts der i 
Propaganda der Entente jeden ſenſationellen Kampf 
des Parlaments mit der Krone um die beiderſeitigen 
Rechte zu vermeiden. Die Parteien gaben zwar beruhi⸗ 
gende Zuſicherungen, ließen auch die Frage des preu⸗ | 
ßiſchen Wahlrechts zuruͤcktreten, uͤberraſchten aber gleich ö 
in der erſten Sitzung durch einen langen, gemeinſchaft⸗ 
lichen Antrag des Zentrums und der beiden liberalen 
Parteien, in welchem Ausbau der Winter e j 
lichkeit, Errichtung eines Staatsgerichtshofes und außer, 5 
dem insbeſondere die Gegenzeichnung der Dfftziers⸗ b 
patente durch den Kriegsminiſter gefordert wurden. Die 
Fragen der Miniſterverantwortlichkeit und des Staats⸗ 
gerichtshofes waren mit ſo viel konſtruktiven Schwierig⸗ 
keiten uͤberladen, daß ihre theoretiſche Behandlung, 
wenngleich fie während des Krieges unnuͤtz Kräfte ver 
geudete, an ſich ertraͤglich war. Anders ſtand es mit den 
Offizierspatenten. Hier handelte es ſich nicht um ein 
nach Theorien zu behandelndes Problem, ſondern um 
ein Moment von der allerhoͤchſten pſychologiſchen Be⸗ 
deutung. Nicht ohne Recht ſah der Kaiſer in der Forde⸗ 
rung des Ausſchuſſes einen Einbruch in ſein ganz per⸗ 
ſoͤnliches Verhaͤltnis zu ſeinen Offizieren. Das Band, 
das eine individuelle Signatur der deutſchen Armee, das 
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Element von unberechenbarer Stärke in ſich ſchloß, 
en zerriſſen werden zu ſollen. Das Geſpenſt eines 
m Kaiſer losgeloͤſten Parlamentsheeres tauchte auf, 
kaiſerliche Kommandogewalt ſchien angetaſtet. Und 
mitten im Krieg, wo tauſende von Offizieren am 
ade ſtanden, wo ſchon tauſende der gruͤne Raſen 
e! Die Erregung war ungeheuer. Blind gegen Im⸗ 
onderabilien, die doch wahrlich nicht mit der Laterne 
geſucht zu werden brauchten, waͤlzte die Linke des Reichs⸗ 
tages in unentſchuldbarem Betaͤtigungsdrange meiner 
| Politik die größten Steine in den Weg. Zwar gelang es 
durch ruhige Behandlung die Frage im Ausſchuß ab⸗ 
zubiegen, und auch im Plenum hielten ſpaͤter die Antrag⸗ 
ſteller unter Worten warmer Anerkennung fuͤr den Chef 
des Militaͤrkabinetts wohl noch theoretiſch, aber nicht 
mehr praktiſch an ihrer Forderung feſt. Beim Kaiſer 
jedoch blieb eine Verſtimmung ſchwerſter Art zuruͤck. Die 
Vorſtellungen meiner politiſchen und militaͤriſchen Geg⸗ 
ner, daß ich dem Reichstage oͤffentlich ein Quos ego haͤtte 
6 zurufen muͤſſen, anſtatt deſſen aber die Krone bloßſtellte, 
blieben nicht ungehoͤrt. Es fiel das Wort: „Bis hierher und 
nicht weiter!“ Konſequenter Fortſchritt auf dem mit der 
Oſterbotſchaft eingeſchlagenen Wege iſt mir durch dieſe Ak; 
tion der Linken fire Wochen verbaut worden. Meine auch in 
einzelnen Details bereits vorbereitete Abſicht der Berufung 
geeigneter Parlamentarier auf Miniſterpoſten im Reich und 
in Preußen ließ ſich vor der Hand nicht mehr ausführen. 


— Os Ten — — — 
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Etwa um dieſelbe Zeit begannen die Widerſtaͤnde gegen s 
meine Politik auch auf eine Stelle innerhalb der Regie⸗ 


rung uͤberzugreifen. 


Von vielen meiner preußiſchen Miniſterkollegen trenn⸗ 


ten mich politiſche Grundanſchauungen. Aber gerade 


diejenigen von ihnen, denen konſervative Grundſaͤtze 
Sache innerſter Überzeugung waren, wie der Kultus⸗ 


miniſter Trott zu Solz und der Landwirtſchaftsminiſter 


Freiherr von Schorlemer, haben, ſolange ihnen ihre 


Überzeugung das Verbleiben auf ihrem Poſten erlaubte, 


niemals auch nur im entfernteſten daran gedacht, meine 
Wege politiſch zu kreuzen. Der fuͤr die preußiſchen Re⸗ 
formarbeiten in erſter Reihe zuſtaͤndige Miniſter des 


i 


re, 


8 


Innern, Herr von Loebell, hatte unter der Kanzlerſchaft 
des Fuͤrſten Buͤlow ſo ſtarke liberale Tendenzen gezeigt, 
daß ich annahm, er werde den reaktionaͤren Einfluͤſſen, 5 
denen jeder preußiſche Miniſter des Innern ausgeſetzt 
war, widerſtehen. Als Miniſterpraͤſident war ich nicht 
ſein Vorgeſetzter und konnte ihm nicht verwehren, ein 


Pluralwahlrecht mit der Oſterbotſchaft fuͤr vereinbar zu 


ehe 


halten. Immerhin kannte er aus der Vorbereitung dies 


ſer Botſchaft im Staatsminiſterium meine perſoͤnliche 


Stellung genau. Mehr als uͤberraſcht war ich deshalb, 
als Herr von Loebell es unternahm, hinter meinem und 


des Staats miniſteriums Ruͤcken durch einen Vertrauens⸗ 
mann die Mehrheitsparteien des preußiſchen Landtags 


auf ein Pluralwahlrecht feſtzulegen. Sobald ich von der 
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erfuhr, ſetzte ich einen Beſchluß des Staatsmini⸗ 
ums durch, der den Miniſter beauftragte, den Partei⸗ 
ern zur Kenntnis zu bringen, daß das Staats⸗ 
ſterium ſich die volle Freiheit ſeiner Entſchließungen 
re. An ſich haͤtte ich es bei dieſer Desavouierung 
Miniſters nicht bewenden laſſen, ſondern einen 
iniſterwechſel fordern ſollen. Sehr fraglich freilich war 
der damaligen Stimmung im Großen Hauptquartier, 
ich dieſen auch durchgeſetzt haͤtte. Zu einer Kanzler⸗ 
8 glaubte ich dieſen Anlaß, ſoviel Nahrung er auch 
inneren Unſicherheit aufs neue zufühtte, nicht aus⸗ 
vachſen laſſen zu duͤrfen!). 


* * 


Militaͤriſch und außerpolitiſch hatten ſich während 
dieſer Wochen und Monate größte Ereigniffe abgeſpielt. 
Der von der Entente für den Fruͤhſommer 1917 ge⸗ 
plante Generalſturm auf allen Fronten ſetzte im Weſten 
| 4 y Die Verhandlungen mit den Mehrheitsparteien des Abgeordneten, 
| hauſes waren durch den Geheimen Regierungsrat von Berger gefuͤhrt 
worden, denſelben, der in den Jahren 1919/20 preußiſcher Kommiſſar für 
die oͤffentliche Sicherheit geweſen iſt. — Die Stellung des Miniſters 
von Loebell ſelbſt blieb ſchwankend. Während er im Laufe der Julikriſis 
im Staats miniſterium deutlich erkennen ließ, daß groͤßer als feine 
Bedenken gegen das gleiche Wahlrecht fein Verlangen nach einem Kanzler 
N w echfel war, bekannte er fih im Kronrat vom 9. Juli als einen der 
ſchaͤrfſten prinzipiellen Gegner des gleichen Wahlrechts. 
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mit voller Gewalt ein. Durch das geniale Ausweichen 


in die Siegfriedſtellung gelang es der Oberſten Heeres⸗ 
leitung dank der unvergleichlichen Leiſtungen der Truppe, 


trotz erheblicher Ruͤckſchlaͤge die Weſtfront im großen 
intakt zu halten. Damit waren die feindlichen Abſichten 


zunichte gemacht. Im Suͤden erzielten die Italiener auch 


in der zehnten Iſonzoſchlacht keinen Erfolg. In Maze⸗ 


donien wehrten die Bulgaren eine große feindliche Offen⸗ 


ſive ſiegreich ab. Die Tuͤrken erlitten zwar in Meſopo⸗ 
tamien empfindliche Einbußen, aber keinerlei entſchei⸗ 
dende Niederlage. An der Oſtfront blieb die ruſſiſche 
Offenſive infolge der Revolution aus. Erſt im Juli 
ſetzte ſie ein, zu ſpaͤt, um dem engliſch⸗franzoͤſiſchen Vor⸗ 


a 
en 


RER Rr 
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ſtoß im Weſten erfolgreich zu ſekundieren. So hatten 5 
wir uns mit unſeren Verbuͤndeten uͤberall behauptet. 
Ob die Entente, rein militaͤriſch genommen, ihre Chancen 
an der Weſtfront fuͤr das Jahr 1918 verbeſſert hatte, 


entzog ſich meinem Urteil. 


Die ruſſiſchen Zuſtaͤnde blieben zunächſt undurchſichtig. 
Daß das neue Regime noch weniger als das alte den 
Weg eines Sonderfriedens gehen werde und koͤnne, zeig⸗ | 
ten ſchon die erſten Wochen. Der Zar war über dem 
Verdacht, den Frieden zu ſuchen, von der Entente und 


dem ruſſiſchen Liberalismus geſtuͤrzt worden. Miniſter 


des Außern war unſer erklaͤrteſter Feind, der Haupttraͤger 


des engliſchen Einfluſſes, Miljukow. Er predigte den 
Krieg à outrance und forderte die Liquidierung des 
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chen Reichs. Die Entente, die ein Jahrzehnt mit 
Zarismus gegen Deutſchland verbuͤndet geweſen 
propagierte nunmehr die Einheitsfront der weſt⸗ 
und ruſſiſchen Demokratie gegen die deutſche Auto⸗ 
ie. Der ruſſiſche Liberalismus, ſtolz auf die neue 
eiheit, behauptete und glaubte, bei dem deutſchen 
ge nicht beſtehen zu koͤnnen, und die Treue zu den 
rbuͤndeten, vordem Ehrenpunkt des Zaren, wurde 
renpunkt der liberalen Revolution. Immerhin: Ins⸗ 
ondere bei den ruſſiſchen Arbeitern war Friedens⸗ 
mung nicht zu verkennen. Von ihr konnte ein Drud 
auf die liberale Fuͤhrung und im weiteren Verfolg ein 
Druck Rußlands auf die Weſtmaͤchte für den allgemeinen 
| Frieden erhofft werden. Diefe Entwicklung galt es zu 
fordern. Ich habe daher ſchon am 29. März im Reichs⸗ 
| tag alle Gerüchte tiber eine deutſche Einmiſchung in die 
inneren Angelegenheiten Rußlands zurüͤckgewieſen und 
| mit Betonung verſichert, daß Deutſchland nichts anderes 
3 begehre, als moͤglichſt bald wieder mit dem ruſſiſchen 
| 
| 


Volk in einem für alle Teile ehrenvollen Frieden zu 
leben. Tatſaͤchlich mußte dann auch unter dem Einfluß 
der Arbeiter, und Soldatenraͤte die ruſſiſche Regierung 
am 10. April eine Erklärung ergehen laſſen, in der fie 
jede Abſicht, fremde Völker zu beherrſchen, ableugnete 
und einen Frieden auf Grund des Selbſtbeſtimmungs⸗ 
J | rechts der Voͤlker anzuſtreben behauptete. Sowohl die 
deutſche als die öͤſterreichiſch⸗ungariſche Regierung haben 
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dieſe Kundgebung ſofort mit der Feſtſtellung beantwortet, 
daß fie mit den eigenen Abſichten der Mittelmaͤchte uͤber⸗ 


einſtimmte. Wenige Tage ſpaͤter faßte der Kongreß der 
ruſſiſchen Arbeiter⸗ und Soldatenraͤte eine Reſolution 1 
fuͤr einen allgemeinen Frieden ohne Annexionen und 1 
Entſchaͤdigungen, die die deutſche Sozialdemokratie als⸗ 


bald mit einer analogen Reſolution beantwortete. 


Neben dieſer, auch an der Front durch Verbruͤderungs⸗ 
aktionen genaͤhrten pazifiſtiſchen Stroͤmung gingen in⸗ 
deſſen Anzeichen einher, daß man in Rußland noch gar 


nicht daran dachte, militaͤriſch aus dem Kriege auszu⸗ 
ſcheiden. Kerenſki, deſſen Einfluß ſeit dem Mai immer 
entſcheidender wurde, war ſichtlich fuͤr Fortſetzung des 
Krieges an Seite der Alliierten. Die Entente arbeitete 


fieberhaft im gleichen Sinne. Waͤhrend die ruſſiſche 


nd 8 . 
ee ee 


Militaͤrgewalt ihren im Juli ausgeführten Offenſioplan 
vorbereitete, war die militaͤriſche Lage im Weſten noch 
durchaus in der Schwebe. Unſere eigenen inneren Ver⸗ 
haͤltniſſe waren in Gaͤrung. Der oͤſterreichiſche Peſſimis⸗ 
mus war aller Welt ſichtbar, und von der Sixtus⸗Parma⸗ 
Affaͤre wußten unzweifelhaft auch die Ruſſen. Alle dieſe 


Momente wirkten fuͤr die ruſſiſche Kriegsſtimmung. So 


entſchieden die ruſſiſche Friedensbewegung zu ſtaͤrken 
war, ſo beſtimmt mußte der Eindruck wankender Zuver⸗ 
ſicht in Deutſchland auf Bundesgenoſſen wie Feinde ver⸗ 
mieden werden. Eine offizielle Erklaͤrung der deutſchen 
Regierung fuͤr einen Frieden ohne Annexionen und Ent⸗ 
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ſchaͤdigungen, wie er von der Sozialdemokratie verlangt 
wurde, hätte zwar in beſtimmten ruſſiſchen Volksſchichten 
nuͤtzlich wirken koͤnnen. Ihre praktiſche Bedeutung aber 
wäre bei den allgemeinen Tendenzen der ruſſiſchen Re⸗ 
gierung und deren abſoluter Abhaͤngigkeit vom Weſten 
üb raus zweifelhaft geweſen. Den Peſſimismus in 
| ſterreich hätte fie eher geſteigert als abgeſchwaͤcht. Mit 

| 2 bulgariſchen Vertraͤgen waͤre ſie unvereinbar ge⸗ 
zweien‘). Uns ſelbſt hätte fie angeſichts der Kämpfe im 
Weſten und der von der Entente proklamierten Kriegs⸗ 
ziele nach innen und außen geſchadet. Aus allen dieſen 
Grunden habe ich in meiner Reichstagsrede vom 15. Mai 
Rußland keine formelhafte Antwort gegeben, aber ganz 
| unmißoerſtaͤndlich ausgeſprochen, daß, wenn Rußland 
N ein dauerndes Verhaͤltnis friedlichen Nebeneinander⸗ 
lebens zu uns herſtellen wolle, wir gar nicht daran daͤch⸗ 
ten, dies auch von uns erſtrebte Verhaltnis mit Forde⸗ 
kungen zu belaſten, die ſich mit der Freiheit und dem 
Willen der Voͤlker nicht vertruͤgen, und die in das ruſ⸗ 
ſiſche Volk ſelbſt nur den Keim zu neuer Feindſchaft legen 
wuͤrden. Kurz darauf wurde das ruſſiſche Kabinett ums 
gebildet. Die neue Regierung ſtellte ſich grundſaͤtzlich 
b 1 9 Dem hollaͤndiſch⸗ſfkandinaviſchen Ausſchuß in Stockholm erklaͤrten 
die bulgariſchen Sozialiſten zwar, daß auch ſie für einen Frieden ohne 
Annexionen ſeien, daß aber die Erwerbung der Dobrudſcha und Maze⸗ 
doniens durch Bulgarien nicht unter den Begriff der Annexion falle. 


Ahnlich hatte bekanntlich Frankreich die Annexion Elſaß⸗Lothringens in 
v» deésannexion“ umgetauft. 
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auf den Boden eines Friedens ohne Annexionen und 
Entſchaͤdigungen und ſtellte Schritte in Ausſicht, um 
ihre Verbuͤndeten für einen ſolchen Frieden zu gewinnen. 


Der politiſch ſchwaͤchſte Punkt der Ententefront war 


Rußland, der der unſeren Sſterreich⸗-Ungarn geworden. 


Über den Wert der militaͤriſchen Leiſtungen Oſterreichs 
im Kriege und über die Ruͤckwirkung der Nackenſchlaͤge 


an der oͤſterreichiſchen Front auf den Geſamtverlauf des 


Krieges mag militaͤriſches Urteil ſprechen. Politiſch war 
die oͤſterreichiſche Bundestreue während der Lebzeiten des 
Kaiſers Franz Joſeph uͤber allem Zweifel erhaben. 
Kaiſer Karl, perſoͤnlich gutgewillt aber ſchwach, entbehrte 
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aller politiſchen Erfahrung. Stark unterſtand er dem 
Einfluß ſeiner Gemahlin, und die Sympathien der 


Kaiſerin Zita waren, wie jeder mit den Verhaͤltniſſen der 


Haͤuſer Bourbon und Braganza Vertraute wußte, weſt⸗ 1 


maͤchtlich gerichtet. Auch ohne Kenntnis der ſpaͤter ans 


Licht gekommenen Transaktionen konnte auf das Stand⸗ 5 
halten des jungen Kaiſers mit Sicherheit nicht vertraut f 


werden. 


Graf Czernin erblickte nur in einem Verhandlungs⸗ 


frieden ein ertraͤgliches Kriegsende. Wenn der Üboot⸗ 
krieg nicht durchſchlagend wirke, was er für ausgeſchloſ⸗ 
ſen hielt, werde die phyſiſche und moraliſche Widerſtands⸗ 
kraft der Zentralmaͤchte fruͤher zuſammenbrechen als die 
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Feinde. Oſterreichs Erſchoͤpfung fah er kommen, aber 
auch die deutſchen innerpolitiſchen Verhaͤltniſſe beurteilte 
er peſſimiſtiſch. Gerade dem außenſtehenden Beobachter 
mochte der durch unſer Volk gehende Riß und der Zwie⸗ 
ſpalt zwiſchen der militaͤriſchen und politiſchen Gewalt 
4 ganz beſonders verhaͤngnisvoll erſcheinen. Czernins 
Politik war darauf gerichtet, bei den Feinden die Baſis 


| Ä für einen Verhandlungsfrieden zu fchaffen und von 


j a deſſen abſoluter Notwendigkeit auch alle deutſchen Macht⸗ 
1 faktoren zu uͤberzeugen. 
| Erkannte ich auch die Czerninſche Auffaſſung in ihren 
| 5 Grundlagen als richtig an, fo habe ich doch die Art ihrer 
Auskführung, auch wenn ich die inzwiſchen enthuͤllten 
Vorgaͤnge nicht kannte, rein unter dem Geſichtspunkt 
politiſcher Zweckmaͤßigkeit ſchon im Fruͤhjahr 1917 nicht 
als gluͤcklich anſehen koͤnnen. 

Daß Elſaß⸗Lothringen eine Zentralfrage fuͤr jeden 
Frieden war, den wir nicht diktierten, war klar. Frank⸗ 
reichs Aſpirationen auf den Ruͤckerwerb der Reichslande 
waren ein Hauptglied der Kette geweſen, welche die En; 
tente um uns geſchlungen hatte. In der aͤußerſten Ge⸗ 
fahr feines Landes war ein oͤſterreichiſcher Staatsmann 
verleitet, die elſaß⸗lothringiſche Frage ebenſowenig als 
E ein noli me tangere anzuſehen, wie wir die Frage des 
Trento. Ich war daher nicht uͤberraſcht, daß Graf Czernin 
mir in Geſpraͤchen wiederholt den Gedanken hinwarf, 
durch Konnivenz bezüglich franzoͤſiſcher Grenzbezirke 
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Elſaß⸗Lothringens die Ausſichten für einen Verhand⸗ { 
lungsfrieden zu erhöhen. Stark befremdet aber war ich, 
als Graf Czernin am 3. April, bei einem Beſuche des 1 
Kaiſers Karl in Homburg, vorſchlug, wir ſollten ganz ’ 
Elſaß⸗Lothringen abtreten und dafür eine Anwartſchaft 3 
auf Polen einſchließlich Galiziens eintauſchen. Die un⸗ 
wartſchaft taugte nichts, und daß die freiwillige Zeſſion 3 
der ganzen Reichslande für uns unannehmbar war, 
bedurfte keiner ausdruͤcklichen Feſtſtellung. 1 
Im Zuſammenhang mit dieſem Vorſchlag und feiner 
Ablehnung durch uns gewann es erhoͤhte Bedeutung, 
daß Kaiſer Karl ſchon am Tage darauf Seiner Majeftät 
dem Kaiſer das bekannte Expoſé des Grafen Czernin uͤber⸗ 
ſandte, das, in tiefſten Peſſimismus getaucht, kaum miß⸗ 
verſtaͤndlich andeutete, Oſterreich werde bald am Ende 
ſeiner Kraͤfte ſein. Sollte auf einen Zerfall der Koalition, 
der uns dann ſicher Elſaß⸗Lothringen koſten würde, vor⸗ 
bereitet werden? Die Überfendung des Expoſes vers 
kannte die pſychologiſchen Momente. Im großen Haupt- 
quartier wurden feine offenſichtlichen Übertreibungen 1 
als Ausdruck zuſammenbrechender Nerven, nicht aber als 1 
Wiedergabe von Tatſachen aufgefaßt. Nicht nur eine 
etwa beabſichtigte Beeinfluſſung der Oberſten Heeres⸗ 
leitung wurde verfehlt, ſondern auch ſonſtige Bemuͤ⸗ 
hungen um Verhütung uͤbertriebener Erwartungen 
wurden geſchwaͤcht. Zudem war der Zeitpunkt beſonders 
unguͤnſtig gewaͤhlt. Wir ſtanden unmittelbar vor dem 
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sinn der großen feindlichen Weſtoffenſive. Am 9. April 
e die Schlacht von Arras geſchlagen. Gerade jetzt 
9 t es die Front unſerer Koalition ungebrochen zu be⸗ 
wahren und ihre Undurchbrechbarkeit glaubhaft zu er⸗ 
halten. Meine vom 4. Mai datierte Antwort auf das 
Ex Erpofe ſtellte der peſſimiſtiſchen Darſtellung des Grafen 
chern die nicht minder berechtigten guͤnſtigen Momente 
unſerer Lage entgegen. 
Wenige Tage darauf bat mich Graf Czernin zum 
SZbecke einer wichtigen Mitteilung um eine muͤndliche 
Beſprechung. Ein Friedensangebot der Feinde liege 
vor. Da Czernin nicht nach Berlin kommen konnte, fuhr 
ich meinerſeits am 12. Mai abends nach Wien. Dort 
teilte mir Graf Czernin am 13. folgendes mit: England, 
Frankreich und Italien hätten Oſterreich⸗Ungarn ein Ans 
gebot zu einem Sonderfrieden gegen Abtretung des 
Trentino und einiger Inſeln an Italien gemacht. Oſter⸗ 
reich⸗U¹ngarn, ſo fuͤhrte der Graf aus, wuͤrde uns durch 
den Abſchluß eines ſolchen Friedens nicht ſchaͤdigen; 
denn die an der italieniſchen Front freiwerdenden oͤſter⸗ 
reichiſchen Truppen koͤnnten den Schutz unſerer Oſtfront 
ſo uͤbernehmen, daß wir unſere eigenen oͤſtlichen Truppen 
an die Weſtfront werfen koͤnnten. Auch würde die Blok⸗ 
kade in der Adria aufhören und Oſterreich von den dort 
hereinkommenden Lebensmitteln uns nach Bedarf ab⸗ 
geben koͤnnen. Czernin erklaͤrte mir, er habe einſtweilen 
geantwortet, daß er von dem Angebot Akt nehme und 


5 
. 
u 
0 
1 
3 
1 
1 


203 


nach Ruͤckſprache mit feinen Verbündeten Antwort er⸗ 8 


teilen werde. Darauf ſei ihm erwidert worden, dieſe 
Ruͤckſprache würde als ſelbſtverſtaͤndlich erachtet und man 
denke nur an einen legitimen Sonderfrieden. Eine 
Zwiſchenfrage nach dem überbringer des Angebots er⸗ 


klaͤrte mir Czernin wegen ehrenwoͤrtlicher Bindung nicht $ 
beantworten zu konnen. 4 
In meiner Antwort an den Grafen Czernin habe ih 


offenes Zuſammenwirken bei jeder ſich bietenden Fri 


densausſicht als ebenſo ſelbſtverſtaͤndlich bezeichnet wie 
die Verfolgung aller realen Friedens moͤglichkeiten als 


notwendig. Unter dieſen beiden Geſichtspunkten er⸗ 


klaͤrte ich meine Zuſtimmung dazu, daß Graf Czernin die F 


mir als feindliche Demarche dargeſtellte Angelegenheit 1 
weiter verfolge. Eine formulierte gemeinſchaftliche Ant? 
wort an die angeblich einen Frieden offerierenden feind, 


lichen Maͤchte kam nicht in Frage. Auf eine an die oͤſter⸗ 5 
reichiſche Adreſſe gerichtete Offerte mußte auch Sſterreich © 
antworten. Mit der Antwort des Grafen Czernin, die 2 
betonen follte, daß Oſterreich nur in loyalem Einverneh⸗ 
men mit den Bundesgenoſſen Friedensmoͤglichkeiten er⸗ 


oͤrtern werde, konnte ich einverſtanden ſein. Auf ſpaͤtere 8 


mündliche Ruͤckfragen hat mir Czernin lediglich geants 
wortet, die feindlichen Maͤchte haͤtten ſich nicht wieder 
gemeldet. 

Dies iſt die Form geweſen, in der mir, und zwar zum 
erſten und einzigen Male, durch den verbuͤndeten Außen⸗ 
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miniſter von der Affäre Kenntnis gegeben worden iſt, 
5 die den Namen Sixtus von Parma traͤgt. Die ehren⸗ 
. Bindung, den Prinzen Sixtus nicht zu nennen, 
mag es erklaͤren, daß Graf Czernin in dieſem Falle die 
1 Offenheit vermiſſen ließ, die dem Bundesverhaͤltnis und 
1 unſeren perſoͤnlichen Beziehungen entſprach. Gedeckt frei⸗ 
| N lich wurde dadurch nicht eine Darſtellung, die von einem 
= feindlichen Angebot ſprach, während in Wirklichkeit die 
4 Antwort auf eine öfterreichifche Invite vorlag. War mir 
auch die Beteiligung des Hauſes Parma nicht zweifel⸗ 
haft, als Czernin erklaͤrte, den Namen des Vermittlers 
nicht nennen zu koͤnnen, und ſickerten auch bald Nach⸗ 
richten von der wiederholten Anweſenheit des Prinzen 

in Sſterreich durch, fo iſt mir doch von den wirklichen Her⸗ 
gaͤngen nichts vor meinem Ruͤcktritt vom Amt bekannt 
geworden. 

Praktiſch habe ich die Gefahr eines oͤſterreichiſchen 
Sonderfriedens auf der mir vom Grafen Czernin mit⸗ 
geteilten Grundlage nicht fuͤr akut gehalten, weil ich im 
damaligen Moment an die Vereinbarkeit der territorialen 
Aſpirationen Italiens ſelbſt mit dem Standpunkt, den 
Kaiſer Karl einnehmen koͤnne, nicht glaubte. Die Tat⸗ 
fachen haben mir Recht gegeben. Trotzdem mußte mich 
das heftige Draͤngen des Grafen Czernin nach baldigem 
Frieden beſorgt machen. In Verbindung mit ſeinem 
Vorſchlag vom April wegen Abtretung Elſaß⸗Lothrin⸗ 
gens und mit den Verhaͤltniſſen im oͤſterreichiſchen 
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Kaiſerhauſe waren hier Momente gegeben, welche mich 8 
zwangen, in die Beurteilung unſerer Geſamtlage Hfterz 8 
reich⸗Ungarn als einen bedrohlich ſchwaͤcher werdenden 


Faktor einzuſtellen !). 


* * 
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Unabhängig von den oͤſterreichiſchen Demarchen haben 1 
ſich zum erſten Male während des Krieges im Fruͤhjahr 
1917 Anzeichen aufgetan, als ob die Entente zu Ge⸗ 


ſpraͤchen uͤber den Frieden bereit zu werden beginne. 
Verlaͤßlich wurde feſtgeſtellt, daß einflußreiche Maͤnner 
Belgiens und Frankreichs nicht abgeneigt ſein wuͤrden, 


ſich mit uns zu begegnen. Für Frankreich war es Briand, 


deſſen Bereitwilligkeit zu einer Ausſprache angedeutet 
wurde. Die Faͤden wurden von der Gegenſeite ohne Ge⸗ 


FFF 


N 
e 


ſchaͤftigkeit geſponnen, aber den ganzen Sommer uber 


nicht fallen gelaſſen. Fuͤr den September iſt eine Zu⸗ 


ſammenkunft des Barons von der Lancken mit Herrn 5 
Briand in der Schweiz feſt vereinbart, dann allerdings im 


letzten Augenblick durch Herrn Ribot verhindert worden. 


1) General Ludendorff charakteriſiert in feiner Urkundenſammlung der 


Oberſten Heeresleitung (S. 370 ff.) meine Stellung in der Sixtus⸗Parma⸗ 


Affaͤre unrichtig. Der General tut dies, obwohl er ſelbſt erklärt, über den 


Umfang meiner Orientierung durch den Grafen Czernin nicht unterrichtet 
zu ſein. Schlußfolgerungen, die ohne ſolche Kenntnis gezogen werden, 
ſind haltlos. 
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chtlich erlitt die feindliche Kriegsſtimmung einen 
Daß General Petain in oͤffentlichem Aufruf feine 
aten zum Durchhalten ermahnen mußte, ließ auf 
wirk che Mißſtimmungen in der franzoͤſiſchen Armee 
ſch ließen. Nachdem Lloyd George im April feinen be, 
Pr aten Hilferuf nach „Schiffen“ ausgeſtoßen hatte, rich⸗ 
tete der Koͤnig Georg einen feierlichen Appell an ſein 
80 nd, den Lebensmittelverbrauch einzuſchraͤnken, und 
das engliſche Unterhaus hielt es fuͤr erforderlich, die ernſte 
ge in geheimer Sitzung zu eroͤrtern. Selbſt Ribot be⸗ 
te im Juni nach einem Aufenthalt in England nach⸗ 
cklich und oͤffentlich die Gefahren des Ubootkrieges. 
Di.ieſe äußeren Anzeichen, unterſtutzt durch Auffaſſun⸗ 
1 3 gen auch in neutralen Laͤndern, gaben mehr als auf den 
5 gleichen Ton geſtimmte Agentennachrichten der Bereit⸗ 
1 willigkeit zu Unterredungen ein beſonderes Gewicht. Die 
1 Tatſachen ſelbſt zeigten folgendes Bild: 
Die ruſſiſche Revolution hatte die Geſamtlage zweifel⸗ 
| 1 los zu unſeren Gunſten verſchoben. Auch wenn das 
IM Regime Kerenſki ebenſo wie das Miljukows von Frieden 
1 nichts wiſſen wollte, vielmehr die Fortſetzung des Krieges 
* mit praktiſchem Erfolge propagierte, forderte Petersburg 
. doch i immer lauter die Reviſion der ausſchweifenden mit 
dem Zartum vereinbarten Kriegszielprogramme. Die die 
ruſſiſche Kriegskraft ſchwaͤchenden Wirkungen der Revo⸗ 
lution waren unverkennbar. Im Weſten brach die große 
franzoͤſiſch⸗engliſche Offenſive nicht durch. Der Effekt des 
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Ubootkrieges war größer, als die Feinde vermutet hatten. 
Nicht als ob England vor der Aushungerung oder Ka⸗ 
pitulation geſtanden hätte. Aber die wachſenden Schiffs⸗ 
verluſte ruͤhrten doch an feinen Lebensnerv. Wirkſame 
amerikaniſche Kriegshilfe aber ſtand noch in weitem Felde. l 
Gegenuͤber dieſen nicht unguͤnſtigen Momenten war 
unſer eigenes Konto mit folgenden Faktoren belaſte: 
Daß der Ubootkrieg in abſehbarer Zeit keine Kata⸗ 
ſtrophe auf feindlicher Seite herbeifuͤhren werde, war 
klar. Entſcheidende Schlaͤge auf dem Lande waren nicht 
in Sicht. Unſere Reſerven an Menſchen und Material = 
verringerten ſich quantitativ und qualitativ. Oſterreich 
wurde ſteigend unſicherer. Die Zeit lief gegen uns. . 
Aus dieſer Situation der Schwebe habe ich folgende 
Schluͤſſe gezogen: 1 
Im Unterſchied zu den im Volk umgehenden Meinun⸗ J 
gen hatte der Admiralſtab ſelbſt nie in Ausſicht geſtellt, 
England durch den Ubootkrieg „auf die Kniee zu zwingen“. 
Friedenswillig hatte er gehofft England machen zu koͤn⸗ 
nen. Auf dieſe Chance hin hatte die Oberſte Heere 7 
leitung den Übootkrieg als ein von der allgemeinen 
Kriegslage gebieteriſch erheiſchtes Kriegsmittel gefordert 5 
und durchgeſetzt. Auch unter militaͤriſchem Geſichtspunkt 
erfuͤllte alſo ſich zeigende feindliche Verhandlungsbereit⸗ 
ſchaft das von uns gewollte Ziel, mußte deshalb von uns 
aufgegriffen werden. Die uns guͤnſtigen Wirkungen der 
ruſſiſchen Revolution waren, nachdem Amerika in den 
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gegen uns eingetreten war, nicht groß genug, als 
3 wir jetzt einem Diktatfrieden haͤtten nachjagen duͤr⸗ 
„Daß ein Verhandlungsfriede guͤnſtigſten Falles 
ein Frieden der Behauptung fein koͤnne, war offen⸗ 
bar. Die Entente kannte unſere eigenen Verhaͤltniſſe zur 
ige, die oͤſterreichiſchen beſſer, als wir ſelbſt. Auch ſie 
erte nach meiner Überzeugung die Situation als 
en Zuſtand der Schwebe. Daß ſie bereit ſei, ſich als 
egt zu erklären, durfte ſelbſt aͤußerſter Optimismus 
t annehmen. Die feindlichen Staatsmaͤnner haben 
Fruͤhſommer 1917 feſtſtellen wollen, ob wir zu einem 
Frieden bereit ſeien, der keiner Seite die Rolle des vollen 
Siegers oder Beſiegten zuſprach. Ein ſolcher Friede ers 
forderte vor allem die volle Wiederherſtellung Belgiens. 
Das war ſelbſtverſtaͤndlich. Daß Frankreich bei allen 
Verſtaͤndigungsverſuchen, und das hieß Verhandlungs⸗ 
friede, Teile von Elſaß⸗ Lothringen fordern werde, war 
ſicher. Zu völliger Intranſigenz in dieſer Frage berech⸗ 
tigte uns die allgemeine Kriegslage nicht. Wie ich 
| f mich ſchon ein Jahr fruͤher verſichert hatte, war der 
Kaiſer zur Abtretung von Grenzbezirken grundſaͤtz⸗ 
lich bereit, wenn dadurch der Friede zu erlangen war. 
| . Der Kronprinz vertrat im Jahre 1917 denſelben 
Standpunkt, vielleicht ſogar mit noch groͤßerer Ent⸗ 
ſchiedenheit. 

Die Konſequenzen, die ſich daraus fuͤr die zu haltende 
Politik ergaben, waren zwingend. 
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Deutſchland mußte der Entente glaubhaft machen, daß 


es ſich zu verſtaͤndigen bereit ſei, bei Ablehnung der Ver⸗ 
ſtaͤndigung aber mit voller Entſchloſſenheit welterkzß 
fen werde. Der Einwurf, daß jedes Zeigen von Ver⸗ 
ſtaͤndigungsbereitſchaft Schwaͤche verrate, war mehr als 
billig. Wir haͤtten ſonſt warten muͤſſen, bis uns die 
Feinde um Frieden baten. Die von der Oberſten Heeres⸗ 
leitung verlangte Entflammung des Volkes durch die 
Aufzeigung großer Kriegsziele war gerade in dieſem 


Augenblick vollig untauglich, die Widerſtandskraft zu 
ſteigern. Ein hungerndes Volk, das ſah, daß die aus 
ſchweifenden Hoffnungen auf den Übootkrieg zerrannen, 3 
war weder mit der flandriſchen Kuͤſte noch mit dem Bal⸗ 
tikum ſatt zu machen. Gerade jetzt waͤren die gefaͤhrdet⸗ 7 
ſten Kreiſe bei uns und in Hfterreich durch große Kriegs⸗ 
ziele heillos vor den Kopf geſtoßen worden. Und was N 
die Hauptſache war, dem Ausland haͤtten wir den buͤn⸗ 
digen Beweis geliefert, daß wir an einen Verhandlungs⸗ 


frieden gar nicht daͤchten. Wir haͤtten ſelbſt die Politik 


zunichte gemacht, zu der uns die Wirklichkeit zwang. f 
Daruͤber koͤnnen auch hohe Worte nicht hinwegtaͤuſchen. 

Noch Ende Juni bot ſich mir die Gelegenheit, meine 
Stellung in einer Form zu praͤziſieren, von der ich an⸗ 


nehmen durfte, daß ſie vielleicht nicht ohne Einfluß auf 
die feindlichen Entſchluͤſſe ſein werde. | 

Am 26. Juni ſuchte mich der paͤpſtliche Nuntius Mon⸗ 
ſignore Pacelli in Berlin auf. Er war beauftragt, im 
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oßen Hauptquartier Seiner Majeſtaͤt dem Kaiſer einen 
E ief des Papſtes zu uͤberbringen. Unter perfönlichen 
Wuͤr ſchen für den Kaiſer und fein Haus erinnerte der 
P⸗ ft in dem Briefe daran, wie er unablaͤſſig die krieg⸗ 
führenden Voͤlker beſchworen habe, die brudermoͤrde⸗ 
riſchen Waffen niederzulegen, und verſicherte den Kaiſer, 
daß alle ſeine Anſtrengungen darauf gerichtet blieben, 
ie Tage dieſes ungeheuren Unheils zu ſchließen. 

Anknuͤpfend an den Inhalt dieſes Briefes, den mich 
der Nuntius in Abſchrift leſen ließ, unterſtrich ich die 
durch unſer Friedensangebot vom 12. Dezember vor 
ler Welt bekundete Friedensbereitſchaft Deutſchlands, 
die ſich jedoch an dem ſtarren Kriegswillen der Entente 
gebrochen habe. Der Nuntius hob hervor, daß es nichts⸗ 
deſtoweniger immerhin von größtem Nuten fein wuͤrde, 
wenn der Papſt, deſſen Sorge um den Weltfrieden mir 


j 
| wohl bekannt ſei, uͤber die deutſche Auffaſſung der Kriegs⸗ 
| 


| 
* 
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und Friedensprobleme unter der Zuſicherung vollſter 
Diskretion ſo genau orientiert werde, daß er im pfycho⸗ 
bvogiſchen Moment eine ſichere Baſis fuͤr friedenfoͤrdern⸗ 
des Wirken habe. Auf meine Zuſtimmung zu dieſem 
Gedanken legte mir der Nuntius eine Reihe beſtimmt 
ge aßter Fragen uͤber unſere Kriegsziele und Friedens⸗ 
bedingungen vor. Aus der Art der Frageſtellung gewann 
ich den fpäter beftäfigten Eindruck, daß es ſich um etwas 
anderes, als um eine unverbindliche Konverſation über 
Friedensmoͤglichkeiten handele, der Nuntius ſich viel⸗ 
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mehr eines genau formulierten Auftrages entledigte. In { 
Verbindung mit meiner Auffaſſung der Geſamtlage, 
welche mir Verhandlungsmoͤglichkeiten nicht aus he, 1 
ſchloſſen erſcheinen ließ, überzeugte ich mich, daß ich durch 
moͤglichſt beſtimmte Antworten auf die geſtellten Fragen 1 
die Grundlage fuͤr Verhandlungen uͤber einen Frieden 
ſchaffen koͤnne, auf den das durch den Ubootkrieg zwar 
nicht auf die Kniee gezwungene, aber doch bedrohte Enge 
land mit feinen Bundesgenoſſen eingehen wuͤrde. 

Unter dieſem Geſichtspunkte habe ich die einzelnen 
Fragen des Nuntius dahin beantwortet, daß wir zu 
Ruͤſtungsbeſchraͤnkungen im Falle der Allſeitigkeit durch⸗ 
aus bereit ſeien, und daß wir in gleicher Weiſe grundſaͤtz⸗ 
lich Schiedsgerichten zuſtimmten, die beſtimmt ſeien, 
internationalen Konflikten vorzubeugen. Auf die Frage 3 
über unſere Ziele bezüglich Belgiens erwiderte ich, daß 
wir ſeine volle Unabhaͤngigkeit wiederherſtellen wuͤrden. 5 
Mit dieſer vollen Unabhaͤngigkeit wuͤrde es freilich un⸗ 
verträglich fein, wenn Belgien politiſch, militaͤriſch und 1 
finanziell unter die Herrſchaft Englands und Frankreichs 5 
gerate, welche Maͤchte dieſe Herrſchaft dann zu Deutſch⸗ 
lands Schaden ausnuͤtzen wuͤrden. Auf die Frage end⸗ = 
lich, welches die Pläne Deutſchlands mit Bezug auf 
Elſaß⸗Lothringen ſeien und ob die deutſche Regierung 
zu Gebietsabtretungen an Frankreich bereit ſei, erwiderte 
ich, daß, falls Frankreich verſtaͤndigungsbereit ſei, hieran 
der Frieden nicht ſcheitern werde. Unter der Form 
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gewiſſer gegenfeitiger Grenzberichtigungen werde fich ein 
5 Pr g finden laſſen. 
Aber die oͤſtlichen Fragen habe ich lediglich Berner, 
daß mir die chaotiſchen Zuſtaͤnde Rußlands Friedens; 
moͤglichkeiten zur Zeit ausgeſchloſſen erſcheinen ließen, 
da es an einer verhandlungsfähigen Regierung fehle. 
5 Am 29. Juni wurde der Nuntius im Großen Haupt⸗ 
quartier von Seiner Majeſtaͤt dem Kaiſer empfangen. 
Auf eingehende Vorſtellungen, die der Nuntius im Auf⸗ 
trage des Papſtes wegen der belgiſchen Arbeiterdeporta⸗ 
tionen erhob — ein Thema, das er auch ſchon in Berlin 
behandelt hatte — ſagte der Kaiſer zu, fein Möglichftes 
zu tun, und begruͤßte darauf, ohne Oetails zu beruͤhren, 
in laͤngerem und eingehendem Geſpraͤch ſehr nachdrucks⸗ 
voll und warm jede Taͤtigkeit des Papſtes, die uns dem 
Frieden naͤherbringen koͤnne. Seine Majeſtaͤt fuͤhrte da⸗ 
bei aus, wie nach ſeiner Überzeugung fuͤr die katholiſche 
Kirche und den Papſt ganz beſonders jetzt die Zeit zum 
Handeln gekommen ſei. Vermoͤge ihrer internationalen 
Organiſation ſei die Kirche die berufenſte Inſtanz in 
einem Kriege, in den ſo viele Nationen verwickelt ſeien, 
f den Friedensgedanken zu propagieren, denn ſie verfuͤge 
techniſch über die beſten Mittel hierfuͤr. Die andere große 
internationale Organiſation, die Sozialdemokratie, habe 
ä die Bedeutung einer folchen Propaganda richtig erkannt 
und habe als erſte den Mut gehabt, ſich mit ihrer Or⸗ 
ganiſation in den Dienſt des Friedens zu ſtellen. Das 
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werde ein dauerndes Verdienſt der Sozialdemokratie 
bleiben, und wenn man nicht wolle und es für verhaͤng⸗ 
nisvoll anſaͤhe, daß ihr allein dieſes Verdienſt zukomme, 
ſo muͤſſe die katholiſche Kirche die Gelegenheit ergreifen, 
die ihr durch die Verhaͤltniſſe geboten werde. Im In⸗ 
tereſſe der katholiſchen Kirche läge es — das muͤſſe er aueh 
als proteſtantiſcher Fuͤrſt anerkennen — daß der Friede, 
oder vielmehr die Möglichkeit, ernſthaft uber den Frieden 
zu reden, nicht durch die Sozialdemokratie, ſondern durch 
den Papſt herbeigefuͤhrt werde. 4 

Ob dieſe Sendung des Nuntius Pacelli tatſaͤchliche 
Friedensmoͤglichkeiten anzeigte, konnte ich weder damals 
endguͤltig beantworten noch kann ich es heute tun. In 
ihrem Stolz, den Krieg bis zum Weißbluten durchgeführt 7 


zu haben, wird die Entente wohl noch fernerhin ableug⸗ 


nen, jemals zu Verhandlungen bereit geweſen zu ſein. 
Entſcheidend aber iſt das nicht. Eine ſo kluge und vor⸗ 
ſichtige Diplomatie wie die des Vatikans — das iſt da⸗ 
mals im Zuſammenhang mit der allgemeinen Situation 4 
meine Auffaſſung geweſen — haͤtte nicht den Nuntius 
mit dem geſchilderten Auftrag zu mir geſandt, wenn ſie 
nicht ihrerſeits einen gewiſſen Anhalt fuͤr kommende 1 
Friedensmoͤglichkeiten gehabt haͤtte. Auch gewann ich 
damals den beſtimmten, durch ſpaͤtere Mitteilungen ; 
beftäfigten Eindruck, daß der Nuntius meine Erkla⸗ 
rungen als geeignet angeſehen hat, den Frieden zu 
foͤrdern. 
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Auf jeden Fall mußte der Vorgang auf das behut⸗ 
ifte behandelt werden. Nur ein zarter Keim ſchien 
zuſproſſen. Irgendwelche Form der Verwertung 
hrend der Julikriſis war ausgeſchloſſen. Bei deren 
politiſcher Verworrenheit waͤre die zum erſten Male win⸗ 
kende Friedensmoͤglichkeit im Entſtehen erſtickt worden, 
wer n ich, der ich fie bis zum Ziele verfolgen wollte, Fak⸗ 
toren ins Vertrauen ſetzte, die in meiner Beſeitigung 
ie Rettung des Vaterlandes ſahen. 


* * 


* 


Unterdes hatten ſich die inneren Gegenſaͤtze immer 
weiter verſteift. Je handgreiflicher ſich die Notwendigkeit 
der inneren Reformen darſtellte, deſto leidenſchaftlicher 
kaͤmpfte die Rechte gegen die Sozialdemokratie. Deren 
Regierungsfaͤhigkeit und das gleiche Wahlrecht in Preu⸗ 
ßen waren das Ende der konſervativen Machtſtellung. 
Am Himmelfahrtstage hielt Herr von Heydebrand in 
Herford die heftigſte ſeiner Reden. Irgendeine Einſicht in 
die Lage, eine hemmende Ruͤckſicht auf die innere Front, 
auf die Sinnesart anderer, fuͤr die Kriegfuͤhrung weſent⸗ 
lichſter Volksſchichten war nicht zu erkennen, deſto ſicht⸗ 
barer aber das Beſtreben, die Bedrohung der Machtſtel⸗ 
lung der konſervativen Partei mit einer Bedrohung von 
Kronrechten zu identifizieren und den Kaiſer und König 
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zu ihrer Verteidigung und Rettung zu engagieren. In 


der Agitation gegen jeden Verzichtfrieden redete man 


ſich, teils verführt und teils verführend, in eine Auffaſ⸗ 


fung der Geſamtlage hinein, die die Zuſtimmung zu 


einem ſolchen Frieden zum Volks verbrechen machte. Die 


Millionenziffern des Übootkrieges, die Zerſetzung der 


ruſſiſchen Armee, das Halten der Weſt⸗ und Suͤdfront 
hatten in weiten Oberſchichten Wuͤnſche mit Tatſachen 
verwechſeln und einen ehrlichen Glauben an ein baldiges 
ſiegreiches Ende entſtehen laſſen. Solchen Gedanken 
folgte die Unterſchicht nicht. Auf ihr laſtete die Er⸗ 


nährungsnot am ſchaͤrfſten. Die alten, immer knappen 
Vorraͤte gingen zu Ende, und die neue Ernte reifte erſt. € 
In den Betrieben wußte man vor allem von der Er 


ſchoͤpfung Oeutſchlands an Menſchen und Material, und 
die Sehnſucht nach baldigem Ende begann in der Stimm 


mung manches von der Front kommenden Urlaubers 


Nahrung zu finden. Den materiellen Inſtinkten der ö 


Maſſen glaubten auch die beſtgeſinnten ſozialdemokra⸗ a 5 
tiſchen Fuͤhrer mit internationalen Ideologien begegnen 


zu muͤſſen. Mit der Wahnvorſtellung, daß die Friedens⸗ N f 


formel „ohne Annexionen und Entſchaͤdigungen“ nur de⸗ 


halb nicht ausgereicht habe, den Frieden zu bringen, 5 


weil die eigene Regierung die heilbringende Formel nicht 2 
wörtlich übernommen haͤtte, wurde die Oppoſition der 
Maſſen mehr und mehr in ein antinationales Fahrwaſſer 1 
geleitet. Mehr als je redeten beide Haͤlften des Volkes 
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e völlig verſchiedene Sprache. Die Lage war weder 
| o gut, wie die Rechte, noch ſo ſchlecht, wie die Linke 
laubte. 
4 Wahrend die große Maſſe des rechtsſtehenden Buͤrger⸗ 
1 ne noch durchaus an ihrem Glauben und Vertrauen 
f hielt, begannen in den, dem politiſchen Leben näher; 
ö ſtehenden Kreiſen peſſimiſtiſche Geruͤchte zu zirkulieren. 
| Daß England infolge des Ubootkrieges nicht zuſammen⸗ 
brach, war offenbar. Nachrichten von einer großen Ge⸗ 
treideflotte von 69 Schiffen, die den Ubooten entgangen 
waͤren, tauchten auf. Statt uͤbertriebene Hoffnungen 
zuruͤckzuſchrauben, fielen viele in uͤbertriebene Angſte. 
Man ſprach davon, daß der Großadmiral von Tirpitz, 
der doch Hauptrepraͤſentant des Übootgedankens war, 
vor dem Übootkrieg von 1917 als verſpaͤtet gewarnt 
habe. Das Gerücht wurde geglaubt und fand Mitte Juni 
feinen Weg ſogar in die „Times“ ). Viele, die bisher in 
einer Welt des Gefuͤhls und der patriotiſchen Phantaſie 
gelebt hatten, waren gegen die Gefahr einer Panik wehr⸗ 
loſer als die, die von Anfang an beſcheidener, aber realer 
gedacht hatten. Die Kriſis waͤre ohne offenen Ausbruch 
zu überwinden geweſen, wenn ſich nicht gleichzeitig der 
Gegenſatz der militaͤriſchen Leitung gegen die politiſche 
immer offenkundiger zugeſpitzt haͤtte. Parlamentarier 
und Großinduſtrielle pflegten ſich bei Außerungen gegen 
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1) „Times“ vom 14. 6. Berlin to-day. 


217 


den Reichskanzler immer häufiger auf die Autorität des 
Generals Ludendorff zu berufen. Das Wiſſen um diefen 
Gegenſatz beſtaͤrkte auf der Rechten die Hoffnung, auf 
der Linken das Mißtrauen. Der Zwieſpalt wurde legi⸗ 
timiert. 1 

Noch einmal verſuchte ich Ende Juni durch ruͤckhaltloſe 
Ausſprache eine Kooperation der beiden oberſten Ge⸗ 
walten herbeizuführen. Der Verſuch ſchlug trotz der 
Mahnung des Kaiſers an die beiden Generale, ſich mit 
mir zu verſtaͤndigen, fehl. Die Ausſprache mit dmm 
Generalfeldmarſchall von Hindenburg verlief korrekt, — 1 
über ihren praktiſchen Wert aber konnte ich mich nichet 
taͤuſchen, da der Generalfeldmarſchall die Hinzuziehung & 
des Generals Ludendorff ablehnte. Dieſer bekannte ſich A 
in einer Unterredung mit dem Unterſtaatsſekretaͤr Wahn⸗ 5 
ſchaffe als Gegner meiner Politik, insbeſondere der in 
der Oſterbotſchaft angekuͤndigten politiſchen Konzeſſionen, 
da ſie nur den Frieden verzoͤgerten, und lehnte meine 1 
Unterftügung ab, weil ich das Volk nicht durch große 
aͤußerpolitiſche Ziele zu begeiſtern verſtehe. Auf die Er⸗ 10 
widerung, daß nicht Unterſtuͤtzung, ſondern nur Verzicht 
auf aktive Bekaͤmpfung verlangt werde, ging der Gene⸗ 
ral nicht ein. Bei den nahen Beziehungen und dem ö 
ſtaͤndigen telephoniſchen Kontakt einzelner Parteifuͤhrer 
mit dem Hauptquartier, der Verbindung der in Berlin 
weilenden politiſierenden Generalſtabsoffiziere mit mei⸗ 
nen Gegnern in Parlament und Preſſe konnte mir das 
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Schweigen des Generals nichts anderes als den offenen 
Kampf, und zwar nicht nur bei dem Kaiſer und in der 


reſſe, ſondern auch hinter den Kuliſſen des erregten 
rlaments bedeuten. 


ces 


4 leer dieſen Auſpizien trat am 5. Juli der Reichstag 
: e. In der nun ausbrechenden inneren Kriſis 
. haben aͤußer⸗ und innerpolitiſche, parlamentariſche und 
hoͤfiſche, ſachliche und perſoͤnliche Faktoren in verwirrter 
Front zuſammengewirkt. Als einheitlicher Gedanke des 
Kampfes ſchaͤlte ſich ſchließlich nur der von der Oberſten 
Heeresleitung proklamierte Sturz des Reichskanzlers 
heraus. Einzeln genommen und rein ſachlich waren die 
Fragen loͤsbar, forderten auch keinen Kampf gerade des 
Reichstages gegen die Reichsleitung heraus. 
Vom Kaiſer hatte ich Ende Juni die Genehmigung 
zur Berufung von Parlamentariern in die Regierung 
| erlangt. Damit waren der Parlamentariſierung, ſoweit 
ſie praktiſch überhaupt möglich war, die Wege geebnet. 
Meine Abſicht, fie in dieſem Umfange herbeizuführen, 
1 früher vor allem an dem unpolitiſchen Verhalten des 
Verfaſſungsausſchuſſes geſcheitert, hatte ſich jetzt durch⸗ 
. ſetzen koͤnnen!). 


2) Maßgebende Führer der Mehirheits parteien des Reichstags waren 
vom Reichskanzler hierüber unterrichtet worden und hatten freudige Zu- 
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In der Frage der preußifchen Wahlreform fließen 
meine Pläne bei einer uͤbergroßen Reichstagsmehrheit 
auf keinerlei Widerſpruch. Vielmehr drängte der inter- 
fraktionelle Ausſchuß in der allgemeinen politiſchen Er 
regung auf ihre Verwirklichung und machte Miene, das 
preußiſche Wahlproblem durch Reichsgeſetz zu loͤſen. : 

Die Stellung des preußiſchen Staatsminiſteriums 
war die alte geblieben. Seine allerdings ſchwache Ma⸗ 
joritaͤt für das gleiche Wahlrecht war mit mir der Anſicht, 
daß nunmehr keine Zeit mehr verloren werden duͤrfe, 
wenn nicht der Krone vor dem Draͤngen des Reichstages 
jede Fuͤhrung entgleiten ſolle. = 

Dem Kaifer, der am 7. Juli in Berlin eingetroffen 
war, entwickelte ich muͤndlich, daß und weshalb nach 
meiner überzeugung das gleiche Wahlrecht verheißen 
werden muͤſſe. Ich bat Seine Majeſtaͤt, nicht nur die 
ſaͤmtlichen Staatsminiſter, ſondern auch die Reichs⸗ 
ſtaatsſekretaͤre zu hören. Das preußiſche Wahlproblem 
ſei ein Kernſtuͤck der Reichspolitik geworden. Dement⸗ 
ſprechend hielt der Kaiſer den Kronrat vom 9. Juli ab. 
In Wuͤrdigung der allgemeinen politiſchen Situation 
begruͤndeten Gegner wie Anhaͤnger des gleichen Wahl⸗ 
rechts in ruͤckhaltloſer Ausſprache ſcharf und eingehend 3 


stimmung geäußert. Besprechungen über die in die Regierung zu be- . 
rufenden Persönlichkeiten waren im Gange. (Notizen, die der Verfasser 85 
in den Text aufzunehmen gedachte, aber noch nicht endgültig formuliert 
hatte.) D. H. 
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Standpunkt. Sechs Staatsminiſter und vier 
ats sſekretaͤre ſprachen dafür, fünf Miniſter und ein 
taatsſekretäͤr dagegen. Eine eigentliche Abſtimmung 
nd nicht ſtatt. Indem er ſich feine Entſcheidung vor⸗ 
hielt, ſchloß der Kaiſer nach faſt vierſtuͤndiger Verhand⸗ 
g die Sitzung. 
Noch in der Nacht berief der Kaiſer telegraphiſch den 
Kronprinzen. Über eine Maßregel — fo ſagte mir der 
| 2 Kaiſer am naͤchſten Mittag —, deren Verwirklichung 
4 nach der Anſicht der Einen den Untergang Preußens, 
. Unterlaſſung nach der Anſicht der Anderen den 
1 Untergang nicht nur Preußens, ſondern auch Deutſch⸗ 
lands bedeute, muͤſſe er vor endguͤltiger Entſcheidung 
1 den Erben der Krone hoͤren. Dem Peſſimismus bezuͤg⸗ 
lich der Zukunft Preußens trat ich entſchieden entgegen. 
Die Gruͤnde fuͤr die Proklamierung des gleichen Wahl⸗ 
rechts ſeien fo zwingend, daß Seine Majeftät es werde 
bewilligen muͤſſen, moͤge Reichskanzler ſein, wer wolle. 
Ernſtlich aber bat ich den Kaiſer, zu erwaͤgen, ob er nicht 
vor der Entſcheidung einen Kanzlerwechſel vornehmen 
wolle. Eifrig werde herumgetragen, ich ſuche durch das 
Wahlrecht nur meine eigene erſchuͤtterte Stellung zu bes 
feſtigen. Solchen Anſchuldigungen duͤrfe, fo toͤricht fie 
auch ſeien, um der Sache willen auf keinen Fall Nahrung 
gegeben werden. Wie dringlich die Konſervativen, Na⸗ 
tionalliberalen und Alldeutſchen ſowie die Oberſte Heeres; 
leitung meine Beſeitigung verlangten, wiſſe Seine Ma⸗ 
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ieftät ſelbſt und vielleicht beſſer als ich. Namentlich die 
Gegnerſchaft der beiden großen Generale werde immer 
heftiger. In dem Glauben, Seiner Majeſtaͤt und dem 
Lande noch Dienfte leiſten zu können, hätte ich bisher 
ausgehalten, ſei auch bereit, es noch weiter zu tun. Die 
Situation habe ſich aber fo zugeſpitzt, daß es mir frag? 
lich werde, ob mein Verbleiben im Amt uͤberhaupt noch 
von Nutzen fein könne. Darüber zu entſcheiden baͤte ich 
Seine Majeſtaͤt. 1 
Der Kaiſer erkannte ausdruͤcklich an, daß die Wahl⸗ 
rechtsfrage in keinerlei Beziehung zur Perſonenfrage 
geſetzt werden duͤrfe. Fuͤr ihn ſelbſt ſei der Entſchluß, den 
er uͤber das Wahlrecht faſſen werde, gaͤnzlich unabhaͤngig 
von der Frage meines Bleibens oder Ausſcheidens aus 
dem Amte. Eine ſofortige Entſcheidung über den von 
mir angeregten Kanzlerwechſel traf Seine Majeſtaͤt nicht. 
Am ıı. Juli vormittags beriet der Kaiſer mit dem 
Kronprinzen und teilte mir um Mittag telephoniſch mit, 
auch der Kronprinz habe ſich von der Notwendigkeit ſo⸗ 
wohl der Ankuͤndigung des gleichen Wahlrechts wie mei⸗ 
nes Verbleibens im Amt überzeugt. Ich möge die Gr 
ſchaͤfte weiterfuͤhren und die Kabinettsorder wegen An⸗ 
kuͤndigung des gleichen Wahlrechts vorlegen. Wenige 
Augenblicke ſpaͤter erſchien der Kronprinz perſoͤnlich bei 
mir, um mir zu erklaͤren, daß er trotz aͤußerſten Miß⸗ 
fallens an der Wahlreform und trotz ausgeſprochener 
Gegnerſchaft gegen meine Politik uͤberhaupt, nach der 
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m gegebenen Schilderung der Situation der Ent 
ſcheidung ſeines Kaiſerlichen Herrn Vaters habe zuſtim⸗ 
men muͤſſen. Am Abend desſelben Tages wurde die 
\ binettsorder publiziert, die das Staatsminiſterium 

anwies, den preußiſchen Wahlrechtsentwurf auf der 
ame des gleichen Wahlrechts aufzuſtellen. 
Damit war das preußiſche Wahlproblem im Sinne 
jedenfalls der großen Reichstagsmehrheit erledigt. Ab⸗ 
ſchiedsgeſuche der preußiſchen Miniſter, die ſich im Kron⸗ 
rat gegen das gleiche Wahlrecht ausgeſprochen hatten, 
ſchufen die Vorbedingung fuͤr eine entſprechende Rekon⸗ 
Keuttion der preußiſchen Regierung. 


Inzwiſchen hatten ſich im Reichstag Kämpfe entwickelt, 
hinter denen die Wahlrechtsfrage, zwar vielfach in ſie 
| eingreifend, zuruͤckgetreten war. 
Inm Hauptausſchuß drängte die Sozialdemokratie auf 
die Formel „ohne Annexionen und Entſchaͤdigungen“. 
Die allgemeine Lage nach innen und außen malten ihre 
ji Redner in den ſchwaͤrzeſten Farben. Wir feien am Ende. 
Der Zuſammenbruch drohe. Die Üboote haͤtten nicht 
geleiſtet, was die Marine verſprach — nun ſollte der 
AUboottrieg voͤllig verſagt haben. Die Unabhaͤngigen 
0 gingen weiter und malten die Revolution an die Wand. 
0 Erſtaunlich war die veraͤnderte Haltung der buͤrgerlichen 
Parteien. Sie entgegneten nur ſchwach und mit halber 
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Überzeugung und uͤberließen, zum Teil von der Welle 
des Peſſimismus ſelbſt uͤberwaͤltigt, aus Gruͤnden par⸗ 
lamentariſcher Taktik die Abwehr der Regierung. Die 1 
Staatsſekretaͤre Dr. Helfferich und Capelle aber drangen 0 
mit einem zumeiſt ſtatiſtiſchen Material gegen die al, 
gemeine Suggeſtion nicht durch. Immerhin waren die 15 
Debatten etwas ruhiger geworden, als der Abgeordnete 


führers auffällige und faſt alle feine Fraktionsgenoſſen 
uͤberraſchende Rede hielt. In ſenſationeller Aufmachung 
des Ubootfiaskos ſchlug er ſich ohne Einſchraͤnkung zu 
dem völligen Peſſimismus der Sozialdemokratie und 
forderte, daß der Reichstag in öffentlicher Kundgebung © 
allen Eroberungsabſichten entſage. 5 
In erſten Augenblick waren mir die Motive der Aktion 10 i 

nicht durchſichtig. Verabredet hatte Erzberger fie mit 1 
mir nicht. Auch daß Graf Czernin beteiligt war, war 4 
mir unbekannt geblieben. Ich nahm deshalb die mir f 
am Nachmittag des 6. auf Befragen erteilte Auskunft 
Erzbergers, er habe die Aktion unternommen, um mir 
eine große Reichstagsmehrheit zu ſchaffen, mit Vorſicht 
auf:). Ich vermutete hinter der Aktion den Zauber einer 
Kandidatur fuͤr meine Nachfolge, dem der Leichtwendige 


1) Daß ich bei dieſer Gelegenheit Herrn Erzberger eine für das Plenum 
berechnete Rede vorgeleſen haͤtte (Erzberger, Erlebniſſe im Weltkriege, 
S. 257), iſt irrig. Die Unterredung dauerte nur DE Minuten und 
wurde ſtehend geführt, 
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ro rot ot alter Gegnerſchaft verfallen ſein mochte. Jedenfalls 
0 m m nachſten Tage ab war mir klar, daß aus einem 
it weitem Vertrauen bedachten Anhaͤnger uͤber Nacht 
V verfönficher Gegner geworden war. 
Von nun ab miſchten ſich die ſachlichen und perſoͤn⸗ 
n Momente der Kriſis in den erſtaunlichſten Wider⸗ 
Races. 
0 ſelbſt hatte von jeher den Verteidigungscharakter 
s Krieges gegen die Rechte verfochten. Das Zentrum 
m; tte geſchwankt, neigte in der Kriegszielfrage mehr nach 
rechts als nach links. Noch am 5. April 1916 hatte fein 
Fuhrer die Notwendigkeit politischer, militäriſcher und 
1 zirtſchaftlicher Beherrſchung Belgiens proklamiert. Trat 
5 das Zentrum jetzt prinzipiell auf die linke Seite, dann 
war eine feſte Parlamentsmehrheit geſchaffen. Im Sinne 
weiner Politik konnte ich damit nur zufrieden ſein. Ver⸗ 
1 derblich war die Inszenierung. Draſtiſch wurde in den 
| 3 gut wie öffentlichen Ausſchußverhandlungen die Frie⸗ 
densreſolution als notwendige Folge des Verſagens des 
Ubootkrieges und der vor der Tuͤr ſtehenden inneren 
Erſchoͤpfung friſiert. Graf Weſtarp charakteriſierte die 
Erzbergerſche Rede zutreffend als verlorene Schlacht. 
In einer langen vertraulichen Ausſprache, die ich am 
6. abends mit den ſozialdemokratiſchen Fuͤhrern hatte, 
warnte ich davor, die Erklaͤrung der Friedensbereitſchaft 
ſo mit Verzichtserklaͤrungen zu bepacken, daß die Feinde 
nur zur Fortſetzung des Krieges angeſpornt werden 
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müßten. An den Verſtaͤndigungstiſch mich zu ſetzen 
ſei ich jederzeit bereit. Ich koͤnne aber die Methode, die 
der Reichstag jetzt anwenden wolle, nicht als zweckmaͤßig 
anſehen. Ahnlich habe ich am 7. im Hauptausſchuß aus⸗ 
fuͤhrlich geſprochen. Meine Mahnungen faßte ich in die 
Worte zuſammen: „Faſſen Sie keine ſchlappe Reſo⸗ | 
lution.“ Bei beiden Gelegenheiten hatte ich den Ein, 
druck, eine weitere fenfationelle Behandlung der Anz 
gelegenheit nicht ganz erfolglos bekaͤmpft zu haben. 

Die Aktion des Reichstages hatte aber nicht nur eine 
ſachliche, ſondern auch eine parlamentariſch taktiſche und 


zu einem Frieden ohne Eroberungen hinaus, war es 
den Vaͤtern der Friedensreſolution um die ſelbſtaͤndige 
Aktivität des Parlaments zu tun. Gewiſſermaßen amt⸗ 
lich ſollte die Übernahme der Führung durch den Reichs⸗ 
tag beglaubigt werden. An die bisherige Haltung des 5 
Reichskanzlers anknuͤpfen und damit die Kontinuität | 
aufrechterhalten, befriedigte die Linke nicht. Etwas 
Neues wollte man verkuͤnden, mit einem neuen Pro⸗ 
gramm der äußeren eine neue Ara der inneren Politik 
eroͤffnen. Die Friedensreſolution ſollte die program⸗ 5 
matiſche Grundlage der neuen parlamentariſchen Ka, 
binettsbildung werden. | 9 

Die Abſicht, um ein gemeinſames Friedensprogramm 
eine parlamentariſche Mehrheit zu ſammeln, das Ver⸗ 
langen nach Vertretung dieſer Mehrheit in der Regierung 
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bſt, die Bildung einer einheitlichen Front aus Re⸗ 
rung und Reichstag, alles dies waren politiſch berech⸗ 
e Ziele. Aber die Abſicht war mehr Gefühl, als poli⸗ 
durchdachter Plan. Über die praktiſche Durchfuͤhrung 
ren die Anſichten der Parteien reichlich unklar. Die 
en wollten den Reichskanzler fallen laſſen, die anderen 

ihn zunaͤchſt ſtuͤtzen, die dritten ſchwankten nach momen⸗ 
tanen Eindruͤcken und Gerüchten. Aber die Perſon des 
Nachfolgers und uͤber die Auswahl der parlamentariſchen 
Miniſterkanditaten waren alle gleichmäßig im Unklaren. 
Die Hauptſache wurde vergeſſen. Die nicht bis ans Ende 
durchdachte Aktion verfing ſich in ihrer eigenen Ver⸗ 
worrenheit, öffnete fo der Intrigue ein weites und bes 
quemes Feld und endete praktiſch mit einem Sieg von 


Dieſe Einfluͤſſe machten ſich gleich im Beginn der 
Kriſis bemerkbar. 

Der Kriegsminiſter und die Oberſte Heeresleitung er⸗ 
baten am 6. Juli gemeinſchaftlichen Immediatvortrag 
beim Kaiſer „behufs Stellungnahme zum Vorſchlag 
Erzberger vom militaͤriſchen Standpunkte aus“. Das 
geſchah ohne vorherige materielle Fuͤhlungnahme mit 
g mir. Lediglich die Tatſache, daß ein Immediatvortrag 


2 


nachgeſucht fei, wurde mir vom Kriegsminiſter fchrift; 
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lich mitgeteilt. Da eine ausgeſprochen politiſche An⸗ 
gelegenheit behandelt werden ſollte, bat ich den Kaiſer, 
der ſich auf der Reiſe von Wien nach Berlin befand, 4 
telegraphiſch, mich zu dem Empfange der Generale zus 
zuziehen, vorher aber noch meinen Vortrag uͤber die 
allgemeine politifche Lage zu hören. Seine Majeſtaͤt kam 
am 7. mittags direkt vom Bahnhof ins Reichskanzler⸗ 
palais. Ich ſchilderte Entſtehung und bisherigen Ver⸗ 
lauf der parlamentariſchen Kriſe. Sie ſei ernſt, aber nicht 
inkurabel. Im Hinblick auf den Geiſt der Armee haͤtte 
ich noch an demſelben Vormittag im Hauptausſchuß des 
Reichstages ernſt davor gewarnt, ſich einer hoffnungs⸗ 
loſen Stimmung hinzugeben, oder dieſe gar öffentlich zu 4 
bekunden. Das trage gleichmäßig politiſcher wie mili⸗ 
taͤriſcher Auffaſſung Rechnung. Die Oberſte Heeres, 
leitung aber ſelbſt in die Reichstagswirren hineinzuziehen, 
ſei mit einheitlicher Führung der Staatsgeſchaͤfte un, 
vertraͤglich. Bei deren bekannter Gegnerſchaft gegen mich E 
koͤnne dies die Situation nur weiter zerruͤtten. Seine 
Majeſtät ſtimmte dieſen Ausfuͤhrungen zu. Am Abend 
desſelben Tages benachrichtigte mich der Chef des Zivil⸗ 
kabinetts, General Ludendorff habe bei dem inzwiſchen 
ſtattgehabten Immediatvortrag nach Erledigung mili⸗ 
taͤriſcher Angelegenheiten die Situation im Reichstag 7 
beſprechen wollen, worauf Seine Majeſtaͤt ziemlich ſcharf 
jede Einmiſchung der Heeresleitung in die vom Reichs⸗ 3 
kanzler zu fuͤhrende Politik abgewieſen habe. Beide 
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übe beralles! Wie Beutfhind Kae dne 


ift in deutſcher Aberſetzung erſchienen: 


e 
Die Verſaillen 
edensverhandlungen 


Mit dem Bild des Verfaſſers 
preis gebunden M. 26. — 
+ 


Oe . anch Staatsſekretär des Auswärtigen, Robert Lanfing, 
5 Mitglied der amerikaniſchen Friedensdelegation in Verſailles und erregte 
nit ſeinen in beträchtlichem Amfange mit Ookumenten begründeten Darlegungen 
ib e die Vorverhandlungen in Paris und ſeinem Verdammungsurteil über 
fon (The Peace Negotiations) in feinem Heimatlande gewaltiges Auf⸗ 
hen. Als Mitwirkender des großen Dramas lüftet er den Schleier über die 
1 9 die ſich hinter verſchloſſenen Türen abſpielten, und zergliedert 
peinlichſt die daran beteiligten Hauptperfonen. 


Aus dem Inhalt: 


ö ilſons Anweſenheit auf der Friedensfonferenz / Der allgemeine Völkerbunds⸗ 
Entwurf / Meine Gegenvorſchläge zum Völkerbunds⸗Entwurf / Das Gleichgewicht 
42 er Mächte im Völkerbund / Wilſons Entwurf und Lord Cecils Entwurf / Selbſt⸗ 
hbeſtimmungsrecht / Internationale Schiedsgerichtsbarkeit / Der Kommiſſionsbericht 
über den Völkerbundsplan / Die Mandate / Meinungsverſchledenheiten in der 
Voölkerbundsfrage / Das Oefenſiv⸗Bündnis mit Frankreich / Amerika hatte kein Pro⸗ 
gramm in Paris / Geheimdiplomatie / Die Schantung⸗Klauſel / Die Affäre Bullutt. 


a + 4 
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Verlag von Reimar Hobbing in Berlin Wo! 


e 


b. Bülow, Oeutſche Kor: 


e Preis gebunden M. 15.—, Volksausgabe in Pappband M. 8, = f 


5 auch nach wo dieſes Buches in den Berhältniffen in rag viel geändert 
ER u doch das Buch Fürſten geeignet, die polſtiſchen Probleme in fühlbarſte Nähe zu rüden 
Gelegenheit zu 2 5 die auswärtig⸗polliiſchen Zuſammenhänge nochmals zu überprüfen. 


b. Jagow, Arſachen u. Ausbruch des Wellregeß 


Preis gebunden M. 12.— 
Ein ſchwerwiegendes Zeugnis gegen Gefahren und Sünden der Gehelmdiplomatle, wie 75 ſeltens un 


erer 
Gegner ſeit Jahren beliebt geworden iſt und noch betrieben wird. Ein Appell an gefunden Menſchen 2 


und Gerechtigkeſtsgefühl gegenüber den ee Deuiſchlands als des Wellbrand⸗Stifters, ein 
von dringender Notwendigkeit angeſichts der unklaren und unwahren Selbſtanſchuldigungen unſe 


Hammann's Erinnerungen 


I. Aus der Zeit des neuen Kurſes (vergriffen). II. Aus der Zeil der Vorge 4 
ſchichte des Weltkrieges (vergriffen). III. um den Kaiſer (vergriffen). IV. Der 


mißverſtandene Bismarck. Zwanzig Jahre deutſcher Weltpolitik. Preis geb. M. 24. 7 
Ein wichtiges Buchwerk, das Einblick hinter die Kuliſſen der hohen Politik gewährt. Der Verfaſſer - 
der langjährige Ehef der Preffeableilung des Auswärtigen Amtes — iſt wie fein anderer vertraut mit 
allen Vorgängen der äußeren und inneren Pofitit Deutſchlands. Die Erinnerungen find eine Fundgrube 1 


politiſcher Aufſchlüſſe mit neuen fachlichen Darlegungen über wenig oder gar nicht aufgellärte Begebenheiten, 3 


Die politiſchen Berichte des Fürſten Bismarck | 


aus Petersburg und m (1859-1862). Mit 8 Bildertafeln in Runfttiefdrud. 

Herausgegeben von T. Raſchdau, Geſandter a. D. 2 Bände. Gebd. M. 50. 

Diefe Neuerſcheinung iſt ein hiſtoriſches Dokument erſten Ranges und bietet intereſſanteſte Parallelen zur 

1 58 eitgeſchichte, gleichzeitig die letzte große Lücke ſchließend, die bis heute für das deulſche Vol in 

der vollſtändigen Kenntnis der Tätigteit ſeines bedeutendſten Staatsmannes beſtanden hat. Eine un⸗ 

endliche Fülle von Stoff, Urteilen, geſchichtlichen Streiflichtern wird in dieſem hochwſchilgen, hiſtoriſch⸗ 
polltiſchen Werk geboten. 


Bismarck / Ein Lebensbild 


Illuſtriert von Arthur Kampf. Text von Dietrich Schäfer. In zwei ſchönen Folio⸗ 
bänden mit 48 Textzeichnungen und 16 Tafeln in Kunſtlichtdruck in Verbindung mit 
528 Seiten Text. Gedruckt in der Reichsdruckerei. Preis gebd. M. 50.- 


Kein Name hat ſich in der jetzigen Zeit öfter auf deutſche Lippen gedrängt als der Bismarcks. und 
keines der neueren, abgeſchloſſenen Werle, die dem Leben und dem Lebenswerk Bismarcks gewidmet 
waren, iſt wohl ſo wie dieſes imſtande, den Mann in Bismarck deutſchem Empfinden fo nahe zu rüden. 


8 nerale haͤtten ſich infolgedeſſen noch an demſelben . 
Abend nach Kreuznach zuruͤckbegeben !). | 
Die Ingerenz der Oberſten Heeresleitung war von nun 
in eine doppelte. 

Zunächſt wandte ſie ſich gegen die von Herrn Erzberger 
ropagierte Friedensreſolution. Dieſe werde, ſo be⸗ 
orgte die Oberſte Heeresleitung, als Zuſtimmung zu 
nem Verzichtfrieden, die bereits vorhandene Beun⸗ 
| ruhigung im Heere vermehren und als Zeichen innerer 
Schwache den Willen der Feinde zum Durchkaͤmpfen 
fäaäͤrken. Am 12. Juli bat der Generalfeldmarſchall den 
Kaiſer telegraphiſch, „der Reichsleitung aufzugeben, daß 
1 ſie eine ſolche Erklaͤrung des Reichstages verhindere!“ ). 
1 Schaͤrfer noch aͤußerte ſich die Oberſte Heeresleitung an 
5 demſelben Nachmittag in einer telephoniſchen Meldung 
* gan Seine Majeſtaͤt dahin, daß die Friedensreſolution 


IM 9 Dieſer Vorgang iſt in die Behauptung umgedeutet und politiſch 
5 ausgebeutet worden, ich haͤtte es hintertrieben, daß ſich die Reichstags⸗ 
1 mitglieder ihrem Wunſche entſprechend von der Oberſten Heeresleitung 
über die militaͤriſche Lage informieren ließen. Das habe ich weder getan, 
| 4 noch haͤtte ich es uͤberhaupt tun koͤnnen. Weder uͤber die Dauer des Aufent⸗ 
halts der Generale in Berlin, noch uͤber die Audienzen, die ſie waͤhrend 
4 dieſer Zeit gaben, disponierte ich. Im Großen Hauptquartier verkehrten 
fortgeſetzt Parlamentarier mit der Oberſten Heeresleitung, ohne daß ich 
mich jemals auch nur im geringſten darin einzumiſchen verſucht hätte. 
1 Durch die Abreiſe der Generale am 7. abends wurde ich perſoͤnlich uͤber⸗ 
1 raſcht. Irgendwelche Beruͤhrung mit mir haben ſie an dieſem Tage nicht 
geſucht. 

2) eudendorff, Urkunden der Oberſten Heeresleitung, S. 407. 
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„die Stoßkraft und Widerſtandsfaͤhigkeit der Armee er⸗ 
ſchuͤttern werde“ y. 4 

Von dieſem mir wortlich uͤbermittelten Urteil der 
Oberſten Heeresleitung habe ich am ſpaͤten Abend des 
12. dem Abgeordneten von Payer zur Weitergabe an 
den Ausſchuß in der ausgeſprochenen Erwartung Kennt 
nis gegeben, daß der Reichstag einem ſo gewichtigen 
Urteil, wie dem des Feldmarſchalls, Rechnung tragen 
werde. Nach meinem Abgang hat ſich die Oberſte Heere⸗ 
leitung bekanntlich mit der in einzelnen Punkten formal 3 
zwar abgeſchwaͤchten, in der Tendenz aber unverändert 
gebliebenen Reſolution abgefunden ). 1 

Waͤhrend die Oberſte Heeresleitung in dieſen Fragen | 
ſcharf gegen die Reichstagsmehrheit kaͤmpfte, betrieb fie 
gleichzeitig unter Aſſiſtenz des Reichstages den Kanzler⸗ 1 } 
wechſel. E: 
Innerhalb des Reichstages waren die Fronten in 
beiden Faͤllen allerdings nicht die gleichen. In allen 
Fragen konform mit der Oberſten Heeresleitung waren 


1) Inſonderheit nahm die Oberſte Heeresleitung Anſtoß an folgendem = 
Satz der Reſolution in ihrer damaligen Faſſung: „Mit einem ſolchen 
Frieden (einem Frieden der Verſtaͤndigung und der dauernden Verſoͤh⸗ 475 
nung der Voͤlker) ſind erzwungene Gebietserwerbungen und politiſche, Bee 
wirtſchaftliche oder finanzielle Vergewaltigungen unvereinbar.“ 925 

2) Der Abgeordnete Erzberger hatte dies in den Beratungen des Zen. 
trums über die Stellung der Fraktion zum Reichskanzler voraussagen 
können. (Mitteilung, die der Verfasser in den Text aufnehmen wollte, 
aber noch nicht endgültig formuliert hatte.) D. H. 
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nur die Konſervativen. Die Nationalliberalen nahmen 
ur Friedensreſolution keine ganz klare Stellung ein. 
Um ſo lebhafter intereſſierten ſie ſich fuͤr die Berufung 
parlamentariſcher Miniſter und fuͤr meine Beſeitigung. 
Die freiſinnige Volkspartei und die Sozialdemokraten 
waren in der Frage des Kanzlerwechſels ſchwankend, da⸗ 
gegen feſt fuͤr die Friedensreſolution engagiert. Dreh⸗ 
„ punkt war das Zentrum. Sein maßgebender Leiter, der 
Abgeordnete Erzberger, betrieb meinen von der Oberſten 
Heeresleitung gewollten Sturz mit derſelben Entſchieden⸗ 
heit, mit der er die der Oberſten Heeresleitung anſchei⸗ 
nend unertraͤgliche Friedensreſolution verfocht!). Von 
der Oberſten Heeresleitung waren bei der Ruͤckkehr des 
Feldmarſchalls von Hindenburg und des Generals 
Ludendorff nach Kreuznach am Abend des 7. Juli Dffi- 
ziere, die in der Oberſten Heeresleitung eine einflußreiche 
Stellung einnahmen, unter ihnen der Oberſtleutnant 
Bauer, in Berlin zuruͤckgeblieben. Sie hielten ſich in reger 

1) Unmittelbar nach seiner Rede am 6. Juli vereinbarte der Abgeord- 
nete Erzberger noch im Zimmer des Hauptausschusses eine Zusammen- 
kunft mit dem Abgeordneten Stresemann in seinem Bureau und teilte 
ihm hierbei schon mit, daß er dort auch den Oberstleutnant Bauer von 
der Obersten Heeresleitung treffen werde. Die Unterredung der drei Herren 
fand, wie verabredet, am 7.7. morgens statt. Als gemeinsames Ziel der 
in Fluß gebrachten Parlamentskrisis wurde ausdrücklich der Kanzler- 
wechsel aufgestellt, auch schon über die Person des Nachfolgers ver- 
handelt. (Nach Aussagen im Prozeß Erzberger—Heljferich. Eine Be- 


rücksichtigung dieser Aussagen im Texte hatte der Verfasser geplant, 
den Wortlaut aber nicht mehr festgestellt.) D. H. 
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Verbindung mit parlamentarifchen Fuͤhrern und no . 
men an Beſprechungen teil, in denen die Maßnahn en 
zu meiner Beſeitigung verabredet wurden. Am 8.2 1 1 
machten die Abgeordneten von Payer und Dr. Spe 1 k 
am 9. Juli der Abgeordnete Dr. Suͤdekum den Unter; 
ſtaatsſekretaͤr Wahnſchaffe auf die lebhafte Einwirkung 
aufmerkſam, die „ein Abgeſandter des Generals Luden⸗ 
dorff“ auf die Parteien im Sinne eines Kanzlerwechſels 
ausuͤben). Als ſich dieſer hinzog und die vier 
entſtand, ich koͤnne der Situation vielleicht doch noch 
Herr werden, wurde das Drängen energiſcher. Am 11. 
oder 12. Juli machten mir fuͤhrende Deihstagemigier 2 
die Mitteilung, in parlamentariſchen Kreiſen werde unter 
Berufung auf einen Auftrag des Generals Ludendorff 
von Offizieren verbreitet, der General halte den Krieg = 
fuͤr verloren, wenn ich Kanzler bleibe, und ſei entſchloſſen, 


1) In den Fraktionen war unter Berufung auf Mitteilungen aus der 4 
Umgebung des Generals behauptet worden: Der Reichskanzler habe Seiner 8 1 
Majestät dringend abgeraten, Parlamentarier in die Regierung aufzu- 1 
nehmen, weil dies eine Verkürzung der Kronrechte bedeute. Dies wider-. 
spreche der Meinung des Generals Ludendorff, der eine Beteiligung ds 
Parlaments an der Regierung für erwünscht halte. Der Unterstaats- 
sekretär erklärte den Abgeordneten, er halte es für undenkbar, daß der- 
artige Mitteilungen vom General Ludendorff stammten, und erbat von 
diesem sofort die telegraphische Ermächtigung, sie auch in seinem Namen 
zu dementieren. Der General erwiderte, daß ihn die Sache nichts angehe 
und daß er sich nicht um politischen Klatsch bekümmern könne. (De- 
peschenwechsel des Unterstaatssekretärs Wahnschaffe mit dem General 
Ludendorff.) D. H. 
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in dieſem Falle ſelbſt den Abſchied zu nehmen. Der 
Fuhrer der Nationalliberalen erklaͤtte dem Staats⸗ 
i ſekretaͤr Helfferich ſogar, er ſei genoͤtigt, ſeiner Fraktion 
eine Mitteilung gleichen Inhalts zu machen y. 
Geeneral Ludendorff, vom Unterſtaatsſekretaͤr Wahn⸗ 
ſchaffe auf dieſe Vorgaͤnge aufmerkſam gemacht, ſtellte 
in Abrede, zu irgend jemand Boten geſchickt oder den 
erwaͤhnten Auftrag erteilt zu haben. Es bleibt alſo nur 
die Annahme übrig, daß Oberſtleutnant Bauer eigen⸗ 
maͤchtig agiert hat, in feiner Aktion aber von der Ober⸗ 
ſten Heeresleitung, obwohl fie avertiert war, nicht be⸗ 
hindert worden iſt. | 
Die Ruͤckwirkung auf die Parteien war durchſchlagend. 
UAlnter den Gründen der Bekaͤmpfung meiner Kanzler⸗ 
ſchaft figurierte auch die Behauptung, meine Perſon ſei 
ein Friedenshindernis. Auch das Zentrum, das wie 
: häufig, fo auch jetzt die parlamentariſche Entſcheidung in 
der Hand hatte, befaßte ſich mit dieſem Thema. Es ließ 
indeſſen noch am rr. Juli durch Herrn Fehrenbach er⸗ 
klaͤren, im Augenblick keinen Grund fuͤr einen Kanzler⸗ 
wechſel zu erkennen. Sollten Ereigniſſe eintreten, die 
mich als ein Hindernis fuͤr Friedensverhandlungen er⸗ 
ſcheinen ließen, ſo vertraue das Zentrum, daß ich dann 
aus eigener Entſchließung zuruͤcktreten werde. Über 
Nacht drehte ſich der Wind. Am ı2. beſchloß dieſelbe 


9 Helfferich, Der Weltkrieg, Band 3, S. 125. 
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Fraktion des „ gegen nur wenige Stimmen, 
es muͤſſe in meiner weiteren Kanzlerſchaft eine Erſchwer⸗ 
nis für die Herbeifuͤhrung des Friedens erblicken und 
habe deshalb keine Veranlaſſung, mich zu halten. 4 
Waͤhrend dieſer Zeit hatte auch der Kronprinz aktiv 1 
in die Vorgaͤnge eingegriffen. Bei ſeiner Ankunft in 4 
Berlin am 1x. Juli hatte er zunaͤchſt mit dem Kriege, 
miniſter von Stein und dem Oberſtleutnant Bauer, die 
beide energiſch auf den Kanzlerwechſel hinarbeiteten, 
konferiert. Nach ſeiner Ausſprache mit Seiner Majeſtaͤt 4 25 
dem Kaiſer und darauf mit mir ſuchte ſich der Kronprinz f | 
bei preußiſchen Miniſtern und bei den diplomatiſchen 
Vertretern Oſterreichs und Bulgariens ſowohl über die 
aͤußere wie über die innere Situation weiter zu infor⸗ 
mieren. Darauf wandte er ſich an die Parlamentarier. 
Am 12. morgens wurden Vertreter ſaͤmtlicher Reichs⸗ 
tagsparteien in das Palais des Kronprinzen gebeten, 
um ſich uͤber ihre Stellung zu mir zu aͤußern. Die Kon⸗ 
ſervativen, die Nationalliberalen und das Zentrum lehn⸗ 
ten kategoriſch jede weitere Zuſammenarbeit mit mir ab, 
die Freiſinnigen erklaͤrten, mich bedingt unterſtuͤtzen, die 
Sozialdemokraten, mich fo lange halten zu wollen, als 
ich ihren Forderungen nachkomme und kein Hindernis 
fuͤr einen Scheidemannfrieden bilde. Der Oberſtleutnant 
Bauer führte in einem Nebenraum das Protokoll:). 


1) Das Protokoll iſt in Ludendorff, Urkunden der Oberſten Heeres⸗ 
leitung, S. 408 ff., abgedruckt. 
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um jeden von mir etwa herbeizufuͤhrenden Umſchwung 
ganz unmöglich zu machen, ließ ſich der Kronprinz am 13. 
fruͤh die Stellungnahme der Konſervativen, der National; 
liberalen und des Zentrums auch noch ſchriftlich be⸗ 
ſtaͤtigen. 

Diͤe Entſcheidung war aber inzwiſchen bereits ges 
fallen. 

Am Nachmittag des 12. war ich zum Vortrag beim 
IE Kaiſer in Schloß Bellevue. Seine Majeſtaͤt erörterte mit 
mir zunaͤchſt die Frage der Friedensreſolution, deren 
Tenor er telephoniſch der Oberſten Heeresleitung mit⸗ 
teilen ließ. Das darauf einlaufende Gutachten des 
Generalfeldmarſchalls von Hindenburg iſt vorhin mit; 
geteilt. Noch vor Abſchluß dieſer Sache meldete der Chef 
des Militaͤrkabinetts Seiner Majeſtaͤt, daß nach einer 
ſoeben aus Kreuznach telephoniſch eingetroffenen Nach⸗ 
richt Abſchiedsgeſuche des Generalfeldmarſchalls von 
Hindenburg und des Generals Ludendorff unterwegs 
ſeien. Der Abſchied werde damit begruͤndet, daß beide 
Generale mit mir als Kanzler nicht arbeiten koͤnnten. 
Hinzugefuͤgt habe bei Übermittlung der Nachricht der 
Oberſt von Marſchall, General Ludendorff ſei entſchloſ⸗ 
ſen, diesmal nicht nachzugeben, ſondern unter allen Um⸗ 
ſtaͤnden auf ſeinem Willen zu beſtehen. Auf die erſtattete 
Meldung kennzeichnete Seine Majeſtaͤt in meiner Gegen⸗ 
wart ſcharf und bitter die unertraͤgliche Stellung, in die 


4 er als Monarch durch dieſes Ultimatum feiner oberften 
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Generale gedrängt werden ſolle. Er befahl deren ſchleu⸗ i 
niges Kommen nach Berlin. Meinerſeits erklärte ich, J 
daß eine Entlaſſung der beiden ſo verdienſtreichen und 
von dem einmuͤtigen Vertrauen der Nation getragenen 
Heerfuͤhrer ſelbſtverſtaͤndlich ausgeſchloſſen fei, und ber 
endete meinen Vortrag. Am naͤchſten Morgen reichte 
ich mein Abſchiedsgeſuch ein. Um dem Kaiſer wenigſtens 
formal die Möglichkeit zu geben, meinen Ruͤcktritt un 
abhaͤngig von dem Ultimatum der Generale zu bewil⸗ 
ligen, nahm ich auf dieſes uͤberhaupt keinen Bezug, ſon⸗ 
dern motivierte mein Geſuch lediglich mit der parlamen⸗ 
tariſchen Konſtellation. Tatſaͤchlich hat denn auch der 
Kaiſer beiden Heerfuͤhrern, noch bevor ſie auf ihr eigenes 1 
Abſchiedsgeſuch zu ſprechen kamen, mitgeteilt, ich habe 
den Abſchied erbeten und bewilligt erhalten. 1 

Mit der Beſtellung des Herrn Michaelis zu meinem 
Nachfolger habe ich nichts zu tun gehabt. 4 


* * 


Gegenüber?) dem ungeheuren Schickſal, dem wir ver⸗ \ 
fallen find, iſt die Julikriſis eine armſelige Nichtigkeit. 
Im Moment ſelbſt hatte ſie ihre Bedeutung. Das auf 1 


1) Nicht mehr überarbeiteter und unbeendeter Entwurf einer Schluß- ® 
betrachtung. D. H. Be 
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die Mitwirkung des Parlamentes geſtuͤtzte Ultimatum 
der Generale erſchuͤtterte die Staatsdiſziplin und ver⸗ 
ſetzte dem Träger der Krone einen harten Stoß. Der 
Parlamentarismus machte, unterſtuͤtzt vom Militaͤr und 
vom Erben der Krone, einen Schritt vorwaͤrts. Aber 
der Reichstag begnuͤgte ſich mit der Beſeitigung des ihm 
mißliebigen Kanzlers. Fortführung der Politik im Sinne 
ſeiner Mehrheit ſicherte er ſich nicht. Auch bei den fol⸗ 
genden Kanzlerwechſeln iſt die Parlamentariſierung 
aͤußere Form ohne materielle Wirkung geblieben. Über; 
1 all war die letzte Entſcheidung auf die Heeresleitung uͤber⸗ 
i gegangen. | | 
Nach außen konnten die Zuckungen der Julikriſis, ihre 

Halbheiten und Widerſpruͤche nur verwirrend wirken. 
Die Feinde ſahen auf der einen Seite eine Reichstags⸗ 
mehrheit ſich auf eine panikartig entſtandene und von 
der Heeresleitung leidenſchaftlich bekampfte Friedens⸗ 
1 reſolution verpflichten, auf der anderen Seite dieſelbe 
Heeresleitung als unumſtrittene Siegerin aus einem er⸗ 

g regten und undurchſichtigen Kampfe hervorgehen. Was 
; die Reichstags mehrheit, was auch der von der Notwendig; 
5 keit eines Verſtaͤndigungsfriedens abſolut uͤberzeugte 
Kronprinz gerade wegen der Ruͤckwirkung auf die Feinde 
ſtreng vermieden wiſſen wollte, die entſcheidende Beein⸗ 
1 fluſſung der Politik durch Militarismus und Annexionis⸗ 
mus, war das tatſaͤchliche Fazit. Größte Phaſen des 
Krieges, den paͤpſtlichen Friedensſchritt, das definitive 
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Ausſcheiden Rußlands und Rumäniens aus der Rei 
unſerer Feinde, die große Offenſive des Jahres I 
hat Deutfchland unter dem Regime ducchgei | 
feine Volksvertretung dars Machtoollkom 
holfen ai 
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1. Der oͤſterreichiſch⸗ſerbiſche Streit. 


DOenkſchrift des Reichskanzlers a. D. von Bethmann Hollweg 
aus ſeiner an den 1. Unterausſchuß des Unterſuchungsausſchuſſes 
eerſtatteten Auskunft!). 


| 4 Das Urteil über unfere Behandlung der oͤſterreichiſchen An⸗ 
trage vom 5. Juli 1914 haͤngt weſentlich davon ab, welcher 
W ert der Erhaltung der oͤſterreichiſch⸗ungariſchen Großmacht⸗ 
N ſtellung beizumeſſen war. Die Notwendigkeit eines ſtarken Oſter⸗ 
reich iſt von deutſchen Staatsmaͤnnern fo oft und nachdruͤcklich 
1 sgeſprochen worden, daß ein feſter Grundſatz unſerer aus⸗ 
artigen Politik als vorliegend anerkannt werden wird. Fuͤrſt 
Bismarck iſt auch in der Zeit, wo er im Abſchluß des Ruͤckverſiche⸗ 
kungsvertrages den ruſſiſchen Balkanwuͤnſchen Entgegenkommen 
| bewies, nicht von der Auffaſſung abgewichen, daß „die Exiſtenz 
N Oſterreich⸗Ungarns als einer ſtarken und unabhaͤngigen Groß⸗ 


8 


3 


| macht fuͤr Deutſchland eine Notwendigkeit“ ſei, ja „eine Not⸗ 
wendigkeit allererſten Ranges“), die uns gebieten wuͤrde, ſelbſt 
it der Waffe für die Aufrechterhaltung dieſes Zuſtandes ein⸗ 
kreten. Die Nachfolger des Fuͤrſten Bismarck waren auf ein 
indnisfaͤhiges Oſterreich um fo mehr angewieſen, je weiter ſich 
e gegneriſche Koalition, die Sorge des Reichsgruͤnders, ent⸗ 
kelte und befeſtigte. Als Fuͤrſt Bülow waͤhrend der Annexions⸗ 
fe 1908 / og „das deutſche Schwert in die Wagſchale der euro⸗ 


Y Beilagen zu den ſtenographiſchen Berichten des Unterſuchungsausſchuſſes, 
1. Unterausſchuß Nr. 1, Zur Vorgeſchichte des Weltkrieges, S. 12— 23, 
9 Brief an Lord Salisbury vom 22. November 1887. 
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päifchen Entſcheidung“ ) warf, als ich während der Balkankriſe 
1912/13 unſere Entſchloſſenheit ausſprach, unſerem Bundes⸗ 
genoſſen bei der Verfolgung ſeiner legitimen Intereſſen zur Seite 
zu ſtehen ?), ging es um dieſes von Bismarck aufgeſtellte Prinzip. 
Eine Bedrohung der Unabhaͤngigkeit Oſterreichs gefährdete unfere N 
eigene Weltſtellung und zwang uns unſeren politiſchen Kurs auf. 
Es wird nicht nachgewieſen werden koͤnnen, daß die Wahrung | 
der oͤſterreichiſchen Machtſtellung für uns im Jahre 1914 von 
minderer Bedeutung geweſen waͤre als zuvor. Die Anſchauung, 
daß Oſterreich⸗ungarn ein zum Sterben verdammter Staat, ja 
bereits eine Leiche ſei, und daß es Deutſchland als Pflicht der 
Selbſterhaltung betrachten muͤſſe, ſein Schickſal von dem ſeines 
alten Bundesgenoſſen zu trennen, iſt zwar mehrfach vertreten 
worden, ließ aber die entſcheidenden Momente außer acht. Die 
Abwendung von Sſterreich haͤtte uns keine neuen Freunde vers 
ſchafft. Der Saſſonowſche Wink: „Lächez l’Autriche et nous 
lächerons la France“ hatte doch nur den Wert eines gelegentz 
lichen Apergus ohne die Möglichkeit politiſcher Konſequenzen. 
Oſterreich aber wäre in die Lage gekommen, neue Freunde zu 
waͤhlen, es haͤtte bei den Weſtmaͤchten offene Arme gefunden. 
Das angeblich ſterbende Oſterreich würde ſich als für die Zwecke 
der Einkreiſungspolitik lebenskraͤftig genug erwieſen haben, und 
die Iſolierung des Deutſchen Reiches waͤre vollendet geweſen. 
Für den Gedanken einer deutſch⸗ruſſiſchen Aufteilung Oſterreich⸗ 5 
Ungarns, der gelegentlich aufgetaucht iſt, waͤre nicht nur die 
oͤffentliche Meinung Deutſchlands unzugaͤnglich geweſen, er haͤtte 
auch realpolitiſch die ſlawiſchen Probleme in einer für Deutſchland 
unertraͤglichen und dauernd den Frieden mit Rußland aus⸗ 
ſchließenden Weiſe verſchoben. Fuͤr Deutſchland gab es keine 


) Fuͤrſt von Buͤlow, Oeutſche Politik, Seite 60. 
2) Rede im Reichstag vom 3. Dezember 1912. 
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ichkeiten von Optionen. Die Weltlage war ſtarr geworden 
hatte ſich ſeit den beiden letzten Balkankriſen auf der all⸗ 
in unveraͤnderten Baſis nur inſofern weiter entwickelt, als 
deutſchfeindliche Koalition nach dem Anſchluß Englands an 
n ruſſiſch⸗franzoͤſiſchen Zweibund in ihren Abſprachen und Vor⸗ 
er tungen eine diplomatiſch und militärifch gebundene Konz 
gewonnen hatte. Ein Ruͤckzug aus unſerer bisher, trotz 
ai Kriegsriſikos, feſtgehaltenen Pofition mit der Preisgabe 
Oſterreich⸗Ungarns haͤtte den kampfloſen Abbau unſerer eigenen 
. Be tellung bedeutet. Indem wir Oſterreich in der neuen Kriſe 
undestreue Haltung zuſicherten, nahmen wir ein deutſches Inter⸗ 
ef wahr, das anerkannte Intereſſe der Erhaltung Oſterreich⸗ 
Ur Ungarns als buͤndnisfaͤhiger Großmacht. 
u War die oͤſterreichiſche Großmachtſtellung bedroht? Von 1902 
5 3 1908 konnte Oſterreich noch in der mazedoniſchen Frage als 
Partner Rußlands auf dem Balkan auftreten. Es war die Zeit 
des gemeinſamen mazedoniſchen Reformplanes von 1902, des 
Mürzſteger Programms von 1903, die Zeit, wo Rußland zunächft 
wegen ſeiner oſtaſiatiſchen Plaͤne das balkaniſche Feuer klein zu 
halten wuͤnſchte und mit der nicht beſonders aktiven Balkan⸗ 
politik des Grafen Goluchowsky ein Auskommen ſuchte und fand. 
Obwohl Rußland freilich auch in diefen Jahren am Balkan nicht 
ganz ſtille ſaß, vermochte ſich Oſterreich⸗Ungarn waͤhrend der 
Periode Graf Lambsdorff⸗Graf Goluchowsky dort zu behaupten. 
1908 ſetzte dann mit Iswolski und Ahrenthal von beiden Seiten 
eine lebhafte Tätigkeit am Balkan ein, als Iswolski in Buchlau 
die Dardanellenfrage aufwarf und Ahrenthal die Gelegenheit 
wahrnahm, um eine durch die politiſche Veraͤnderung in der 
Turkei nötig gewordene Klärung der Stellung Oſterreichs in 
Bosnien herbeizuführen. Zuerſt iſt die oͤſterreichiſche Politik dank 
der fortdauernden militärifchen Gebundenheit Rußlands in der 
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Vorhand. Die gemeinſame mazedonifche Aktion nimmt ihr Ende, 
nachdem Baron von Ahrenthal im Januar 1908 den Bau der 
Sandſchakbahn angekuͤndigt hat. Dies Zeichen oͤſterreichiſcher 
Aktivitat wird in Serbien ſofort mit gewaltigem Lärm beant⸗ 
wortet. Herr von Iswolski aber verſtaͤndigt ſich in Reval mit 
den engliſchen Staatsmaͤnnern uͤber ein mazedoniſches Programm. 
Und als am 5. Oktober 1908 die Annexion von Bosnien und 
der Herzegowina ausgeſprochen wird, tritt England offen gegen 
Oſterreich auf. Die Entente hat ſich auch am Balkan gefunden. 
Sie iſt jedoch in ihrer Stoßkraft noch durch mancherlei Ruͤckſichten 
behindert. Iswolski laͤßt zwar den panſlawiſtiſchen Chorus un⸗ 
gehemmt raſen, iſt aber ſelber zu einer politiſchen Aktion nicht 
imſtande. Die militaͤriſche Lage zwingt Rußland, kurz zu treten. 
England iſt zwar nicht bereit, Iswolskis Wuͤnſche in den Dar⸗ 
danellen zu befriedigen, blaͤſt aber fo ſtark ins Feuer, daß ſogar 
von Paris zur Vorſicht gemahnt wird. 3 
So endigt ſchließlich, da Oſterreich und Deutſchland feſt zu⸗ 
ſammenhalten, die Kriſe mit einem klaren diplomatiſchen Erfolge 
Öſterreichs und einer perſoͤnlichen Niederlage Iswolskis. Trotz⸗ a 8 
dem wird die Bilanz durch die Ergebniſſe der Kriſis zuungunſten 
der Mittelmaͤchte erheblich belaſtet. Der Balkan iſt wieder Mittels 1 
punkt der europaͤiſchen Aufmerkſamkeit geworden. Es hat ſich 
gezeigt, daß die Entente hier noch eine offene Front beſitzt. Die 
Vorſtellung, daß die Einkreiſungspolitik an den harten Tatſachen 1 
geſcheitert ſei, erweiſt ſich im weiteren Gang der Dinge als irrig. x 
Die Entente fegt vielmehr einen neuen Hebel an, indem fie ih 
in ſteigendem Maße in das Nachbarverhaͤltnis Serbiens zu 
Hfterreich einmiſcht. Die großſerbiſchen Pläne finden an Rußland ; 
offenkundigen Ruͤckhalt und damit bei den Weſtmaͤchten jedenfalls 
keine klare Zuruͤckweiſung. Die ſuͤdſlawiſche Frage wird ein 
Gegenſtand aktiver Ententepolitik. Einer der ſchaͤrfſten Treiber 
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von jetzt ab Iswolski. Seine diplomatiſche Niederlage hatte 
zum unbedingten Gegner Hſterreich⸗Ungarns gemacht und 
an zu einem der Väter des Weltkrieges. Die von ihm 
e Außerung „c'est ma petite guerre“ mag richtig oder 
6 fen, jedenfalls ſtimmt fie genau zu feiner Pariſer Berichts 
5 ſtattung in den entſcheidenden Tagen, über die wir aus den 
P lſchewiſtiſchen Veroͤffentlichungen Kenntnis erlangt haben. 

Ich greife auf die Entwicklung des Verhaͤltniſſes zwiſchen 
ſterreich und Serbien zuruͤck. Das Jahr 1903, die Beſeitigung 
der Obrenowitſch und die Erhöhung der Karageorgewitſch auf 
den ſerbiſchen Thron, bildet in dieſer Entwicklung einen radikalen 
Einſchnitt. Schon auf dem Wege nach Belgrad wird König Peter 
auf oͤſterreichiſchem Boden mit dem demonſtrativen Ruf begrüßt: 
„Heil dem König von Kroatien!“ Die fortſchreitende Radikali⸗ 
ſterung der ſuͤdſlawiſchen Bewegung wird an zahlloſen Zeichen 
gemeſſen. Darüber beſteht eine reichhaltige Literatur, die dartut, 
| wie weit die Gefahr ſchon in der Zeit der Annexionskriſe 1909 
fortgeſchritten iſt. Die ſerbiſche Regierung bekannte ſich zu einem 
Programm, deſſen Durchführung die Zertruͤmmerung Oſterreichs 
| bedeutete. In einer auf Veranlaſſung von Paſchitſch verfaßten 
| Denkſchrift war ſchon 1904 als weſentlichſter Programmpunkt der 
Propaganda formuliert: „Agitation in Bosnien behufs An⸗ 
ſchluſſes an Serbien. Diskreditierung der dortigen oͤſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Adminiſtration durch ſyſtematiſche publiziſtiſche Pros 
4 paganda und Naͤhrung der Unzufriedenheit der orthodoxen und 
mohammedaniſchen Bevoͤlkerung Bosniens und der Herzego⸗ 
wine”), Zu Neujahr 1909 verſtieg fi der damalige ſerbiſche 
Miniſter des Auswärtigen, Milowanowitſch, in der Skupſchtina 
nu der Außerung: „Oſterreich muß aufhören, ein Balkanſtaat zu 


5 ) Näheres bei Mandl, Oſterreich⸗Ungarn und Serbien, Seite ı5f. 
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fein.“ Der Führer der Altradikalen, Protitſch, ging noch weiter: 
„Zwiſchen uns und Oſterreich⸗Ungarn kann es nur dann Frieden 
und gute Nachbarſchaft geben, wenn Oſterreich⸗Ungarn darauf 
verzichtet, eine Großmacht zu ſein“ ). Die nationalen Aſpirationen 
der Serben beſchraͤnkten ſich nicht auf Bosnien, ſie griffen auch 1 
auf Kroatien und Dalmatien, ſelbſt auf Krain uͤber. Das Treiben 
der Serben wurde ſo wild, daß ſelbſt der Pariſer „Temps“ von 
„unertraͤglichen“ Provokationen ſprach. Nur widerwillig fügte 
ſich Serbien den Maͤchten, die damals zu den letzten Konſequenzen 
nicht entſchloſſen waren, indem es ſich Hſterreich-Ungarn gegen⸗ 
über verpflichtete (31. Marz 1909), „die Richtung feiner gegen⸗ 
waͤrtigen Politik gegen Oſterreich⸗Ungarn zu aͤndern und künftige x 
hin mit dieſem letzteren auf dem Fuße freundnachbarlicher Be⸗ 
ziehungen zu leben.“ In der tatſaͤchlichen Haltung Serbiens aber aͤnderte 
dieſe Erklaͤrung nicht das mindeſte, vielmehr gingen die Wuͤhlereien 
in den ſlawiſchen Gebieten Oſterreich⸗ Ungarns unvermindert fort. 1 

Die Organe der großſerbiſchen Propaganda ſind, wie bekannt, 
vornehmlich in der Narodna Odbrana vereinigt geweſen, die im 
engſten Einvernehmen mit der ſerbiſchen Regierung und in Ver⸗ 2 
bindung mit einem ganzen Netz von Vereinen und Vertrauten E 
die Revolutionierung der oͤſterreichiſchen Suͤdſlawen mit allen 
Mitteln geheimer Organiſation betrieb. Man arbeitete beſonders 5 
in der Studentenſchaft und an den Mittelſchulen. Der Jugend⸗ 3 
bund der Omladina war ſchon aͤlteren Urſprungs. Die Zentrale 
aller dieſer Beſtrebungen lag in Belgrad. Die ſerbiſche Regierung 
hat ſelbſt zugegeben, daß ſie ſeit 1903 alle Faͤden der unitariſchen 
Bewegung in SEſterreich⸗Ungarn in Händen hielt). Der politiſche 
Mord wurde innerhalb dieſer Organiſationen als erlaubtes Mittel 


1) Zitiert bei Th. v. Sosnosky, Die Balkanpolitik Oſterreich⸗Ungarns, Bd. II, 1 
Seite 204f. 5 
2) Mandl, Die Habsburger und die ſerbiſche Frage, S. 97, bringt die Belege. 
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im Kampfe um die ſerbiſche Einheit propagiert. Von 1910 ab 
folgten ſich die Anfälle auf prominente und beſonders verhaßte 
Perſonlichkeiten mit kurzen Unterbrechungen). Die Angreifer 
waren junge Fanatiker, die in unzweifelhafter Verbindung mit 
der Belgrader Zentrale ſtanden. Es waren dieſelben Kreiſe, aus 
denen die jungen Leute ſtammten, die 1914 mit ſerbiſchen Bomben 
die Mordtat an dem Erzherzog Franz Ferdinand vollbracht haben. 
Bemerkenswert iſt, daß ein franzoͤſiſcher Schriftſteller während 
| 1 des Krieges in einem Buche uͤber Serbien folgendes mitteilt: 

„Herr Paſchitſch verſuchte heimlich den Ballplatz zu verſtaͤndigen, 
daß ſich der Erzherzog durch ſeine Reiſe nach Bosnien Gefahren 
ausſetze. Am 2x. Juni teilte der ſerbiſche Geſandte in Wien dem 
Miniſterium in Wien mit, daß die ſerbiſche Regierung Grund zu 
glauben habe, daß ſich ein Konflikt in Bosnien organiſiert haͤtte. 
Der Kanzler legte auf dieſen Wink keinen Wert.“ Vom Grafen 
Berchtold iſt ſpaͤter feſtgeſtellt worden, daß der ſerbiſche Geſandte 
in Wien dieſe Demarche niemals ausgefuͤhrt hat, wobei natuͤrlich 
offen bleibt, ob er einen Auftrag von Paſchitſch erhalten und 
ignoriert hat?). Ob nun Paſchitſch vorher von dem Serajewoer 
Attentat unterrichtet war oder nicht, jedenfalls hat er nach dem 
Morde bis zur Überreichung der oͤſterreichiſchen Note nichts getan, 
um Sſterreich eine Suͤhne zu bieten. Die ſerbiſche Preſſe erging 
ſich in ſchlecht verhehltem Jubel uͤber den Tod des oͤſterreichiſchen 
Thronfolgers. 

Wie wenig die Entente gewillt war, Sfterreich feinen Erfolg 
aus der Annexionskriſe in Ruhe genießen zu laſſen, daruͤber haben 
uns die in den ſerbiſchen Staatsarchiven gefundenen Dokumente 


) Eine Lifte der Attentate auf die „Satrapen der Habsburger Herren“ gibt u. a. 
Koſſitſch, Die Suͤdſlawenfrage, S. 40f. 

2) Naͤheres berichtet hieruͤber Mandl, Die Habsburger und die ſerbiſche Frage, 
S. ı50ff. 
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belehrt). Aus allen Hauptſtaͤdten der Entente liegen Beweis 
finde dafur vor, wie man mit den nun einmal durch die Umſtände 
gebotenen Mahnungen zur Ruhe die ſerbiſchen Emiſſaͤre zugleich 
mit nicht mißzuverſtehenden Troͤſtungen auf eine nahe Zukunft 


nach Hauſe geſchickt hat. Auch das iſt bezeichnend, daß die fer, 
biſchen Geſandten ganz unverbluͤmt mit den Staatsmaͤnnern der 
Entente von der Notwendigkeit nahen Krieges ſprechen durften). 
England ſuchte ſchon unmittelbar nach der Annexionskriſe eine 


Verſtaͤndigung zwiſchen Serbien und Bulgarien herbeizufuͤhren). 
Iswolski aber betrachtete die Schaffung des Balkanbundes als 
ſeine wichtigſte Aufgabe. Der Wechſel im Petersburger Miniſterium 
des Außern und die Überſiedlung Iswolskis in die Parifer Bot⸗ 
ſchaft änderten in dieſen Tendenzen nichts. Paris und Peters⸗ 
burg arbeiteten nur noch beſſer Hand in Hand, beſonders von dem 4 
Tage ab, wo Poincaré am Quai d’Drfay einzog. Um aus den 


ſerbiſchen Akten ein Echo dieſer ſchaͤrferen franzoͤſiſchen Stimmun⸗ 


gen wiederzugeben, ſei ein Bericht aus London vom September 
1911 erwaͤhnt, nach dem Paul Cambon damals den großen Krieg 
für 1914 oder 1915 in Ausſicht ſtellte). Daß Rußland im Herbſt 
1909 in Racconigi eine Verſtändigung mit Italien herbeifuͤhrte, 
die den Italienern fuͤr ihre Zuſtimmung zur Offnung der Dar⸗ 


danellen freie Hand für Tripolis gab, war im Geſamtgewebe der 


ruſſiſchen Diplomatie von Bedeutung. Der Charakter dieſer 


Entrevue wurde, wie erinnerlich, den Oſterreichern dadurch kennt⸗ 
lich gemacht, daß man den Zaren mit einem weiten Umweg unter 
Vermeidung oͤſterreichiſchen Gebietes nach Racconigi fahren ließ. 
Es dauerte noch zwei Jahre, bis Italien auf die ausgeſtellten 
9) Weißbuch, betreffend die Verantwortlichkeit der Urheber am Klebe, Große 
Ausgabe, Seite 73 ff. (Oktavausgabe S. 93 ff.) 
2) Ebenda, S. 83 ff. (Oktavausgabe S. 103 ff.) 


3) Ebenda, S. 97. (Oktavausgabe S. 115 f.) 
4) Ebenda, S. rox. (Oktavausgabe S. 120.) 
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sechfel zog. Das Faktum bleibt im Vergleich mit der Haltung 
der Entente zu dem oͤſterreichiſchen Ultimatum bemerkenswert, 
ß dieſelben Maͤchte an der Eroͤffnung des Tripoliskrieges nach 
einem ſcharfen 24ſtuͤndigen Ultimatum, das den Raubkrieg nicht 
verhuͤllte, keinen beſonderen Anſtoß nahmen. Im uͤbrigen in⸗ 
reſſiert der Tripoliskrieg in dieſem Zuſammenhange nur inſofern, 
. als er das Vorſpiel zu den Balkankriegen bildet, nach deren Ab⸗ 
ſchluß die radikale Umgeſtaltung der Balkanlage zuungunſten 
Oſterreichs vollzogen war. | 
Die Geſchichte des Balkanbundes laßt die wachſende Bedrohung 
Oſterreichs deutlich erkennen. Die ruſſiſche Diplomatie hatte den 
Balkanbund urſpruͤnglich als eine Vereinigung aller Balkan⸗ 
maͤchte mit Einſchluß der Tuͤrkei in Front gegen Oſterreich gedacht. 
Die Entwicklung ging dann einen anderen Gang, und das erſte 
Glied im Bunde, der ſerbiſch⸗bulgariſche Vertrag, war auf An⸗ 
eignung tuͤrkiſchen Gebietes gerichtet. Er ſtellte aber auch die 
Verpflichtung Bulgariens feſt, den Serben fuͤr den Fall eines 
bllterreichiſchen Angriffs oder eines Einmarſches in den Sand⸗ 
ſchak Novibazar mit 200 oe Mann zu Hilfe zu kommen. Die 
ſtarke Defenſivfront dieſes Vertrages gegen ſterreich ſollte ſich 
nach ſerbiſcher Anſicht in eine Offen ſivfront verwandeln, die Auf⸗ 
teilung der Tuͤrkei ſollte nur die erſte Etappe ſein, der der Vor⸗ 
marſch gegen Oſterreich zu folgen haͤtte. Vor den Mittel maͤchten 
hat man dies Abkommen geheim zu halten verſucht, und Herr 
Saſſonow hat, als ihn der Staatsſekretaͤr von Kiderlen in Kennt⸗ 
nis der Vorgaͤnge bei ſeinem damaligen Aufenthalt in Berlin 
auf den Vertrag anſprach, fein Herz nicht geoͤffnet. Der engliſche 
Geſandte in Sofia hatte von dem Abſchluß ſofort vertrauliche 
Mitteilung durch die Beteiligten erhalten. Und die franzoͤſiſche 
Regierung iſt von Anfang an in die Buͤndnisverhandlungen ein⸗ 
geweiht geweſen. 
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Im Herbft des Jahres 1912 hat Rußland auf Drängen Frank⸗ = 
reichs in London von dem ſerbiſch⸗bulgariſchen Abkommen und 


ſeiner eigenen Mitwirkung amtlich Mitteilung gemacht. Es iſt 


nicht bekannt, daß England irgendwelche Einwendungen gegen a 
den Inhalt und Zweck dieſer Abmachung erhoben hätte. Vielmehr 
hat ſich gerade um dieſe Zeit jener Vorgang in Balmoral abge⸗ 3 
fpielt, über den Saſſonow an den Zaren mit den Worten berichtet: 
„Grey erklärte, ohne zu ſchwanken, daß, wenn die in Frage 
ſtehenden Umſtaͤnde (d. h. der europaͤiſche Krieg) eingetreten ſein 4 


wuͤrden, England alles daran ſetzen wuͤrde, um der deutſchen 1 : 


Machtſtellung den fuͤhlbarſten Schlag zuzufuͤgen.“ Und gleich 4 


zeitig fiel die Außerung des Koͤnigs, die nach Saſſonows Bericht 


in dem Satze ausklang: „We shall sink every single German 4 


merchant-ship we shall get hold of!“ ). Betont zu werden ver⸗ 
dient, daß England ſeine Kriegsteilnahme gegen Deutſchland in 
Ausſicht ſtellte ganz ohne Ruͤckſicht darauf, durch weſſen Schuld = 


der Krieg entſtehen wuͤrde. Welche erhebliche Bedeutung man in f 
Frankreich für den Fall eines großen Zuſammenſtoßes einer 


Diverſion der vereinigten Kräfte der Balkanſtaaten gegen Öfterreich = 
Ungarn beimaß, ergibt ſich aus einem Bericht Iswolskis vom E | 


30. Auguſt (12. September) 1912, wonach Poincaré ihm mitteilte, 3 
daß die franzoͤſiſchen Militärs die Chancen Rußlands und Frank 
reichs fuͤr dieſen Fall u. a. mit Ruͤckſicht auf jene Diverſion 


„aberaus optimiſtiſch“ beurteilten). Die große Gefahr der 


Balkankombination, wie ſie durch die Entente weitſichtig ge⸗ 
ſchaffen worden war, iſt damit ausgeſprochen. 

Als der Balkankrieg ausgebrochen iſt, tritt Frankreich⸗Kußland 
ſofort mit der Formel des desinteressement absolu auf den Plan, 
um jedes Eingreifen Oſterreichs abzuſchneiden. Der Kern der 


) Weißbuch, betr. die Verantwortlichkeit uſw., S. 175f. (Oktavausgabe S. 194f.) 
2) Ebenda, S. 132. (Oktavausgabe S. 149.) 
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diplomatiſchen Kämpfe, die gleichzeitig mit der bewaffneten Aus⸗ 
5 einanderſetzung der Balkanvoͤlker von und zwiſchen den Groß⸗ 
maͤchten geführt wurden, war ein doppelter: einmal war es 
Rußlands erfolgreiches Bemuͤhen, im Hinblick auf ſeine eigenen 
Dardanellenplaͤne die ſiegreichen Balkanheere von Konſtantinopel 
fernzuhalten; ſodann ging es darum, Sſterreich und feinen Ein⸗ 
fluß vom Balkan zu eliminieren. Dieſer Tendenz ſetzte Oſterreich 
ſeinen Anſpruch entgegen, „daß die legitimen Intereſſen der 
Monarchie durch eine Neuregelung der Dinge keinen Schaden 
erleiden duͤrften“). Und es gelang immerhin noch einmal durch 
den Einſatz der deutſchen Hilfe, in den adriatiſchen Kuͤſtenfragen 
die oͤſterreichiſchen Intereſſen einigermaßen zu wahren. Gegen⸗ 
uͤber den ſonſtigen Anderungen am Balkan war dies aber ein 
magerer Erfolg. Das von der Londoner Konferenz fixierte Er⸗ 
gebnis der Balkankriege war ein ſtarkes Zuruͤckdraͤngen des Ein⸗ 
fluſſes der Mittelmaͤchte am Balkan. Bei dem zweiten Balkan⸗ 
kriege hatte ſich, was noch erwaͤhnt zu werden verdient, der Einfluß 
Rußlands in einer fuͤr die Bulgaren uͤberraſchenden Weiſe geltend 
gemacht; es war der ruſſiſche, von Frankreich unterſtuͤtzte Rat, 
der die Rumaͤnen zum Vorgehen gegen die Bulgaren beſtimmte. 
Petersburg wollte Serbien, den Vorpoſten gegen Oſterreich, nicht 
aus der Hand laſſen und nach Moͤglichkeit verſtaͤrken. Serbien 
konnte, als es Albanien hatte fahren laſſen muͤſſen, nur auf 
Koſten Bulgariens und unter Druck auf Bulgarien befriedigt 
werden, unter Vorbehalt ſpaͤterer Entſchaͤdigung Bulgariens, 
wenn der womoͤglich um Rumaͤnien verſtaͤrkte Balkanbund gegen 
Oſterreich angeſetzt wurde und Beute in den flawifchen Teilen der 
zertruͤmmerten Monarchie fand. So war die ruſſiſche Rechnung. 
Von dem ruſſiſchen Geſandten Hartwig wird folgende Außerung 
berichtet: „Wir brauchen ein ſtarkes Serbien. Nach der Tuͤrkei 
— Erpoſe des Grafen Berchtold vom 5. November 1912. 
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kommt die Öfterreichifche Frage an die Reihe und Serbien wird 

unſer beſtes Werkzeug ſein. Ihr Bulgaren werdet Mazedonien 1 
an dem Tage bekommen, an dem Serbien ſein Bosnien und die 
Herzegowina zuruͤcknehmen wird“). Der Friede von Bukareſt 3 


(10. Auguſt 1913) wurde von keiner Seite als endgültige Regelung, 


ſondern lediglich als ein vorübergehender Waffenſillſtand auf⸗ 


gefaßt. Serbien, durch ſeine Erfolge angeſtachelt, hoͤrte nur noch E \ 
auf die Stimme, die es auf den Weg der weiteren Ausdehnung 
und Eroberung rief, und war der ruſſiſchen Hilfe ſicher, wenn es 4 

den entſcheidenden Vorſtoß gegen Oſterreich unternehmen würde. 


Was nun aber die Bedrohung Oſterreichs ungemeſſen verſchaͤrfte, 7 


das war die alsbald ſich mit Klarheit abzeichnende Tatſache, daß 3 
die Balkankriege die Gewichte innerhalb der ſlawiſchen Welt nicht 1 
nur jenſeits der oͤſterreichiſchen Grenzen verſchoben hatten. Durch 4 


feinen ſiegreichen Aufſtieg und durch die fo unverhuͤllte Gönnerz 
ſchaft der Entente hatte Serbien auf die ſlawiſchen Voͤlker der 
Monarchie einen Einfluß gewonnen, der das ſtaatliche Gefuͤge 
ernſtlich ſchaͤdigen mußte. Die Idee des großſerbiſchen Reiches 
wurde greifbar, das „Piemont“ am Balkan eilte feiner „hiſto⸗ 
riſchen Beſtimmung“ entgegen. Die verſtaͤrkte nationale Schwung⸗ 
kraft des Serbentums wandte ſich nunmehr vollbewußt dem 
oͤſterreichiſch-ungariſchen Gebiet zu. „La première manche est 
gagnée“, ſagte Paſchitſch nach der Unterzeichnung des Bukareſter 
Friedens, „maintenant il faut préparer la seconde manche 
contre l' Autriche“). Gegenüber dem früheren ſerbiſchen Ge⸗ 
ſchaͤftstraͤger in Berlin, Herrn Boghitſchewitſch, hat ſich Herr 
Paſchitſch um dieſelbe Zeit ausdruͤcklich dazu bekannt, daß er es 
ſchon im erſten Balkankriege haͤtte auf den europaͤiſchen Krieg 


1) Zitiert bei Th. v. Sosnosky, Die Balkanpolitik Oſterreich⸗ Ungarns, Bd. II, 
8 
2) Boghitſchewitſch, Kriegsurſachen, S. 65. 
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R ankommen laſſen können, um Bosnien und die Herzegowina zu 
. erwerben. Er habe aber zunächſt den Beſitz Mazedoniens fir 
Serbien ſichern wollen, „um dann erſt zur Erwerbung Bosniens 
und der Herzegowina ſchreiten zu konnen“). Bei dieſen Plänen 
der führenden ſerbiſchen Köpfe mußte ſehr ſchnell der Augenblick 
eintreten, wo Oſterreich zu kaͤmpfen hatte, wollte es nicht vor 
= dem ſerbiſchen Nachbarn abdanken und die Aufloͤſung als fein 
Schickſal hinnehmen. Trat Serbien vor der öͤſterreichiſchen Ent⸗ 
ſchloſſenheit den Ruͤckzug an und konnte Oſterreich feine Poſition 
ohne Krieg wahren, um fo beſſer. Einem Volke gegenüber, das 
| 8 den Appell an die Waffen als ſein gutes Recht betrachtete und 
ſoeben zweimal ausgeführt hatte, durfte aber Hfterreich vor der 
Eventualitaͤt eines Krieges nicht zuruͤckſchrecken. 
Nun ergibt ſich aus dem am 5. Juli 1914 überreichten Pro⸗ 
memoria, daß die oͤſterreichiſche Politik die Möglichkeit einer 
diplomatiſchen Wiederherſtellung des oͤſterreichiſchen Einfluſſes 
am Balkan keineswegs außer Betracht gelaſſen hat. Ein Pro⸗ 
gramm auf lange Sicht war entworfen worden, das erſt durch das 
Ereignis von Serajewo modifiziert worden iſt. 
Mit dieſer Mordtat mußte ſich allerdings für die oͤſterreichiſchen 
Staats maͤnner die Frage ſtellen, ob fie uͤberhaupt Zeit haben 
wuͤrden, das großangelegte Balkanprogramm mit diplomatiſchen 
Mitteln durchzufuͤhren, oder ob ihnen nicht die ſerbiſche Aktions⸗ 
luſt ihr Konzept ſofort zerreißen wuͤrde. Der ſchwerwiegende 
Entſchluß, die Regelung der Balkanfragen im Sinne Oſterreich⸗ 
Ungarns mit der Niederwerfung Serbiens zu beginnen, wurde 
alſo gefaßt unter dem Drange nicht in die Rechnung eingeſtellter 
Ereigniſſe. Ein fo ſcharfer Schlag gegen die oͤſterreichiſch-ungariſche 
Autoritaͤt verlangte eine ſofortige ſcharfe Erwiderung. In dieſer 
Auffaſſung der Lage ſtimmten wir unſerem Bundesgenoſſen zu. 
1) Ebenda, S. 65. 
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Die Wahl der Mittel überließen wir ihm, ohne dabei den Krieg | 1 
mit Serbien ausdruͤcklich auszuſchließen. 


Die Ermordung des oͤſterreichiſchen Thronfolgers war der 6 1 | 


ploſionspunkt der großſerbiſchen Propaganda. Kein Zweifel kann 3 
fein, daß die Urheber des Attentates, wohin auch immer die 
aͤußere und die intellektuelle Verantwortung reichen mag, als 


feine Folge die Aufrollung der ſuͤdſlawiſchen Frage ins Auge 


gefaßt und gewollt haben. Wie auch Hſterreich⸗Ungarn ſich zu 
dieſem Morde ſtellen wollte, das Serbentum rechnete auf einen 
Gewinn für feine Sache. Ließ Oſterreich⸗Ungarn dieſe politiſche 


Mordtat ungefühnt, fo erhob das Slawentum in der Monarchie 
nur noch kuͤhner das Haupt und ſetzte ſeine Konſpirationen mit re 
den Serben des Königreiches um fo ungenierter fort. Setzte 9 
Oſterreich ſich aber zur Wehr, fo rechneten die Serben mit den 


Entzuͤndung des europaͤiſchen Krieges, bei dem ſie ſelbſt viel aufs 1 
Spiel ſetzten, aber auch viel zu gewinnen hoffen durften. 3 

Wie ſehr ſich die ſerbiſchen Staatsmaͤnner als die wahren un? 
greifer gefühlt haben, ergibt noch nachtraͤglich eine Erklaͤrung, 
die Paſchitſch am 12. Auguſt 1915 in der ſerbiſchen Skupſchting 
abgegeben hat. Er ſagte: „Wir haben im guͤnſtigſten Moment 
losgeſchlagen, der für die Verwirklichung unſerer Ideale über 
haupt denkbar war.“ Wer koͤnnte glaubwuͤrdiger als der ſerbiſche 
Miniſterpraͤſident bekunden, wie ſehr Oſterreich von dem aggreſſiven 
Serbentum bedroht war, wie ausſchließlich es in der Abwehr und 
in der Verteidigung ſtand? 

Die Kraft zu ſeiner herausfordernden Haltung zog Serbien 
aber nicht allein aus ſeinen Idealen, ſondern aus der Ermunte⸗ 
rung und Unterſtuͤtzung, die es in Rußland fand. Ein dokumen⸗ 
tariſches Beiſpiel aus dem Jahre 19131! Der ſerbiſche Geſandte 
in Petersburg berichtet im April: „Wiederum ſagte er (Saſſonow) 
mir, daß wir für die kuͤnftige Zeit arbeiten muͤſſen, wenn wir viel 
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Land von Oſterreich⸗Ungarn bekommen werden. Ich entgegnete 
ihm, daß wir Bitolia den Bulgaren ſchenken werden, wenn wir 
Bosnien und andere Lander bekommen werden“). Man ſieht, 
wie offen die Serben in Petersburg von ihren Aſpirationen 
ſprechen durften, die nicht nur auf Bosnien, ſondern noch auf 
andere Lander“, Kroatien, Dalmatien, Krain gingen. 


Von abſchließender Bedeutung iſt hier die Audienz, die Pa⸗ 
ſchitſch am 2. Februar 1914 beim Zaren gehabt hate). Deutlicher 
konnte, ſo lange noch Frieden war, kein Monarch zu einem Ge⸗ 
ſandten ſprechen. Nach dieſer Audienz wußte Paſchitſch, daß 
Serbien nicht allein bleiben wuͤrde, wenn es marſchierte. Die 
Schlußworte des Zaren waren ja ein feierliches Verſprechen: „Fuͤr 
Serbien werden wir alles tun. Gruͤßen Sie den Koͤnig und ſagen 
Sie ihm: Fuͤr Serbien werden wir alles tun!“ Sein volles 
Gewicht erhaͤlt dieſer Vorgang, wenn man in Betracht zieht, 
daß mit Anfang des Jahres 1914 in Petersburg die Erwaͤgungen 
uͤber die große Dardanellenaktion begonnen haben, die nach 
Saſſonows Worten „nicht außerhalb eines europaͤiſchen Krieges“ 
unternommen werden koͤnnte, „wobei Serbien ſeine ganze Macht 
gegen Oſterreich werfen“ müßte, daß am 21. Februar die Pläne 
fuͤr die „Beſitzergreifung der Meerengen in nicht ferner Zukunft“ 
erörtert wurden, daß es nach dem Saſſonowſchen Immediatbericht 
uͤber dieſe Beratungen „Aufgabe der zielbewußten Arbeit des 
Miniſteriums des Außeren“ bildete, einen „guͤnſtigen politiſchen 
Boden“ für die Meerengenaktion vorzubereiten). Den ſerbiſchen 
Drang zur Vereinigung aller Staͤmme ſerbiſcher Sprache gegen 
Oſterreich anzufeuern, war die wichtigſte vorbereitende Aufgabe 


) Deutſches Weißbuch, betr. die Verantwortlichkeit uſw., S. 110. (Oktavaus⸗ 
gabe S. 127). 

2) Ebenda, S. 114 ff. (Oktavausgabe S. 130 ff.) 

) Ebenda, S. 152 ff. (Oktavausgabe S. 173 ff.) 
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der zielbewußten ruſſiſchen Politik. Es war die Vorbereitung auf 
den Weltkrieg, deſſen die ruſſiſchen Machthaber zu bedürfen glaub, 
ten, um Herren der Dardanellen zu werden. Dies war die Si⸗ 
tuation, in die am 28. Juni 1914 die Kataſtrophe von Serajewo 
fiel. Die Exiſtenzfrage war geſtellt, Oſterreich gezwungen, ſie zu 
beantworten. Damit war auch Deutſchland vor unausweichliche 
Entſcheidungen geſtellt. 
Dem Überblick uͤber die große, lebenbedrohende Gefahr, die ſich 
fuͤr Oſterreich an der ſerbiſchen Grenze entwickelt und nun plotzlich 
in ihrer ganzen Furchtbarkeit aufgerichtet hatte, laſſe ich noch 
wenige Worte uͤber die zu ihrer Bekaͤmpfung gewaͤhlten Mittel 
folgen. Die abſolute Treuloſigkeit der ſerbiſchen Politiker war in 
Wien bekannt. Mit milden Mitteln war nichts mehr zu erreichen. 
Verſprechungen waͤren mit dem Willen gegeben worden, ſie bei 


der erſten guten Gelegenheit zu brechen. Ließ ſich Oſterreich auf 


dieſe oft geuͤbte ſerbiſche Taktik ein, ſo war die moraliſche Auf⸗ 
loͤſung des oͤſterreichiſch⸗ungariſchen Staates vollzogen. Der letzte 
moͤgliche Augenblick war da, um die oͤſterreichiſche Autoritaͤt bei 
der ſuͤdſlawiſchen Welt wieder herzuſtellen. Sollte er nicht un⸗ 
wiederbringlich verloren gehen, ſo mußte feſt und ſchnell zu⸗ 
gegriffen werden. Der Krieg mit Serbien war damit moͤglich 
und wahrſcheinlich. Wir haben ihn in unſeren Inſtruktionen nicht 
ausgeſchloſſen, aber ihn weder gefordert, noch dazu getrieben. 
Geraten haben wir aber zu ſchnellem Vorgehen, weil damit am 
eheſten Weltkomplikationen vermeidbar ſchienen. Nur indem wir 
den Oſterreichern bei der Wahl der Mittel freie Hand ließen, 
behielten wir die Moͤglichkeit, zur Verhuͤtung des Auswachſens 
des Streitfalles zu einem europaͤiſchen Konflikt vermittelnd ein⸗ 
zugreifen. 

Die Politik der Lokaliſierung, ſo ſtark ſie ſpaͤter verurteilt 
worden iſt, und fo ſkeptiſch und ironiſch fie auch ſchon, während 
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wir fie betrieben, von einer Reihe fremder Staatsmänner und 
auch von einem deutſchen Botſchafter beurteilt wurde, war doch 
nicht von vornherein ausſichtslos. Sollte dieſe Politik möglich 
bleiben, fo mußten wir für Vermittelungsaktionen die Hände 
frei behalten. Wir hätten uns die Haͤnde gebunden, wenn wir 
1 das oͤſterreichiſche Vorgehen gegen Serbien in allen Einzelheiten 
mitbeſtimmt und genau kontrolliert hatten. Dabei darf weiterhin 
nicht überfehen werden, daß es ſich zunaͤchſt um eine Lebensfrage 
unſeres Bundesgenoſſen handelte. Über die Wege und Mittel 
| . des Prozedierens mußte diejenige Macht entſcheiden, um deren 
Lebensintereſſe es ſich drehte. Der Großmacht Hſterreich konnten 
wir die Verantwortung fuͤr ihre Entſcheidungen nicht abnehmen. 
Die Entfeſſelung des europaͤiſchen Konfliktes war von dieſer 
Politik weder bezweckt noch ihre notwendige Folge. Im Gegen⸗ 
teil. Dem Weltfrieden war gedient, er war für lange Zeit ges 
ſichert, wenn es gelang, die großſerbiſchen Umtriebe zur Ruhe 
zu bringen. Der europaͤiſche Konflikt iſt erſt aus dem Kriegswillen 
Rußlands hervorgegangen, der die Situation maßgebend hatte 
ſchaffen helfen, den Anlaß begierig ergriff, von Frankreich be⸗ 
guͤnſtigt und von England nicht gezuͤgelt wurde. 

Der Ausſchnitt aus dem Bild der Weltlage, der in den vor⸗ 
ſtehenden Ausfuͤhrungen gezeichnet worden iſt, ſtand zu der Zeit, 
als wir unſere Entſchluͤſſe zu faſſen hatten, noch nicht in jedem 
Detail mir ſo deutlich vor Augen wie heute. Unſere Kenntnis der 
IM ruſſiſchen Pläne war nicht auf fo beweiskraͤftigen dokumentariſchen 
Unterlagen begruͤndet, wie ſie die ſpaͤteren Veroͤffentlichungen 
aus den ruſſiſchen Archiven geboten haben. Wohl kannten wir 
die ruſſiſchen Treibereien am Balkan recht genau aus Geheim⸗ 

berichten. Auch die Verhandlungen Rußlands mit England über 
eine Marinekonvention, die den immer enger werdenden Zu⸗ 
ſammenſchluß der Entente beſonders grell beleuchteten, waren zu 
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unferer Kenntnis gekommen. Was uns fehlte, war die Kenntnis, ® 
daß die militaͤriſch⸗politiſchen Pläne Rußlands im Fruͤhjahr 1x4 
ſich bereits zu fo weitgehenden akuten Erwägungen über die gs 
waltſame Eroͤffnung der Dardanellen unter Herbeifuͤhrung eines 4 5 
eutopäifchen Krieges verdichtet hatten. Alle nachtraͤglich hinzu: 
gekommene Kenntnis vervollſtaͤndigt jedoch nur das Bild, das 4 
in großen Zügen aus den uns bekannt gewordenen Tatſachen 
konſtruiert werden mußte. Das Bild einer immer gefahrvoller 
ſich entwickelnden europaͤiſchen Lage, die uns das feſte Zuſammen⸗ 
halten mit unſerem Bundesgenoſſen zur Pflicht machte, wollten wir 
in den offenbar drohenden Stuͤrmen nicht völlig vereinſamt ſtehen. 
Auch wenn unſere in allem Weſentlichen zutreffende Beurteilung 
der Geſamtlage in Einzelheiten noch ergaͤnzt geweſen waͤre, die Trag⸗ 
weite der im Juli zu faſſenden Entſcheidungen waͤre doch immer 
dieſelbe geblieben. Nur um ſo klarer haͤtte ſich dann der Zwang der 
Lage enthuͤllt, unter dem wir ſtanden. Auch dann war zu entſcheiden, 
ob der Verſuch gemacht werden ſollte, die Poſition der Mittelmaͤchte 
durch Abwehr eines in den Anfaͤngen moͤglicherweiſe noch aufzu⸗ 
haltenden Vorſtoßes zu wahren, oder ob es dazu bereits zu ſpaͤt 
war und wir uns darein finden mußten, den Zerfall Oſterreichs und 
damit die Verkleinerung unſerer eigenen Stellung hinzunehmen. 
Der Pazifismus von 1920 und große Teile der Volksmeinung, 
die den ungluͤcklichen Ausgang des Krieges vor Augen hat, ſtimmen 
dahin uͤberein, daß eine Politik, die das Riſiko des europaͤiſchen Krieges 
einſchloß, auf jeden Fall vermieden werden mußte. Verkannt wird 
dabei, daß eine Verzichtspolitik der Mittel maͤchte die kriegeriſchen 
Tendenzen auf der Gegenſeite keineswegs beſeitigt haͤtte. Wenn 
Oſterreich, weil die deutſche Hilfe verſagte, vor Serbien zuruͤckwich, 
fo war damit zwar der oͤſterreichiſch⸗ſerbiſche Krieg für den Augenblick 
vermieden, die Geſamtlage Europas aber nicht um ein Haar fried⸗ 
licher, ſondern fuͤr Deutſchland nur noch unendlich gefaͤhrlicher ge⸗ 
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worden. Welche Rezepte hatte der Pazifismus fir dieſe Situation? 


Keins jedenfalls, deſſen Ausführung nicht auf Koſten der deutſchen 
Weltſtellung ging. Wenn es aus den Kreiſen des deutſchen Pazifis⸗ 
mus jetzt ſo dargeſtellt wird, als bezeichne der 5. Juli die Grenze 


zweier Epochen, vor dieſem Termin Gedankenſuͤnden, nach ihm Tat⸗ 


fünden, und als fielen der Entente lediglich Gedankenſuͤnden, den 
Mittelmaͤchten aber die Tatſuͤnden zur Laſt, ſo liegt der flagrante 
Widerſpruch dieſer Geſchichtskonſtruktion zu den hiſtoriſchen Tat⸗ 
ſachen auf der Hand. Es ſind klar nachweisbare Taten, mit denen 
die Entente die Weltlage von 1914 geſchaffen hat. Pazifiſtiſchen 
Idealen hat die Entente nicht gehuldigt. Alle unſere Gegner im 
Kriege haben den Krieg als legitimes Mittel betrachtet und an⸗ 
gewandt waͤhrend einer Zeit, in der Deutſchland ſich voͤllig friedlich 
verhalten hat. Amerika hat den ſpaniſchen Krieg, England den Trans⸗ 
vaalkrieg, Rußland den japaniſchen Krieg, Frankreich zahlloſe Kolonial⸗ 
kriege, Italien den Tripoliskrieg geführt. Vor keinem dieſer Kriege iſt 
den Großmaͤchten Gelegenheit gegeben worden, ausgleichend einzu⸗ 
greifen, in keinem dieſer Faͤlle iſt erlaubt worden, den Streit vor das 
Forum der Großmaͤchte zu ziehen; niemand hat es auch nur verſucht, 
weil man genau wußte, daß England, Amerika, Rußland, Italien der⸗ 
artige Verſuche abgelehnt haben wuͤrden. Keine dieſer Großmaͤchte hat 
ſich durch pazifiſtiſche Lehrmeinungen daran hindern laſſen, mit den 
Waffen durchzuſetzen, was ihnen gutes Recht oder Gebot des Inter⸗ 
eſſes ſchien. Auch 1914 war der Krieg als legitimes Mittel ſtaatlicher 
Selbſtbehauptung noch nicht ausgeſchaltet. Daß der Krieg gegen 
Serbien zur Loͤſung des oͤſterreichiſch⸗ſerbiſchen Streitfalles in Be⸗ 
tracht gezogen worden iſt, mag alſo vielleicht von den Anhaͤngern 
des Pazifismus theoretiſch verurteilt, nicht aber unter Verleugnung 
ihrer eigenen Geſchichte von denjenigen Regierungen als Frevel 
gebrandmarkt werden, deren Staatsmaͤnner den Friedensvertrag 
von Verſailles unterzeichnet haben. 
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2. Denkſchrift des Reichskanzlers über den Übootkrieg vo: 
29. Februar 1916. 


Berlin, 29. Februar 96. 

Die Ankündigung des Übootkrieges in den Formen, in denen 3 
ihn der Admiralſtab durchfuhren will, d. h. in der ohne Warnung 
erfolgenden unterſchiedsloſen Torpedierung von Frachtdampfern und 
Paſſagierdampfern, unter neutraler wie unter feindlicher Flagge, 
wuͤrde als ſichere Folge das Eintreten der Vereinigten Staaten in 
den Krieg an der Seite unſerer Gegner haben. 

An dieſem Ergebnis wuͤrden auch etwaige Einſchraͤnkungen zu⸗ 
gunſten des regelmaͤßigen amerikaniſchen Schiffsverkehrs nichts 
ändern. Sie koͤnnen guͤnſtigſtenfalls die Wirkung haben, die Enz 
ſchließung der Vereinigten Staaten etwas hinauszuziehen. Anderer⸗ 8 
ſeits erwartet die Marine als Folge ihres Vorgehens das Ausſcheiden = 
Englands als Kriegsgegner in einer Friſt von etwa 6 bis 8 Monaten. 
Die Oberſte Heeresleitung hat ihren Standpunkt dahin praͤziſtert, 
daß, da die Widerſtandskraft Oſterreich⸗ Ungarns kaum über das 
Jahr 1916 hinausreichen werde, jedes verfuͤgbare Mittel angewandt 
werden muͤſſe, um den Krieg vorher zu beenden. a 

Vorausgeſetzt, daß dieſe Praͤmiſſe richtig iſt, ergibt ſich für die 
Entſcheidung, ob die ruͤckſichtsloſe Führung des Ubootkrieges auf⸗ 
zunehmen iſt, die Pruͤfung folgender Fragen: 

1. Beſteht die Sicherheit, daß der neue Übootkrieg in dem 
angegebenen Zeitraume eine Verringerung des Raumgehaltes der 
verfuͤgbaren engliſchen Handelsflotte um annähernd 4 000 ooo t, wie 
Admiral v. Holtzendorff das erwartet, herbeifuͤhren wird? 


Beuagen zu den ſtenographiſchen Berichten des Unterſuchungsausſchuſſes 
2. Unterausſchuß, Nr. 3, Teil IV, Zur Vorgeſchichte der Erklärung des uneins 
geſchränkten Ubootkrieges. S. 149—1 57. 
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2. Iſt mit Sicherheit anzunehmen, daß die erhoffte Schädigung 

der engliſchen Handelsflotte England zum Frieden zwingen wird? 

6 3 3. Welche Folgen wird das zu erwartende Eintreten der Neu⸗ 
tralen, insbeſondere Amerikas, in den Krieg haben? 


J. 


Wieviel Schiffe durch den geplanten Ubootkrieg verſenkt werden 
koͤnnen, hat der Marinefachmann zu beantworten. Indeſſen weiſt 
ſchon der Unterſchied in der Schaͤtzung der monatlich zu vernichtenden 
Tonnage, die vom Admiral v. Holtzendorff auf 630 000 t bewertet 
wird, waͤhrend Großadmiral v. Tirpitz eine entſchieden geringere, 
ziffernmaͤßig jedoch nicht genau greifbare Zahl angibt, darauf hin, 
daß die Grundlagen dieſer Schaͤtzung unſichere ſind. Sie beruhen 
auf einer arithmetiſchen Übertragung der bisherigen Ergebniſſe des 
Ubootkrieges und des Minenkrieges in der Nordſee und dem Mittel⸗ 
meer auf den neuen Übootkrieg. 

Unberuͤckſichtigt bei dieſer Schaͤtzung ſind geblieben: 

I. Die Wirkung neuer Abwehrmittel gegen die Uboote, die ſich 
England, wenn es um ſeine Exiſtenz geht, im Verlaufe eines halben 
Jahres zweifellos beſchaffen kann und beſchaffen wird. 

2. Der Zuwachs an neu erbauten Schiffen, der im Jahre 191; 
etwa 650 000 t betragen hat. 

3. Der Ruͤckgriff auf die in neutralen Haͤfen liegende deutſche 
Handelstonnage, die fuͤr England frei wird, wenn Amerika mit uns 
bricht. An ſolchem Schiffsfrachtraum liegen in den Vereinigten 
Staaten, in Norwegen, Holland, Portugal, Italien, Griechenland, 
Afrika, Aſien und in den Häfen der Suͤdſee etwa 1,7 Millionen 
Tonnen. Trotz aller entgegenſtehenden Schwierigkeiten werden unſere 
Gegner jedenfalls einen Teil dieſer Tonnage waͤhrend des Zeitraumes 
von einem halben Jahr ſich dienſtbar machen koͤnnen. 
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giernach iſt zweifellos, daß, ſelbſt wenn innerhalb von 6 Monaten 
4 Millionen Tonnen verſenkt werden ſollten, der für England ver 


fuͤgbare Schiffsraum nicht um dieſen, ſondern um einen weſentlich 
geringeren Betrag vermindert werden wird. 


Die geſamte Berechnung der zu erzielenden Verminderung des 2% 


engliſchen Schiffsraumes beruht ſomit auf ſchwankender Grundlage, 
Noch unſicherer iſt die Bewertung der Wirkung, welche dieſe Ver⸗ 
minderung auf die Kriegsentſchloſſenheit und Kriegsfaͤhigkeit Eng⸗ 
lands haben wird. 


II. 


Beſtimmte Zahlen uͤber die England zur Zeit zur Verfuͤgung 
ſtehende Handelstonnage liegen nicht vor. Treffen die juͤngſten Er⸗ 
klaͤrungen des Herrn Runciman im Unterhauſe zu — und ſie be⸗ 
ſtaͤtigen im weſentlichen auch anderwaͤrts vorliegende Schaͤtzungen —, 
ſo iſt ſie um ein Drittel zuruͤckgegangen und hat England zur Zeit 
fuͤr die Beduͤrfniſſe ſeines Handelsverkehrs noch 13 bis 14 Millionen 
Tonnen verfuͤgbar, wovon 9 Millionen engliſche Schiffe, 4 bis 
5 Millionen neutrale Schiffe waͤren. Wahrſcheinlich iſt die Zahl 
hoͤher, da dieſer Rechnung nur die engliſche Tonnage bei Ausbruch 
des Krieges zugrunde gelegt iſt. Daß dieſe Tonnage bis zum Herbſt 
um 4 Millionen vermindert werden koͤnne, iſt nach den Yusführungen 
zu J nicht wahrſcheinlich, geſchweige denn ſicher. Aber ſelbſt, wenn 
ſie es koͤnnte, iſt es lediglich eine Vermutung, daß dieſe Verminde⸗ 
rung ausreichen wuͤrde, um England zum Frieden zu zwingen. 

Durch die Steigerung der Frachtraten und die Erſchwerung des 
Exportes iſt England in erhebliche wirtſchaftliche Schwierigkeiten ge⸗ 
raten. Die Knappheit an Schiffsraum hat viel dazu beigetragen, 
aber die alleinige Urſache iſt ſie nicht. Mangelnde Organiſation 
ſowie Schwierigkeiten in den Hafen⸗ und Arbeiterverhaͤltniſſen haben 
mitgewirkt. Wird durch den geplanten Ubootkrieg der Schiffsraum 
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weiter vermindert, fo werden Englands Nöte wachſen. Bevor Eng⸗ 


land aber kapituliert — und darum handelt es ſich — wird es alle 


Hebel anſetzen, um ſeiner Noͤte Herr zu werden. Vermoͤgen ſchon 
beſſere Dispoſitionen uͤber den verfuͤgbaren Schiffsraum, Be⸗ 
ſchraͤnkungen der Einfuhr auf die für die Volksernaͤhrung ſowie die 
Fortſetzung des Krieges unbedingt erforderlichen Waren bis zu 
einem gewiſſen Grade Abhilfe zu ſchaffen, ſo hat die engliſche Re⸗ 
gierung in der freiwilligen oder erzwungenen Aufgabe des Saloniki⸗ 
Unternehmens ein Mittel, um ſeinem Handelsverkehr wieder ſo viel 
Tonnage zuzufuͤhren, daß der durch den Übootkrieg entſtehende 
Verluſt zu einem guten Teil ausgeglichen wird. 

Eine gaͤnzliche Abſperrung Englands iſt bei der beſchraͤnkten Zahl 
unſerer Uboote und ihrer Aktionsunfaͤhigkeit bei Nacht ausge⸗ 
ſchloſſen. Sei es mit, ſei es ohne Convoi wird England eine gewiſſe 
Anzahl von Schiffen durch unſere weitmaſchige Ubootſperre und 
auch durch die Minenſperre unter allen Umſtaͤnden, eventuell uͤber 
Frankreich, durchbringen koͤnnen. Selbſt wenn man die Getreide⸗ 
reſerven außer Betracht laͤßt, über die die engliſche Regierung verfügt, 
genuͤgen bei einer durchaus ertraͤglichen Einſchraͤnkung des Ver⸗ 
brauches 4 bis 5 Schiffe mittlerer Groͤße taͤglich, um die Verſorgung 
Englands mit Brotgetreide zu ſichern. 

Faßt man alles zuſammen, ſo wird die zu erwartende Verminde⸗ 
rung des Schiffsraumes England zwar ſchaͤdigen, aber ihm nicht 
bis zum Herbſt die Fortſetzung des Krieges unmoͤglich machen und 
es damit zum Frieden zwingen. Denn davor darf man die Augen 
nicht verſchließen: Wird der Übootkrieg in der geplanten Weiſe 
angekuͤndigt und gefuͤhrt und tritt infolgedeſſen Amerika in das 
Lager unſerer Feinde, fo kommt ein durch ſolchen Ubootkrieg er; 
zwungenes Friedensangebot Englands dem oͤffentlichen Eingeſtaͤnd⸗ 
nis gleich, daß die Seeherrſchaft Albions durch Deutſchlands See⸗ 
macht vernichtet worden iſt. Ehe ſich England zu einem ſolchen Ein⸗ 
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geftändnis entſchließt, opfert es den letzten Mann und letzten 
Groſchen. Steht die Sache aber fo, dann müffen gegen die Schäa⸗ 
digungen, die England durch den Übootkrieg zugefügt werden, 
diejenigen Schädigungen abgewogen werden, die wir ſelbſt durch 
den Bruch mit Amerika erleiden. 5 


III. 


Daß der Bruch mit Amerika eintritt, wenn wir den Übootkrieg 
in der geplanten Weiſe ankuͤndigen und fuͤhren, iſt nach der Haltung, 
die die Union bisher eingenommen hat, und die ſie jetzt in der Frage 
der bewaffneten Handelsſchiffe einnimmt, unzweifelhaft. Ver⸗ 
handlungen mit Amerika uͤber die Modalitaͤten des von uns zu 
fuͤhrenden Ubootkrieges ſind ausgeſchloſſen, weil ſie, wenn uͤber⸗ 
haupt, erſt nach Monaten zum Ziel führen würden. Die gegen unſere 
Ankuͤndigung von Amerika zu erwartenden Proteſte muͤßten wir 5 
zuruͤckweiſen. Mit dieſer Zuruͤckweiſung iſt der Bruch da. 8 

Der Bruch mit Amerika wird die nachſtehenden Folgen haben: ir 

1. Die Sache unſerer Feinde erhält durch den offenen Übertritt = 

Amerikas in ihr Lager eine neue ungeheure moraliſche Unterſtuͤtzung. 
Die Zuverſicht in die ſiegreiche Durchfuͤhrung des Krieges wird neu 
belebt, der Wille zum Durchhalten gekraͤftigt. Die offen ſichtlich vor⸗ 
handenen ſtarken Unſtimmigkeiten innerhalb der Entente verſchwinden 
mit einem Schlage, die ſchon jetzt fuͤr die Haltung Frankreichs und 
Rußlands ausſchlaggebenden Hoffnungen auf den Erſchoͤpfungskrieg 
werden nahezu zur Gewißheit erhoben, wenn ſich die einzige noch 
neutrale Weltmacht ihnen anſchließt. 

2. Der Unwille der neutralen Staaten gegen die engliſche Willkür 
iſt in dauerndem Wachſen, wird aber mit dem Augenblick zu Schanden, 
in dem England, des amerikaniſchen Beiſtandes ſicher, ſeinen Ver⸗ 
gewaltigungen keine Zuͤgel mehr anzulegen braucht. 
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3. Zu den ernſteſten Bedenken gibt der Eindruck Anlaß, den der 
Eintritt der Vereinigten Staaten in den Krieg bei unſeren Bundes⸗ 
genoſſen machen wuͤrde. Baron Burian hat wiederholt betont, wir 
möchten es durch die Art der Führung des Ubootkrieges im Mittel, 
meer nicht zum Bruche mit Amerika treiben. Jetzt hatte er ſogar 
dazu geraten, den Krieg gegen die bewaffneten feindlichen Handels⸗ 
ſchiffe auf den Einſpruch Amerikas aufzuſchieben. Koͤnnen wir dem 


Wiener Kabinett nicht die ſichere Überzeugung von der bevorſtehenden 


Niederzwingung Englands beibringen, ſo iſt damit zu rechnen, daß 


es gegen die Wiederaufnahme eines den Bruch mit Amerika herbei⸗ 


führenden Ubootkrieges, die wir ihm aus Lohalitaͤtsgruͤn den vorher 
mitteilen muͤßten, Einſpruch erheben wird. Zum mindeſten wird die 
Kriegsentſchloſſenheit Oſterreichs, das nach der Niederwerfung Ser⸗ 
biens und Montenegros ſaturiert zu werden beginnt und in dem 
ſtarke anglophile Neigungen auch heute noch fortbeſtehen, durch den 
Bruch mit Amerika nicht erhoͤht werden. 

Auch der tuͤrkiſche Botſchafter hat bereits ſeine ernſten Beſorgniſſe 
uͤber die moͤglichen Folgen eines Bruches mit den Vereinigten Staa⸗ 
ten zum Ausdruck gebracht. a 

Dieſe Bedenken gelten naturgemaͤß auch fuͤr Bulgarien. 

Schon die moraliſchen Wirkungen des Bruches mit Amerika auf 
unſere Bundesgenoſſen, die Neutralen und unſere Gegner duͤrfen 
nicht unterſchaͤtzt werden. Je laͤnger der Krieg dauert, um ſo mehr 
bewahrheitet es ſich, daß den Krieg gewinnt, wer die beſten Nerven 
behält. Die Geſchichte lehrt, daß in Koalitionskriegen, die in ent⸗ 
ſcheidenden militaͤriſchen Schlägen nicht beendet werden koͤnnen, 
Unſtimmigkeiten unter den Alliierten das Ende herbeizufuͤhren pflegen. 
Dieſe Unſtimmigkeiten zu beſeitigen, wenn man des Erfolges nicht 
ſicher iſt, bleibt ein gefaͤhrliches Wagnis. 

Auch die Stimmung in Deutſchland darf nicht lediglich nach den 
Artikeln der alldeutſchen Preſſe beurteilt werden. Die Überzahl 
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unferer Feinde hat uns bisher daran gehindert, den Krieg flegreich 
zu beenden. Man wird fragen, ob es ſich denn nicht habe umgehen 
laſſen, die Zahl unſerer Feinde noch zu vermehren, und das Ein⸗ 
treten Amerikas in den Krieg wird in weiten Kreiſen des deutſchen 
Volkes niederſchlagend und entmutigend wirken. 

Materiell hat der Bruch mit Amerika folgende Konſequenzen: 

1. Die bisherigen Verſuche der Entente, von Amerika Geld zu 
bekommen, haben nur ein beſcheidenes Ergebnis gehabt. Bricht 
Amerika mit uns, ſo wird es von ſeinem Preſtige und ſeinen ma⸗ 
teriellen Intereſſen dazu getrieben, alles aufzuwenden, damit der 
Krieg ſchnell zugunſten der Entente beendet werde. Alle ſeine finan⸗ 
ziellen Reſſourcen werden der Entente zur Verfuͤgung ſtehen, und 
England wird die Folgen ſeiner finanziellen Abhaͤngigkeit von den 
Vereinigten Staaten, die ſowieſo ſchon jetzt vorliegt, gern in Kauf 
nehmen, wenn es nur gelingt, die geſamte angelſaͤchſiſche Welt in 
Waffenbruͤderſchaft gegen uns zu vereinigen, um uns niederzuringen. 
Moͤgen auch die Finanzen allein den Krieg nicht entſcheiden, ſo be⸗ 
deutet doch die amerikaniſche Geldhilfe eine ſehr weſentliche Staͤrkung 
der Kriegsruͤſtung unſerer Gegner. 

Die oft vorgebrachte Behauptung, die finanzielle Hilfe Amerikas 
werde England nichts nuͤtzen, wenn England durch den Ubootkrieg 
von der Außenwelt abgeſchnitten ſei und infolgedeſſen von dem 
amerikaniſchen Geld keinen Gebrauch machen koͤnne, beruht auf der 
Vorausſetzung, daß England durch den Übootkrieg wie durch einen 
eiſernen Vorhang von der Außenwelt abgetrennt werde. Dieſe 
Vorausſetzung iſt unzutreffend, wird auch vom Admiralſtab nicht 
erwartet. 

2. Die Verſorgung Belgiens und Nordfrankreichs mit amerika⸗ 
niſchem Getreide hoͤrt auf. Die ſchwebenden Verhandlungen uͤber 
die Verſorgung Polens werden unterbrochen. Der Generalgouverneur 
von Belgien hat zwar erklaͤrt, falls die neue Ernte nicht verſage, mit 
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3 eigenen Vorraͤten zur Not bis zum r. Januar 1917 auskommen zu 
koͤnnen. Danach iſt dieſer Punkt nicht ausſchlaggebend. Immerhin 
nimmt die Unſicherheit der Zuftände hinter unſerer Front zu, wenn 
die en hungern muͤſſen. 

„Amerikaniſche Waffenhilfe wird militaͤriſch gering eingeſchaͤtzt; 
es 0 aber kaum zweifelhaft ſein, daß das Eingreifen der Ver⸗ 
einigten Staaten in dieſen Krieg unſeren Gegnern weiteres Kriegs⸗ 
material zuführen würde, insbeſondere ſolches, bezuͤglich deſſen die 
Vereinigten Staaten ſich bis jetzt wenigſtens formell, aus voͤlkerrecht⸗ 
lichen Grunden, Beſchraͤnkungen auferlegt haben, fo bezuglich der 
direkten Lieferung von Ubooten. Auch wird kein Kenner amerika⸗ 
niſcher Verhaͤltniſſe daruͤber im Zweifel ſein, daß der nach eng⸗ 
liſchem Vorbild entwickelte amerikaniſche Sportſinn unſeren Gegnern 
Freiwilligenkontingente zufuͤhren duͤrfte, die nach einigen Kundert⸗ 
tauſenden zu beziffern, kaum gewagt erſcheint. 

4. (Folgen Ausfuͤhrungen uͤber europaͤiſche Neutrale.) 

Die lauernde und ſchwankende Haltung Rumäniens wird durch 
den Bruch mit Amerika in ententefreundlichem Sinne beeinflußt 
werden. Es will ſich dem Sieger anſchließen. Wie der Koͤnig ſelbſt 
ſagt, glaubt Bratianu, daß wir der Erſchoͤpfung erliegen muͤſſen. 
Sieht Rumaͤnien, daß ſich mehr oder weniger alle von uns abwenden, 
daß der Ring der Abſperrung ſich immer enger ſchließt, ſo wird es 
uns zweifellos verloren geben und dementſprechend handeln. 

Als die mit Sicherheit zu erwartenden Folgen eines den Bruch 
mit Amerika herbeifuͤhrenden Ubootkrieges ergeben ſich ſomit eine 
Koalition faſt aller in Betracht kommenden neutralen Staaten gegen 
uns, die militaͤriſche Bedrohung des Reiches von Holland und 
Daͤnemark aus, erhebliche Verſchaͤrfung unſerer wirtſchaftlichen 
Schwierigkeiten; auf der anderen Seite eine ſchwer ins Gewicht 
fallende Stärkung der militärifchen, wirtſchaftlichen und finanziellen 
Hilfsmittel unſerer Gegner. Die Frage, ob wir imſtande ſein 
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würden, den Krieg auch noch unter dieſen erſchwerenden Umständen N 
einem ſiegreichen Ende durchzuführen, muß vernünftiger Überlegung 1 
nach verneint werden. Dazu kommt, daß wir nicht allein ſtehen und 
daß wir auf ein gleiches Maß von Widerſtandskraft, wie wir es im 4 
Falle der aͤußerſten Not ſchließlich doch noch aufwenden würden, bei! 
unſeren Bundesgenoſſen nicht rechnen koͤnnen. ; E | 

So erhebt ſich die Frage, ob unſere Lage eine fo verzweifelte if, 
daß wir gezwungen find, ein Vabanqueſpiel zu ſpielen, deſſen Einſatz | 
unſere Exiſtenz als Großmacht und unfere ganze nationale Zukunft 
ſein wuͤrden, waͤhrend die Gewinnchancen, d. h. die Ausſicht, Eng⸗ 
land bis zum Herbſt niederzuzwingen, ſehr unſicher ſind. Die Frage 
iſt unbedingt zu verneinen. 

Die Oberſte Heeresleitung ſtellt die Moͤglichkeit in Abrede, den 
Krieg durch vernichtende Schlaͤge auf dem Lande zu Ende zu bringen. 
Sie haͤlt eine Beendigung des Krieges uͤberhaupt nur fuͤr moͤglich, 
nachdem England oder wir ſelbſt zu Boden geworfen worden ſind. 
Kein Menſch kann mit zwingender Gewißheit behaupten, daß dieſe 
Anſicht irrig ſei. Sie hat ſogar die Erklaͤrungen von Mr. Asquith 
und Herrn Saſſonow fuͤr ſich. Ebenſowenig aber kann mit Sicherheit 
die Moͤglichkeit beſtritten werden, den Krieg auch ohne ruͤckſichtsloſen 
Ubootkrieg im Laufe des Jahres 1916 zu beendigen. Es iſt durch⸗ 
aus denkbar, daß unſere militaͤriſchen Erfolge im Weſten ein Miß⸗ 
lingen der großen angeſagten feindlichen Fruͤhjahrsoffenſive, die 
ſteigenden finanziellen Noͤte der Enrente und die Ausſichtsloſigkeit, 
uns im laufenden Jahre auszuhungern, in England die Erkenntnis 
davon, daß die Fortſetzung des Krieges auch vom Standpunkt der 
engliſchen Intereſſen aus ein ſchlechtes Geſchaͤft iſt, ſo ſteigern, daß 
England einlenkt, ohne den Krieg bis zu unſerer Erſchoͤpfung fort⸗ 
zuſetzen. Alle dieſe Moͤglichkeiten ſchneiden wir uns ab, wenn wir 
durch den ruͤckſichtsloſen Ubootkrieg Amerika und mit Amerika noch 
andere Neutrale in den Krieg mit uns treiben. Erſt dann entſteht 
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ein Zuſtand, und zwar find wir es ſelbſt, die ihn ſchaffen, bei dem 
der Krieg bis zum allerbitterſten Ende unter allen Umſtänden durch⸗ 
gekaͤmpft werden muß. Unſere Aufgabe iſt es deshalb, den Uboot⸗ 
krieg in Formen zu fuͤhren, die den Bruch mit Amerika vermeiden 
laſſen. Dann koͤnnen wir allen Schaden, den wir dadurch England 
zufuͤgen, als reinen Gewinn buchen. Daß dieſer Schaden nicht un⸗ 
betraͤchtlich iſt, zeigen die Erfolge des ſeit dem Sommer 1915 ge; 
führten abgeſchwaͤchten Ubootkrieges. Die erhöhte Zahl der jetzt 

verfügbaren Uboote wird die Erfolge vervielfachen. 


IV. 


Wir koͤnnen den Bruch mit Amerika mit aller Wahrſcheinlichkeit 
vermeiden, wenn wir den Übootkrieg, ſoweit amerikaniſche In⸗ 
tereſſen in Betracht kommen, in den Grenzen des Voͤlkerrechts und 
der hieruͤber der amerikaniſchen Regierung gegebenen Zuſicherungen 
fuͤhren. Danach ſind fuͤr die Verwendung der Unterſeeboote vier 
Moͤglichkeiten gegeben, naͤmlich: 

r. der Kreuzerkrieg gegen feindliche und 1 Kauffahrtei⸗ 

ſchiffe in allen Meeren: 

2. der Minenkrieg an den feindlichen Kuͤſten; 

3. der ruͤckſichtsloſe Ubootkrieg gegen bewaffnete feindliche 
Schiffe in allen Meeren; 

4. der ruͤckſichtsloſe Ubootkrieg gegen unbewaffnete feindliche 
Frachtſchiffe im Seekriegsgebiet um Großbritannien und Ir⸗ 
land. 

Zu 1: Der Kreuzerkrieg richtet ſich gegen feindliche Kauffahrtei⸗ 
ſchiffe im allgemeinen und gegen neutrale Kauffahrteiſchiffe mit 
Bannware. Er ſetzt voraus, daß die Schiffe, ſoweit ſie nicht fliehen 
oder Widerſtand leiſten, nicht ohne Warnung und Rettung der 
Menſchenleben zerſtoͤrt werden. Auch koͤnnen neutrale Schiffe nur 
unter den Vorausſetzungen der Artikel 49, 50 der Londoner See⸗ 
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kriegsrechtserklaͤrung verſenkt werden, d. h. nur dann, wenn das 


Schiff wenigſtens zur Hälfte mit Bann ware beladen iſt und ſeine 1 


Einbringung das Unterſeeboot einer Gefahr ausſetzen oder den = E 
Erfolg feiner Operationen beeinträchtigen koͤnnte. ED 
Zu 2: In der Legung von Minen vor feindlichen Kuͤſten läßt das 


Haager Minenabkommen vom 18. Oktober 1907 unſeren Unterſee⸗ 4 
booten tatſaͤchlich freie Hand. Der Artikel 2, wonach Minen um 


Zwecke der Handelsſperre nicht gelegt werden duͤrfen, iſt von mehreren 1 
Großmaͤchten, darunter von Deutſchland und Frankreich, abgelehnt 
worden. N 

Zu 3: Der Krieg gegen bewaffnete feindliche Schiffe, die nach der 
deutſchen Denkſchrift vom 8. Februar 1916 voͤlkerrechtlich als Krieg⸗ 
fuͤhrende zu behandeln ſind, verpflichtet im Gegenſatz zum Kreuzer⸗ 
krieg unſere Unterſeeboote weder zur Warnung noch zur Vorſorge 
fuͤr die Rettung der Menſchenleben. 

Zu 4: Der Krieg gegen unbewaffnete feindliche Frachtſchiffe in 
dem durch die Bekanntmachung des Admiralſtabes vom 4. Februar 
1915 bezeichneten Seekriegsgebiete rechtfertigt ſich als Vergeltungs⸗ 
maßnahme gegen die Aushungerungspolitik Englands. Dagegen 
wuͤrde eine entſprechende Behandlung unbewaffneter feindlicher 
Frachtſchiffe außerhalb des Seekriegsgebietes, insbeſondere im Mittel⸗ 
meer, unzulaͤſſig fein, weil hier ſowohl Deutſchland wie Oſterreich⸗ 
Ungarn entgegenſtehende Zuſicherungen abgegeben haben. 

Ein Übootkrieg innerhalb der vorſtehend dargelegten Grenzen 
wuͤrde von Deutſchland vorausſichtlich ohne Bruch mit Amerika durch⸗ 
gefuͤhrt werden koͤnnen, wenngleich nachſtehende Bedenken nicht aus⸗ 
geraͤumt ſind. 

A. Nach den letzten Erklaͤrungen der amerikaniſchen Regierung er⸗ 
ſcheint es zweifelhaft, ob ſie ſich waͤhrend des Krieges die deutſche Auf⸗ 
faſſung von dem kriegeriſchen Charakter der bewaffneten Kauffahrtei⸗ 
ſchiffe zu eigen machen wird. Da indes der Staatsſekretaͤr Lanfing 
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offenbar die innere Berechtigung dieſer Auffaſſung anerkennt, dürfte 
die Meinungsverſchiedenheit kaum zum Kriege fuͤhren, vorausgeſetzt, 
daß wir in jedem einzelnen Falle den Nachweis der Bewaffnung des 
verſenkten Schiffes erbringen koͤnnen. Sollte ſich uͤber die Beweis⸗ 
frage keine Einigung erzielen laſſen, ſo wuͤrde ein Bruch aller Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit nach dadurch abzuwenden fein, daß die Einſetzung einer 
internationalen Unterſuchungskommiſſion gemaͤß dem dritten Titel 
des Haager Schiedsabkommens vom 18. Oktober 1907 vorgeſchlagen 
wird. Unſere waͤhrend der „Luſitania“⸗Verhandlungen gegebene Zu⸗ 
ſicherung, Paſſagierſchiffe, die weder fliehen noch Widerſtand leiſten, 
nicht ohne Warnung und Rettung der Menſchenleben anzugreifen, 
ſteht unſerem Vorgehen nicht entgegen, da dieſe Zuſicherung ſich 
keinesfalls auf Paſſagierſchiffe bezog, die auch zu Angriffszwecken be⸗ 
waffnet find. Indeſſen iſt es notwendig, daß ſich „Luſitania“⸗Faͤlle, 
auch wenn es ſich um einen bewaffneten Liner handelt, nicht wieder⸗ 
holen. Ein neuer „Luſitania“⸗Fall bewirkt unter allen Umſtaͤnden 
den Bruch mit Amerika. Ein ſtrikter Befehl, daß Liners nicht ver⸗ 
ſenkt werden, auch wenn ſie bewaffnet ſind, iſt deshalb bis zur Ver⸗ 
ſtaͤndigung mit Amerika unbedingt erforderlich. Den tatſaͤchlichen 
Erfolg des Ubootkrieges wird ein ſolcher Befehl nicht entſcheidend 
beeintraͤchtigen. 

B. Der Vergeltungskrieg gegen feindliche Frachtſchiffe im See⸗ 
kriegsgebiete koͤnnte mit der amerikaniſchen Regierung dann zu Weite⸗ 
rungen fuͤhren, wenn auf dieſen Schiffen amerikaniſche Matroſen an⸗ 
geheuert oder amerikaniſche Güter verladen find. Indes treten ameri⸗ 
kaniſche Matroſen durch die Anheuerung auf einem feindlichen Fracht⸗ 
ſchiff in ein ſolches Abhaͤngigkeitsverhaͤltnis zum Flaggenſtaate, daß 
ſie an dem Geſchicke des Schiffes wie feindliche Matroſen teilnehmen 
muͤſſen; amerikaniſche Güter aber auf feindlichen Frachtſchiffen koͤnnen 
nach den Grundſaͤtzen des Voͤlkerrechts auch im Kreuzerkriege mit dem 
Schiffe zugleich verſenkt werden, ſo daß die Umſtaͤnde der Verſenkung 
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feinen Grund zur Beſchwerde bieten. Übrigens haben wir der ameri⸗ a 
kaniſchen Regierung fuͤr das Seekriegsgebiet Zuſicherungen nur hin⸗ 
ſichtlich der Paſſagierſchiffe gegeben, ohne daß fie die gleiche Zuſiche⸗ 


rung auch hinſichtlich der Frachtſchiffe verlangt hätte; es iſt daher 
unwahrſcheinlich, daß fie nachträglich auf die Frachtſchiffe zurück⸗ 


kommen ſollte. er 

Gefährliche Verwickelungen mit Amerika werden dann entſtehen, 1 
wenn unſere Unterſeeboote bei der Zerſtoͤrung von Kauffahrteiſchiffen ® 
über die vorbezeichneten Grenzen dadurch hinausgehen, daß fe um 
bewaffnete Schiffe mit bewaffneten, Paſſagierdampfer mit Fracht⸗ 
dampfern, neutrale Schiffe mit feindlichen verwechſeln und infolge⸗ 
deſſen amerikaniſche Intereſſen verletzen. Einzelne wenige Faͤlle 
wuͤrden allerdings wohl durch Entſchuldigung und Entſchaͤdigung 
beizulegen ſein; haͤufigere Faͤlle dagegen wuͤrden zweifellos als ab⸗ 
ſichtlich herbeigeführt angeſehen werden und den Bruch zur ſicheren 
Folge haben. Es erſcheint daher, wenn dieſer vermieden werden ſoll, 8 
unbedingt erforderlich, daß die den Unterſeebooten erteilten Befehle a 
den Ausſchluß ſolcher Verwechſelungen gewaͤhrleiſten. 

Was im vorſtehenden von Amerika geſagt worden iſt, gilt im 
weſentlichen auch von den uͤbrigen neutralen Staaten, wenigſtens 
für den Fall, daß ihre eigenen Schiffe wiederholt verſehentlich ver⸗ 
ſenkt werden ſollten. Dagegen wird das gleiche nicht ohne weiteres 
anzunehmen ſein, wenn ihre Angehoͤrigen oder Guͤter auf feindlichen 
Schiffen zu Schaden kommen. Jedenfalls ſind bisher entſprechende 
Reklamationen nicht oder doch nur mit geringem Nachdruck vorge⸗ 
bracht worden; allerdings ſteht dahin, ob es bei dieſem Verhalten ſein 
Bewenden behaͤlt, wenn es aus gleichem Anlaß mit Amerika zum 
Bruche kommen ſollte. 

Zu der Fuͤhrung eines nach dieſen Regeln zu fuͤhrenden Uboot⸗ 
krieges iſt keinerlei Ankündigung notwendig. Er kann ſofort befohlen 
werden und wird zuſammen mit den auf den Landkriegsſchauplaͤtzen 
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erhofften Taten nachhaltigere und für uns glüdlichere Wirkungen 
haben als ein Übootkrieg, der den Bruch mit der noch neutralen 
Welt zur Folge hat und uns damit aller Wahrſcheinlichkeit nach nicht 
dem Siege, ſondern dem Untergange entgegenfuͤhrt. 

Daß die beſtehende Differenz uͤber die bewaffneten Handelsſchiffe 
zum Bruche mit Amerika fuͤhren ſollte, iſt nicht anzunehmen. Tut ſie 
es doch, ſo iſt das ein Schickſal, dem wir nicht entgehen koͤnnen. Denn 
wegen der Laune des Praͤſidenten Wilſon koͤnnen wir nicht davon ab⸗ 
gehen, die mit Angriffsbefehlen ausgeruͤſteten bewaffneten feind⸗ 
lichen Handelsſchiffe als Kriegsſchiffe zu behandeln. Ein Nachgeben 
in dieſem Punkte waͤre nicht vereinbar mit unſerer Wuͤrde und kaͤme 
dem tatſaͤchlichen Verzicht auf die Ubootwaffe gleich. Sollte der 
Bruch erfolgen, ſo iſt der ruͤckſichtsloſe Ubootkrieg gegen England 
und Amerika die Folge. Ob dann gleichzeitig auch die Abſperrung 
Hollands und der ſkandinaviſchen Reiche gegen England erfolgen 


| ſoll, kann nur unter Beruͤckſichtigung der Modalitäten entfchieden 


werden, unter denen der Bruch mit Amerika eintritt. Jedenfalls 
wuͤrde bei einem von Amerika provozierten Bruch unſere Lage gegen⸗ 
über den übrigen Neutralen eine leichtere fein, als wenn der Bruch 
durch die Anſage des neuen unbeſchraͤnkten Ubootkrieges, die von 
allen betroffenen Neutralen als eine ihnen allen gleichmaͤßig geltende 
Herausforderung aufgefaßt werden wuͤrde, von uns herbeigefuͤhrt 
wuͤrde. 
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3. Telegramm des Reichskanzlers an den Botſchafter Grafen 5 
Bernſtorff vom 29. Januar 1917 über die Friedensvermittlung. 


Berlin, 29. Januar 1977 
Bitte dem Praͤſidenten Dank Kaiſerlicher Regierung für feine Mit? 
teilung ausſprechen. Wir bringen ihm volles Vertrauen entgegen 
und bitten ihn, dasſelbe auch uns zu ſchenken. Deutſchland iſt bereit, 
die von ihm vertraulich angebotene Vermittelung zur Herbeifuͤhrung 
einer direkten Konferenz der Kriegfuͤhrenden anzunehmen und wird 
ſeinen Verbuͤndeten das Gleiche empfehlen. Wir bitten, unſere 
Annahme ebenſo wie das Angebot ganz vertraulich zu behandeln. 
Öffentliche Bekanntgabe unferer Friedensbedingungen iſt jetzt un⸗ 
moͤglich, nachdem Entente Friedensbedingungen publiziert hat, die 
auf Entehrung und Vernichtung Deutſchlands und ſeiner Bundes⸗ 
genoſſen hinauslaufen und vom Praͤſidenten ſelbſt als unmoͤglich 
bezeichnet werden. Als Bluff koͤnnen wir ſie nicht auffaſſen, da ſie 
vollkommen mit den Reden uͤbereinſtimmen, die feindliche Macht⸗ 
haber nicht nur vorher, ſondern auch nachher gehalten haben, und 
ſich genau mit Zielen decken, um derentwillen Italien und Rumänien 
überhaupt in Krieg eingetreten find, auch, was die Tuͤrkei anlangt, 
den von England und Frankreich vertraglich an Rußland gemachten 
Zuſicherungen entſprechen. So lange dieſe Kriegsziele unſerer Geg⸗ 
ner oͤffentlich aufrecht erhalten werden, wuͤrde oͤffentliche Bekannt⸗ 8 
gabe unſerer Friedensbedingungen als Zeichen nicht vorhandener 
Schwaͤche unvertretbar ſein und nur zur Verlaͤngerung des Krieges 
beitragen. Um Praͤſidenten Wilſon einen Beweis unſeres Ver⸗ 


Beilagen zu den ſtenographiſchen Berichten des Unterſuchungsausſchuſſes, 
2. Unterausſchuß, Nr. r, Teil I, Diplomatiſcher Verkehr Berlin⸗Waſhington, 
S. 74—76. 
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trauens zu geben, teilen wir ihm, jedoch ganz ausſchließlich für feine 
Perſon, hiermit die Bedingungen mit, unter denen wir bereit ge⸗ 
weſen — wären — in Friedensverhandlungen einzutreten, falls die 
Entente unſer Friedensangebot vom 12. Dezember v. J. angenom⸗ 
men haͤtte: 

„Ruͤckerſtattung des von Frankreich beſetzten Teils von Ober⸗ 
elſaß. 

Gewinnung einer Deutſchland und Polen gegen Rußland ſtrategiſch 
und wirtſchaftlich ſichernden Grenze. 

Koloniale Reſtitution in Form einer Verſtaͤndigung, die Deutſch⸗ 
land einen feiner Bevoͤlkerungszahl und der Bedeutung feiner 
wirtſchaftlichen Intereſſen entſprechenden Kolonialbeſitz ſichert. 
RNuͤckgabe der von Deutſchland beſetzten franzoͤſiſchen Gebiete unter 
Vorbehalt ſtrategiſcher und wirtſchaftlicher Grenzberichtigungen Made 
finanzieller Kompenſationen. 

Wiederherſtellung Belgiens unter beſtimmten Garantien fuͤr die 
Sicherheit Deutſchlands, welche durch Verhandlungen mit der Bel⸗ 
giſchen Regierung feſtzuſtellen waͤren. 

Wirtſchaftlicher und finanzieller Ausgleich auf der Grundlage des 
Austauſches der beiderſeits eroberten und im Friedensſchluß zu 
reſtituierenden Gebiete. 

Schadloshaltung der durch den Krieg geſchaͤdigten deutſchen Unter⸗ 
nehmungen und Privatperſonen. 

Verzicht auf alle wirtſchaftlichen Abmachungen und Maßnahmen, 
welche ein Hindernis fuͤr den normalen Handel und Verkehr nach 
Friedensſchluß bilden wuͤrden, unter Abſchluß entſprechender Handels⸗ 
vertraͤge. 

Sicherſtellung der Freiheit der Meere. 

Die Friedensbedingungen unſerer Verbuͤndeten bewegten ſich in 
Abereinſtimmung mit unſeren Anſchauungen in gleichmäßigen 
Grenzen. 
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Wir find ferner bereit, auf der Baſis der Senatsbotſchaft des 
Praͤſidenten Wilſon in die von ihm nach Beendigung des Krieges 
angeſtrebte Internationale Konferenz einzutreten.“ Es 

Euere Exzellenz wollen dem Praͤſidenten dieſe Mitteilungen bei g 
Übergabe der Note uͤber den verfchärften Ubootkrieg machen und 1 
gleichzeitig folgendes bemerken: 1 

Wenn ſein Angebot nur wenige Tage vorher erfolgt waͤre, hätten 
wir den Beginn des neuen Übootkrieges vertagen können. Jetzt 
ſei es hierzu trotz beſter Dispofitionen aus techniſchen Gründen 
leider zu ſpaͤt, da umfaſſende militaͤriſche Vorbereitungen getroffen, 9 
die nicht mehr ruͤckgaͤngig zu machen, und Uboote mit neuen In⸗ 
ſtruktionen bereits ausgelaufen ſeien. Form und Inhalt der feind⸗ 
lichen Antwortnote auf unſer Friedensangebot und die Note des 
Praͤſidenten ſeien derart ſchroff geweſen, daß wir angeſichts des uns 
aufs neue angekuͤndigten Kampfes auf Leben und Tod die An⸗ 
wendung des beſten zu ſchneller Kriegsbeendigung geeigneten Mittels 
nicht mehr hinausſchieben und Verzicht darauf vor unſerem eigenen 
Volke nicht haͤtten verantworten koͤnnen. 9 

Wie die Inſtruktion wegen verſchaͤrften Ubootkrieges ergibt, find 
wir jederzeit bereit, den Beduͤrfniſſen Amerikas nach aller Moͤglichkeit 
Rechnung zu tragen. Wir baͤten den Praͤſidenten, ſeine Bemuͤhungen 
trotzdem aufzunehmen reſpektive fortzuſetzen, und erklaͤrten uns zur 
Einſtellung des verſchaͤrften Ubootkrieges bereit, ſobald volle 
Sicherheit dafuͤr geboten ſei, daß die Bemuͤhungen des Praͤſidenten 
zu einem fuͤr uns annehmbaren Frieden fuͤhren wuͤrden. 
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